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Rechtstexte stellen einen Sonderfall der Kommunikation und auch der Übersetzung 
dar, denn „Recht manifestiert sich wesentlich in Texten“ (Sandrini 1999: 36) – die in-
nerhalb einzelner Rechtsordnungen spezifischen Textsorten sind einerseits Vermittler 
der geltenden rechtlichen Regelungen und andererseits Instrumente zur sozialen Inter-
aktion zwischen Menschen. Die Übersetzung solcher an eine Rechtsordnung gebun-
denen Texte erfordert das Verständnis der Kommunikationsbedingungen, die der Her-
ausbildung der Textsorten zugrunde liegen, und das der juristischen Textarbeit. Der 
Vergleich textueller Handlungsmuster aus verschiedenen Rechtsordnungen bezüglich 
eines Teilrechtsgebiets vermittelt einen Einblick in die jeweiligen kulturspezifischen 
Denk- und Argumentationsstrukturen. In diesem Kontext erfolgt die Untersuchung von 
Textsorten mit einem Schwerpunkt auf ihrer Funktion als Mittel zur Lösung eines Sach-
problems (ebd.: 34–37). 
In der vorliegenden Arbeit soll auf dieser Grundlage ein Vergleich für die Textsorte 
Landpachtvertrag in Deutschland, Spanien und dem Vereinigten Königreich erfolgen. 
Ziel ist dabei nicht die Herausarbeitung konkreter translatorischer Handlungsanwei-
sungen, sondern ein solcher Vergleich hat ähnlich wie die Terminologiearbeit den 
Zweck, „dem Übersetzer ein möglichst umfangreiches Instrumentarium zur Entschei-
dungsbegründung zur Hand zu geben“ (Sandrini 1999: 36), d. h. das Wissen um die 
unterschiedlichen juristischen und textuellen Hintergründe erleichtert es dem Überset-
zer, selbst Problemlösungsstrategien zu finden und anzuwenden. 
Zu diesem Zweck wird zunächst im juristischen Teil (Kapitel 2) die Gesetzeslage in den 
drei untersuchten Ländern in ihren Grundzügen dargestellt. Dabei soll aufgezeigt wer-
den, inwiefern sich die juristischen Hintergründe der Rechtsordnungen ähneln bzw. 
unterscheiden, da die spezifischen Denkmuster einer Rechtskultur als Basis der Ent-
wicklung von Textsorten dienen. Das Augenmerk soll dabei u. a. darauf liegen, ob in 
den Ländern ein vergleichbares Konzept der Landpacht existiert, obwohl ihre Rechts-
systeme historisch bedingt teilweise deutliche Unterschiede zeigen. 
Der anschließende linguistische Teil (Kapitel 3) beschäftigt sich näher mit den Eigen-
schaften der Textsorte Landpachtvertrag und bedient sich eines Textkorpus 
(s. Kapitel 3.1) zur pragmatisch orientierten Herausarbeitung typischer bzw. in der Pra-
xis akzeptabler Gestaltungsmerkmale. Es gilt dabei darzustellen, wie unterschiedlich 
oder ähnlich die Verträge, die einander bezüglich ihrer rechtlichen Funktion entspre-
chen, in den verschiedenen Rechtsordnungen gestaltet sind. Neben makrostrukturellen 
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Merkmalen (Kapitel 3.3) steht dabei insbesondere das Phänomen der Rechtssprache 
(Kapitel 3.4) im Mittelpunkt. In Bezug auf Letztere soll untersucht werden, in welchem 
Ausmaß charakteristische Merkmale der jeweiligen juristischen Fachsprache in Verträ-
gen der Textsorte ausgeprägt sind. 
 
2 Juristischer Teil: Landpacht und Äquivalente 
In diesem ersten Hauptteil soll der juristische Hintergrund der Landpacht in Deutsch-
land, Spanien und im Vereinigten Königreich betrachtet werden. In diesem Zusam-
menhang muss festgehalten werden, dass es sich bei der Gesamtheit der jeweiligen 
gesetzlichen Regelungen der einzelnen Rechtsysteme um sogenannte Rechtsinstitute 
handelt (Pommer 2006: 33), d. h. das Abstraktum der Landpacht im deutschen Recht 
(s. Kapitel 2.1) ist keineswegs mit dem Konzept der arrendamientos rústicos in Spani-
en (s. Kapitel 2.2) oder den diversen Ausprägungen von agricultural tenancies im Ver-
einigten Königreich (s. Kapitel 2.3) gleichzusetzen. Schließlich sind diese untrennbar 
mit allen zugrunde liegenden Vorschriften verbunden, über deren Grundzüge in den 
folgenden Kapiteln ein Überblick gegeben wird. Ihre kontrastive Betrachtung wird auf 
Basis der Annahme durchgeführt, dass sie funktional einen ähnlichen Zweck erfüllen, 
nämlich die vertragliche Regelung der Überlassung von Grund und Boden zur landwirt-
schaftlichen Nutzung. 
Zum Zweck dieser Arbeit wird nur die geltende Gesetzgebung (Stand: Septem-
ber 2015) näher beleuchtet und auf historische Entwicklungen sowie frühere Legislati-
on wird nur bei gegebener Relevanz verwiesen. Für jedes der drei untersuchten Länder 
wird nach einigen einleitenden allgemeinen Informationen zur Einordnung der Textsor-
te in das jeweilige Rechtssystem eine Auswahl der wichtigsten gesetzlichen Bestim-
mungen erläutert. 
 
2.1 Landpacht in Deutschland 
Zunächst werden grundlegende Aspekte zur Einordnung des Vertrags- und genauer 
des Pacht- und Landpachtrechts in das deutsche Rechtssystem umrissen und an-
schließend wird eine Auswahl der wichtigsten gesetzlichen Regelungen zu Landpacht-




Das Vertragsrecht bildet im deutschen Recht einen Teil des Bürgerlichen Rechts, das 
wiederum zum Zivilrecht zählt und Rechtsbeziehungen unter den Bürgern betrifft. Das 
Bürgerliche Recht ist nahezu ausnahmslos im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) gere-
gelt, dessen erste drei von fünf Büchern sich mit dem Vertragsrecht, dem Recht der 
beweglichen Sachen und der Immobilien beschäftigen. Das zweite Buch, das „Recht 
der Schuldverhältnisse“, gliedert sich in einen Allgemeinen Teil sowie einen Besonde-
ren Teil, in dem einzelne Vertragstypen erläutert werden (Simon/Funk-Baker 2009: 69). 
Bei Landpachtverträgen handelt es sich um eine Unterkategorie der Gebrauchsüber-
lassungsverträge, d. h. Verträge zur Überlassung einer Sache zu deren Nutzung auf 
Zeit. Der wichtigste Vertragstyp in dieser Gruppe ist der Mietvertrag, der dem Mieter 
gegen Zahlung einer vereinbarten Miete eine Sache zur Nutzung überlässt, die er am 
Ende der Mietzeit wieder in einem Zustand zurückzugeben hat, der dem vertragsge-
mäß festgelegten Zweck entspricht. Bei einem Pachtvertrag hingegen wird dem Päch-
ter nicht nur der reine Gebrauch der Sache, sondern auch der Genuss der Früchte 
überlassen, und es können neben Sachen auch Rechte Pachtgegenstand sein. Han-
delt es sich bei der Pachtsache um ein Grundstück zur Nutzung für landwirtschaftliche 
Zwecke, so liegt ein Landpachtvertrag vor (Kötz 2012: 291–295). 
Harke (2005: 94–99) weist auf das Missverhältnis beim Umfang der gesetzlichen Vor-
schriften zu Miet-, Pacht- und Landpachtvertrag hin. Der Pachtvertrag wirkt demnach 
wie ein Anhängsel des Mietvertrags, da lediglich sieben Paragraphen mit pachtspezifi-
schen Regelungen vorliegen und daneben ein umfassender Verweis auf die Vorschrif-
ten zum Mietvertrag erfolgt. Harke stellt jedoch sogar den pachtspezifischen Charakter 
dieser Regelungen und damit die Sinnhaftigkeit der Unterscheidung zwischen Miete 
und Pacht in Frage. Die Daseinsberechtigung des Landpachtvertrags als separate Ver-
tragsart und eigener Untertitel ist jedoch unumstritten, da die Landpacht sich in zwei 
zentralen Aspekten von Miete und Pacht unterscheidet, nämlich der Betriebspflicht des 
Landpächters und der Teilhabe des Verpächters am Betriebsrisiko. 
Der Landpachtvertrag ist in den §§ 585 bis 597 BGB (Untertitel 5) geregelt. Nach § 585 
BGB gelten zudem auch die Bestimmungen nach § 581 Abs. 1 sowie §§ 582 bis 583a 
BGB für den herkömmlichen Pachtvertrag. Dagegen finden gemäß § 581 Abs. 2 BGB 
im Unterschied zum Pachtvertrag die Vorschriften zum Mietvertrag ausdrücklich keine 
Anwendung auf den Landpachtvertrag. Im folgenden Unterkapitel werden bedeutende 
Bestimmungen zur rechtlichen Grundlage dieser Vertragsart dargestellt. 
 
4 
2.1.2 Grundlegende Bestimmungen 
Nach § 585 Abs. 1 BGB wird „[d]urch den Landpachtvertrag […] ein Grundstück mit 
den seiner Bewirtschaftung dienenden Wohn- oder Wirtschaftsgebäuden (Betrieb) oder 
ein Grundstück ohne solche Gebäude überwiegend zur Landwirtschaft verpachtet“, 
wobei unter Landwirtschaft sowohl die Bewirtschaftung des Bodens als auch die damit 
zusammenhängende Tierhaltung zur Produktion pflanzlicher oder tierischer Erzeugnis-
se sowie Gartenbau verstanden werden. Außerdem erstreckt sich nach § 585 Abs. 3 
BGB die Gültigkeit der Bestimmungen auch auf forstwirtschaftliche Grundstücke, wenn 
eine solche Verpachtung „zur Nutzung in einem überwiegend landwirtschaftlichen Be-
trieb“ erfolgt. Die Definition des Pachtvertrags nach § 581 Abs. 1 BGB erläutert zudem, 
dass der Verpächter dem Pächter neben dem Gebrauch der Pachtsache auch „den 
Genuss der Früchte, soweit sie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtschaft 
als Ertrag anzusehen sind,“ gewährt sowie dass der Pächter sich zur Entrichtung der 
vereinbarten Pacht verpflichtet. Die weiteren zum Untertitel 4 (Pachtvertrag) gehören-
den Paragraphen, die für den Landpachtvertrag gültig sind, befassen sich mit Bestim-
mungen zu Erhaltung des Inventars, Inventarübernahme, Pfändungsrecht am Inventar 
sowie Verfügungsbeschränkungen bei demselben. 
Landpachtverträge können in nicht schriftlicher Form geschlossen werden und gelten, 
wenn die Laufzeit in diesem Fall mehr als zwei Jahre beträgt, für unbestimmte Zeit 
(§ 585a BGB). In § 586 BGB werden als „vertragstypische Pflichten“ einerseits die 
Verpflichtung des Verpächters genannt, die Pachtsache in einem geeigneten Zustand 
zu überlassen und zu erhalten, sowie die Verpflichtung des Pächters, selbst die Kosten 
für die gewöhnlichen Ausbesserungen der Pachtsachte zu tragen und sie ordnungs-
gemäß zu bewirtschaften. Die Pacht ist laut § 587 Abs. 1 BGB am Ende des Pachtver-
hältnisses fällig, kann jedoch auch nach Zeitabschnitten bemessen sein und ist in die-
sem Fall jeweils am ersten Werktag nach Ablauf jedes Abschnitts zu entrichten. 
Änderungen und Verbesserungen der Pachtsachte sind vom Pächter zu dulden, wenn 
diese zu deren Erhaltung nötig sind und keine nicht zu rechtfertigende Härte darstellen 
(§ 588 Abs. 1, 2 BGB). Erhöhen sich durch diese Maßnahmen die Erträge für den 
Pächter, kann der Verpächter eine entsprechende Pachterhöhung verlangen, solange 
dies dem Pächter in Abhängigkeit von der Betriebslage zuzumuten ist (§ 588 Abs. 3 
BGB). Nach § 589 Abs. 1 BGB ist es dem Pächter nicht ohne Zustimmung des Ver-
pächters erlaubt, die Pachtsache einem Dritten zu überlassen, sie weiterzuverpachten 
oder ihre Nutzung einem landwirtschaftlichen Zusammenschluss zu übergeben. Auch 
die Änderung der landwirtschaftlichen Bestimmung sowie die Errichtung von Gebäuden 
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durch den Pächter erfordern die Erlaubnis durch den Verpächter, eine Änderung ihrer 
bisherigen Nutzung jedoch nur, wenn dadurch Folgen für die Nutzung über das Ende 
der Vertragslaufzeit hinaus entstehen (§ 590 Abs. 1, 2 BGB). 
Bei vertragswidrigem Gebrauch durch den Pächter, der auch nach einer Abmahnung 
durch den Verpächter fortbesteht, hat der Verpächter das Recht, auf Unterlassung zu 
klagen (§ 590a BGB). Notwendige Verwendungen des Pächters hat der Verpächter 
ihm nach § 590b BGB zu ersetzen; nicht notwendige, vom Verpächter erlaubte Ver-
wendungen muss dieser dem Pächter laut § 591 Abs. 1 BGB bei Vertragsende erset-
zen, wenn ein Mehrwert über die Pachtzeit hinaus entstanden ist. Ersatzansprüche des 
Verpächters infolge von Veränderungen der Pachtsache verjähren nach sechs Mona-
ten ab deren Rückgabe; Ansprüche des Pächters auf Ersatz von Verwendungen ver-
jähren nach sechs Monaten ab Ende des Pachtverhältnisses (§ 591b Abs. 1, 2 BGB). 
Änderungen des Landpachtvertrags sind in § 593 BGB geregelt. Demnach kann ein 
Vertragsteil eine Vertragsänderung verlangen, wenn sich nach Vertragsabschluss 
nachhaltige Änderungen der zugrunde liegenden Verhältnisse ergeben haben, sodass 
„die gegenseitigen Verpflichtungen in ein grobes Missverhältnis zueinander geraten 
sind“ (Abs. 1). Eine Änderung der Pachtdauer ist jedoch nicht möglich und die Pacht 
kann, wenn nicht anders vereinbart, nicht wegen einer durch die Bewirtschaftung ent-
standenen Änderung des Ertrags angepasst werden. Die Vertragsparteien können – 
außer im Fall von Naturkatastrophen – frühestens zwei Jahre nach Vertragsabschluss 
bzw. Inkrafttreten der letzten Änderung erneut eine Änderung verlangen. Eine rückwir-
kende Änderung für eine Zeit vor dem Pachtjahr, in dem eine Änderung verlangt wird, 
ist nicht möglich. Ein Verzicht auf das Recht zum Verlangen von Änderungen sowie 
Bestimmungen, die einer Vertragspartei Vor- oder Nachteile bei der Ausübung oder 
Nichtausübung der Rechte nach diesem Paragraphen zugestehen, sind nicht zulässig. 
In Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge kann ein gepachtetes Grundstück bei 
einer Betriebsübergabe mit übergeben werden, wobei der Übernehmer die Rolle des 
Pächters im Vertragsverhältnis übernimmt und der Verpächter darüber informiert wer-
den muss sowie das Recht der außerordentlichen Kündigung hat, wenn die ordnungs-
mäßige weitere Bewirtschaftung nicht gewährleistet ist (§ 593a BGB). 
Das Pachtverhältnis endet nach der im Vertrag festgesetzten Zeit, kann jedoch auf 
unbestimmte Zeit verlängert werden, wenn eine Vertragspartei die andere im drittletz-
ten Pachtjahr schriftlich nach ihrer Bereitschaft zur Fortsetzung fragt und die angefrag-
te Partei dies nicht innerhalb von drei Monaten ebenfalls schriftlich ablehnt (§ 594 
BGB). Wurde im Landpachtvertrag keine Pachtzeit vereinbart, hat nach § 594a Abs. 1 
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BGB jede Vertragspartei das Recht, den Vertrag spätestens am dritten Werktag eines 
Pachtjahrs zum Ende des nächsten Pachtjahrs zu kündigen; eine kürzere Frist kann 
schriftlich festgelegt werden. Verträge mit einer Laufzeit von mehr als 30 Jahren sind 
nach 30 Jahren ebenfalls spätestens am dritten Werktag eines Pachtjahrs zum Ende 
des nächsten Pachtjahrs kündbar; Kündigungen von auf Lebenszeit einer Vertragspar-
tei geschlossenen Verträgen sind jedoch nicht zulässig (§ 594b BGB). Bei Berufsunfä-
higkeit des Pächters hat dieser das Recht der außerordentlichen Kündigung, sollte der 
Verpächter einer Überlassung der Pachtsache an Dritte widersprechen (§ 594c BGB). 
Bei Tod des Pächters haben die Erben sowie der Verpächter innerhalb von einem Mo-
nat nach dessen Kenntnis ein Kündigungsrecht mit einer sechsmonatigen Frist zum 
Ende des Kalendervierteljahrs (§ 594d Abs. 1 BGB). Scheint die ordnungsgemäße 
Fortsetzung der Bewirtschaftung der Pachtsache gewährleistet, können die Erben ei-
ner Kündigung des Verpächters widersprechen (§ 594d Abs. 2 BGB). Nach § 594e 
BGB ist eine außerordentliche fristlose Kündigung des Vertrags aus wichtigem Grund 
gemäß §§ 543, 569 Abs. 1, 2 BGB möglich – als wichtiger Grund gilt (abweichend von 
§ 543 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a und b BGB) insbesondere ein Verzug bei der Zahlung 
der Pacht oder eines nicht unerheblichen Teils derselben von mehr als drei Monaten; 
bei einer Bemessung der Pacht in Abschnitten von weniger als einem Jahr ist die Kün-
digung nur dann möglich, wenn der Pächter für zwei aufeinanderfolgende Termine in 
Verzug ist. Die Kündigung des Landpachtvertrags hat nach § 594f BGB stets schriftlich 
zu erfolgen. 
§ 595 BGB erläutert verschiedene Szenarien zur Fortsetzung des Pachtverhältnisses. 
Unter anderem kann der Pächter diese fordern, wenn der gepachtete Betrieb seine 
wirtschaftliche Lebensgrundlage bildet (Abs. 1 Nr. 1) oder das gepachtete Grundstück 
für die Aufrechterhaltung des Betriebs, der seine Lebensgrundlage bildet, notwendig ist 
und das Ende des Vertrags für ihn oder seine Familie eine nicht vertretbare Härte dar-
stellen würde (Abs. 1 Nr. 2). Dieses Recht gilt jedoch nicht, wenn der Pächter selbst 
den Vertrag gekündigt hat (Abs. 3 Nr. 1), wenn der Verpächter das Recht zur außeror-
dentlichen Kündigung hat (Abs. 3 Nr. 2), wenn die Vertragslaufzeit je nach Art der 
Pachtsache mindestens 18 bzw. 12 Jahre beträgt (Abs. 3 Nr. 3) oder wenn der Ver-
pächter die Sache nur vorübergehend verpachtet hat und in eigene Nutzung nehmen 
will (Abs. 3 Nr. 4). 
Die Pachtsache muss nach § 596 BGB vom Pächter nach Vertragsende in einem Zu-
stand zurückgegeben werden, der einer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung entspricht, 
wobei der Pächter kein Zurückbehaltungsrecht am Grundstück hat. Bei Ende des 
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Pachtverhältnisses während eines Pachtjahrs muss der Verpächter dem Pächter den 
Wert der Früchte ersetzen, die bis zum Ende des Pachtjahrs noch erwirtschaftet wor-
den wären (§ 596a BGB). Der Pächter ist verpflichtet, eine ausreichende Menge der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse zurückzulassen, um die Bewirtschaftung bis zur 
nächsten Ernte fortführen zu können, und kann einen Wertersatz vom Verpächter ver-
langen, wenn er zu Beginn des Pachtverhältnisses entsprechende Erzeugnisse in ge-
ringerer Menge oder Qualität übernommen hat (§ 596b BGB). Nach § 597 BGB kann 
der Verpächter bei verspäteter Rückgabe der Pachtsache durch den Pächter für den 
Zeitraum der Vorenthaltung die weitere Entrichtung der Pacht verlangen und ggf. zu-
sätzlichen Schaden geltend machen. 
Über Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien, z. B. bezüglich entstandener Auf-
wendungen zur Verbesserung der Pachtsache (§ 588 Abs. 3 BGB), eines gegebenen-
falls entstandenen Mehrwerts (§ 591 Abs. 3 BGB), Änderungen des Vertrags (§ 593 
Abs. 4 BGB) oder einer Fortsetzung des Vertrags (§ 595 Abs. 6 BGB), entscheidet auf 
Antrag das Landwirtschaftsgericht. Nach § 595a Abs. 2, 3 BGB kann eine Vertragspar-
tei beispielsweise auch beantragen, dass das Landwirtschaftsgericht bei einem vorzei-
tig oder teilweise beendeten Vertrag forthin als Vertragsinhalt geltende Anordnungen 
zu dessen Abwicklung erlässt und ggf. eine neue Pacht festsetzt. 
 
2.2 Arrendamientos rústicos in Spanien 
Analog zum vorstehenden Unterkapitel werden nachfolgend Grundlagen der Einord-
nung des Vertrags- und Pachtrechts in die spanische Rechtsordnung betrachtet. An-
schließend werden die gesetzlichen Bestimmungen des spanischen Pendants zur 
Landpacht, der arrendamientos rústicos, zusammengefasst. 
 
2.2.1 Allgemeines 
In Spanien sind Verträge Teil des Schuldrechts (derecho de obligaciones), das dem 
vierten Buch des spanischen Zivilgesetzbuches Código Civil (CC) unterliegt. Im Ver-
gleich zum BGB fallen die Ausführungen zum Allgemeinen Schuldrecht jedoch weniger 
abstrahiert aus und erscheinen u. a. durch Wiederholungen für den Laien leichter ver-
ständlich (Adomeit 2007: 68). In Buch IV Titel IV bis XV CC sind verschiedene Ver-
tragstypen geregelt (ebd.: 73), darunter die Miete (arrendamiento), wobei nach Vorbild 
des römischen Rechts und des französischen Code Civil als Gegenstand eines Miet-
verhältnisses Sachen (arrendamiento de cosas), Werke (arrendamiento de obras) oder 
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Dienstleistungen (arrendamiento de servicios) fungieren können. Die beiden letzteren 
Vertragsverhältnisse entsprechen im deutschen Recht dem Werk- bzw. Dienstvertrag 
und ihre Unterstellung zum Mietvertrag erscheint Adomeit (ebd.: 75) sachlich fraglich. 
Bei arrendamiento de cosas handelt es sich laut Art. 1543 CC um die Überlassung 
einer Sache zum Genuss oder Gebrauch (goce o uso) für einen bestimmten Zeitraum 
und zu einem festgelegten Preis. Es können alle Sachen Objekt eines solchen Ver-
tragsverhältnisses sein, auch wenn sie an sich nicht veräußerbar sind, etwa weil sie 
dem öffentlichen Eigentum angehören. Auch Rechte im Zusammenhang mit dem Ge-
nuss und der Nutzung einer Sache (z. B. Nießbrauch, usufructo) oder nur ein Teil einer 
Sache können dem arrendamiento unterliegen (Lete del Río 2003: 237f.). Es wird da-
mit klar, dass im spanischen Recht terminologisch keine Unterscheidung zwischen 
Miete und Pacht wie im deutschen BGB erfolgt. 
Grundlagen des Vertragsverhältnisses zwischen arrendador (Vermieter/Verpächter) 
und arrendatario (Mieter/Pächter) sind in Buch IV Titel VI CC geregelt, der u. a. speziel-
le Regelungen für Grundstücke enthält. Gesetzesgrundlage für Verträge zu Landpacht 
(arrendamiento rústico) und Teilpacht (aparcería) für landwirtschaftliche Zwecke ist 
jedoch das separate Gesetz Ley 49/2003, de 26 de noviembre, de Arrendamientos 
Rústicos (LAR 2003), das zwei Jahre später durch das Änderungsgesetz Ley 26/2005, 
de 30 de noviembre, por la que se modifica la Ley 49/2003, de 26 de noviembre, de 
Arrendamientos Rústicos (Ley 26/2005) modifiziert wurde. Art. 2 LAR 2003 verweist 
dabei auf die anwendbaren Bestimmungen des CC. Ab 1981 gab es eine Verordnung, 
die einen Mustervertrag für arrendamientos rústicos bereitstellte. Diese Orden de 1 de 
diciembre de 1981 por la que se establece el contrato-tipo de arrendamientos rústicos 
wurde mit der Einführung der LAR 2003 aufgehoben, kann aber als mutmaßliche Quel-
le für eventuelle Gemeinsamkeiten heutiger Vertragsbeispiele angenommen werden. 
 
2.2.2 Grundlegende Bestimmungen 
Landpachtverträge sind nach Art. 1 Abs. 1 LAR 2003 „aquellos contratos mediante los 
cuales se ceden temporalmente una o varias fincas, o parte de ellas, para su aprove-
chamiento agrícola, ganadero o forestal a cambio de un precio o renta“. Nach Art. 1 
Abs. 3 LAR 2003 beziehen sich die gesetzlichen Bestimmungen zum Landpachtvertrag 
auch auf die Verpachtung von Bebauung, die land-, vieh- oder forstwirtschaftlichen 
Zwecken dient. Eventuell vorhandene Bebauung und weiteres Inventar kann von den 
Vertragsparteien als Gegenstand in die Vereinbarung aufgenommen werden und gilt in 
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diesem Fall als eine organische Einheit (Art. 2 LAR 2003). Ein Grundstück kann nach 
Art. 4 LAR 2003 mehreren Landpachtverträgen unterliegen, wenn diese Verträge ver-
schiedene, miteinander vereinbare Nutzungen zum Gegenstand haben; sofern nicht 
ausdrücklich vereinbart, sind Nutzungen anderer Art, z. B. zur Jagd, nicht eingeschlos-
sen. Nicht als Landpachtverträge gelten Verträge über das Einholen einer Ernte gegen 
einen Teil der Früchte sowie allgemein Verträge über die Verrichtung einer einzelnen 
landwirtschaftlichen Arbeit, auch wenn diese mit einer Beteiligung an den Früchten 
oder einer singulären Nutzung vergolten wird (Art. 5 LAR 2003). Außerdem vom Gel-
tungsbereich der LAR 2003 ausgeschlossen sind laut Art. 6 LAR 2003 Pachtverhältnis-
se, die für weniger als ein Erntejahr geschlossen werden; Pachtverhältnisse über Land, 
das auf Kosten des Eigentümers bereits für die vorgesehene Aussaat oder Pflanzung 
bestellt und vorbereitet wurde; Pachtverhältnisse über Grundstücke, die zu gemeinnüt-
zigen oder sozialen Zwecken erworben wurden; Pachtverhältnisse, deren Hauptge-
genstand Nutzung von sogenanntem sekundären Charakter (z. B. Nutzung von gero-
deten Flächen oder Stoppelfeldern), Aufbereitung von Brachflächen, Jagd, industrielle 
Viehhaltung bzw. ausschließliche Stallhaltung von Vieh oder jegliche andere, nicht 
land-, vieh- oder forstwirtschaftliche Nutzung ist; sowie Pachtverhältnisse, die Allge-
meingut, Eigentum der lokalen Gebietskörperschaften oder Land in Gesamthandseig-
entum beeinträchtigen. 
Nach Art. 8 Abs. 1 LAR 2003 kann der Pächter die Nutzungsart der Pachtsache festle-
gen, hat sie jedoch am Ende des Pachtverhältnisses im gleichen Zustand zurückzuge-
ben, in dem er sie erhalten hat. Erfordert diese Nutzung außergewöhnliche Verbesse-
rungen, so ist dazu eine ausdrückliche Übereinkunft zwischen den Parteien und die 
Einhaltung der geltenden rechtlichen Vorschriften nötig (Art. 8 Abs. 2 LAR 2003). 
Die Artikel 9 und 10 LAR 2003 befassen sich ausschließlich mit den Vertragsparteien. 
Landpachtverträge können nach der Änderung durch die Ley 26/2005 (Art. 1 Abs. 4) 
nicht mehr nur zwischen professionell agierenden Parteien geschlossen werden 
(González Carrasco o. J.: 2), sondern generell zwischen natürlichen oder juristischen 
Personen. Als professioneller Landwirt gilt, wer mindestens 25 % seiner Arbeitszeit für 
landwirtschaftliche Tätigkeit aufwendet und daraus einen jährlichen Bruttogewinn er-
wirtschaftet, der mehr als das Doppelte des Indicador público de renta de efectos múl-
tiples beträgt (Art. 9 Abs. 1 LAR 2003). Auch Genossenschaften, Agrargesellschaften 
u. Ä. (Art. 9 Abs. 2 LAR 2003), juristische Personen, die sich in ihren Statuten einer 
landwirtschaftlichen Tätigkeit verschrieben haben (Art. 9 Abs. 3 LAR 2003), sowie zur 
Bewirtschaftung von Land berechtigte Institutionen der öffentlichen Verwaltung (Art. 9 
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Abs. 5 LAR 2003) können Vertragsparteien sein, nicht jedoch natürliche Personen, die 
bereits im Besitz einer landwirtschaftlich genutzten Fläche sind, die einen vom Land-
kreis (comarca) oder von den zuständigen Behörden der jeweiligen Autonomen Ge-
meinschaft (Comunidad Autónoma) festgelegten Rahmen übersteigt, maximal jedoch 
500 ha unbewässertes oder 50 ha bewässertes Land bzw. 1.000 ha bei extensiver 
Viehhaltung; bei Genossenschaften und anderen Zusammenschlüssen wird diese Flä-
che mit der Anzahl der beteiligten Mitglieder multipliziert (Art. 9 Abs. 6 LAR 2003). Bei 
öffentlichen Institutionen gilt diese Einschränkung der Fläche nicht (ebd.). Außerdem 
können nach Art. 9 Abs. 7 LAR 2003 ausländische natürliche oder juristische Personen 
nur dann Landpachtverträge in Spanien abschließen, wenn sie aus Staaten der Euro-
päischen Union bzw. des Europäischen Wirtschaftsraums oder durch internationale 
Abkommen gleichgestellten Ländern kommen, wenn sie zum Daueraufenthalt in Spa-
nien berechtigt sind oder wenn sie aus einem anderen Staat stammen, der Spaniern 
wechselseitig dieses Recht gewährt. 
In Art. 11 LAR 2003 wird zur Form des Landpachtvertrags die Schriftform festgelegt 
und jede Vertragspartei kann jederzeit auf eigene Kosten eine öffentliche Urkunde (do-
cumento público) zur offiziellen Erfassung des Vertragsverhältnisses beantragen. Exis-
tiert jedoch kein schriftlicher Vertrag, wird von einem bestehenden Pachtverhältnis 
ausgegangen, wenn der Pächter im Besitz des Grundstücks ist. Wurde kein Pachtzins 
festgelegt, wird hierfür die marktübliche Höhe für die Region oder den Landkreis ange-
nommen. Bei der Verpachtung eines landwirtschaftlichen Betriebs muss der Vertrag 
zudem eine Auflistung des Inventars enthalten sowie eine Darstellung von dessen Zu-
stand zu Beginn des Pachtverhältnisses und die Bedingungen für das Vertragsende. 
Die Laufzeit des Vertrags ist in Art. 12 LAR 2003 geregelt und beträgt mindestens fünf 
Jahre. Die Vereinbarung einer kürzeren Pachtdauer ist nicht zulässig und es wird eine 
Laufzeit von fünf Jahren angenommen, wenn keine längere Dauer vereinbart wird. Um 
die Rückgabe der Pachtsache zum Ende des Vertragsverhältnisses einzufordern, hat 
der Verpächter den Pächter ein Jahr vor Ende der Vertragslaufzeit dahingehend zu 
informieren. Erfolgt keine Rückgabe der Pachtsache am Ende der Laufzeit, so gilt der 
Landpachtvertrag als um fünf Jahre verlängert. Auf diese Weise kann der Vertrag un-
endlich oft um fünf Jahre verlängert werden, solange er nicht gekündigt wird. 
Die Pacht ist nach Art. 13 LAR 2003 von den Vertragsparteien in Form von Geld zu 
vereinbaren und in ihrer Höhe frei festzulegen. Wird die Pacht ganz oder teilweise in 
Naturalien beglichen, hat eine Umrechnung in Geld zu erfolgen. Vereinbaren die Ver-
tragsparteien keine Zahlungsbedingungen, so ist laut Art. 14 LAR 2003 die Pacht am 
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Ende jedes Pachtjahrs in bar am Wohnsitz des Pächters zu begleichen. Aufwendungen 
durch den Verpächter, die nach den gesetzlichen Vorschriften auf den Pächter umge-
legt werden können, sind der Pacht gleichgestellt und können ab dem Moment der Be-
gleichung durch den Verpächter, jedoch spätestens nach einem Jahr, vom Pächter 
gefordert werden (Art. 15 LAR 2003). 
Die Artikel 17 bis einschließlich 21 LAR 2003 befassen sich mit Ausgaben für Verbes-
serungen der Pachtsache. Grundsätzlich müssen beide Parteien Reparaturen, Ände-
rungen und Verbesserungen der Pachtsache durch die jeweils andere Partei zulassen, 
wobei diese Arbeiten auf die Art und zu dem Zeitpunkt durchzuführen sind, die am we-
nigsten Störungen verursachen – es sei denn, es ist kein Aufschub möglich (Art. 17 
LAR 2003). Der Verpächter hat nach Art. 18 LAR 2003 alle Ausgaben für Änderungen 
zu tragen, die für den Erhalt des Grundstücks im Zustand zu Beginn des Pachtverhält-
nisses erforderlich sind, ohne die Pacht zu erhöhen. Unterlässt er dies, hat der Pächter 
das Recht, diese Änderungen einzuklagen, den Vertrag aufzulösen oder die Pacht zu 
reduzieren, und kann Schadensersatz fordern. Bei höherer Gewalt und daraus resultie-
renden Schäden, die Aufwendungen in Höhe von mehr als einer Jahrespacht erfordern 
würden, ist der Verpächter nicht zu solchen Arbeiten verpflichtet und der Pächter kann 
entweder den Vertrag auflösen oder die Pachthöhe an die neuen Bedingungen anpas-
sen. Weiterhin vom Verpächter zu übernehmen sind Kosten für gesetzlich oder durch 
gerichtlichen oder öffentlichen Beschluss bzw. Beschluss der Bewässerungsgemein-
schaft (comunidad de regantes) vorgeschriebene Arbeiten zur Verbesserung des Be-
wässerungssystems, wobei der Verpächter im Fall einer daraus resultierenden Erhö-
hung des Ertrags eine entsprechende Anpassung der Pacht erwirken kann (Art. 19 
LAR 2003). Der Pächter hat nach Art. 20 LAR 2003 alle Aufwendungen für Änderungen 
und Verbesserungen zu tragen, die im Zusammenhang mit dem normalen landwirt-
schaftlichen Betrieb anfallen oder ihm gesetzlich oder durch Beschluss in diesem Zu-
sammenhang auferlegt werden. Sofern nicht anders vereinbart, darf der Pächter keine 
Begrenzungselemente wie Wände, Hecken oder Zäune entfernen, wenn diese mehrere 
Grundstücke in einem einzigen Betrieb voneinander teilen. Es wird angenommen, dass 
Verbesserungen der Pachtsache während der Vertragslaufzeit vom Pächter getragen 
worden sind, und der Pächter kann am Ende des Pachtverhältnisses einen Ersatz für 
den entstandenen Mehrwert verlangen, wenn die Arbeiten mit Zustimmung des Ver-
pächters erfolgt sind. 
Art. 22 LAR 2003 regelt die Veräußerung der Pachtsache während der Pachtdauer und 
besagt u. a., dass der Käufer alle Verpflichtungen des Verpächters übernimmt und die 
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Restlaufzeit des Pachtverhältnisses zu achten hat. Zudem hat der Pächter ein Vor-
kaufsrecht, wenn es sich um einen professionellen Landwirt oder einen Zusammen-
schluss nach Art. 9 Abs. 2 LAR 2003 handelt. Dieses Vorkaufsrecht war in der ur-
sprünglichen Fassung der LAR 2003 abgeschafft, durch die Ley 26/2005 (Art. 1 
Abs. 10) jedoch wieder eingeführt worden (González Carrasco o. J.: 4). Art. 23 
LAR 2003 befasst sich mit der Abtretung und Unterverpachtung der Pachtsache, wel-
che die Zustimmung des Verpächters erfordert und sich auf die gesamte Pachtsache 
und die ganze restliche Pachtdauer beziehen muss, wobei die Pacht hierfür nicht höher 
sein darf als die zwischen Verpächter und Pächter vereinbarte. 
Das Ende des Pachtverhältnisses tritt nach Art. 24 LAR 2003 u. a. ein bei vollständi-
gem Verlust der Pachtsache oder Enteignung, nach Ablauf der Vertragslaufzeit, in ge-
genseitigem Einvernehmen der Parteien, bei Erlöschen einer juristischen Person als 
Vertragspartei, durch gesetzlich geregelte Vertragsauflösung oder -kündigung oder bei 
Tod des Pächters. Wenn in letzterem Fall der Erblasser keinen Nachfolger bestimmt 
hat, erhält unter den Erben ein Junglandwirt Vorrang. Falls mehrere Junglandwirte zur 
Auswahl stehen, wird der älteste von ihnen Nachfolger. Für den Fall, dass kein Jung-
landwirt unter den Erben ist, wählen die Erben unter sich den Nachfolger und teilen 
dem Verpächter innerhalb von einem Jahr nach Tod des Pächters ihre Wahl schriftlich 
mit. Die Kündigung des Pachtverhältnisses durch den Verpächter ist in Art. 25 
LAR 2003 geregelt, wo als Kündigungsgründe u. a. Verzug des Pächters, schwerwie-
gende Verletzung der Verpflichtungen zu Änderungen und Verbesserungen des 
Grundstücks, die Nichtbewirtschaftung des Grundstücks oder seine Nutzung zu einem 
anderen als dem vereinbarten Zweck sowie das vorsätzliche oder offensichtlich fahr-
lässige Verursachen von Schäden an der Pachtsache genannt werden. Beide Parteien 
haben nach Art. 26 LAR 2003 das Recht, den Vertrag aufzulösen, wenn die andere 
Partei ihren Verpflichtungen zur Kostenübernahme für Änderungen und Verbesserun-
gen nicht nachkommt. Laut Art. 27 LAR 2003 muss der scheidende Pächter dem neu-
en Pächter für vorbereitende Arbeiten für das kommende Erntejahr Zugang zur Pacht-
sache gewähren und umgekehrt muss der neue Pächter dem scheidenden Pächter 
ermöglichen, die Ernte einzuholen und die Früchte zu nutzen. 
Die Artikel 28 bis 32 LAR 2003 befassen sich mit Teilpachtverträgen, die nicht Gegen-
stand der vorliegenden Arbeit sind. Abschließend folgen mehrere Verfahrensbestim-
mungen, in denen beispielsweise festgelegt wird, dass Streitigkeiten aus Verträgen 
nach dem Gesetz vor Zivilgerichten (juzgados y tribunales del orden jurisdiccional civil) 
verhandelt werden (Art. 33 LAR 2003). 
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2.3 Agricultural tenancies im Vereinigten Königreich 
Nachfolgend wird nun der rechtliche Hintergrund zur Landpacht im Vereinigten König-
reich thematisiert, deren verschiedene Vertragsarten unter der Bezeichnung agricultur-
al tenancies zusammengefasst werden können. Zunächst wird dabei kurz auf wichtige 
Unterschiede zwischen dem britischen und kontinentaleuropäischen Rechtssystem 
eingegangen, ehe die Gesetzeslagen der einzelnen Landesteile charakterisiert werden. 
 
2.3.1 Allgemeines 
Im Vergleich zu Ländern mit dem sogenannten Civil Law auf dem europäischen Fest-
land weist das angloamerikanische Rechtssystem einige grundlegende Unterschiede 
auf. Im Gegensatz zum Civil Law stützt sich das Common Law weniger auf kodifizierte 
Gesetze und eine Verfassung als vielmehr auf das überlieferte Fallrecht (Alcaraz 
Varó/Hughes 2002: 47f.). Es ist jedoch zu beachten, dass etwa das schottische Recht 
kein Common-Law-System im engeren Sinn ist, wenngleich es vom englischen Recht 
stark beeinflusst ist (Aigner 2004: 8). Es handelt sich eher um eine Mischung aus ei-
nem Rechtssystem in der römischen Tradition mit Elementen des englischen Rechts, 
besonders in den Prinzipien der Verfahrensweisen (Lyall 1994: 21f.). 
Das britische Recht kennt außerdem keine Unterscheidung zwischen öffentlichem 
Recht und Privatrecht, sondern zwischen dem erwähnten Common Law und den v. a. 
im 15. und 16. Jahrhundert entstandenen ergänzenden Rechtsbehelfen der Equity, die 
dazu dienen, Mängel des Common Law auszugleichen. Obwohl bei der Equity der Er-
messenscharakter im Zentrum steht und es ihr Ziel ist, ungerechte Härten des Com-
mon Law zu kompensieren, haben sich auch hier formelle Normen herausgebildet, und 
seit der Gerichtsverfassungsreform 1875 können alle Gerichte die Normen beider Sys-
teme anwenden. Trotz dieser Zusammenführung der beiden Rechtsbereiche hat die 
Unterscheidung in der Praxis bis heute Bestand. Dies macht sich auch im Vertrags-
recht bemerkbar: So kennt das Common Law etwa im Fall der Nichterfüllung eines 
Vertrags nur das Recht auf Schadensersatz an die geschädigte Partei, während auf 
Grundlage der Equity auch die Möglichkeit der Klage auf Erfüllung gegeben ist. Außer-
dem ist das Vertragsrecht dem Common Law zugeordnet, während der Bereich real 
property, d. h. Grundstückseigentum, der Equity angehört (Will 1988: 460–466). 
Auch das Grundstücksrecht unterscheidet sich wesentlich vom kontinentaleuropäi-
schen Recht, da formal noch heute aller Grund und Boden im Eigentum der Krone ist 
und keinem absoluten Recht unterliegen kann. Es bildeten sich stattdessen Lehnsver-
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hältnisse (tenures) heraus, wobei das Wachstum dieser Lehen stets dadurch begrenzt 
wurde, dass ein Teil des verfügbaren Lands Crown land blieb. Auch heute noch gibt es 
im rechtlichen Sinn kein Grundstückseigentum, sondern lediglich unterschiedlich aus-
geprägte Besitzrechte (estates), die von unbestimmter Dauer (estates of freehold) oder 
bestimmter bzw. bestimmbarer Dauer (estates less than freehold/leasehold) sein kön-
nen (Bernstorff 2006: 122). Ein leasehold kann auch als lease oder tenancy bezeichnet 
werden (Sydenham et al. 2002: 2f.) und stellt ein befristetes Besitzrecht für den lease-
holder/tenant dar, wobei das Eigentumsrecht der landlord innehat (Bernstorff 
2006: 126f.). 
Das Vertragsrecht unterscheidet sich etwa zwischen England und Schottland in der 
Hinsicht, dass das englische (und damit auch das walisische) Recht eine Geschäftsbe-
ziehung zwischen den Vertragsparteien herstellt und in der Regel eine Form der Vergü-
tung zwischen den Parteien vorsieht, während der Schwerpunkt des schottischen 
Rechts auf den Versprechungen der Parteien liegt und auch einseitige Zusagen zu-
lässt. Ein solches Versprechen erfordert in England eine Beurkundung (deed), zu der 
die Unterschrift eines Zeugen nötig ist (Lyall 1994: 185, 189). 
Der Ursprung des britischen Vertragsrechts liegt im Mittelalter und es kennt traditionell 
nur eine sehr geringe Anzahl von Gesetzesgrundlagen, was sich u. a. auf die Ver-
tragsgestaltung auswirkt. Die einzelnen Vertragstypen sind nicht genau festgelegt, so-
dass die Vertragspartner nicht nur vorgegebene Aspekte abarbeiten und sich in den 
restlichen Punkten auf das Gesetz verlassen können, sondern sämtliche Regelungslü-
cken geschlossen werden müssen (Bernstorff 2006: 50f.). Bei der Gestaltung von Ver-
trägen ist außerdem zu beachten, dass es keine ergänzende Vertragsauslegung gibt, 
d. h. bei Prozessen sind keine Beweismittel zulässig, welche die Inhalte des Vertrags 
selbst ergänzen, ändern oder Widersprüche zu ihnen darstellen, wodurch die genaue 
Formulierung von Vertragstexten von größerer Bedeutung ist als etwa im deutschen 
Recht (Bernstorff 2006: 68f.). Vor allem seit Ende des Zweiten Weltkriegs nimmt die 
Gesetzgebungstätigkeit jedoch in vielen Bereichen zu und schafft damit neue Rechts-
grundlagen (Will 1988: 495). In einigen Rechtsbereichen stellen Gesetze heute sogar 
den Großteil der gültigen Grundlage dar und erhalten zunehmend Vorzug gegenüber 
den traditionell überlieferten Praktiken des Common Law, wodurch insgesamt eine An-
näherung an das kontinentaleuropäische Recht zu beobachten ist (Aigner 2004: 8f.). 
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2.3.2 Grundlegende Bestimmungen 
Im Vereinigten Königreich gibt es keine für das gesamte Staatsgebiet gültige Gesetz-
gebung für Landpacht. Für den Zweck der vorliegenden Arbeit sollen in den folgenden 
Unterkapiteln die Situationen in Schottland und Nordirland nur kurz erläutert werden, 
während die in England und Wales einheitlich geltende Lage genauer betrachtet wird. 
Das untersuchte Textkorpus für den linguistischen Teil (Kapitel 3) enthält zudem aus-
schließlich Verträge nach dem in England und Wales geltenden Recht. 
 
2.3.2.1 Schottland 
Im schottischen Recht führten zahlreiche Gesetzesänderungen mit der Zeit dazu, dass 
traditionelle Landpachtverhältnisse (agricultural tenancies) von den Landbesitzern zu-
nehmend als benachteiligend empfunden wurden, etwa durch einen unbegrenzt gülti-
gen Kündigungsschutz für den Pächter, solange dieser einen geeigneten Nachfolger 
vorweisen konnte. Dadurch entstanden alternative Vertragsmodelle, von denen beson-
ders die limited partnership tenancy auf Grundlage des Limited Partnership Act aus 
dem Jahr 1907 beliebt war (Stockdale et al. 1996: 440f.). Daneben bestehen auch bis 
heute für den Nordwesten Schottlands typische sogenannte crofting-Verhältnisse, nach 
denen kleine Flächen zur Nutzung verpachtet werden (Lyall 1994: 202). 
Neue Gesetzesgrundlage für Landpacht in Schottland ist nunmehr der Agricultural 
Holdings (Scotland) Act 2003 (AHA 2003), modifiziert durch das Änderungsgesetz Ag-
ricultural Holdings (Amendment) (Scotland) Act 2012. Der AHA 2003 befasst sich zu-
nächst mit der Anwendung auf Verträge, die nach dem Vorläufergesetz aus dem Jahr 
1991 geschlossen wurden, und deren Umwandlung in Verträge nach dem AHA 2003 
(Art. 1, 2 AHA 2003). Das schottische Gesetz kennt zudem eine eigene Vertragsart für 
Land, das ausschließlich zum Weiden oder Mähen gepachtet wird (leases for grazing 
or mowing), wobei diese Verträge für maximal 364 Tage geschlossen werden können 
und vor dem Abschluss eines neuen Vertrags mit demselben Pächter für dasselbe 
Land mindestens ein Tag verstreichen muss (Art. 3 AHA 2003). Der AHA 2003 definiert 
anschließend zwei neue Vertragstypen: short limited duration tenancies sowie limited 
duration tenancies. Die maximale Laufzeit bei short limited duration tenancies beträgt 
fünf Jahre, doch der Vertrag kann nach Verstreichen einer Laufzeit von weniger als 
fünf Jahren um die zwischen Pächter und Verpächter vereinbarte Dauer von maximal 
fünf weiteren Jahren verlängert werden; auch ein Vertrag zum Weiden oder Mähen 
nach Art. 3 AHA 2003 kann nach seinem Ablauf in eine short limited duration tenancy 
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übergehen (Art. 4 AHA 2003). Die Laufzeit von limited duration tenancies beträgt min-
destens 15 Jahre, und bleibt ein Pächter nach Ablauf einer short limited duration ten-
ancy mit einer Dauer von genau fünf Jahren mit Zustimmung des Verpächters in Besitz 
des gepachteten Landes, so geht der Vertrag in eine limited duration tenancy über. 
Ergibt sich ein Vertrag mit einer Laufzeit zwischen 5 und 15 Jahren, so wird dieser als 
limited duration tenancy angesehen und so behandelt, als ob er für 15 Jahre geschlos-
sen worden wäre (Art. 5 AHA 2003). 
Weitere Bestimmungen (Art. 6–23 AHA 2003) regeln verschiedene Aspekte der neuen 
Landpachtverhältnisse wie z. B. Unterverpachtung und Beendigung (Art. 6 AHA 2003), 
Pachtanpassung (Art. 9 AHA 2003) oder die Rechtsnachfolge (Art. 20–23 AHA 2003). 
Außerdem beschäftigt sich das Gesetz mit dem Kaufrecht des Pächters (Art. 24–38 
AHA 2003), den Nutzungsarten des Lands (Art. 39–42 AHA 2003), verschiedenen Ka-
tegorien von Aufwendungen und Entschädigungen zu Verträgen sowohl nach dem al-
ten als auch dem neuen Gesetz (Art. 43–59 AHA 2003), diversen Änderungen des 
Gesetzes von 1991 (Art. 60–69 AHA 2003), Rechten bestimmter Personen bei einem 
Zusammenschluss als Pächter (Art. 70–74 AHA 2003), dem zuständigen Gerichtsstand 
und der Lösung von Streitigkeiten bei alten und neuen Verträgen (Art. 75–90 
AHA 2003) sowie allgemeinen, besonders verwaltungsbezogenen Bestimmungen 
(Art. 91–95 AHA 2003). 
 
2.3.2.2 Nordirland 
Historisch bedingt ist das Recht Nordirlands sowohl von britischen als auch von spezi-
fisch irischen Aspekten geprägt, was sich auch bei der Verpachtung von Land auswirkt. 
Das Eigentumsrecht Nordirlands basiert zwar zu großen Teilen auf Konzepten aus 
dem englischen Recht, kennt jedoch einige Eigenheiten. Eine Sonderform des Grund-
besitzes in Nordirland ist der sogenannte fee farm grant, der einen Landbesitz mit Ele-
menten der langfristigen Pacht darstellt und auf dessen Grundlage oft Pachtverträge 
mit langer Laufzeit – von bis zu 10.000 Jahren – vergeben wurden. Seit Inkrafttreten 
der Property (Northern Ireland) Order 1997 können fee farm grants nicht mehr neu 
abgeschlossen werden, bestehende Verträge sind jedoch bis heute in großer Zahl gül-
tig (Blair 2013a: 1). Die Property (Northern Ireland) Order 1997 setzt außerdem durch 
Art. 38 die bis dahin geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu agricultural tenancies 
außer Kraft, die aus den Jahren 1870 bis 1903 stammten, wobei bestehende Verträge 
auch in diesem Fall ihre Gültigkeit bewahren. 
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Zudem ist irisches Recht aus vergangenen Jahrhunderten teilweise noch in Kraft und 
wurde nicht durch die entsprechenden britischen Gesetze ersetzt, etwa der sogenann-
te Deasy’s Act aus dem Jahr 1860, der das Verhältnis zwischen Pächter und Verpäch-
ter betrifft. In einigen Aspekten wurde das Recht jedoch tatsächlich an die entspre-
chenden Modernisierungen in England und Wales angepasst, etwa durch die Business 
Tenancies (Northern Ireland) Order 1996 (Blair 2013b: 1). 
Weitere Relikte des irischen Rechts sind conacre bzw. agistment agreements, die etwa 
noch im Agriculture Act (Northern Ireland) 1949 verankert sind. Es handelt sich dabei 
um reine Nutzungsrechte – ähnlich einer Lizenz – für das Land eines Anderen zur Be-
stellung von Land (conacre) bzw. zum Weiden von Vieh (agistment), wobei die Laufzeit 
weniger als 12 Monate betragen muss (Brennan et al. 2014: 37–40). Auch heute noch 
basiert ein Großteil der landwirtschaftlichen Pachtverhältnisse in Nordirland auf cona-
cre-Verträgen, die für elf Monate oder 364 Tage abgeschlossen werden (DARD 
2015: 40). 
 
2.3.2.3 England und Wales 
Nachdem die Gesamtfläche des verpachteten Lands in England und Wales zurückge-
gangen war und zunehmend unterschiedliche, unkonventionelle Vertragstypen an Ver-
breitung gewannen, wurde die Gesetzgebung 1995 reformiert. Dadurch sollte den 
Pächtern und Verpächtern eine flexiblere Vertragsgestaltung ermöglicht werden, um 
ihnen wieder längerfristig gültige Pachtverhältnisse nach traditionellem Vorbild 
schmackhaft zu machen (Stockdale et al. 1996: 439f.). 
Landpachtverträge in England und Wales, die ab dem 1. September 1995 geschlossen 
wurden, unterliegen daher dem Agricultural Tenancies Act 1995 (ATA 1995). Das Vor-
läufergesetz Agricultural Holdings Act 1986 gilt weiterhin für bestehende Vereinbarun-
gen und deren Nachfolgeverträge (Sydenham et al. 2002: 12). 
Pachtverhältnisse nach dem ATA 1995 werden als farm business tenancies bezeichnet 
und haben zur Bedingung, dass das betreffende Land ganz oder teilweise für gewerbli-
che oder betriebliche Zwecke bewirtschaftet wird und diese Nutzung seit Beginn des 
Pachtverhältnisses besteht (business conditions). Außerdem muss entweder die Nut-
zung hauptsächlich bzw. vollständig landwirtschaftlicher Natur sein (agriculture condi-
tion) oder die Vertragsparteien teilen einander vor oder bei Vertragsabschluss schrift-
lich mit, dass das Verhältnis eine farm business tenancy sein soll (notice conditions). In 
letzterem Fall muss nur zu Beginn des Vertragsverhältnisses eine vorwiegend oder 
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vollständig landwirtschaftliche Nutzung vorliegen, und die Mitteilung darf nicht im Ver-
trag selbst enthalten sein (Art. 1 ATA 1995). Landwirtschaft (agriculture) umfasst im 
Sinne des ATA 1995 (Art. 38 Abs. 1) Obst- und Gartenbau, Anbau von Saatgut, Milch-
viehhaltung, sonstige Viehhaltung und -zucht, Landnutzung als Weide oder Wiese, 
Anbau von Korbweide, Gärtnereien und Baumschulen sowie die Nutzung von Waldflä-
che, wenn daneben auch anderes Land zur Landwirtschaft genutzt wird. 
Verträge mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren gehen mit Ende der vereinbarten 
Laufzeit in eine sogenannte tenancy from year to year über, sofern nicht mindestens 
12, aber weniger als 24 Monate vor Ende der Pachtdauer eine schriftliche Kündigung 
erfolgt. Diese Regelung gilt unbeschadet anderslautender Vertragsbestimmungen 
(Art. 5 ATA 1995). Im Umkehrschluss enden Pachtverhältnisse mit einer festen Lauf-
zeit von bis zu zwei Jahren mit Verstreichen dieser vereinbarten Pachtdauer (Syden-
ham et al. 2002: 17). Die Frist von 12 bis weniger als 24 Monaten gilt auch für Kündi-
gungen von tenancies from year to year zum Ende eines Pachtjahrs (Art. 6 ATA 1995) 
sowie für Kündigungen von Verträgen mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren, 
wobei sich hier die Frist auf das Datum der erwünschten Beendigung des Vertrags 
bezieht (Art. 7 ATA 1995). Inventar und Gebäude, die vom Pächter (tenant) im Rahmen 
des Pachtverhältnisses angebracht bzw. errichtet werden, sind sein Eigentum und 
können von ihm wieder entfernt werden, außer dieses Inventar oder diese Gebäude 
sind Teil einer Verpflichtung des Pächters, ersetzen Eigentum des Verpächters (land-
lord), der Pächter hat für diese eine Entschädigung erhalten oder beide Parteien haben 
vereinbart, diese nicht zu entfernen (Art. 8 ATA 1995). 
Art. 9 bis 14 ATA 1995 befassen sich mit der Prüfung und Anpassung der Pacht (rent 
review), die erfolgen müssen, sofern die Parteien nicht vereinbart haben, entweder gar 
keine Anpassungen vorzunehmen oder Anpassungen zu festgelegten Zeiten und um 
fixe oder mit einer bestimmten Formel berechnete Beträge durchzuführen (Art. 9 
ATA 1995). Jede Vertragspartei kann durch schriftliche Mitteilung an die andere die 
gesetzliche Überprüfung des Pachtzinses verlangen. Diese Überprüfung muss mindes-
tens 12, aber weniger als 24 Monate nach dieser Mitteilung sowie ggf. entsprechend 
der vertraglich vereinbarten zeitlichen Bedingungen erfolgen. Seit der letzten Pacht-
festsetzung, etwa durch Beginn der Vertragslaufzeit oder eine vorherige Überprüfung, 
müssen mindestens drei Jahre vergangen sein (Art. 10 ATA 1995). Der Gutachter, der 
die neue Pacht festlegt, wird entweder von den Vertragsparteien bestimmt oder seine 
Ernennung wird bei der Royal Institution of Chartered Surveyors (RICS) beantragt 
(Art. 12 ATA 1995). Der Gutachter legt daraufhin die neue Pacht fest, die dem alten 
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Pachtzins entsprechen, darüber oder darunter liegen kann, wobei beispielsweise keine 
Verbesserungen durch den Pächter in die Bewertung einfließen, für die er bereits eine 
Entschädigung erhalten hat oder zu denen er nach dem Vertrag verpflichtet ist (Art. 13 
ATA 1995). 
Der folgende Teil (Art. 15–27 ATA 1995) befasst sich ausführlich mit Ersatzansprüchen 
für Aufwendungen bei Ende des Vertragsverhältnisses. Hat der Pächter während der 
Pachtzeit Verbesserungen an der Pachtsache vorgenommen bzw. ganz oder teilweise 
auf eigene Kosten vornehmen lassen (Art. 15 ATA 1995), kann er bei Beendigung des 
Pachtverhältnisses Ersatzansprüche an den Verpächter geltend machen, solange die 
Verbesserung nicht von der Pachtsache entfernt wird bzw. eine immaterielle Verbesse-
rung mit der Pachtsache verbunden bleibt (Art. 16 ATA 1995). Hierzu muss der Ver-
pächter der Verbesserungsmaßnahme schriftlich zugestimmt haben und er darf seine 
Einwilligung an eine Bedingung hinsichtlich der Ausführung der Maßnahme knüpfen 
(Art. 17 ATA 1995). Für Ersatzansprüche für das Einholen einer Baugenehmigung 
(planning permission) gelten gesonderte Bedingungen (Art. 18 ATA 1995). Ähnlich wie 
bei der Anpassung der Pacht gilt auch in diesem Fall, dass ein unabhängiger Dritter 
hinzugezogen werden kann, wenn der Verpächter dem Pächter seine Zustimmung zu 
einer Verbesserung verweigert, er diese Zustimmung nicht innerhalb von zwei Monaten 
gibt oder der Verpächter eine Änderung der Vertragsbestimmungen als Bedingung 
stellt: In diesen Fällen kann eine der Vertragsparteien bei der RICS die Ernennung ei-
nes Schlichters beantragen, der wiederum die Zustimmung zur vom Pächter ange-
strebten Verbesserung geben oder verweigern, diese aber nicht an eine Bedingung 
knüpfen oder die Bedingungen des Verpächters abändern kann (Art. 19 ATA 1995). 
Die Höhe der Ersatzzahlung entspricht dem für die Pachtsache entstandenen Mehr-
wert, ggf. abzüglich etwaiger Zuschüsse, die der Verpächter dem Pächter schriftlich 
zugesagt und bereits gewährt hat oder die der Pächter aus öffentlichen Mitteln erhalten 
hat (Art. 20 ATA 1995). Erneut kann ein Schlichter bei der RICS beantragt werden, 
wenn sich Verpächter und Pächter nicht innerhalb von zwei Monaten nach Ende des 
Vertragsverhältnisses über die Ersatzzahlungen einig werden (Art. 22 ATA 1995). Er-
satzansprüche behalten auch im Rahmen eines Nachfolgevertrags ihre Gültigkeit, 
wenn die entsprechende Verbesserung in einem früheren Vertragsverhältnis stattge-
funden hat (Art. 23 ATA 1995). Vertragsbestimmungen, die dem Pächter Ersatzan-
sprüche nach diesem Teil des Gesetzes absprechen, sind nicht zulässig (Art. 26 
ATA 1995). 
Bei Streitigkeiten auf Grundlage des Landpachtvertrags hat eine Vertragspartei die 
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andere schriftlich über den strittigen Aspekt zu informieren, und sollte innerhalb von 
zwei Monaten keine Einigung über einen Schlichter erzielt worden sein, kann die mittei-
lende Partei bei der RICS die Ernennung eines Schlichters beantragen (Art. 28 
ATA 1995). Dies gilt jedoch nicht, wenn von den Parteien im Vertrag gemeinsam eine 
andere zuständige Stelle für die Schlichtung von Streitigkeiten benannt worden ist 
(Art. 29 ATA 1995). 
Die folgenden Bestimmungen befassen sich u. a. mit der Anwendung gesetzlicher Re-
gelungen zu landwirtschaftlichen Hypotheken (Art. 31 AT 1995) und zur Kapitalauf-
wendung und -beschaffung (Art. 33 ATA 1995). Art. 36 ATA 1995 widmet sich den Be-
dingungen, unter denen eine Mitteilung als zugestellt gilt: beispielsweise bei persönli-
cher Übergabe oder Hinterlassen am Wohnsitz des Adressaten; elektronische Über-
mittlungswege sind nur zulässig, wenn dies ausdrücklich vereinbart wird. In Art. 37 
ATA 1995 wird festgelegt, dass das Gesetz auch für Land gilt, an dem die britische 
Krone Eigentumsansprüche hat oder hatte, und bestimmt, wer bzw. welche Institution 
in verschiedenen Fällen als Inhaber dieser Ansprüche gilt. Abschließend folgen u. a. 
Bestimmungen mit relevanten Definitionen (Art. 38, 39 ATA 1995) und mehrere An-




Nach Erläuterung der Gesetzesgrundlagen für Landpacht in den drei betrachteten Län-
dern kann festgehalten werden, dass sich die gesetzlichen Regelungen im Kern mit 
ähnlichen wesentlichen Themen beschäftigen: Laufzeit, Pachtzins, Aufwendungen für 
Änderungen und Verbesserungen der Pachtsache, Ersatzzahlungen infolgedessen, 
Beendigung des Pachtverhältnisses oder Beilegen von Streitigkeiten. Die konkreten 
Bestimmungen können dabei mehr oder weniger ähnlich gestaltet sein. So sind etwa in 
Spanien im Gegensatz zu Deutschland sowie England und Wales keine Landpachtver-
hältnisse mit einer Laufzeit von weniger als fünf Jahren zulässig, und während das 
Verstreichen der Vertragslaufzeit in Deutschland und Spanien das Ende des Pachtver-
hältnisses bedeutet, geht der Vertrag in England und Wales automatisch in eine tenan-
cy from year to year über, solange keine explizite Kündigung erfolgt. Weitere Unter-
schiede zeigen sich bei der detaillierten Regelung bestimmter Aspekte in einem Land, 
die in den anderen beiden Ländern gar nicht oder in deutlich geringerem Maße behan-
delt werden, z. B. die Änderung von Landpachtverträgen in Deutschland, die Rolle von 
 
21 
Genossenschaften und öffentlichen Institutionen in Spanien sowie die Überprüfung und 
Anpassung der Pacht in England und Wales. 
Insgesamt kann jedoch festgehalten werden, dass die Konzepte der Landpacht in 
Deutschland, der arrendamientos rústicos in Spanien und der agricultural tenancies, 
konkret der farm business tenancies, in England und Wales grundsätzlich vergleichbar 
sind. Es geht in allen drei Fällen um ein Pachtverhältnis für ein Grundstück und ggf. 
vorhandene Bebauung und sonstiges Inventar, wobei eine vorwiegend landwirtschaftli-
che Nutzung eine wesentliche Bedingung ist. Die Definition von Landwirtschaft erfolgt 
in unterschiedlich genauem Maß, umfasst aber in allen drei Fällen die Bodenbewirt-
schaftung und Viehhaltung zur Erzeugung pflanzlicher und tierischer Produkte, Garten-
bau sowie Forstwirtschaft – wenn auch in Deutschland und England/Wales mit der Be-
dingung, dass eine forstwirtschaftliche Nutzung an einen anderen landwirtschaftlichen 
Zweck geknüpft sein muss. Es erscheint also sinnvoll, auch die Vertragswerke zu sol-
chen Landpachtverhältnissen zu vergleichen. 
 
3 Linguistischer Teil: Textsorte Landpachtvertrag 
Nach Betrachtung des juristischen Hintergrunds soll sich der folgende Teil linguisti-
schen Aspekten der Landpachtverträge widmen. Zunächst wird das Textkorpus erläu-
tert, das den Untersuchungen dieses Kapitels zugrunde liegt (Kapitel 3.1). Anschlie-
ßend erfolgt eine Einordnung der Textsorte Landpachtvertrag in das Textanalysemo-
dell nach Brinker (Kapitel 3.2) und es werden auf Grundlage des Textkorpus Textsor-
tenmerkmale auf der Makroebene erarbeitet (Kapitel 3.3). In einem letzten Schwer-
punkt der Arbeit werden charakteristische Eigenschaften der Rechtssprache im Allge-
meinen sowie im Deutschen, Spanischen und Englischen im Besonderen erläutert so-
wie untersucht, inwieweit diese in den Vertragstexten des Korpus ausgeprägt sind (Ka-
pitel 3.4). 
 
3.1 Vorstellung des Textkorpus 
Als Grundlage für die Untersuchung der Textsorte Landpachtvertrag in dieser Arbeit 
dient ein Textkorpus, das eine möglichst realitätsnahe Betrachtung typischer Vertrags-
texte dieser Art ermöglichen soll. Es sind daher frei im Internet zugängliche Verträge 
ausgewählt worden, die größtenteils von öffentlichen oder branchenspezifischen Insti-
tutionen als Muster zur Verfügung gestellt werden. Das Korpus umfasst im engeren 
Sinn je vier deutsche, spanische und englische Verträge, die bei der strukturellen und 
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sprachlichen Analyse Verwendung finden, sowie je vier weitere Texte, die nur bei der 
Untersuchung makrostruktureller Aspekte (Kapitel 3.3) einbezogen worden sind, um 
eine realistischere Einschätzung über in der Praxis mögliche Gestaltungsformen geben 
zu können. 
Aufgrund des großen Umfangs (s. dazu Kapitel 3.3.1) des Textkorpus sind nur die je-
weils vier Verträge in der Druckversion dieser Arbeit enthalten (s. Anhang ab Seite 87), 
die auch Gegenstand der rechtssprachlichen Untersuchung sind. Auf dem dazugehöri-
gen elektronischen Datenträger sind dagegen alle 24 Vertragstexte als PDF-Dateien zu 
finden. Die Quellenangaben mit Links zu allen Korpustexten sind zudem gesondert ab 
Seite 84 aufgeführt. Im Folgenden werden der Kontext und die Quelle der verwendeten 
Texte jeweils kurz beschrieben. Jeder Korpustext erhält dabei einen Kurztitel, der je-
weils aus dem Sprachkürzel DE (Deutsch), ES (Spanisch) bzw. EN (Englisch) sowie 
einer fortlaufenden Ziffer besteht. 
Bei Text DE1 handelt es sich um einen Musterlandpachtvertrag für Einzelgrundstücke 
von den Webseiten des Infodienstes Landwirtschaft – Ernährung – Ländlicher Raum 
des Landes Baden-Württemberg. Text DE2 ist ein Musterlandpachtvertrag für Acker- 
und Grünland der Gemeinde Michelbach, einem Ortsteil von Kastellaun in Rheinland-
Pfalz. DE3 ist ein Musterlandpachtvertrag für Grundstücke im Allgemeinen und stammt 
von der Website des Freistaats Thüringen. DE4 bezieht sich auf ein Pachtverhältnis für 
landwirtschaftlichen Streubesitz der Stadt Göttingen. Die weiteren deutschen Texte 
sind ein Muster eines Pachtvertrags für Grundstücke vom Landkreis Fulda (DE5), ein 
vom Sächsischen Landesbauernverband e. V. bereitgestellter Mustervertrag für 
Grundstücke zur landwirtschaftlichen Nutzung in den neuen Bundesländern (DE6), ein 
Mustervertrag für Rebland vom Weinbauring Franken e. V. (DE7) sowie ein Muster-
pachtvertrag für Grundstücke der Stadt Unterschleißheim aus dem Jahr 2013 (DE8), 
der mittlerweile nicht mehr zu verwenden ist, jedoch aufgrund seiner Form für diese 
Untersuchung interessant ist. 
ES1 ist ein Vertragsmuster für arrendamientos rústicos der Autonomen Region Murcia 
und ES2 ein ebensolches Muster vom Internetportal Agrocuenca der Caja Rural de 
Cuenca in Kastilien-La Mancha. Bei ES3 handelt es sich um einen Beispielvertrag aus 
dem Jahr 2014 vom Internetauftritt der Genossenschaft NogalBurgos, einem Zusam-
menschluss für den Anbau und Vertrieb von Walnüssen in Burgos (Kastilien-León). 
ES4 ist ein Vertragsmuster für Grundstücke, die in der Pachtbörse für landwirtschaftli-
che Flächen (Bolsa de Fincas Rústicas) von Asturien verzeichnet sind. Bei den übrigen 
Texten handelt es sich um Musterverträge für arrendamientos rústicos der Autonomen 
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Gemeinschaften Navarra (ES5) und Aragonien (ES6) sowie der Caja Rural Burgos 
(ES7) und der Gemeinde Ejea de los Caballeros in der Provinz Saragossa in Arago-
nien (ES8). 
Der Vertrag EN1 ist ein Mustervertrag der Verwaltungseinheit East Riding of Yorkshire 
für unerschlossenes Land aus dem Jahr 2012, der auf einer Vorlage der in Kapi-
tel 2.3.2.3 erwähnten RICS aus dem Jahr 2004 basiert. EN2 ist ein Vertragsentwurf 
aus dem Jahr 2013 für die Elton Head Hall Farm in St Helens (Merseyside). EN3 ist ein 
Vertragsmuster für Grundstücke des Cambridgeshire County Council und EN4 ist ein 
Vertrag für die Herne Farm in Oundle (Northamptonshire) aus dem Jahr 2008 zwischen 
einer Treuhandgesellschaft und einer Privatperson. Text EN5, ein Mustervertrag des 
Unternehmens Lammas Low Impact Initiatives Ltd. aus dem Jahr 2008, sowie EN6, ein 
Muster der University of Aberdeen aus dem Jahr 2001, basieren zu großen Teilen auf 
Versionen des RICS-Musters aus den Jahren 2007 bzw. 1998. Bei den weiteren bei-
den Texten handelt es sich um ein Muster des Norfolk County Council von 2012 (EN7) 
sowie einen 2014 entstandenen Vertragsentwurf für Weideland in Staffordshire, in dem 
der Staffordshire Moorlands District Council und der Stoke-on-Trent City Council als 
Verpächter wirken (EN8). 
 
3.2 Einordnung in das Textanalysemodell nach Brinker 
In diesem Unterkapitel soll die Textsorte Landpachtvertrag auf Basis des Analysemo-
dells nach Brinker et al. (2014) betrachtet werden. Es handelt sich dabei um eine über-
arbeitete Auflage der Linguistischen Textanalyse von Brinker aus dem Jahr 1985 mit 
Aktualisierungen und Ergänzungen von Cölfen und Pappert, wobei der Analyseansatz 
dem ursprünglichen Verfahren von Brinker folgt. 
Nach Brinkers Verständnis sind Textsorten „konkrete Realisationsformen komplexer 
Muster sprachlicher Kommunikation […], die innerhalb der Sprachgemeinschaft im 
Laufe der historisch-gesellschaftlichen Entwicklung aufgrund kommunikativer Bedürf-
nisse entstanden sind“ (Brinker et al. 2014: 133). Textsorten sind also kulturabhängig, 
haben sich als Resultat des Miteinanders in einer bestimmten Gemeinschaft heraus-
gebildet und sind im Zuge dessen konventionalisiert worden. Einzelne Texte sind stets 
ein Exemplar einer Textsorte und sowohl Textproduktion als auch -rezeption sind von 
der Textsorte geprägt (ebd.). Bei der Wahl einer Typologisierungsbasis für die Unter-
scheidung von Textsorten gilt es, homogene und akzeptable Kriterien zu finden, die 
keine Widersprüche zum intuitiven Textsortenverständnis aus dem Alltag hervorrufen 
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(ebd.: 135). Bei der linguistischen Untersuchung von Textsorten sind zwei Hauptrich-
tungen zu unterscheiden: der sprachsystematische Ansatz, bei dem strukturelle und 
insbesondere grammatische Merkmale im Zentrum stehen, sowie der kommunikation-
sorientierte oder handlungstheoretische Ansatz, dessen Schwerpunkt auf situativen 
und funktionalen Merkmalen liegt. Der kommunikationsorientierte Ansatz hat nach 
Brinkers Meinung dabei deutlich zielführendere Ergebnisse geliefert und entspricht 
eher dem intuitiven Textsortenverständnis (ebd.: 138). Auf Grundlage dieser For-
schungsrichtung sind Textsorten „konventionell geltende Muster für komplexe sprachli-
che Handlungen“ (ebd.: 139), die als typische Kombinationen von kontextuellen (situa-
tiven), kommunikativ-funktionalen sowie strukturellen, d. h. grammatischen und thema-
tischen, Merkmalen betrachtet werden können (ebd.). 
Das wichtigste Differenzierungskriterium ist in Brinkers Modell die Textfunktion, auf 
deren Basis fünf Textsortenklassen unterschieden werden können: Informationstexte 
(Emittent teilt Rezipient Wissen mit), Appelltexte (Emittent möchte Rezipient zu einer 
bestimmten Meinung oder Handlung bewegen), Obligationstexte (Emittent verpflichtet 
sich gegenüber Rezipient zu einer Handlung), Kontakttexte (Emittent vermittelt Rezipi-
ent, dass er persönlichen Kontakt herstellen bzw. aufrechterhalten möchte) sowie De-
klarationstexte (Emittent vermittelt Rezipient, dass durch den Text eine neue Tatsache 
geschaffen wird) (ebd.: 106–121; 140). Der Landpachtvertrag zählt wie alle Vertragsar-
ten zu den Obligationstexten, wobei bei Verträgen alle Unterzeichner gemeinsam die 
Rolle des Emittenten einnehmen und ein gegenseitiges Verpflichtungsverhältnis einge-
hen (ebd.: 117f.). 
Die eigentlichen Textsorten als Subklassifizierungen der Textsortenklassen ergeben 
sich aufgrund kontextueller Kriterien sowie struktureller Kriterien (ebd. 140). 
Die kontextuellen oder situativen Kriterien beziehen sich auf Merkmale der Kommuni-
kationssituation, genauer die Kommunikationsform sowie den Handlungsbereich. An 
Kommunikationsformen werden im Kern fünf Medien unterschieden: Face-to-face-
Kommunikation, Telefon, Rundfunk, Fernsehen sowie Schrift. Diese sind durch ver-
schiedene Kombinationen aus Art der Kommunikationsrichtung, des Kontakts und der 
Sprache gekennzeichnet. Beim Medium Schrift etwa, das bei Vertragstexten im Zent-
rum steht, handelt es sich um eine monologische Kommunikationsrichtung, der Kontakt 
erfolgt zeitlich und räumlich getrennt und die Sprache liegt in geschriebener Form vor. 
Im Fall von mündlich geschlossenen, also in Face-to-face-Kommunikation vereinbarten 
Verträgen ist die Kommunikationsrichtung dagegen dialogisch, der Kontakt ist räumlich 
und zeitlich unmittelbar und es handelt sich um gesprochene Sprache (ebd.: 140–142). 
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Das Merkmal des Handlungsbereichs bezieht sich auf den Teil der Gesellschaft, in 
dem die Kommunikation erfolgt, z. B. Alltag, Wissenschaft, Verwaltung, Presse etc., 
der jeweils eigene Normen mit sich bringt. Die Beziehung der Kommunikationspartner 
kann dabei grob als privat, offiziell oder öffentlich kategorisiert werden. Im privaten Be-
reich agieren die Partner als Privatpersonen, z. B. Freunde oder Familienmitglieder. Im 
offiziellen Bereich steht ihr Amt oder ihre Rolle in einem Unternehmen, einer Institution 
o. Ä. im Vordergrund und die Kommunikation hat in der Regel bindenden Charakter. 
Der öffentliche Bereich kann sich mit dem offiziellen Bereich überschneiden und bildet 
das Gegenteil zum privaten Bereich, wobei hierunter hauptsächlich Kommunikation in 
Massenmedien verstanden wird (ebd.: 143). Der Landpachtvertrag ist hierbei dem offi-
ziellen Bereich zuzuordnen, da die Kommunikationspartner nicht als Privatpersonen, 
sondern in ihrer Funktion als (zukünftiger) Verpächter und Pächter handeln und bin-
dende Vereinbarungen eingehen. 
Bei den strukturellen Kriterien sind besonders die Merkmale Textthema und Form der 
Themenentfaltung von Bedeutung. Beim Textthema geht es nicht um eine Aufzählung 
aller denkbaren Themen, was weder möglich noch notwendig ist, sondern es steht 
vielmehr im Mittelpunkt, wie das Thema relativ zum Sprechzeitpunkt fixiert ist (tempora-
le Orientierung) und wie es mit dem Emittenten und dem Rezipienten in Beziehung 
steht (lokale Orientierung). Mögliche temporale Orientierungen sind dabei vor-, gleich- 
und nachzeitig, und bei der lokalen Orientierung kann das Thema dem Emittenten oder 
dem Rezipienten entsprechen oder außerhalb der beiden liegen (ebd.: 144f.). Beim 
Landpachtvertrag liegt im Wesentlichen eine gleich- bis v. a. nachzeitige Fixierung vor, 
da das Vertragsverhältnis mit Unterzeichnung des Dokuments entsteht und damit das 
Thema ab dem Kommunikationszeitpunkt existiert, aber hauptsächlich in der Zukunft 
liegt. Da beide Vertragsparteien Emittenten darstellen und ihre Beziehung zueinander 
Gegenstand der Kommunikation ist, kann man davon sprechen, dass hier das Thema 
auf die Emittenten bezogen ist. 
Bei der Form der thematischen Entfaltung sind vier Kategorien zu unterscheiden: de-
skriptiv, narrativ, explikativ und argumentativ. Deskriptive Themenentfaltung bedeutet 
eine Aufgliederung des Themas in verschiedene Teilthemen (Spezifizierung) und seine 
räumliche und zeitliche Einordnung (Situierung), was unterschiedlich ausgeprägt sein 
kann, je nachdem, ob das Thema ein einmaliger Vorgang, ein regelhaft auftretender 
Vorgang oder ein Lebewesen/Gegenstand ist. Bei der narrativen Themenentfaltung, 
die für die Alltagserzählung typisch ist, erfolgt eine Nacherzählung eines abgeschlos-
senen, einmaligen Ereignisses mit den Bestandteilen Situierung, Repräsentation in 
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mehreren Phasen sowie Resümee. Die explikative Themenentfaltung stützt sich auf 
das Schema der wissenschaftlichen Erklärung nach Hempel und Oppenheim, bei dem 
das zu Erklärende (Explanandum) aus bestimmten anderen Sachverhalten (Explan-
ans), die aus Anfangs- oder Randbedingungen sowie allgemeingültigen Gesetzmäßig-
keiten bestehen, logisch abgeleitet wird. Bei der argumentativen Themenentfaltung 
verweist Brinker auf das Argumentationsmodell nach Toulmin, nach dem zunächst eine 
These vorliegt, die der Emittent durch Argumente begründet. Eine hypothetische Aus-
sage als Schlussregel dient als Rechtfertigung dafür, dass diese Argumente die These 
tatsächlich begründen können, was der Emittent durch eine Stützung (z. B. Normen 
oder Gesetze) belegen muss. Als Mittel der Einschränkung können ein Modaloperator 
(z. B. „wahrscheinlich“, „vielleicht“) oder eine Ausnahmebedingung dienen. Die Text-
funktion und die Art der Themenentfaltung stehen dabei in engem Zusammenhang: 
Zwar kann keine eindeutige Zuordnung erfolgen, es existieren jedoch Grade der Kom-
patibilität, d. h. nicht alle Textsortenklassen sind mit allen Handlungsentfaltungen ver-
einbar. Zudem kann man in den einzelnen Klassen dominierende Verfahren der Hand-
lungsentfaltung beobachten. Wie die Handlungsentfaltung realisiert wird, hängt von 
geltenden Konventionen ab und kann anhand der Einstellung des Emittenten zum 
Thema kategorisiert werden (ebd.: 60–80; 145f.). Der Landpachtvertrag ist – wie für 
Vertragstexte üblich (ebd.: 64) – von der deskriptiven Handlungsentfaltung geprägt. 
Der Vertragstext beschreibt das rechtliche Verhältnis zwischen den Parteien und ihre 
gegenseitigen Verpflichtungen, spezifiziert also die Einzelheiten dieser Beziehung und 
stellt, z. B. durch die Laufzeit des Vertrags oder für konkrete Einzelbestimmungen gül-
tige Fristen, eine zeitliche Situierung des Themas dar. Die Realisationsform ist als 
sachbetont zu charakterisieren. 
Neben diesen zur Abgrenzung von Textsorten relevanten Kriterien ist für die Beschrei-
bung einer konkreten Textsorte nicht zuletzt die Untersuchung der Realisierung mit 
sprachlichen (und ggf. nichtsprachlichen) Mitteln von Bedeutung, also die Herausarbei-
tung struktureller, syntaktischer, lexikalischer oder stilistischer Präferenzen anhand von 
Korpusanalysen (ebd.: 146f.). Dies ist Gegenstand der folgenden Unterkapitel. 
 
3.3 Textsortenmerkmale auf der Makroebene 
In diesem Abschnitt werden ausgewählte Textsortenmerkmale erläutert, die auf Grund-
lage des Textkorpus als mehr oder weniger konventionalisierte Charakteristika der 
Textsorte festgestellt werden können. Da Kennzeichen der Rechtssprache und ihre 
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Ausprägung in der Textsorte Landpachtvertrag ausführlich in Kapitel 3.4 beleuchtet 
werden, konzentriert sich dieses Kapitel auf makrostrukturelle Merkmale. 
Dabei werden in Anlehnung an Kadrić et al. (2012: 112) die Textsortenkonventionen 
auf Makroebene unter den Gesichtspunkten Textaufbau, -einteilung und -form betrach-
tet: Der Textaufbau beschreibt die inhaltliche Struktur und die Bestandteile des Textes, 
die Texteinteilung bezieht sich auf seine formale Strukturierung – in diesem Fall die 
Unterteilung in Paragraphen bzw. Artikel – und die Textform auf formale und typogra-
phische Aspekte wie Layout oder Satzbild. 
Der Textaufbau wird in dieser Arbeit außerdem in Verbindung mit dem Umfang der 
Texte betrachtet, da sich in dieser Hinsicht bei der Gegenüberstellung der Korpustexte 
Auffälligkeiten ergeben. Neben der rein strukturellen Untersuchung sollen hier zudem 
auch inhaltliche Gemeinsamkeiten erläutert werden, die Rückschlüsse auf die Konven-
tionen bei der Erstellung von Landpachtverträgen zulassen. 
 
3.3.1 Umfang und Textaufbau 
Ein auffälliges Merkmal bei der Untersuchung eines Textkorpus auf Makroebene ist 
zunächst der Umfang, der in diesem Fall intra- und intersprachlich teils deutliche Un-
terschiede aufweist. Bei den deutschen Korpustexten liegt der Umfang zwischen zwei 
(DE8) und acht (DE4) Druckseiten, wobei vier Seiten am häufigsten sind (DE1, DE5, 
DE6). Die übrigen Texte umfassen fünf (DE2), sechs (DE7) bzw. sieben (DE3) Seiten, 
womit der Durchschnitt bei fünf Druckseiten liegt. Etwas geringere Umfangsverhältnis-
se liegen bei den spanischen Texten vor. Fünf der acht Verträge umfassen vier Seiten 
Text (ES1, ES2, ES3, ES4, ES5). Der kürzeste Vertrag ist ES6 mit zwei Seiten, ES8 ist 
nur geringfügig länger und ES7 erstreckt sich über drei Seiten, womit sich ein Durch-
schnitt von etwa dreieinhalb Seiten ergibt. Ganz anders stellt sich der Umfang der eng-
lischen Vertragstexte dar: Der kürzeste Text ist hier EN4 mit neun Seiten, EN5 als 
längster umfasst 41 Seiten. Die weiteren Werte betragen 23 (EN1), 28 (EN8), 29 
(EN2), 30 (EN7), 32 (EN6) und 38 (EN3) Druckseiten, sodass der Durchschnitt bei 
knapp 29 Seiten liegt. 
Der Grund für den wesentlich größeren Umfang der englischen Korpustexte mag ei-
nerseits juristischer Natur sein: Wie bereits in Kapitel 2.3.1 erwähnt, müssen aufgrund 
wenig spezifischer Gesetzesgrundlagen diverse Rechtslücken geschlossen werden 
(Bernstorff 2006: 51), und in Gerichtsverfahren werden keine Sachverhalte berücksich-
tigt, die den Inhalt des Vertragsdokuments ergänzen, verändern oder ihm sogar wider-
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sprechen (ebd.: 68f.). Zudem ist die Bestimmtheit des Vertragsinhalts ein zentraler 
Punkt des englischen Vertragsrechts, d. h. die Inhalte müssen bei Vertragsabschluss 
bereits präzise dargelegt werden und können nur unter bestimmten Bedingungen spä-
ter ergänzt werden (ebd.: 60). Andererseits trägt auch die formale Gestaltung der Ver-
träge dazu bei, dass größere leere Flächen entstehen und die Seitenzahl zunimmt. Auf 
solche Charakteristika wird in Kapitel 3.3.3 näher eingegangen. Nicht zuletzt ist der 
beträchtliche Umfang der englischen Verträge der Tatsache geschuldet, dass alle eng-
lischen Texte Bestandteile aufweisen, die denen in den anderen Sprachen fremd sind. 
Bei den deutschen und spanischen Texten lassen sich im Wesentlichen die Bestand-
teile Kopf mit Überschrift, Hauptteil mit Vertragsbestimmungen sowie Unterschriften 
feststellen. Der Titel des Dokuments benennt in der Regel die Vertragsart und in zwei 
spanischen Verträgen wird anschließend die Gesetzesgrundlage des Pachtverhältnis-
ses genannt (vgl. ES1: 1, ES2: 1). Der Kopf trägt in allen spanischen Korpustexten die 
Überschrift „Reunidos“ und die beiden Parteien werden durch die Floskeln „de una par-
te“ sowie „[y] de otra [parte]“ abgegrenzt; in allen deutschen Verträgen werden die Par-
teien mit „zwischen […] und […]“ markiert. Dieser Teil benennt also insbesondere die 
Vertragsparteien und gibt unterschiedlich detaillierte Angaben zu ihnen wieder. So ist 
bei den deutschen Verträgen in den meisten Fällen der Name und die Anschrift der 
Person bzw. bei Gemeinden des Bürgermeisters als Vertreter ausreichend (vgl. 
DE2: 1, DE3: 1, DE4: 1, DE6: 1, DE8: 1), bei den anderen drei Verträgen ist zudem der 
Beruf der Parteien anzugeben (vgl. DE1: 1, DE5: 1, DE7: 1), wobei DE5 Optionen zum 
Ankreuzen bietet, ob es sich um eine Privatperson oder einen Landwirt im Haupt- oder 
Nebenerwerb handelt. In den spanischen Texten ist neben Name und Adresse stets 
auch die Personalausweisnummer gefordert und in den meisten Fällen sind weitere 
Angaben vorgesehen, nämlich Familienstand (vgl. ES1: 1, ES4: 1, ES6: 1, ES7: 1), 
Alter (vgl. ES6: 1, ES7: 1), Ehepartner (vgl. ES1: 1, ES6: 1), Steuernummer (vgl. 
ES1: 1), rechtlicher Vertreter (vgl. ES1: 1, ES4: 1, ES5: 1, ES7: 1) oder Telefonnummer 
(vgl. ES7: 1). Während Ort und Datum in den deutschen Texten erst bei den Unter-
schriften vorgesehen sind, werden diese Angaben in den spanischen Texten bereits im 
Kopf gemacht, und an die Vertragsparteien schließt sich in den spanischen Texten ein 
kurzer Absatz mit Eckdaten zum Pachtverhältnis wie Fläche und Pachtzins an. Nur 
ES8 stellt in den beiden letztgenannten Punkten eine Ausnahme dar, da Angaben zu 
Ort und Datum im Muster nicht vorgesehen sind und die Details zur Pacht erst in den 
Klauseln genannt werden. Der einleitende Teil der englischen Vertragstexte wird weiter 
unten in diesem Kapitel beschrieben. 
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Der Unterschriftenteil ist im Deutschen und Spanischen insgesamt recht einfach gehal-
ten. Der Verpächter signiert dabei stets auf der linken Seite und der Pächter rechts 
daneben. Im Deutschen sind gepunktete oder durchgezogene Linien bzw. Felder für 
die Eintragung von Ort und Datum und für die Unterschriften vorgegeben, während 
dies nur in drei spanischen Texten vorkommt (vgl. ES2: 4, ES4: 4, ES5: 4) und sonst 
lediglich mit dem Vordruck von „Arrendador“ bzw. „Arrendatario“ oder ähnlichen Formu-
lierungen die Platzierung der Unterschriften angezeigt wird. Neben den beiden Ver-
tragsparteien sehen einige wenige Muster auch die Unterschrift des Ehepartners oder 
anderer Mitberechtigter vor (vgl. DE7: 6, ES1: 4, ES5: 4). Bei den spanischen Texten 
ist zudem – erneut mit Ausnahme von ES8 – vor den Unterschriften eine Schlussformel 
eingefügt. Die Hälfte der deutschen Korpustexte enthält einen kurzen Hinweis zur be-
hördlichen Anzeige des Vertrags (vgl. DE1: 4, DE3: 7, DE5: 4, DE6: 4), während ES5 
Platz für eine offizielle Bestätigung der Unterschriften vorsieht. Außerdem weisen meh-
rere spanische Verträge nach den Unterschriften Hinweise zur Modifizierung der Ver-
tragsmuster bzw. Fußnoten zu den Bestimmungen auf (vgl. ES1: 4, ES4: 4, ES5: 4, 
ES6: 2, ES7: 3). ES6 schließt als einziger der spanischen Korpusverträge mit einem 
Anhang, in dem die Angaben zur Pachtsache spezifiziert werden können. Der Unter-
schriftenteil in den englischen Texten unterscheidet sich bereits auf den ersten Blick 
dadurch von den deutschen und spanischen Verträgen, dass die Unterschriften der 
Vertragsparteien untereinander angeordnet sind und jeweils mindestens eine weitere 
Person unterzeichnen muss, welche die Unterschrift einer Partei bezeugt. Dies kann 
für beide Parteien (vgl. EN2: 29, EN4: 9, EN5: 41, EN6: 13, EN8: 28) oder nur für den 
Pächter erforderlich sein (vgl. EN1: 15, EN3: 38, EN7: 30). Mit Ausnahme von EN4 und 
EN8 müssen für solche Zeugen neben dem Namen auch Anschrift und Beruf angege-
ben werden. Ist der Verpächter eine öffentliche Verwaltungseinheit, so ist auch die An-
bringung des offiziellen Siegels vorgesehen (vgl. EN1: 15, EN3: 38, EN7: 30, EN8: 28). 
Ein typisches Gestaltungsmerkmal ist dabei der Vordruck der Angaben auf der linken 
Seite gefolgt von Klammern, sodass rechts daneben Platz für Unterschriften bzw. Sie-
gel ist (vgl. EN3: 38, EN4: 9, EN5: 41, EN7: 30, EN8: 28). 
Während bei den deutschen und spanischen Verträgen die Vertragsbestimmungen 
also direkt nach dem Kopf, meist noch auf der ersten Seite folgen, ist dies bei keinem 
der englischen Verträge der Fall. Bei den englischen Texten sind Bezeichnung des 
Vertrags und grundlegende Angaben wie Parteien, Pachtsache und rechtliche Grund-
lage auf ein oder mehrere Deckblätter verteilt. In mehreren Verträgen werden solche 
Daten zusätzlich auf einer gesonderten Seite in meist zweispaltiger Form dargestellt 
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und um Details wie Adressen der Vertragsparteien, Vertragslaufzeit oder Zahlungsmo-
dalitäten ergänzt, was unter einer Überschrift wie „Particulars“ oder „Specific and addi-
tional particulars“ erfolgen kann (vgl. EN1: 4, EN2: 5f., EN5: 8, EN6: 2, EN7:2, EN8: 2f.) 
oder aber als Teil der Vertragsbestimmungen unter „Definitions“ (vgl. EN3: 6f.). Da es 
sich um Vertragsmuster handelt, können Anmerkungen zur Anpassung der Vorlage 
(vgl. EN3: 2, EN6: 1f.) und ein Verweis auf das RICS-Muster (vgl. EN1: 3, EN5: 4, 
EN6: 1) vorangestellt sein, und es sind Inhaltsverzeichnisse möglich (vgl. EN2: 4, 
EN5: 3). Zudem enthalten einige Verträge (vgl. EN2: 2f., EN3: 2–5, EN5: 5–7, EN7: 1) 
Tabellen mit Angaben für die Eintragung im Land Registry, die bei einer Laufzeit ab 
sieben Jahren notwendig ist (EN3: 2). Außerdem sind Anhänge (schedules) charakte-
ristisch für die englischen Korpustexte, die im Anschluss an die Unterschriften (vgl. 
EN1: 16–23, EN6: 14–32), typischerweise jedoch noch davor (vgl. EN2: 17–28, 
EN3: 29–37, EN4: 9, EN5: 22–40, EN7: 22–29, EN8: 21–27) eingefügt werden. Nur der 
kürzeste Vertrag weist lediglich einen sehr kurzen Anhang mit Angaben zur Pachtsa-
che auf (vgl. EN4: 9), bei den anderen Texten liegen bis zu 11 Anhänge vor (vgl. EN2, 
EN7). Typische Inhalte dieser Anhänge sind nähere Angaben zur Pachtsache wie Par-
zellennummern oder Karten, Definitionen zentraler Begriffe des Vertrags, tabellarische 
Übersichten zu Verpflichtungen hinsichtlich Reparatur und Instandhaltung des Inven-
tars sowie Regeln der guten Landwirtschaft (good husbandry). 
Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass die englischen Verträge wesentlich 
umfangreicher ausfallen, u. a. weil sie typischerweise Deckblätter und Anhänge enthal-
ten, die in Deutschland und Spanien für diese Vertragsart nicht notwendig und nicht 
charakteristisch sind. Zudem ist die Gestaltung bezüglich Art und Anordnung der 
Hauptbestandteile der Verträge in Deutschland und Spanien insgesamt homogener, 
d. h. augenscheinlich stärker konventionalisiert als in England. 
 
3.3.2 Texteinteilung 
Nach der Erläuterung der Vertragsbestandteile im vorhergehenden Abschnitt soll in 
diesem Unterkapitel die Texteinteilung, d. h. die Gliederung der Vertragstexte unter-
sucht werden, wobei das Augenmerk nun auf dem Hauptteil liegt. Typisch für Vertrags-
texte ist eine Einteilung in Paragraphen (Kadrić et al. 2012: 112), die auch hier den 
Großteil der Hauptteile ausmachen. Bei der Art, Gliederung, Reihenfolge und dem In-
halt der Vertragsbestimmungen zeigen sich teilweise wesentliche Unterschiede und 
damit auch innersprachlich vielfältige Ausgestaltungsmöglichkeiten, jedoch auch Ge-
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meinsamkeiten aller oder fast aller Korpustexte einer Sprache, die Rückschlüsse auf 
die Konventionalisierung zulassen. 
Bei den untersuchten deutschen Vertragstexten fällt zunächst auf, dass jeder Para-
graph eine Überschrift trägt, aber bei einander inhaltlich entsprechenden Bestimmun-
gen zwischen den Verträgen unterschiedliche Formulierungen möglich sind und in die-
ser Hinsicht keine festen terminologischen Konventionen bestehen. Es ist zu beobach-
ten, dass in allen Fällen in § 1 der Gegenstand der Pacht, d. h. die Pachtsache erläu-
tert wird. Zudem enthalten alle Verträge einen Paragraphen zur Pachtdauer oder 
Pachtzeit, und dieser ist in fünf der acht Texte an zweiter Stelle angeführt (vgl. § 2 
DE2, DE3, DE6, DE7, DE8; § 3 DE5; § 5 DE4; § 6 DE1). Der Pachtpreis, auch Pacht-
zins oder Pacht genannt, wird in den meisten Fällen ebenfalls an einer vorderen Positi-
on im Vertrag und als eigener Paragraph aufgeführt (vgl. § 3 DE2, DE3, DE6, DE8; § 4 
DE7; § 6 DE4; § 7 DE1) und ist nur bei DE5 in § 1 Abs. 5 integriert. Weitere Bestim-
mungen, die in allen deutschen Korpustexten vorkommen, sind Abgaben und Lasten 
(vgl. § 9 DE1, § 4 DE2, § 6 DE3, § 7 DE4, § 4 DE5, § 5 DE6, § 13 DE7, § 5 Abs. 7 
DE8), Unterverpachtung bzw. Überlassung (vgl. § 12 DE1, § 8 DE2, § 10 DE3, § 12 
DE4, § 7 DE5, § 10 DE6, § 17 DE7, § 5 Abs. 6 DE8), Erhaltung bzw. Bewirtschaftung 
der Pachtfläche (vgl. § 8 DE1, § 5 DE2, § 5 DE3, § 3 DE4, § 5 DE5, § 7 DE6, § 14 
DE7, § 5 Abs. 2–4 DE8), vorzeitige Kündigung bzw. außerordentliches Kündigungs-
recht (vgl. § 13 DE1, § 9 DE2, § 11 DE3, § 14 DE4, § 8 DE5, § 11 DE6, § 20 DE7, § 4 
DE8) sowie ein Paragraph mit zusätzlichen oder sonstigen Vereinbarungen, unter dem 
Regelungen zu verschiedenen Themen zusammengefasst werden können (vgl. § 14 
DE1, § 13 DE2, § 16 DE3, § 20 DE4, § 14 DE5, § 12 DE6, § 25 DE7, § 5 DE8). 
Außer DE7, der für Rebland ausgelegt ist, weisen alle Verträge eine Bestimmung zum 
Ersatz von Wildschaden auf (vgl. § 5 DE1, § 11 DE2, § 9 DE3, § 11 DE4, § 11 DE5, 
§ 8 DE6, § 5 Abs. 3 DE8) und mit Ausnahme von DE6 behandeln alle Texte Verbesse-
rungen bzw. Einrichtungen durch den Pächter (vgl. § 11 DE1, § 7 DE2, § 7 DE3, § 4 
DE4, § 6 DE5, § 15 DE7, § 5 Abs. 3 DE8). Unter den letzten Bestimmungen des Ver-
trags befinden sich in den meisten Fällen unter der Überschrift „Teilweise Unwirksam-
keit des Vertrags“ eine sogenannte salvatorische Klausel, nach der bei Ungültigkeit 
einer Bestimmung der restliche Vertrag seine Gültigkeit behält (vgl. § 14 Abs. 2 DE2, 
§ 17 DE3, § 21 DE4, § 15 DE5, § 12 Abs. 1 DE6, § 26 DE7), sowie ein Hinweis zur 
Zahl der Vertragsausfertigungen (vgl. § 16 DE1, § 14 DE2, § 18 DE3, § 22 DE4, § 16 
DE5, § 12 Abs. 3 DE6, § 24 DE7). Fünf der acht Verträge verweisen explizit auf die 
Gültigkeit der zugrunde liegenden Rechtstexte (vgl. § 15 DE1; § 13 Abs. 3 DE2; § 1 
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Abs. 2, 3 DE4; § 13 DE5; § 5 Abs. 8 DE8) und jeweils die Hälfte der Korpustexte ent-
hält Bestimmungen zur Beschreibung der Pachtsache (vgl. § 2 DE1, § 2 DE5, § 6 DE6, 
§ 5 DE7), zur Gewährleistung (vgl. § 4 DE1, § 8 DE3, § 10 DE4, § 12 DE7), zum Tod 
des Pächters (vgl. § 12 DE3, § 15 DE4, § 9 DE5, § 16 DE7), zur Rückgabe der Pacht-
sache (vgl. § 10 Abs. 1 DE2, § 13 DE3, § 16 DE4, § 21 DE7) sowie zum Hinzuziehen 
eines Schätzers oder Sachverständigen (vgl. § 12 DE2, § 15 DE3, § 17 DE4, § 22 
DE7). Zwei Verträge nehmen zudem auf Betriebsprämienregelungen Bezug (vgl. § 20 
DE4, § 12 DE5), wobei DE4 explizit auf Zahlungsansprüche laut EG-Verordnung 
Nr. 1782/2003 verweist. 
Zusammengefasst haben die Korpustexte besonders am Anfang und Ende der Ver-
tragsbestimmungen einige konventionalisierte Vertragsabschnitte, die bei der Mehrzahl 
der Korpustexte oder sogar in allen vorkommen. Daneben besteht jedoch einiger Spiel-
raum für zusätzliche Bestimmungen, die gängig sind, aber keineswegs von der Kon-
vention verlangt werden. Die Reihenfolge der typischen Inhalte ist weitgehend flexibel. 
Bei den spanischen Korpustexten tragen nur in ES1 und ES4 die einzelnen Abschnitte 
der Vertragsbestimmungen Überschriften. Zudem sind bei manchen Verträgen mehre-
re Elemente nicht Teil der nummerierten Klauseln, sondern ihnen unter einer eigenen 
Überschrift voran- oder nachgestellt. So folgen die Angaben zur Pachtsache in den 
meisten Fällen noch vor den Bestimmungen unter „Fincas arrendadas“ (vgl. ES2: 1, 
ES3: 1, ES7: 1), „Parcelas arrendadas“ (vgl. ES1: 1), als Abschnitt „Identificación de 
las fincas“ unter „Exponen“ (vgl. ES4: 1) oder ohne Überschrift tabellarisch (vgl. 
ES5: 1) bzw. in den Fließtext eingebettet (vgl. ES6: 1). Nur in ES8 ist die Benennung 
der Pachtsache Teil der ersten Vertragsklausel (vgl. Art. I ES8). ES3 und ES7 verfügen 
außerdem über einen Abschnitt mit dem Titel „Derechos arrendados“ (vgl. ES3: 2, 
ES7: 2), in dem mit Bezug auf Art. 27 Verordnung (EG) Nr. 795/2004 zusätzlich zu der 
Fläche auch Rechte für Betriebsprämien nach der auch in § 20 DE4 erwähnten Ver-
ordnung Nr. 1782/2003 verpachtet werden. Die Vertragsklauseln im engeren Sinne 
folgen in den meisten Fällen unter der Überschrift „Condiciones generales“ (vgl. 
ES1: 1, ES2: 2, ES3: 2, ES5: 3, ES7: 2) und bei zwei Texten unter „Cláusulas“ (vgl. 
ES4: 2, ES8: 1). ES6 stellt strukturell einen Sonderfall dar, da im Anschluss an den 
Kopf nur Fließtext mit spezifischen Daten zum Pachtverhältnis folgt und anschließend 
die Anerkennung der Regelungen gemäß LAR 2003 und Ley 26/2005 vereinbart wird, 
ohne allgemeine Klauseln wie in den anderen Verträgen zu formulieren. Es besteht 
jedoch unter der Überschrift „Condiciones particulares“ (ES6: 2) die Möglichkeit, zu-
sätzliche Bestimmungen zu vereinbaren. Ein solcher, nicht oder nur teilweise vorformu-
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lierter Abschnitt kommt auch in den meisten übrigen spanischen Korpustexten vor und 
trägt dort die Überschrift „Pactos y condiciones particulares“ (vgl. ES1: 4, ES2: 4, 
ES3: 4, ES5: 3, ES7: 3). In ES2 wird unter diesem Abschnitt beispielsweise die Ver-
pachtung der oben erwähnten Rechte bezüglich der Betriebsprämienregelung der Eu-
ropäischen Union bestimmt. 
Wie bei den deutschen Korpustexten ist auch bei den spanischen die Angabe der Eck-
daten des Pachtverhältnisses Gemeinsamkeit aller Vertragstexte, jedoch erhalten die-
se nicht in allen Texten einen eigenen Artikel, sondern sind gegebenenfalls in den be-
reits angesprochenen Absatz am Ende des Kopfes eingebunden. Dies gilt insbesonde-
re für Pachtdauer (vgl. Art. 2 ES1, Art. 6 ES2, ES3: 1, Art. 3 ES4, Art. 2 ES5, ES6: 1, 
ES7: 1, Art. III ES8), Pachtzins und Zahlungsmodalitäten (vgl. Art. 5 ES1; ES2: 1, Art. 
7–9; ES3: 1, Art. 7; Art. 4, 5 ES4; ES5: 1; ES6: 1; ES7: 1, Art. 6; Art. VII ES8) und An-
passung des Pachtzinses (vgl. Art. 5 ES1, Art. 10 ES2, Art. 10 ES3, Art. 4 ES4, Art. 1 
ES5, ES6: 1, Art. VIII ES8). Die folgenden Aspekte werden nur im bereits erwähnten 
ES6 nicht explizit geregelt, der sich auf die gesetzlichen Bestimmungen beruft: Nut-
zungsart (vgl. Art. 3 ES1, Art. 4 ES2, Art. 3 ES3, Art. 2 ES4, Art. 4 ES5, Art. 3 ES7, 
Art. IX ES8), Rückgabe der Pachtsache am Ende der Pachtdauer (vgl. Art. 3 ES1; 
Art. 6 ES2; Art. 5 ES3; Art. 10 ES 4; Art. 2 ES5; Art. 5 ES7; Art. IV, V ES8), Ausgaben 
für Änderungen und Verbesserungen des Pachtgegenstands (vgl. Art. 7 ES1; Art. 2, 3 
ES2; Art. 8, 11 ES3; Art. 8, 9 ES4; Art. 6 ES5; Art. 7, 10 ES7; Art. X–XIII ES8) sowie 
Beendigung, Kündigung und Auflösung des Vertrags (vgl. Art. 9 ES1, Art. 12 ES2, 
Art. 13 ES3, Art. 15 ES4, Art. 5 ES5, Art. 12 ES7, Art. XV, XVI ES8). 
Weitere Inhalte, die in mehr als der Hälfte der Verträge vorkommen und damit als Teil 
der Konvention betrachtet werden sollten, sind Vertragsverlängerung (vgl. Art. 6 ES2, 
ES3: 1, Art. 3 ES4, Art. 3 ES5, Art. VI ES8), Möglichkeit der öffentlichen Beurkundung 
(vgl. Art. 4 ES1, Art. 5 ES2, Art. 4 ES3, Art. 14 ES4, Art. 7 ES5, Art. 4 ES7), Überlas-
sung und Unterverpachtung (vgl. Art. 8 ES1, Art. 11 ES2, Art. 12 ES3, Art. 11 ES4, 
Art. 11 ES7, Art. XIV ES8) sowie Versicherung (vgl. Art. 6 ES1, Art. 10 ES2, Art. 9 ES3, 
Art. 13 ES4, Art. 8 ES7). Außerdem enthalten fünf der acht Verträge einen Hinweis, 
dass die Vertragsparteien gegenseitig ihre Geschäftsfähigkeit anerkennen (vgl. Art. 13 
ES2, Art. 2 ES3, ES4: 1, ES5: 1, Art. 2 ES7). 
Es kann also insgesamt festgehalten werden, dass auch bei den spanischen Verträgen 
einige inhaltliche und strukturelle Gemeinsamkeiten festzustellen sind, aber nur wenige 
Elemente ausnahmslos einheitlich gestaltet sind, sodass von einer strikten Konventio-
nalisierung gesprochen werden könnte. 
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Bei den englischen Korpustexten tragen wie bei den deutschen alle Artikel eine Über-
schrift, aber auch auf der ersten Untergliederungsebene sind Überschriften üblich. 
Ebenfalls ähnlich dem Deutschen kann nur in wenigen Fällen eine bevorzugte Benen-
nung der Artikel beobachtet werden und es bestehen vielseitige Gestaltungsmöglich-
keiten bei der Strukturierung und Bezeichnung der Klauseln. Gemeinsam ist jedoch 
allen Korpustexten, dass der erste Artikel Begriffsklärungen und Hinweise zur Ausle-
gung des Vertrags enthält, wobei dieser Abschnitt verschiedene Titel tragen kann, etwa 
„Preliminary“ (vgl. Art. 1 EN1, EN5, EN6) oder eines oder beide der Wörter „interpreta-
tion[s]“ (vgl. Art. 1 EN2, EN4, EN7, EN8) und „definitions“ (vgl. Art. 1 EN3, EN8; Art. 1.1 
EN4). Der zweite Artikel begründet – meist unter dem Titel „Letting“ (vgl. Art. 2 EN1, 
EN3, EN5, EN6, EN7, EN8) – das Pachtverhältnis, legt den Status als Verhältnis mit 
befristeter Pachtdauer fest und/oder verweist auf verschiedene Rechte der Vertrags-
parteien. In sieben der acht Verträge wird zudem bei den Vertragsbestimmungen zwi-
schen Verpflichtungen des Pächters und Verpflichtungen des Verpächters unterschie-
den, die eigene Abschnitte des Vertrags erhalten und durch Artikel ergänzt werden, die 
allgemeine Pflichten beider Parteien darstellen. Die Verpflichtungen des Pächters wer-
den dabei als „Obligations of the tenant“ (vgl. EN1: 6, EN5: 11, EN6: 3), „Tenant’s 
agreements“ (vgl. Art. 3 EN3, Art. 3 EN8) oder „Tenant’s covenants“ (vgl. Art. 4 EN7) 
bezeichnet, die des Verpächters als „Landlord’s obligations“ (vgl. Art. 9 EN1, Art. 12 
EN5, Art. 9 EN6), „Landlord’s agreements“ (vgl. Art. 4 EN3, Art. 5 EN7, Art. 4 EN8) 
oder „Landlord’s covenant for quiet enjoyment“ (vgl. Art. 5 EN4). In EN2 gibt es keine 
gesonderte Überschrift für Verpflichtungen des Pächters, Art. 8 trägt jedoch den Titel 
„Landlord’s covenants“. 
Erneut gibt es einige zentrale Themen, die in allen Korpustexten behandelt werden. In 
den meisten Fällen wird der Pachtpreis selbst auf dem in Kapitel 3.3.1 erwähnten vo-
rangestellten Übersichtsblatt bzw. in den Definitionen in Art. 1 beziffert und die Best-
immungen enthalten Pflichten zur Entrichtung der Pacht (vgl. Art. 3 EN1, Art. 2 EN2, 
Art. 3.1 EN3, Art. 3 EN5, Art. 3 EN6, Art. 4.1 EN7). Nur in EN4 wird die Pacht erst in 
Art. 3.1 beziffert und in EN8 wird unter „Particulars“ (EN8: 2) festgelegt, dass keine 
Pacht zu entrichten ist, sodass genauere Regelungen entfallen. Weitere gemeinsame 
Punkte sind Nutzung und Bewirtschaftung des Pachtgegenstands (vgl. Art. 4 EN1; 
Art. 4 EN2; Art. 3.8 EN3; Art. 4.5, 4.8 EN4; Art. 4 EN5; Art. 4 EN6; diverse Unterpunkte 
von Art. 4 EN7; Art. 3.4 EN8), Reparaturen, Änderungen und Instandhaltung (vgl. Art. 5 
EN1; Art. 4.3 EN2; Art. 3.6, 3.13 EN3; Art. 4.6, 4.7 EN4; Art. 6 EN5; Art. 5 EN6; 
Art. 4.9, 4.12, 4.52 EN7; Art. 3.2, 3.6 EN8), Überlassung und Unterverpachtung (vgl. 
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Art. 6 EN1, Art. 4.7 EN2, Art. 3.12 EN3, Art. 4.12 EN4, Art. 7 EN5, Art. 6 EN6, Art. 4.50 
EN7, Art. 3.5 EN8), Rückgabe der Pachtsache (vgl. Art. 8 EN1; Art. 9.2 EN2; Art. 3.17, 
3.18 EN3; Art. 4.23 EN4; Art. 10 EN5; Art. 8 EN6; Art. 4.42 EN7; Art. 3.8 EN8) und Be-
endigung bzw. Auflösung des Vertrags (vgl. Art. 10 EN1; Art. 9 EN2; Art. 7 EN3; 
Art. 6.1, 7 EN4; Art. 13 EN5; Art. 10 EN6; Art. 4.51, 6.1 EN7; Art. 5 EN8). Alle Verträge 
enthalten zudem Verweise auf die Anhänge, in zwei Fällen sogar mittels einer geson-
derten Vertragsklausel (vgl. Art. 15 EN5, Art. 6.6 EN7). Beispielsweise wird in den be-
reits erwähnten Bestimmungen zu Reparaturen oft auf Anhänge verwiesen, in denen 
die Zuständigkeiten für die Instandhaltung von Inventar oder Gebäudeteilen festgelegt 
werden (vgl. Anh. 3 EN1, Anh. 5 EN2, Anh. 6 EN3, Anh. 4 EN5, Anh. 3 EN6, 
EN7: 26f.). 
Eine Mehrzahl der Verträge enthält außerdem einen Artikel, unter dem sonstige Ver-
einbarungen zusammengefasst werden (vgl. Art. 12 EN1, Art. 10 EN2, Art. 8 EN3, 
Art. 6 EN4, Art. 16 EN5, Art. 12 EN6, Art. 6 EN7), Bestimmungen zu Schlichtung von 
Streitigkeiten (vgl. Art. 11 EN1, Art. 11 EN2, Art. 8.4 EN3, Art. 14 EN5, Art. 11 EN6, 
Art. 6.14 EN7, Art. 6 EN8), Mehrwertsteuer (vgl. Art. 1.4 EN1, Art. 8.9 EN3, Art. 4.4 
EN4, Art. 1.5 EN5, Art. 1.4 EN6, Art. 4.2 EN7), Versicherung (vgl. Art. 5.8–5.11 EN1; 
Art. 6 EN2; Art. 3.7 EN3; Art. 6, 12.5–12.7 EN5; Art. 5, 9.5, 9.6 EN6; Art. 3.4.19 EN8), 
Schadloshaltung des Verpächters (vgl. Art. 7.6 EN1; Art. 4.8 EN2; Art. 8.11, 8.12 EN3; 
Art. 4.21 EN4; Art. 4.40 EN7; Art. 3.4.27 EN8), Abgaben und Lasten (vgl. Art. 4.1 EN2; 
Art. 3.1 EN3; Art. 4.3, 4.22 EN4; Art. 4.3 EN7; Art. 3.1 EN8), Mitteilungen an den Ver-
pächter und/oder Dokumentation (vgl. Art. 7 EN1; Art. 7 EN2; Art. 3.10 EN3; Art. 4.14, 
4.17 EN4; Art. 8 EN5; Art. 7 EN6; Art. 4.15, 4.29 EN7) sowie Benachrichtigung bei Tod 
des Pächters (vgl. Art. 7.4 EN1, Art. 4.9 EN2, Art. 3.16 EN3, Art. 4.16 EN4, Art. 4.7 
EN7). Sechs der acht Verträge nehmen auf die im ATA 1995 geregelte Mitteilung (s. 
Kapitel 2.3.2.3) Bezug, die vorab zwischen Pächter und Verpächter erfolgen sollte und 
das zu schließende Pachtverhältnis als farm business tenancy definiert (vgl. EN1: 3, 
Art. 3.5 EN2, Art. 8.10 EN3, EN5: 4, EN6: 1, Art. 8 EN7). Ebenfalls sechs Verträge 
schließen in einer eigenen Klausel die Anwendung des Contracts (Right of Third Par-
ties) Act 1999 aus, um die Auslegung zugunsten Dritter zu verhindern (vgl. Art. 12.7 
EN1, Art. 10.5 EN2, Art. 8.7 EN3, Art. 6 EN4, Art. 16.7 EN5, Art. 10 EN8), und fünf der 
acht Verträge enthalten einen Hinweis, dass das vorliegende Dokument die gesamte 
Vereinbarung zwischen den Parteien darstellt (vgl. Art. 12.9 EN1, Art. 8.5 EN3, 
Art. 16.9 EN5, Art. 12.7 EN6, Art. 8 EN8). Die bereits erwähnte Betriebsprämienrege-
lung der Europäischen Union wird in drei englischen Texten einbezogen (vgl. Art. 12.11 
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EN1; Anh. 10 EN2; EN7: 2, 28f.). 
Wie der Umfang der englischen Texte erwarten lässt, ist die Ausgestaltung der Ver-
tragsklauseln in den Korpustexten unterschiedlich detailliert und die Zuordnung einzel-
ner Aspekte zu bestimmten Abschnitten ist insgesamt flexibel, was nicht zuletzt daran 
liegt, dass in der Regel eine Unterteilung in Verpflichtungen des Pächters sowie des 
Verpächters erfolgt und innerhalb dieser Abschnitte unterschiedliche Untergliederun-
gen möglich sind. Es lassen sich aber einige Gemeinsamkeiten feststellen und beson-
ders die ersten Bestimmungen der Textsorte scheinen relativ stark konventionalisiert. 
 
3.3.3 Textform 
In diesem Unterkapitel sollen einige auffallende formale Aspekte betrachtet werden, die 
auf Textsortenkonventionen hinweisen. Wie bereits in den vorhergehenden Kapiteln 
kurz erwähnt, ist in dieser Hinsicht festzuhalten, dass im Gegensatz zu den englischen 
Texten in den deutschen und spanischen Verträgen keine Deckblätter und separate 
Anhänge vorkommen. Allgemein sind die englischen Vertragstexte deutlicher struktu-
riert und weisen beispielsweise Seitenumbrüche nach den einzelnen Deckblättern und 
zwischen Anhängen auf, während in den deutschen und spanischen Texten kaum lee-
re Flächen zu finden sind. Auch bei der Strukturierung der Vertragsbestimmungen wird 
großzügiger mit dem verfügbaren Platz umgegangen, da die englischen Texte teilweise 
beträchtliche Einrückungen am linken Rand aufweisen, die sich mit Zunahme der Glie-
derungsebenen immer weiter verbreitern. Extrembeispiele hierfür sind EN3, der bis zu 
fünf Unterebenen mit entsprechender Einrückung links aufweist (vgl. z. B. Art. 8.3 
EN3), sowie EN7, in dem die Überschrift jeweils am linken Seitenrand neben der 
Nummerierung angeordnet ist und entsprechend darunter leere Flächen entstehen (vgl. 
z. B. Art. 4.13 EN7). In den spanischen Texten treten in einigen Fällen Einzüge der 
ersten Zeile eines Absatzes auf (vgl. ES1, ES2, ES5, ES6), wodurch ebenfalls eine 
optische Gliederung entsteht, aber weniger Platz eingenommen wird. Bei den deut-
schen Korpustexten steht die Paragraphenüberschrift meist vorangestellt in einer eige-
nen Zeile, sodass kein Einzug (vgl. z. B. DE1) oder nur ein vergleichsweise geringer 
Einzug in Verbindung mit Nummerierungen (vgl. z. B. DE2) verwendet wird. Bei zwei 
deutschen Verträgen ist ein Großteil der Klauseln zudem zweispaltig, sodass noch 
mehr Text auf einer Seite untergebracht werden kann (vgl. DE6: 2–4, DE7: 2–6). 
Zur typographischen Strukturierung erscheint auch eine Betrachtung der Nummerie-
rungssysteme in den Korpustexten interessant. Für die Gliederung der Paragraphen in 
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den deutschen Korpustexten wird ausnahmslos das im Deutschen konventionalisierte 
Symbol § in Verbindung mit einer fortlaufenden Nummer in arabischen Ziffern verwen-
det. Zudem können die Paragraphen weiter untergliedert werden, was in den meisten 
Texten (mit Ausnahme von DE7 und DE8) mithilfe von Absatzziffern in der Form (1), 
(2), (3) etc. erfolgt. In DE7 wird auf die öffnende Klammer verzichtet und die Numme-
rierung 1), 2), 3) etc. verwendet; in DE8 erfolgt lediglich beim letzten Paragraphen eine 
Nummerierung mit Ordinalzahlen nach dem Muster 1., 2., 3. etc. In DE4 werden neben 
der erwähnten Nummerierung in Klammern bei einigen Paragraphen Ordinalzahlen 
verwendet. Als übergeordnete Gliederungselemente in einzelnen Paragraphen sind 
Majuskeln möglich (vgl. DE3: 2, DE4: 3) und als Gliederungselemente auf untergeord-
neter Ebene Ordinalzahlen (vgl. DE1: 4, DE6: 3) oder Minuskeln (vgl. DE1: 3, DE3: 5, 
DE4: 3, DE5: 3, DE7: 2). Es ergeben sich also mehrere mögliche Gliederungsarten 
unterhalb der Paragraphenebene, bei denen keine klare Konvention zu erkennen ist. 
Noch flexibler zeigen sich die Gliederungselemente bei den spanischen Verträgen. Am 
gebräuchlichsten erscheint eine Nummerierung der Vertragsklauseln mit Ordinalzah-
len, die mit arabischen Ziffern in femininer Form wegen der Überschriftenbestandteile 
„cláusulas” bzw. „condiciones” (vgl. ES1, ES2, ES4) oder in maskuliner Form (vgl. ES3, 
ES4, ES7), ausgeschrieben in femininer Form (vgl. ES5) oder mit römischen Ziffern in 
Majuskeln (vgl. ES8) erfolgen kann. Die Ordinalzeichen bei arabischen Ziffern können 
dabei mit Unterstreichung (vgl. ES3, ES4, ES7) oder ohne (vgl. ES1, ES2) dargestellt 
sein. In einigen Texten ist die Ordinalzahl nach dem Punkt noch durch einen Viertelge-
viertstrich vom folgenden Text abgegrenzt (vgl. ES2, ES4, ES5); die Texte ES3 sowie 
ES7 verzichten dagegen sogar auf einen Punkt nach der Ordinalzahl. In ES6 ist keiner-
lei Nummerierung der Bestimmungen zu beobachten. Eine weitere Untergliederung 
erfolgt nur vereinzelt in zwei Texten mithilfe von Minuskeln (vgl. ES1: 3) bzw. Spiegel-
strichen (vgl. ES8: 2). Es werden also diverse Gliederungsmöglichkeiten für spanische 
Verträge ohne eine klare Tendenz oder strenge Konventionalisierung ersichtlich. 
Wesentlich einheitlicher ist das Bild bei den englischen Texten. Alle Verträge verwen-
den Ordinalzahlen in arabischen Ziffern zur Nummerierung der Klauseln, worauf eine 
Unterebene mit einer Nummerierung nach dem Muster 1.1, 1.2, 1.3 etc. folgt. Erst bei 
der dritten Ebene zeigen sich Unterschiede, da in einigen Verträgen Minuskeln in run-
den Klammern (vgl. EN1, EN3, EN5, EN6, EN7) und in den anderen weitere arabische 
Nummern nach der Form 1.1.1, 1.1.2 etc. verwendet werden (vgl. EN2, EN4, EN8). Für 
eine mögliche vierte Gliederungsebene sind in diesem Korpus römische Zahlen in Mi-
nuskeln und mit runden Klammern (vgl. EN2, EN3) sowie eine Fortführung der arabi-
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schen Nummerierung nach dem Muster 1.1.1.1, 1.1.1.2 etc. (vgl. EN4) zu beobachten. 
In EN3 ist wie bereits erwähnt sogar eine fünfte Untergliederungsebene vorhanden, für 
die erneut Minuskeln in Klammern verwendet werden (vgl. EN3: 24f.). Es zeigt sich 
insgesamt also eine wesentlich detailliertere und stärker konventionalisierte Unterglie-
derung der Vertragsbestimmungen als im Deutschen und besonders im Spanischen, 
wodurch die insgesamt zahlreicheren und ausführlicheren Klauseln übersichtlich ge-
staltet werden. 
Fast alle betrachteten Texte weisen tabellarische Textelemente auf. So werden die 
Angaben zum Pachtgegenstand unter § 1 wie Fläche, Gemarkung und Nutzungsart in 
allen deutschen Texte in Form einer Tabelle dargestellt und auch die meisten spani-
schen Texte – mit Ausnahme von ES6 und ES8 – sehen zu diesem und teilweise wei-
teren Zwecken Tabellen vor: ES4 und ES5 etwa haben besonders auf der ersten Seite 
Formularcharakter, was bei den deutschen Texten insbesondere für DE8 gilt, der nur in 
zwei Paragraphen Fließtext enthält. Zu den englischen Texten wurden die tabellari-
schen Elemente, die fast ausschließlich in den Deckblättern und Anhängen vorkom-
men, bereits angesprochen. 
Die Fließtextabschnitte sind sprachübergreifend in den meisten Fällen im Blocksatz 
gestaltet; Ausnahmen hierfür sind DE2, DE4, DE7 sowie EN7, bei denen der Text 
linksbündig gesetzt ist. Im Deutschen ist eine klare Tendenz zu serifenlosen Schriftar-
ten zu beobachten – nur DE2 ist in einer Serifenschrift gestaltet. Bei den spanischen 
Verträgen sind fünf Verträge serifenlos geschrieben und drei mit Serifen (vgl. ES1, 
ES2, ES8), während sich bei den englischen Verträgen genau das umgekehrte Bild 
zeigt und in drei Fällen serifenlose Schriftarten verwendet werden (vgl. EN3, EN7, 
EN8). Gestaltungselemente in Farbe spielen insgesamt eine untergeordnete Rolle. Die 
überwiegende Zahl der Verträge ist in Schwarz-Weiß und ggf. Graustufen gehalten, bei 
den deutschen Texten sogar ausnahmslos. Bei den englischen Verträgen wird lediglich 
in einer Karte im Anhang (vgl. EN1: 16), für Markierungen als Hilfe zur Anpassung der 
Vertragsmuster (vgl. EN3: 28, 35; EN6: 1–3, 6f. u. a.; EN7: 1–4 u. a.) sowie für Logos 
(vgl. EN5: 41, EN7: 1) Farbe benutzt. ES3 weist auf allen Seiten eine bunte Umrah-
mung mit Logo und Kontaktdaten der Genossenschaft auf und ES4 eine in Blau gehal-
tene Kopfzeile mit Bildelementen und dem Wappen der Regionalregierung. Als typo-
graphisches Mittel für Text selbst wird Farbe lediglich in ES4 für Überschriften in Blau 
sowie in ES7 für die Vertragsüberschrift in Grün eingesetzt. 
An typographischen Mitteln zur Hervorhebung fällt besonders Fettdruck auf, der in al-
len Texten vorkommt, v. a. in Überschriften und Titeln. EN7 ist sogar fast ausschließ-
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lich in Fettdruck verfasst – nur auf den ersten beiden und der letzten Seite sind nicht 
gefettete Elemente. Kursivdruck ist dagegen deutlich weniger gegenwärtig: Er wird in 
den deutschen Texten überhaupt nicht verwendet und in ES3 sowie EN7 lediglich im 
Titel des Dokuments – jedoch gibt es auch hierfür mit ES5 ein Extrembeispiel, das 
komplett in Kursivdruck gehalten ist. Eine Hervorhebung durch Unterstreichung erfolgt 
in den deutschen Texten lediglich im Titel von DE5, während sie in fünf spanischen 
Texten (vgl. ES1, ES2, ES5, ES6, ES7) und der Hälfte der englischen Texte (vgl. EN3, 
EN6, EN7, EN8) vorkommt. Die Schreibung ganzer Wörter in Majuskeln in Überschrif-
ten zeigt sich als gemeinsames Merkmal aller spanischen Verträge und fast aller engli-
schen Texte, nur mit Ausnahme von EN5, während dieses Mittel nur in den Titeln von 
drei deutschen Verträgen zu beobachten ist (vgl. DE4, DE6, DE7). Dagegen ist ge-
sperrter Druck nur in zwei deutschen Texten zu finden (vgl. DE2, DE4) und in keinem 
der Verträge der anderen Sprachen. 
 
3.3.4 Zusammenfassung 
Als Gesamteindruck nach der makrostrukturellen Betrachtung des Textkorpus ist fest-
zuhalten, dass sich besonders innersprachlich einige Textsortenkonventionen heraus-
gebildet haben, die bei der Erstellung eines Landpachtvertrags zu beachten sind. Dies 
betrifft besonders den Aufbau und die äußere Form der Dokumente, z. B. die Gliede-
rung und Anordnung der Hauptbestandteile sowie das Vorhandensein bzw. Fehlen 
bestimmter Teile wie Anhänge oder Definitionen. Im Einzelnen sind besonders am An-
fang und Ende der Dokumente innersprachliche Tendenzen bezüglich der Anordnung 
von üblichen Inhalten festzustellen, etwa die Gestaltung des Kopfes bzw. der Deckblät-
ter sowie der Unterschriftenteile. Auch bezüglich der Vertragsvereinbarungen konnten 
jeweils Sachverhalte festgestellt werden, denen in einem Land mehr Aufmerksamkeit 
zuteilwird als in den beiden anderen, z. B. Wildschaden in den deutschen Verträgen 
oder Mitteilungen an den Verpächter in den englischen. Hinzu kommen spezifische 
Elemente wie beispielsweise die Verwendung von Paragraphenzeichen in den deut-
schen, die Angabe der Personalausweisnummer in den spanischen oder die Auffüh-
rung von Zeugen in den englischen Verträgen, die in der jeweiligen Kultur überaus 
gängig, den anderen Ländern aber in diesem Kontext fremd sind. Auch rechtsspezifi-
sche Regelungen, wie etwa die mögliche oder ggf. unter gewissen Bedingungen erfor-
derliche Anzeige der Vertragsverhältnisse bei Behörden, sind aus offensichtlichen 
Gründen auf das jeweilige Land beschränkt. 
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Es liegt auf der Hand, dass gewisse Details wie Vertragsparteien, Pachtsache oder 
Pachtzins unabdingbare Inhalte der Textsorte in allen drei untersuchten Ländern sind, 
aber es lassen sich auch andere Gemeinsamkeiten feststellen. So sind etwa im Deut-
schen und Spanischen Umfang und grober Aufbau durchaus vergleichbar und bei der 
Strukturierung der Vertragsbestimmungen mithilfe mehrerer Nummerierungsebenen 
lassen sich im Englischen und Deutschen ähnliche Muster beobachten. Die deutschen 
und spanischen Verträge machen zudem beispielsweise zu vergleichbaren Zwecken 
Gebrauch von Tabellen, und das Englische und Spanische weisen einige Gemeinsam-
keiten bei der typographischen Gestaltung auf, etwa bezüglich Unterstreichungen oder 
Majuskeln. 
Was die Verträge in allen drei Ländern außerdem eint, ist ihre Vielfalt. Dies gilt nicht 
nur für ihre äußere Form, die hinsichtlich vieler gestalterischer Merkmale keineswegs 
starren Konventionen unterliegt, sondern vom jeweiligen Verfasser innerhalb des 
rechts- und kulturspezifisch akzeptablen Rahmens variiert werden kann. Auch inhaltlich 
besteht teils beträchtlicher Spielraum für die Vertragsparteien, was die Genauigkeit der 
Bestimmungen angeht. Es ist einerseits möglich, unter Berufung auf die gesetzlich 
vorgesehenen Regelungen kaum eigene Vereinbarungen zu treffen (vgl. DE8, ES6), 
und andererseits können sehr einzelfallbezogene Bestimmungen festgelegt werden, 
z. B. für den Weinbau spezifische Klauseln (vgl. §§ 6–11 DE7) oder die Verpflichtung 
zum Errichten neuer Bebauung (vgl. Art. 5 EN5). Insgesamt sind bei der Anordnung 
und beim Umfang der Vertragsbestimmungen keine überaus strikten Konventionen 
festzustellen, die ein festes Schema oder eine thematische Beschränkung der Klauseln 
vorgeben würden. 
 
3.4 Rechtssprache: Merkmale und Ausprägung in Landpachtver-
trägen 
Als linguistischer Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit wird abschließend auf die The-
matik der Rechtssprache eingegangen. Hierbei sollen zunächst einige sprachübergrei-
fende Aspekte beleuchtet werden, die mit der Rechtssprache als Fachsprache und 
dem in diesem Kontext oft beklagten Mangel an Verständlichkeit zusammenhängen. 
Anschließend werden die wichtigsten Merkmale der Rechtssprachen der drei unter-
suchten Kulturen vorgestellt und jeweils anhand von Beispielen aus dem Textkorpus 
aufgezeigt, inwieweit diese für die betrachtete Textsorte typisch sind. Wie bereits in 
Kapitel 3.1 erwähnt, werden hierfür nur die Korpustexte mit den Kennziffern 1–4 her-
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angezogen. Da sich Verträge im Gegensatz zu anderen Textsorten des Rechts nicht 
ausschließlich an Fachleute, sondern auch an Laien richten und sogar von diesen ver-
fasst sein können (Sandrini 1999: 11), soll diese Analyse u. a. auf die Frage abzielen, 
ob sich dies in den sprachlichen Konventionen der Textsorte niederschlägt. 
 
3.4.1 Allgemeines 
Zunächst sollen einige allgemeine Aspekte der Rechtssprache betrachtet werden, 
denn es lassen sich hinsichtlich des Charakters juristischer Fachtexte sprachübergrei-
fend trotz ihrer unterschiedlichen Ausgestaltung deutliche Gemeinsamkeiten beobach-
ten, wie Tiersma (2006a: 549) feststellt: „the general nature of texts is remarkably simi-
lar across legal systems, although the details of their structure and use can vary con-
siderably“. Dazu wird als erstes der Status der Rechtssprache als Fachsprache erläu-
tert und anschließend auf die Problematik der Verständlichkeit von juristischen Fach-
texten eingegangen. 
 
3.4.1.1 Rechtssprache als Fachsprache 
Rechtssysteme sind nach Bierwisch (1992: 47f.) „zunächst einmal sprachlich fixierte 
Normierungen, die die menschlichen Lebensverhältnisse regulieren“, da sie in Form 
von Rechtssätzen oder -normen Rechtsverhältnisse begründen. Dadurch wird deutlich, 
dass eine grundsätzliche Bindung von Recht an Sprache besteht. Genauer gesagt sind 
Rechtsnormen gedankliche Strukturen eines Kenntnissystems, die mithilfe sprachlicher 
Ausdrücke wiedergegeben werden. Dass diese sprachlichen Ausdrücke einer inhären-
ten Flexibilität bei ihrer Interpretation unterliegen, ist eines der grundlegenden Proble-
me von Rechtssystemen (ebd.). 
Bei der hierzu verwendeten Rechtssprache handelt es sich um eine Fachsprache, de-
ren Grundlage jedoch die „normale Sprache“, d. h. die Umgangs-, Alltags- oder Ge-
meinsprache darstellt (Weisflog 1996: 43). Der Terminus Fachsprache ist hierbei nicht 
einheitlich definiert, u. a. da er der ebenso wenig terminologisch fixierten Gemeinspra-
che gegenübergestellt wird. Es besteht jedoch Einigkeit darüber, dass bestimmten 
Gruppen sprachliche Gebilde eigen sind, die auf diese Sprachgruppen beschränkt sind, 
von der Gemeinsprache isoliert bzw. ausgesondert sind und eigene Sprachsysteme 
darstellen (Fluck 1996: 11). Die Rechtssprache wird mitunter als Prototyp einer Fach-
sprache angesehen, während andere ihren Status als Fachsprache sogar bezweifeln, 
da sie in engem Zusammenhang mit der Umgangssprache steht (Pommer 2006: 20). 
 
42 
Rechtsprache bedient sich nämlich nicht etwa einer Formelsprache, sondern der Mittel 
der natürlichen Sprache. Da die juristische Begriffsbildung deshalb nicht von der Ge-
meinsprache getrennt werden kann, müssen die Sprachkenntnisse der gesamten Ge-
meinschaft berücksichtigt werden. Dennoch kann es zu Problemen kommen, wenn die 
Fachsprache den Fachkreis verlässt, was im Zuge von Rechtsverfahren oder der Aus-
legung von juristischen Fachtexten erfolgt (Oksaar 1988: 87). Die Rechtssprache rich-
tet sich also an Juristen und Rechtsbefolger – d. h. Laien – gleichermaßen, was einen 
Unterschied zu vielen anderen Fachsprachen ausmacht. Wegen der engen Verknüp-
fung von Rechtsnormen und Umständen des alltäglichen Lebens enthält die Rechts-
sprache Ausdrücke, die ihrer Form nach Elementen der Gemeinsprache entsprechen, 
sich in ihrer Bedeutung aber grundlegend von diesen unterscheiden können, weshalb 
die Systemgebundenheit der fachsprachlich gebrauchten Ausdrücke beachtet werden 
muss. Dies ist insbesondere auch in der internationalen Betrachtung von Recht und 
Sprache von Bedeutung (Pommer 2006: 22f.). 
Von einer einheitlichen Rechtssprache etwa des Deutschen oder Englischen kann 
nicht die Rede sein – vielmehr besteht eine solche Fachsprache aus der Summe der 
Rechtssprachen der Rechtsordnungen, in denen diese Sprache verwendet wird 
(Sandrini 1999: 12; De Groot 1991: 283). Rechtsbegriffe sind grundsätzlich systemge-
bunden, d. h. an eine nationale Rechtsordnung geknüpft, was besonders bei der 
Rechtsübersetzung zu Problemen führt. Während einige grundlegende Begriffe in meh-
reren Rechtsordnungen vorkommen, können die rechtlichen Regelungen dazu sehr 
unterschiedlich sein. Selbst wenn Ausdrücke aus mehreren Rechtssystemen formell 
äquivalent erscheinen, können sie materiell, d. h. in Bezug auf ihren Inhalt und Um-
fang, grundlegende Diskrepanzen aufweisen. Bei Begriffen mit internationalem oder 
sogar universalem Charakter – z. B. „Recht“ oder „Rechtsstaat“ – ist ebenfalls zu be-
achten, dass sie keine allgemeingültige Bedeutung aufweisen und Gegenstand sowohl 
rechtsphilosophischer Kontroversen als auch systemgebundener Auslegung sind. Ein-
zig lateinische Wendungen als Relikte der einstigen „lingua franca“ können als ge-
meinsame Elemente der Rechtssprachen angesehen werden (Weisflog 1996: 46–48; 
vgl. zur historischen Rolle des Lateinischen z. B. auch Mattila 2006). In gewissem Ma-
ße kann aber auch bei internationalisierten Rechtsgebieten wie dem Völker- und Euro-
parecht davon gesprochen werden, dass sich eine internationale juristische Terminolo-
gie entwickelt (De Groot 1991: 283). 
Da Rechtsnormen über lange Zeiträume hinweg angewendet und weiterentwickelt 
werden, sind archaisch wirkende Ausdrücke charakteristisch für den juristischen Funk-
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tionalstil verschiedener Sprachgemeinschaften. Weitere typische Merkmale sind Abs-
traktion, unpersönliche Formulierungen, Nominalstil und Sachlichkeit, eine häufig um-
ständlich erscheinende Ausdrucksweise zum Zweck der Präzision, die Verwendung 
von Rechtstermini und unbestimmten Ermessensbegriffen sowie der kompakte Stil. Im 
Kern unterliegen alle Rechtssprachen der Problematik des Gleichgewichts zwischen 
Bestimmtheit und Vagheit, da ein gewisses Maß an Interpretationsfähigkeit erreicht 
werden muss (Pommer 2006: 15f.). 
Schließlich ist einer der Ursprünge von Fachsprachen im Allgemeinen die in der Wis-
senschaftskommunikation notwendige Begriffspräzision: Die Bedeutung der lexikali-
schen Mittel in der natürlichen Sprache ist nicht differenziert genug, um den Anforde-
rungen des Fachdiskurses gerecht zu werden (Weisflog 1996: 44). Rechtssätze müs-
sen aufgrund ihrer Funktion aber auch generellen Charakter haben, da sie sich nicht 
auf einen spezifischen Kontext beziehen, sondern auf Einzelfälle anwendbar sein müs-
sen. Zur Gewährleistung dieser Flexibilität dienen Mittel der Gemeinsprache, die einen 
gewissen Interpretationsspielraum mit sich bringen, doch die notwendige Zuverlässig-
keit und Präzision erfordert gleichzeitig eine Einschränkung der Bedeutung. Dadurch 
ergibt sich der häufig beklagte Eindruck, Rechtssprache sei kompliziert und schwer 
verständlich (Bierwisch 1992: 49), worauf im nächsten Abschnitt eingegangen wird. 
 
3.4.1.2 Verständlichkeit von Rechtssprache 
Das Problem der (Un-)Verständlichkeit von Rechtssprache ist sprachübergreifend und 
kein neues Phänomen: „Throughout history, legal language has been difficult to under-
stand“ (Mattila 2006: 11). Nicht nur historisch gesehen, sondern auch heute noch er-
scheint Rechtssprache für Laien unverständlich, insbesondere bei Rechtssprachen, für 
die zahlreiche Fremdwörter charakteristisch sind. Rechtsgeber und Juristen gestalten 
ihre Sprache dabei mitunter auch bewusst komplex und ritualisiert, um ihre Autorität 
bzw. Monopolstellung aufrechtzuerhalten (ebd.; vgl. auch Simon/Funk-Baker 2009: 31). 
Neumann (1992: 118) spricht gar von einer „wirksamen Zugangssperre zur Justiz“ für 
Bürger, bei denen eine Barriere durch juristische Fachsprache auf eine sozialisierte 
Scheu vor Bürokratie trifft. 
Es wird daher vielfach gefordert, die Sprache des Rechts müsse vereinfacht werden, 
um allen Rechtsanwendern den Zugang zu juristischen Texten zu ermöglichen. Es er-
scheint jedoch fraglich, ob Versuche zur besseren Verständlichkeit der Rechtssprache 
solche Forderungen mehr als nur vorübergehend beschwichtigen können. Dies liegt 
 
44 
nicht zuletzt daran, dass das Problem nicht in erster Linie auf die sprachlichen Struktu-
ren zurückzuführen ist, sondern vielmehr auf die Abstraktion, Vernetzung von Texten, 
Spezialisierung und Auslegungspraxis (Pommer 2006: 16f.). Auch Neumann 
(1992: 118f.) betont, dass weithin Einigkeit darüber besteht, dass verständliche Formu-
lierungen möglich und nötig sind. Er stellt dazu die Frage, ob fachsprachliche Lexeme 
umfassend durch umgangssprachliche ersetzt werden könnten, und verneint dies. Vie-
le juristische Fachtermini seien schließlich innerhalb des betreffenden Normsystems 
definiert und auch nur so definierbar, wofür eine von der Gemeinsprache verschiedene 
Sprache existieren muss: „Die Notwendigkeit einer juristischen Fachsprache ergibt 
auch aus der Funktion des Rechts, Deutungsschemata für soziale Handlungen bereit-
zustellen“ (ebd.: 119). 
Am Beispiel des Englischen kommt Tiersma (2006b: 48–50) zu dem Schluss, dass 
eine Darstellung des Rechts mit rein gemeinsprachlichen Mitteln zwar in der Theorie 
möglich sei, in der Praxis jedoch eher nicht. Eine Übertragung fach- und fremdsprachli-
cher Elemente in einfaches Englisch stelle noch lange keine Klarheit bezüglich dessen 
dar, was eigentlich gemeint ist, und könne der Komplexität der Sachverhalte dahinter 
oft nicht Rechnung tragen. Zudem seien dabei häufig deutlich mehr Wörter nötig als bei 
der Verwendung klar definierter Termini, sodass im Endeffekt von Einfachheit keine 
Rede sein könne. Stattdessen seien Zusammenfassungen und Erläuterungen für Laien 
zu besonders relevanten Themen wie dem Strafrecht denkbar (vgl. zur Plain-English-
Bewegung z. B. auch Hülper 2004: 89–148; Alcaraz Varó/Hughes 2002: 14–16). 
Letztendlich ist der Hauptgrund für die schwere Verständlichkeit von Rechtstexten nicht 
primär sprachlicher Natur, sondern liegt vielmehr darin begründet, dass zum Nachvoll-
ziehen der Texte ein umfassendes Hintergrundwissen bezüglich der Beziehungen zwi-
schen juristischen Sachverhalten und der intertextuellen Verknüpfungen, beispielswei-
se verschiedener Normtexte, erforderlich ist. Die Komplexität von Rechtssprache be-
steht etwa besonders im Deutschen gerade darin, dass keine fremden Kunsttermini 
geschaffen werden, sondern alltagssprachlichen Elementen spezifische Bedeutungen 
zugewiesen werden, was den trügerischen Eindruck erweckt, die Texte müssten ei-
gentlich für die Allgemeinheit verständlich sein (Busse 1992: 188–190). 
Während der Problematik der mangelnden Verständlichkeit von Rechtstexten also ei-
nige Aufmerksamkeit zukommt, erscheint es insgesamt nicht umsetzbar, auf juristische 
Fachsprache zu verzichten und so eine Vereinfachung der Texte zu erreichen. Stolze 
(1999: 48) stellt dazu sogar fest, die auf Basis einer laienhaften Vorstellung geforderte 
Allgemeinverständlichkeit sei „niemals voll einlösbar“, da Rechtstexte in ihrer komple-
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xen Funktion gesehen werden müssen, Gesetze im Zuge der Auslegung für Einzelfälle 
anwendbar zu machen. 
 
3.4.2 Deutsche Rechtssprache 
In den folgenden beiden Unterkapiteln werden getrennt nach morphosyntaktischen 
sowie lexikalischen Charakteristika zunächst für das Deutsche einige zentrale Merkma-




Ein Hauptmerkmal von deutschen Fachsprachen im Allgemeinen und der Rechtsspra-
che im Besonderen ist der Nominalstil, d. h. die gehäufte Verwendung von Substanti-
ven. Oksaar (1988: 98f.) bezeichnet diesen Stil als „berüchtigt“ und fügt an, dass der 
sogenannte -ung-Stil, bei dem Verben in großer Zahl mit dem Ableitungsmorphem -ung 
substantiviert werden, in den meisten Stillehren verpönt sei. Der Nominalstil hat inso-
fern seine Berechtigung, dass ein Nominalausdruck selbst oft eine definierte Einheit 
und damit einen Rechtsbegriff darstellt, der unverändert zu übernehmen ist. Eine For-
mulierung mithilfe eines Substantivs rückt zudem das Ergebnis ins Zentrum, während 
ein Verbalausdruck einen Vorgang betont, also das Entstehen eines Zustands, was zu 
einer semantischen Verschiebung führen kann (ebd.). Tatsächlich gilt das Substantiv 
als dominierende Wortart der deutschen Rechtssprache und besonders Nominalkom-
posita sind ein charakteristisches Kennzeichen: Laut Vlachopoulos (1999: 139) werden 
Verben sogar „eigentlich nur zur Vervollständigung des grammatischen Rahmens ein-
gesetzt“. Solche Verben sind oft desemantisiert oder in der Gemeinsprache eher selten 
gebraucht (ebd.). Diese Funktionsverbgefüge in Verbindung mit Sinnentleerung der 
Verben sind typisch für deutsche Fachsprachen und stellen einen Kontrast zur Um-
gangssprache dar. Sie dienen der Ausdrucksökonomie, d. h. mithilfe möglichst weniger 
Wörter kann dadurch möglichst viel Information übertragen werden (Fluck 1996: 55f.). 
Die Struktur des Deutschen begünstigt die Substantivierung und Abstraktion, was al-
lerdings auch dazu führen kann, dass der Text durch eine Häufung von Substantivket-
ten und den oft damit verbundenen Genitivkonstruktionen schwerfällig wirken kann 
(Oksaar 1988: 101f.). 
Beim Betrachten der Korpustexte scheint sich der Eindruck der Dominanz von Sub-
stantiven zu bestätigen. Nominalkonstruktionen unter Verwendung des Genitivs wer-
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den tatsächlich oft – vermutlich aus Gründen der Sprachökonomie – bevorzugt, wenn 
auch eine Verbalformulierung denkbar wäre, z. B.: „Auch bei Beendigung des Pacht-
verhältnisses ist auf Verlangen eines Vertragsteils eine Beschreibung anzufertigen“ 
(§ 2 Abs. 2 DE1), „Ein Mehr oder Weniger an Feldbestellung sowie der Grundverbes-
serungen wird nach den im § 4 vereinbarten Wertmaßstäben zu den am Rückgabetage 
gültigen Preisen zwischen Pächter und Verpächter in Geld ausgeglichen“ (§ 13 Abs. 2 
DE3), „Die Verjährung der Ansprüche des Pächters beginnt mit der Beendigung des 
Pachtverhältnisses“ (§ 14 Abs. 2 DE3). Beispiele für den Gebrauch von Substantivie-
rungen mit -ung, an deren Stelle in der Gemeinsprache etwa eine Substantivierung des 
Infinitivs, ein lexikalisiertes Nomen oder eine Umschreibung gebräuchlicher wären, sind 
„Gewinnung“ (§ 1 Abs. 2 DE1), „Verunkrautung“ (§ 2 Abs. 1 DE1), „Düngung“ (§ 5 
Abs. 2 DE2), „Einhaltung“ (§ 9 Abs. 1 DE2), „Flächenstilllegung“ (§ 5 Abs. 2 DE3) oder 
„Aberntung“ (§ 8 Abs. 1 DE4). Einige gängige Funktionsverbgefüge mit sinnentleerten 
Verben sind z. B. „Anzeige machen“ (§ 4 Abs. 5 DE1), „zur Verfügung stehen“ (§ 2 
Abs. 4 DE2), „Rechnung tragen“ (§ 3 Abs. 1 DE4) sowie „in Einklang stehen“ (§ 21 
DE4). Weitere Beispiele für Substantive, insbesondere Komposita, finden sich auch in 
den weiteren Ausführungen in diesem und im nächsten Unterkapitel. 
Laut Fluck (1996: 48f.) sind neben Substantiven auch Adjektive mit Differenzierungs-
funktion charakteristisch für die Fachsprache, wohingegen Verben und Adverbien we-
niger häufig sind. Weitere auftretende Wortarten sind Pronomina mit quantifizierender 
Funktion, Zahlen und Konjunktionen wie wenn – so, die als logische Konstante dienen 
und im Gegensatz zur Gemeinsprache in bestimmten Kontexten eingesetzt werden 
und eine feste semantische Funktion haben. 
Einige Beispiele für auftretende Adjektive sind in den folgenden Wendungen zu finden: 
„wirkliche Größe“ (§ 4 Abs. 3 DE1), „keine andere ausdrückliche Regelung“ (§ 13 
Abs. 3 DE2), „die wirtschaftlichen oder geldlichen Verhältnisse“ (§ 3 Abs. 2 DE3), „der 
etwaige spätere Ersatz“ (§ 7 Abs. A Satz 1 DE3) sowie „mit vorheriger schriftlicher Ge-
nehmigung“ (§ 2 Abs. 1 DE4). Adverbien kommen in Wendungen wie etwa „arglistig 
verschwiegen“ (§ 4 Abs. 1 DE1, § 10 Abs. 1 DE4), „schriftlich zugesichert“ (§ 4 Abs. 2 
DE1), „neu festgesetzt“ (§ 3 Abs. 2 DE3), „ausdrücklich ausgeschlossen“ (§ 13 Abs. 4 
DE2) oder „fristlos kündigen“ (§ 11 Abs. 1 DE3) vor. Es sind zahlreiche quantifizierende 
Pronomina zu finden, z. B. in „[j]ede Partei“ (§ 16 Abs. 1 DE1), „beiden Vertragsteilen“ 
(§ 2 Abs. 2 DE1), „keiner der Vertragspartner“ (§ 2 Abs. 1 DE2), „Gewässer aller Art“ 
(§ 3 Abs. 1 DE4), allerdings nur solche, die eine bestimmte Menge beschreiben, und 
nicht etwa unbestimmte Pronomina wie einige, viele oder manche. Zahlen können so-
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wohl als Ziffern als auch ausgeschrieben in Form von Zahlwörtern auftreten, beispiels-
weise „6 Monate“ (§ 2 Abs. 3 DE3) und „in sechs Monaten“ (§ 14 Abs. 1 DE3). Die 
Konjunktion wenn gefolgt von so ist tatsächlich recht häufig in den Korpustexten zu 
beobachten, z. B.: „Wenn eine vom Verpächter zugesicherte Eigenschaft fehlt oder 
nachträglich wegfällt, so kann der Pächter daraus Recht nur herleiten, wenn die Eigen-
schaft schriftlich zugesichert war“ (§ 4 Abs. 2 DE1). Konditionalsätze ohne wenn sind 
jedoch ebenso üblich, in diesem Fall ebenfalls oft mit dem Anschluss so: „Einigen sich 
die Vertragspartner nach Abschluss des Pachtvertrages über Fragen tatsächlicher Art 
nicht, so kann jeder Teil verlangen, dass […]“ (§ 12 Abs. 1 DE2) oder auch „Sollte eine 
Klausel dieses Vertrags unwirksam sein, so berührt dies nicht die Gültigkeit des ge-
samten Vertrages“ (§ 14 Abs. 2 DE2). Auffällig ist auch die häufige Verwendung der 
Konjunktion soweit, z. B. in „soweit nicht in Absatz 2 bis 5 einschränkende Bestimmun-
gen getroffen sind“ (§ 4 Abs. 1 DE1) oder „soweit die Ertragsfähigkeit der Pachtgrund-
stücke erhöht wird“ (§ 7 Abs. B Satz 6 DE3). 
Durch diese und andere Adverbial- sowie Relativsätze, die als Kennzeichen der deut-
schen Schriftsprache im Allgemeinen anzusehen sind, ergeben sich nicht selten hypo-
taktische Satzkonstruktionen, wie z. B. folgende: 
Das Pachtverhältnis verlängert sich gem [sic] § 594 BGB bei Pachtverträgen, die auf 
mindestens drei Jahre geschlossen worden sind, auf unbestimmte Zeit, wenn nicht ein 
Vertragsteil spätestens 6 Monate vor dem vereinbarten Pachtende schriftlich erklärt hat, 
daß das Pachtverhältnis zum vereinbarten Termin enden soll (§ 2 Abs. 3 DE3). 
Einfache parataktische und mitunter kurze Sätze sind jedoch ebenso präsent, wie bei-
spielsweise „Die kurzfristige Überlassung von Flächen aus betrieblichen Gründen stellt 
keine Unterverpachtung dar“ (§ 8 Abs. 2 DE2) oder „Jede Partei trägt die Hälfte der 
Kosten des Schätzers“ (§ 15 Abs. 5 DE3), sodass keine übermäßige Neigung zu Hypo-
taxen festgestellt werden kann. 
Für Rechtstexte ist eine Tendenz zu Passivkonstruktionen und Partizipialattributen ty-
pisch, wodurch eine höhere semantische Konzentration erzielt werden kann 
(Vlachopoulos 1999: 140). Allgemein bevorzugt die Fachsprache unpersönliche Aus-
drücke und verwendet zur sprachlichen Kondensation u. a. elliptische, weiterführende 
Relativsätze, Appositionen oder Präpositionalgruppen (Fluck 1996: 55f.) 
In den Korpustexten kommen zahlreiche Passivkonstruktionen vor, z. B. „Verpachtet 
werden folgende Grundstücke“ (§ 1 Abs. 1 DE1; § 1 Abs. 1 DE3), „Auf die Einhaltung 
der Rechtsvorschriften der Wasserschutzgebietsverordnungen wird besonders hinge-
wiesen“ (§ 3 Abs. 4 DE4) oder „Die Fruchtfolge ist so zu gestalten, dass Rüben nur 
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höchstens alle drei Jahre und die übrigen Hauptfrüchte nicht öfter als zweimal hinterei-
nander auf derselben Fläche angebaut werden“ (§ 3 Abs. 7 DE4). In letztgenanntem 
Beispiel wird mit der Wendung zu tun sein ein weiteres Mittel für unpersönliche Formu-
lierung deutlich, ebenso etwa in „Unterverpachtung ist nicht erlaubt“ (§ 8 Abs. 1 DE2), 
„Das Aufbringen von Klärschlamm ist nicht gestattet“ (§ 3 Abs. 1 DE4) oder „Jede 
Überdüngung, […], ist untersagt“ (§ 3 Abs. 1 DE4). Partizipialattribute sind ebenfalls 
zahlreich in den Texten zu finden, sowohl mit Partizip I als auch Partizip II und oft in 
erweiterter Form, z. B. in „nachfolgende Grundstücke“ (§ 1 DE2), „in einem einer ord-
nungsmäßigen Wirtschaft entsprechenden Zustand“ (§ 3 Abs. 2 DE1), „abgängig ge-
wordene Obstbäume und -sträucher“ (§ 3 Abs. 1 DE1) oder „Nichterfüllung irgendeiner 
der im vorstehenden Pachtvertrag vorgesehenen Bedingungen“ (§ 10 Abs. 2 DE2). 
Elliptische Formulierungen treten nur vereinzelt auf, etwa am Satzende von „Der Päch-
ter darf nur mit schriftlicher Erlaubnis des Verpächters die Nutzung des Pachtgrund-
stücks einem anderen überlassen, insbesondere das Grundstück unterverpachten“ 
(§ 12 DE1) sowie im zweiten der folgenden Sätze: „Pächter und Verpächter können 
den Vertrag aus den gesetzlich festgelegten Gründen fristlos kündigen. Der Verpächter 
außerdem aber auch: […]“ (§ 13 Abs. 1 DE1). Für Präpositionalgruppen können eben-
falls viele Beispiele gefunden werden, etwa „wegen seines Ersatzanspruches“ (§ 11 
Abs. 3 DE1), „ungeachtet einer Abmahnung der Verpächterin“ (§ 9 Abs. 1 DE2), „unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Monaten“ (§ 15 Abs. 1 DE4) oder „nach billigem 
Ermessen“ (§ 17 Abs. 2 DE4). Für elliptische, weiterführende Relativsätze sowie Appo-
sitionen sind in den Korpustexten keine Beispiele zu finden. 
In Rechtstexten können Aussagesätze verwendet werden, die formal den Anschein 
einer Feststellung erwecken, funktional jedoch Erklärungen der Parteien darstellen. 
Hierbei wird der Stil von Gesetzestexten nachgeahmt und die Vertragsparteien machen 
diese Aussagen durch ihre Unterschrift zu Willenserklärungen (Busse 1992: 217f.). 
Auch dieses syntaktische Mittel findet sich in großer Zahl in den untersuchten Texten, 
z. B. „Jede Partei erhält eine Ausfertigung dieses Vertrages“ (§ 16 Abs. 1 DE1), „Der 
Pächter trägt den Beitrag zur landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft“ (§ 4 Abs. 1 
DE2) oder „Der Verpächter überlässt dem Pächter die bei Pachtbeginn vorhandene 
Feldbestellung“ (§ 4 Abs. 1 Satz 1 DE3). Allerdings sind Formulierungen mit Prädika-
ten, die expliziten Obligationscharakter haben, mindestens ebenso häufig zu finden. 
Der Sprachendienst des Auswärtigen Amts empfiehlt in seinen Standardformulierungen 
für völkerrechtliche Verträge Wendungen wie „… ist zu …/… hat zu …/… muss …“ bei 
einer näheren Beschreibung von Vorschriften oder bei Verpflichtungen für Dritte (Aus-
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wärtiges Amt 2004: 4). Die Wendung zu tun sein wurde bereits bei den unpersönlichen 
Formulierungen erwähnt; weitere Beispiele hierfür sind „Er ist jährlich am […] bereitzu-
stellen“ (§ 7 Abs. 4 DE1) sowie „Das Grundstück ist im Falle der Beendigung der 
Pachtzeit bei Ackerland mit Aberntung der Früchte, bei Weideland spätestens am 
10.11. zurückzugeben“ (§ 14 Abs. 2 DE4). Auch zu tun haben ist in den Texten zu fin-
den, z. B. „Die Anzeige hat der Verpächter vorzunehmen“ (§ 16 Abs. 2 DE1) oder 
„Nach Ende des Pachtverhältnisses hat der Pächter die Pachtfläche in einem ord-
nungsgemäßen Zustand zurückzugeben“ (§ 10 Abs. 1 DE2). Weitere übliche Prädikate 
für den Ausdruck der Verpflichtung sind müssen – z. B. „Die Kündigung muss durch 
eingeschriebenen Brief ausgesprochen werden“ (§ 13 Abs. 2 DE1), „Alle Änderungen 
dieses Vertrages müssen schriftlich erfolgen“ (§ 13 Abs. 2 DE2), obliegen – z. B. „Dem 
Pächter obliegen die laufende Unterhaltung und die gewöhnlichen Ausbesserungen“ 
(§ 10 DE1), „Dem Pächter obliegt die Hege und Pflege des Baum- und Strauchbestan-
des“ (§ 5 Abs. 4 DE3), Formulierungen mit nicht erlaubt/gestattet sein oder untersagt 
sein (Beispiele s. o.) sowie verpflichtet sein bzw. sich verpflichten – z. B. „Der Pächter 
ist verpflichtet, das Pachtland nach den Regeln der ordnungsgemäßen landwirtschaftli-
chen Bewirtschaftung zu nutzen“ (§ 5 Abs. 1 DE2), „Der Pächter verpflichtet sich, ent-
lang von Bäumen, Sträuchern, Hecken und Windschutzstreifen auf einem 2 m breiten 
Streifen keine Pflanzenschutz- und Düngemittel einzusetzen“ (§ 3 Abs. 2 DE4). Auch 
durch eine Negation oder Bedingung von dürfen kann eine Verpflichtung ausgedrückt 
werden, z. B. „Die Pachtflächen dürfen nicht ohne ausdrückliche schriftliche Zustim-
mung der Verpächterin einer anderen Nutzung zugeführt werden“ (§ 6 Abs. 1 DE2) 
oder „Der Pächter darf nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Verpächterin 
Erklärungen abgeben und Anträge stellen“ (§ 9 Abs. 1 DE4). Ohne Einschränkung 
drückt dürfen ein Recht aus – z. B. „das Holz darf er behalten“ (§ 5 Abs. 4 DE3) –, 
ebenso wie können: „Der Pächter kann von Beginn des vorletztes Pachtjahres ab we-
gen seines Ersatzanspruches vom Verpächter Sicherheit verlangen“ (§ 11 Abs. 3 
DE1). Zwei weitere Konstruktionen, die implizit eine Verpflichtung ausdrücken, sind 
sollen – „Der Schätzer soll von beiden Parteien als landwirtschaftlicher Sachverständi-
ger anerkannt und vereidigt sein“ (§ 15 Abs. 1 DE3) – sowie sich einverstanden erklä-
ren: „Der Pächter erklärt sich mit der Neuanlage von Hecken […] durch die Verpächte-
rin einverstanden“ (§ 2 Abs. 3 DE4). 
Zur Wahrung der Textkohärenz verwendet die deutsche Rechtssprache Pronomina, 
wiederkehrende lexikalische Einheiten und Adverbien (Vlachopoulos 1999: 140). All-
gemein gilt es in der Rechtssprache, Synonyme zu vermeiden, da ein Zeichen in der 
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Fachsprache stets dieselbe Bedeutung haben muss. Dadurch entstehen Wiederholun-
gen, die es in der Gemeinsprache aus stilistischen Gründen eher zu vermeiden gilt 
(Oksaar 1988: 99). 
Pronomina können zum Rückgriff auf genannte Sachverhalte verwendet werden, wenn 
durch den Kontext der Bezug klar ist, beispielsweise in „Stirbt der Pächter oder verliert 
er die Liquidität, so sind seine Erben oder Nachfolger und der Verpächter berechtigt 
[…]“ (§ 12 Abs. 1 DE3). Dies gilt auch über die Satzgrenze hinweg: 
Grunddienstbarkeiten und beschränkte persönliche Dienstbarkeiten, mit denen die 
Pachtgrundstücke belastet sind, muß der Pächter dulden. Hat er sie nicht gekannt, und 
waren sie auch weder im Grundbuch eingetragen noch aus § 1 dieses Vertrages ersicht-
lich, so kann der Pächter nur Minderung des Pachtpreises verlangen (§ 10 Abs. 3 DE4). 
Ist der eindeutige Bezug nicht durch den Kontext gewährleistet, wird eine Wiederauf-
nahme der vorhergehenden Benennung bevorzugt. Im folgenden Beispiel etwa kann 
„Obstbäume und -sträucher“ im zweiten Satz nicht durch das Pronomen „sie“ wieder-
gegeben werden, da es sich aufgrund der Wortstellung auf „Früchte“ beziehen würde: 
Das Nutzungsrecht des Pächters an den Obstbäumen und -sträuchern beschränkt sich 
auch auf die Aberntung der Früchte. Jedoch darf er abgestorbene oder durch Naturereig-
nisse abgängig gewordene Obstbäume und -sträucher entfernen und das Holz verwerten 
(§ 3 Abs. 1 DE1). 
Beispiele für kohärenzschaffende Adverbien wie dadurch oder daraus, die früher im 
Satz genannte Elemente wiederaufgreifen, sind in den folgenden beiden Beispielen zu 
finden: „Sollte irgendeine der vorhergehenden Vertragsbestimmungen mit den gesetzli-
chen Bestimmungen in grobem Widerspruch stehen und deswegen rechtsunwirksam 
sein, so wird die Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen dadurch nicht be-
rührt“ (§ 17 DE3) sowie „Unterläßt der Pächter die Anzeige, so ist er zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens verpflichtet“ (§ 10 Abs. 5 DE4). 
Ein weiteres Mittel zur Kohärenzsicherung sind Verweise innerhalb eines Textes sowie 
auf andere Texte, d. h. die Herstellung von intra- bzw. intertextuellen Relationen (Bus-
se 1992: 60f.). 
Solche Verweise können auf konkrete Stellen desselben Textdokuments oder externer 
Texte bezogen sein, z. B. „Weicht die wirkliche Größe der Pachtgrundstücke von der 
im § 1 dieses Vertrages angegebenen Fläche ab“ (§ 8 Abs. 2 DE3) oder „§ 590 b BGB 
bleibt unberührt“ (§ 7 Abs. 3 DE2). Verweise können aber auch in eher vager Form 
erfolgen: „die umseitig benannten Grundstücke“ (§ 3 Abs. 1 DE2) oder „[…] richtet sich 
nach den gesetzlichen Vorschriften“ (§ 4 Abs. 1 DE1). 
Zudem sind standardisierte Formeln Kennzeichen der Rechtssprache. Sie dienen der 
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Vereinfachung von internen Verfahrensaspekten, da durch die Verwendung von beste-
henden Formulierungen angezeigt wird, dass es sich um einen wiederkehrenden oder 
gleichbleibenden Sachverhalt handelt (Pommer 2006: 26). In den vorliegenden Verträ-
gen können jedoch allenfalls die salvatorischen Klauseln als formelhaft betrachtet wer-
den, da sie stets denselben Zweck erfüllen und ähnlich formuliert sind. 
Für ältere Rechtssprache sind außerdem Paarformeln typisch, die statt eines Oberbe-
griffs für die Bestandteile verwendet werden und noch teilweise in Rechtstexten vor-
kommen (Oksaar 1988: 94). Das Textkorpus stützt die Ansicht, dass es sich dabei eher 
um ein veraltetes Merkmal handelt, da in diesem Zusammenhang nur die Formel „He-
ge und Pflege“ (§ 5 Abs. 4 DE3) auffällt. 
Bezüglich des Tempus gibt das Auswärtige Amt (2004: 3f.) grundsätzlich das soge-
nannte Vertragspräsens vor, also die einfache Gegenwartsform. Handelt es sich um 
die Anerkennung allgemeiner Grundsätze, kann das Futur den Vorzug erhalten. 
Wie aus den genannten Beispielen vorgeht, ist der überwiegende Großteil der Korpus-
texte tatsächlich im Indikativ Präsens verfasst. Zum Ausdruck von Vorzeitigkeit wird 
zudem das Perfekt verwendet, z. B. „soweit der Verpächter Mängel arglistig ver-
schwiegen hat“ (§ 4 Abs. 1 DE1). In Konditionalsätzen steht auch der Konjunktiv II bzw. 
die Ersatzform würde: „Sollte eine Klausel dieses Vertrags unwirksam sein, […]“ (§ 14 
Abs. 2 DE2), „wenn für ihn die Fortsetzung des Pachtverhältnisses […] eine unbillige 
Härte bedeuten würde“ (§ 13 Abs. 1 Satz 2 DE1). 
Als Genus für Rechtspersonen wird im Deutschen in der Regel ausschließlich das 
Maskulinum verwendet. Simon/Funk-Baker (2009: 32f.) kritisieren, dass dadurch „der 
weiblichen Hälfte der Bevölkerung die Möglichkeit genommen [werde], sich mit dem 
Gesetz und den in ihm enthaltenen Ansprüchen und Möglichkeiten zu identifizieren“ 
(ebd.: 32). Sie räumen jedoch auch ein, dass eine konsequente Dopplung weiblicher 
und männlicher Formen den Text noch komplexer und kaum lesbar machen würde. 
Im Allgemeinen wird tatsächlich die maskuline Formulierung aus dem BGB übernom-
men und vom „Pächter“ und „Verpächter“ gesprochen (vgl. DE1 und DE3). Handelt es 
sich bei der verpachtenden Partei allerdings um eine Stadt oder Gemeinde, so wird das 
feminine Genus dieser Benennung auch auf die Bezeichnung der Vertragspartei über-
tragen, sodass diese eine „Verpächterin“ (vgl. DE2 und DE4) darstellt. In DE4 wird von 
einem maskulinen „Pächter“ ausgegangen, während bei DE2 im Vertragskopf mit 
„Pächter/in“ die Möglichkeit der femininen Form gegeben wird – vermutlich für eine 




Terminologie mit präzise festgelegter Semantik gilt oft als zentrale Eigenschaft von 
Fachsprachen und damit auch der Rechtssprache (vgl. z. B. Weisflog 1996: 44, Fluck 
1996: 47f.). Allerdings betont Busse (1999: 1383f.), dass häufig keine eindeutige se-
mantische Normierung von Rechtsbegriffen vorliegt, sondern nur ein Interpretations-
rahmen vorgegeben wird, statt Auslegungsspielräume durch eindeutige Definitionen 
stark zu begrenzen bzw. zu beseitigen. Somit kann durch Einzelentscheidungen auf 
Basis der institutionellen Anwendungspraxis eine weitere semantische Präzisierung 
erfolgen. Es kann daher laut Busse nicht von Terminologie im üblichen fachsprachli-
chen Sinne die Rede sein. Der juristische Fachwortschatz verfolgt also zwei zunächst 
widersprüchlich erscheinende Ziele: die „Offenhaltung von (Be)deutungsspielräumen 
bei gleichzeitiger grundsätzlicher Festlegung innerhalb bestimmter Grenzen“ 
(ebd.: 1384). Folglich besteht in der Rechtssprache also im Gegensatz zu vielen ande-
ren Fachsprachen keine semantische Eindeutigkeit und es kann zu Polysemien kom-
men, wenn Termini in verschiedenen Gesetzeskontexten leicht oder völlig abweichen-
de Bedeutungen erhalten (ebd.; vgl. auch De Groot 1991: 285f., Pommer 2006: 23f.). 
In den Korpustexten können einige Termini gefunden werden, auch wenn insgesamt 
ihr Anteil relativ gering erscheint. Neben offensichtlich relevanten Fachwörtern in Ver-
bindung mit Pachtverhältnissen (Pachtzins, Pachtgegenstand etc.) treten weitere juris-
tische Termini aus Bereichen wie Grundstücks-, Jagd- und Wirtschaftsrecht auf, bei-
spielweise „Grunddienstbarkeiten und beschränkt persönliche Dienstbarkeiten“ (§ 4 
Abs. 4 DE1), „Grunddienstbarkeiten (wie Überfahrtrecht, Rechte Dritter, Erd- oder 
Energiefortleitungen“ (§ 8 Abs. 3 DE3), „Eigenjagdbezirk“ (§ 5 Abs. 2 DE1, § 8 Abs. 2 
DE3), „Privatlasten (Hypotheken-, Grundschuld- und Altenteilsverpflichtungen, Reallas-
ten usw.)“ (§ 6 Abs. 2 DE3), „zeitweiligen Flächenaustausches (Pflugtausch)“ (§ 10 
Abs. 1 DE3), „formwechselnden Umwandlung“ (§ 10 Abs. 2 DE3), „Antrag auf Eröff-
nung eines Konkurs-, Vergleichs- oder Gesamtvollstreckungsverfahren [sic] oder eines 
Einzelzwangsvollstreckungsverfahrens“ (§ 11 Abs. 2c DE3) oder „Vermögensfall“ (§ 14 
Abs. 1c DE4). 
Entgegen anderer Rechtssprachen sind fremdsprachliche Elemente kein Charakteristi-
kum der deutschen Fachsprache des Rechts. Alle Gesetzesbegriffe entstammen der 
deutschen Sprache und auch in der Rechtswissenschaft sind nur wenige Fremdwörter 
gebräuchlich (Simon/Funk-Baker 2009: 31). Der Sprachendienst des Auswärtigen Amts 
empfiehlt, Fremdwörter in Verträgen nur dann zu verwenden, wenn die Bedeutung 
nicht oder nur ungenau mithilfe eines deutschen Wortes ausgedrückt werden kann. 
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Sonst sind Fremdwörter, insbesondere Anglizismen, zu vermeiden (Auswärtiges Amt 
2004: 3). Wie bereits erwähnt, erhalten in der deutschen Rechtssprache also typi-
scherweise allgemeinsprachliche Ausdrücke eine fachliche Bedeutung, indem sie 
durch Legaldefinitionen oder aus dem Gesetzeskontext semantisch eingegrenzt wer-
den (Pommer 2006: 31). 
Tatsächlich sind kaum Lexeme fremdsprachlichen Ursprungs in den Korpustexten zu 
finden. Als einziges Fremdwort im engeren Sinne kann „Drainage“ (§ 4 Abs. B Satz 2 
DE3) angesehen werden, das auch in der Ableitung „Drainmaßnahmen“ (§ 13 Abs. 10 
DE4) vorkommt. Daneben sind einige etablierte Entlehnungen aus Fremdsprachen zu 
finden, die kaum noch als Fremdwörter aufzufassen sind, z. B. „Nummer“ (u. a. § 1 
Abs. 1 DE1), „Kulturen“ (§ 2 Abs. 1 DE1), „Parzellen“ (§ 2 Abs. 4 DE2) oder „Hypothe-
ken“ (§ 8 Abs. 3 DE3). Interessant scheint in diesem Zusammenhang, dass in keinem 
der Texte prozentuale Angaben mithilfe des Lehnworts „Prozent“ oder sogar des %-
Symbols gemacht werden, sondern die Abkürzung „v. H.“ (§ 3 Abs. 3 DE1; § 6 Abs. 1 
DE3; § 10 Abs. 2 DE4) Konvention ist, die für den in der Alltagssprache vom Lehnwort 
verdrängten Ausdruck „vom Hundert“ steht. Einige Beispiele für lexikalische Einheiten, 
die in einer anderen als der üblichen gemeinsprachlichen Bedeutung gebraucht wer-
den, sind „Forderung“ (§ 4 Abs. 4 DE3), „Ersatz“ und „Sicherheit“ (§ 11 Abs. 3 DE1) im 
finanziellen Kontext, das Verb aufstehen in „die aufstehenden Bäume und Sträucher“ 
(§ 1 Abs. 2 DE3) oder der Ausdruck, eine Pachtsache „eisern“ (§ 8 Abs. 2 DE4) zu 
übergeben, d. h. zum gleichen Schätzwert wie bei der Übernahme. 
Der juristische Fachwortschatz zeichnet sich auch durch Elemente aus, die heute aus 
der Gemeinsprache verschwunden und für den Normalbürger nicht mehr allgemein 
verständlich sind, da ihr Ursprung in der langen Tradition und Überlieferung von 
Rechtssätzen liegt (Simon/Funk-Baker 2009: 30f.). Auch in den untersuchten Verträgen 
sind vereinzelt solche Lexeme zu finden, beispielsweise „Dienstbarkeiten“ (§ 4 Abs. 4 
DE1) oder „Reallasten“ (§ 6 Abs. 2 DE3). 
Beim Ausdruck von fachspezifischen Sachverhalten spielt auch Metaphorik eine Rolle, 
da eine bildhafte Übertragung zur Veranschaulichung abstrakter Vorstellungen und 
damit zur Präzision beitragen kann. Im Gegensatz zu belletristischen Texten hat die 
Metapher im fachsprachlichen Gebrauch keinen ästhetischen Zweck, sondern dient in 
erster Linie der Erschließung neuer oder schwer zugänglicher Ideen, und kann sich im 
Einzelfall entweder bewähren oder ersetzt werden. Durch Lexikalisierung ist dem Leser 
der metaphorische Charakter oft nicht mehr bewusst (Oksaar 1988: 91f.). 
Auch in der Rechtssprache spielen metaphorische Elemente eine Rolle, die sich im 
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fachsprachlichen Gebrauch konventionalisiert haben. Beispiele aus dem Textkorpus 
sind hierfür etwa, eine Bestimmung „tritt […] außer Kraft“ (§ 13 Abs. 4 DE2) oder ein 
Gesetz „bleibt unberührt“ (§ 7 Abs. 3 DE2). Lasten im übertragenen Sinne ruhen auf 
etwas und werden getragen: „Die auf dem Pachtgrundstück ruhenden öffentlichen Ab-
gaben und Lasten trägt der Verpächter“ (§ 9 Abs. 1 DE1), und eine Kündigung kann 
selbst dann ausgesprochen werden, wenn sie schriftlich erfolgt: „Die Kündigung muss 
durch eingeschriebenen Brief ausgesprochen werden“ (§ 11 Abs. 4 DE3). 
Kennzeichen der Rechtssprache sind außerdem unbestimmte Ermessensbegriffe, die 
einem großen Interpretationsspielraum unterliegen (Pommer 2006: 33). Sie dienen 
dazu, jeweils in ihrem zeitlich und örtlich geltenden Kontext ausgelegt werden zu kön-
nen (Stolze 1999: 48f.). 
Hierfür finden sich zahlreiche Beispiele in den Verträgen des Textkorpus. Typisch ist 
das Konzept der „ordnungsmäßigen Bewirtschaftung“, die auch in § 586 Abs. 1 BGB 
als „vertragstypische Pflicht“ erwähnt wird und in irgendeiner Abwandlung in allen Tex-
ten vorkommt, z. B.: „Grundsätze einer ordnungsmäßigen Wirtschaftsführung“ (§ 8 
Abs. 1 DE1), „nach den Regeln der ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung“ (§ 5 Abs. 1 DE2), „nach den anerkannten Grundsätzen einer ordnungsmä-
ßigen Wirtschaft“ (§ 7 Abs. A Satz 1 DE3) oder „nach den anerkannten Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung (§ 4 Abs. A Satz 1 DE4). Ebenso Ermes-
senssache sind u. a. „eine unbillige Härte“ (§ 14 Abs. 1b DE4), „im üblichen Rahmen“ 
(§ 10 Abs. 1 DE3), „so nachhaltig zerrüttet […], dass […] die Fortsetzung des Pacht-
verhältnisses nicht mehr zugemutet werden kann“ (§ 11 Abs. 2a DE3), „angemessen 
zu verzinsen“ (§ 7 Abs. B Satz 6 DE2) sowie – wohl am deutlichsten – „nach billigem 
Ermessen“ (§ 15 Abs. 2 DE3). 
Auch Abkürzungen sind ein Merkmal der deutschen Rechtssprache, besonders zum 
Verweis auf Gesetze, Gerichte, Fachzeitschriften oder Standardwerke der Rechtswis-
senschaft (Simon/Funk-Baker 2009: 32). 
Es sind einige Beispiele für Abkürzungen bei Gesetzesverweisen zu beobachten, die 
üblicherweise durch das Paragraphenzeichen, die gängige Abkürzung „Abs.“ für „Ab-
satz“ sowie in den vorliegenden Texten „BGB“ für „Bürgerliches Gesetzbuch“ gekenn-
zeichnet sind, etwa „§ 590 Abs. 2 BGB“ (§ 8 Abs. 2 DE1). Neben üblichen gemein-
sprachlichen Abkürzungen wie „z. B.“ (§ 2 Abs. 1 DE1), „bzw.“ (§ 1 DE2) oder „usw.“ 
(§ 1 Abs. 3 DE3) sowie dem bereits erwähnten „v. H.“ sind auch die geläufigen Abkür-
zungen für Maßeinheiten zu beobachten, beispielsweise „ha“, „a“ und „m2“ (§ 1 Abs. 1 
DE1) oder „qm“ (§ 1 DE2) für Flächenmaße. Außerdem werden besonders in den Ta-
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bellen Abkürzungen aus der Verwaltungssprache verwendet, wie etwa „Lfd. Nr.“ (§ 1 
Abs. 1 DE1), „AZ BP“ (§ 1 Abs. 1 DE3) sowie „Fl.“ und „Flst.“ (§ 1 Abs. 1 DE4). 
 
3.4.3 Spanische Rechtssprache 
Im Folgenden werden wichtige Merkmale der spanischen Rechtssprache dargestellt 
sowie aufgezeigt, inwiefern diese in den Korpusverträgen zu finden sind. Bei der Ana-
lyse der Texte ist ersichtlich geworden, dass tatsächlich vereinzelt Textteile aus dem 
Mustervertrag der in Kapitel 2.2.1 erwähnten Orden de 1 de diciembre de 1981 por la 
que se establece el contrato-tipo de arrendamientos rústicos noch heute in Vorlagen 
zu finden sind. Die dadurch entstehenden geringfügigen Überschneidungen der Kor-




Auch für die spanische Rechtssprache ist, ähnlich wie in der deutschen, der Nominal-
stil als zentrales Merkmal anzusehen. Dazu zählen die häufige Verwendung von Sub-
stantiven, oft in Verbindung mit Adjektiven, und die Tendenz zu Nominalkonstruktionen 
statt Verbalausdrücken. Auch Funktionsverbgefüge mit sinnentleerten Verben, sodass 
die Bedeutung der Periphrase ausschließlich vom Substantiv abhängt, tragen zum all-
gemein formalen und abstrakten Charakter von Rechtstexten bei (Bordonaba Zabalza 
2010: 152). Bei den sinnentleerten Verben handelt es sich oft um Variationen von Ver-
ben mit der Bedeutung machen (z. B. realizar, practicar), sagen (z. B. pronunciar, de-
clarar) oder nehmen (z. B. tomar, aceptar). Der Nominalstil ist zudem durch die Ten-
denz zur Substantivierung von Verben und Adjektiven durch Suffigierung gekennzeich-
net, was zu Kakophonien durch die Häufung der gängigsten Suffixe wie -ión, -miento 
oder -dad führen kann (Alcaraz Varó/Hughes 2009: 29–31). 
In den spanischen Korpustexten ist tatsächlich eine generelle Tendenz zum Nominalstil 
zu beobachten, wie etwa in „el arrendatario pondrá a disposición del arrendador la po-
sesión de las fincas arrendadas“ (Art. 2 ES1) oder „El arrendatario acreditará el pago 
de la renta a través de la expedición de un recibo“ (Art. 5 ES4). Ein Beispiel für eine 
Häufung von Substantiven mit dem Derivationssuffix -ión ist am Ende von folgendem 
Fragment zu finden: „no tendrá el arrendatario por ello derecho a ningún tipo de in-
demnización o amortización por la realización de las obras“ (Art. 9 ES4). Bei den Funk-
tionsverbgefügen fällt statt der erwähnten Bedeutungen für desemantisierte Verben 
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insbesondere das Verb tener auf: „tendrá una duración de“ (Art. 2 ES1), „tiene derecho 
a“ (Art. 3 ES3), „tiene obligación de“ (Art. 12 ES2) oder auch „tiene capacidad para“ 
(Art. 2 ES3). Daneben treten jedoch auch Verben mit der Bedeutung machen in diver-
sen Kombinationen mit Substantiven auf, z. B. „realizará todas la obras y reparaciones“ 
(Art. 8 Abs. 1 ES4), „El pago de la renta se efectuará“ (Art. 5 ES4) oder „llevarán a ca-
bo su conversión a dinero“ (Art. 9 ES2). Dagegen sind keine solchen Konstruktionen 
mit Verben der Bedeutung sagen oder nehmen zu finden. Weitere Beispiele für die 
Wahl einer substantivischen statt verbalen Formulierung mit anderen Verben sind etwa 
„restituir la posesión“ (Art. 10 ES4) statt devolver oder auch „cede en arrendamiento“ 
(Art. 1 ES4) statt arrienda. 
Adjektive dienen in Verbindung mit Substantiven der Präzisierung, etwa durch klassifi-
zierenden oder eingrenzenden Charakter (Bordonaba Zabalza 2010: 152). Obwohl das 
Adjektiv meist hinter dem Substantiv steht, auf das es sich bezieht, ist für die juristische 
Fachsprache aufgrund Archaismus typisch, dass gewisse Adjektive in attributiver Funk-
tion vor dem Substantiv stehen (Daum et al. 2004: 5). So entstehen beinahe formelhaf-
te Verbindungen, die besonders für Rückgriffe auf bereits erwähnte Sachverhalte ver-
wendet werden (Bordonaba Zabalza 2010: 153). 
Allgemein werden Adjektive recht häufig in den Verträgen verwendet und sind dem 
Substantiv in der Regel nachgestellt, z. B. „el consentimiento expreso“ (Art. 8 ES1), 
„una duración mayor“ (Art. 6 ES2), „la producción normal“ (Art. 9 ES3) oder „en condi-
ciones idóneas“ (Art. 7 ES4). Es sind jedoch auch einige Fälle von vorgestellten Adjek-
tiven zu beobachten, die teilweise feste Wendungen darstellen, z. B. „por mutuo acuer-
do“ (Art. 9c oben ES1), „el presente contrato“ (Art. 14 ES3), „los siguientes derechos“ 
(Art. 1 ES4), „el adecuado desenvolvimiento“ (Art. 5 ES2), „la posible desviación“ 
(ES3: 1) sowie „la natural conservación“ (Art. 8 Abs. 2 ES4). 
Adverbien mit dem Suffix -mente weisen in Rechtstexten eine höhere Frequenz als in 
der Gemeinsprache auf und dienen ebenso der Präzisierung, verlangsamen jedoch 
das Tempo der Texte (Bordonaba Zabalza 2010: 153). 
In den Verträgen des Korpus sind ebenfalls auffallend viele Adverbien mit der En-
dung -mente zu finden, die teilweise für das Spanische unüblich lange Wörter bilden 
und den Sprachfluss behindern, beispielweise „[s]upletoriamente“ (Art. 1 ES1), „feha-
cientemente“ (Art. 2 ES1), „indefinidamente“ (Art. 6 ES2), „recíprocamente“ (Art. 12 
ES2), „ordinariamente“ (Art. 9 ES3), „separadamente“ (Art. 5 ES4) oder auch „subsidia-
riamente“ (Art. 16 ES4). 
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Auch Präpositionalphrasen sind typisch für Rechtstexte (Daum et al. 2004: 5). Sie tra-
gen einerseits zum formellen und zuweilen archaisch wirkenden Eindruck der Sprache 
bei (Alcaraz Varó/Hughes 2009: 26) und verlangsamen zudem den Textfluss (Hernan-
do Cuadrado 2003: 29). 
Besonders viele Konstruktionen dieser Art finden sich in den einleitenden Abschnitten 
zu den Vertragsparteien und Eckdaten des Pachtverhältnisses, z. B. „en concepto de“, 
„con domicilio en“ oder „de acuerdo con“ (ES1: 1). Weitere Beispiele aus dem Fließtext 
sind „a instancia de“ (Art. 4 ES1), „[a] efectos de“ (ES2: 4), „sin perjuicio de“ (Art. 3 
ES3), „sin necesidad de“ (Art. 10 ES4) oder „como consecuencia de“ (Art. 13 ES4). 
Unpersönliche Verbformen wie Infinitivkonstruktionen mit imperativem Charakter, Par-
tizipialausdrücke sowie Gerundien tragen ebenfalls zum formalen Stil juristischer Spra-
che bei (Daum et al. 2004: 4). Passivische Partizipien erhalten dabei nach Vorbild des 
lateinischen Ablativus absolutus oft kausale oder temporale Bedeutung, während Prä-
senspartizipien als Substantiv oder Adjektiv in Erscheinung treten. Gerundien können 
etwa zur Organisation des Textes dienen und werden auch in Funktion eines Relativ-
satzes gebraucht (Bordonaba Zabalza 2010: 153). Letzteres stellt eigentlich keine kor-
rekte Verwendung des Gerundiums dar, ist aber insbesondere für das Boletín Oficial 
de Estado (BOE), das Amtsblatt der spanischen Regierung, typisch, sodass sogar vom 
„gerundio del BOE“ gesprochen wird (Daum et al. 2004: 4). 
Imperativische Infinitivkonstruktionen sind in den Verträgen nicht zu finden. Lediglich in 
einem Artikel, der in mehrere stichpunktartige Absätze unterteilt ist, werden neben 
Nominal- auch Infinitivkonstruktionen zur Erläuterung von Gründen zur Beendigung des 
Vertrags gebraucht, z. B. „Incumplir gravemente la obligación de […]“, „Causar graves 
daños […]“ (Art. 9 ES1). Größtenteils werden in den Verträgen jedoch Sätze mit finiten 
Verbformen verwendet. Perfektpartizipien treten besonders mit temporaler Bedeutung 
als Satzeinleitung häufig auf, z. B. „Cumplido el tiempo“ (Art. 2 ES1), „Finalizado el 
contrato de arrendamiento“ (Art. 2 ES2), „Pactada la actualización“ (Art. 10 ES2), 
„Terminado el plazo contractual“ (Art. 5 ES3) oder „Llegado el día del vencimiento“ 
(Art. 3 ES4). Präsenspartizipien treten als Adjektive auf, z. B. „parte contratante“ (Art. 7 
ES1), „arrendatario saliente“ und „entrante“ (Art. 12 ES2), „las partes otorgantes“ 
(Art. 3 ES4), oder auch als Substantive: „los descendientes“ (Art. 8 ES1), „los intervi-
nientes“ (ES1: 4), „el subrogante“ (Art. 11 ES2). Gerundien werden besonders zur Ver-
bindung von Teilsätzen und in konditionaler, modaler oder temporaler Bedeutung ver-
wendet, z. B.: „La renta se pagará por años vencidos, […], fijándose como domicilio 
para el pago […]“ (Art. 5 ES1), „Por muerte del arrendatario, quedando a salvo el dere-
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cho de sus sucesores legítimos“ (Art. 9e oben ES1), „Cuando las obras, mejoras o 
inversiones […] sean de tal entidad y naturaleza que, excediendo de la natural conser-
vación de la finca, […]“ (Art. 3 ES2), „Este contrato podrá elevarse a escritura pública a 
instancias de cualquiera de las partes, siendo de cuenta de quien lo solicite todos los 
gastos que se deriven de ello“ (Art. 4 ES3) oder auch „el cual podrá rescindir el contra-
to, comunicándoselo igualmente al arrendador“ (Art. 8 ES4). Inkorrekter Gebrauch des 
Gerundiums statt eines Relativsatzes ist etwa im Vertragskopf zu beobachten: „De una 
parte, en concepto de arrendador, […], interviniendo en su propio nombre y derecho“ 
(ES2: 1) sowie „actuando como autorizada“ (ES3: 1). 
Auch Passivkonstruktionen sind typisches syntaktisches Mittel der spanischen Rechts-
sprache zur Verstärkung der allgemeingültigen Wirkung. Gegenüber dem periphrasti-
schen Passiv erhält hier das reflexive Passiv mit se in der Regel den Vorzug (Bordo-
naba Zabalza 2010: 155). Das reflexive Passiv trägt zu einer Verallgemeinerung, Ent-
personalisierung und Distanzierung bei, da in der Regel keine handelnde Person an-
gegeben wird (Alcaraz Varó/Hughes 2009: 111). Das Pronomen se wird zudem auch in 
unpersönlichen Konstruktionen ohne passivischen Charakter verwendet (Daum et al. 
2004: 4). 
In den Texten treten einige Formulierungen mit periphrastischem Passiv mit ser auf, 
beispielweise „Todas las cantidades que […] podrán ser exigidas por aquél“ (Art. 5 
ES1), „la cesión o el subarriendo deberán ser comunicados por cualquiera de las par-
tes“ (Art. 8 ES1) oder „Los bienes deberán ser devueltos en el mismo estado“ (Art. 10 
ES4). Insgesamt sind Konstruktionen mit dem Pronomen se jedoch tatsächlich deutlich 
häufiger aufzufinden, besonders als reflexives Passiv – z. B. „El presente contrato se 
rige por lo expresamente acordado por las partes“ (Art. 1 ES1), „las parcelas catastra-
les que a continuación se indican“ (ES1: 1), „el contrato se entenderá prorrogado“ 
(Art. 6 ES2) sowie „ninguno de los bienes y derechos que se ceden en virtud de este 
contrato“ (Art. 11 ES4). Der folgende Satz illustriert die Verwendung beider Konstrukti-
onen: „Cuando el precio se fije en una cantidad alzada […], se dividirá por la duración 
anual pactada para determinar la cantidad que habrá de ser pagada cada año“ (Art. 10 
ES2). Gelegentlich tritt se aber auch als Teil einer unpersönlichen Konstruktion auf, die 
nicht mit dem reflexiven Passiv zu verwechseln ist, z. B. „Para la cesión y el subarrien-
do se estará a lo pactado por las partes, y en todo caso deberá referirse a la totalidad 
de la finca o explotación y deberá otorgarse […]“ (Art. 12 ES3) oder „En tal caso debe-
rá comunicarse fehacientemente al arrendatario“ (Art. 8 Abs. 1 ES4). 
Formelhafte Elemente spielen ebenfalls eine zentrale Rolle in der spanischen Rechts-
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sprache. Sie haben ihren Ursprung in der historischen Bedeutung der Rhetorik für die 
Rechtsprechung und sind noch heute in Form von ritualhaften und feierlichen Formeln 
sichtbar. Typisch hierfür sind etwa die Dopplung von Derivaten eines Lexems, feste 
Wendungen zur Strukturierung des Textes (Bordonaba Zabalza 2010: 155) oder die 
paarweise Verwendung von Substantiven, Verben oder Adjektiven mit sehr ähnlicher 
Bedeutung (Daum et al. 2004: 5). Die Häufung von semantisch ähnlichen Lexemen 
dient der möglichst großen Präzisierung, die je nach Kontext notwendig oder redundant 
sein kann, und kann auch drei Elemente umfassen (Alcaraz Varó/Hughes 2009: 24f.). 
In diesem Kontext fällt zunächst die beinahe übereinstimmende Formulierung am An-
fang und Ende der Verträge auf. Der Kopf (vgl. ES1: 1, ES2: 1, ES3: 1, ES4: 1) trägt 
stets die Überschrift „Reunidos“ und leitet die Parteien mit „de una parte, en concepto 
de arrendador“ bzw. „de otra parte, en concepto de arrendatario“ ein. Unterschiede 
finden sich hier bei den vier Texten nur in typographischer Hinsicht; auf leichte Abwei-
chungen bei den übrigen Korpustexten und inhaltliche Unterschiede wurde in Kapi-
tel 3.3.1 eingegangen. In ES1, ES2 und ES3 ähnelt sich die Formulierung des darauf-
folgenden Absatzes mit den wichtigsten Angaben zur Pachtsache ebenfalls stark, so-
dass als typische Formulierung folgende Struktur festgestellt werden kann, die als 
Rahmen für unterschiedlich detaillierte Angaben dient: „Ambas partes convienen el 
arrendamiento de […] que se indican a continuación y de acuerdo con los pactos y 
condiciones generales y particulares que también se expresan […]“. Die ebenfalls be-
reits kurz in Kapitel 3.3.1 erwähnte Schlussformel weist auch eine sehr ähnliche Struk-
tur auf (vgl. ES1: 4, ES2: 4, ES3: 4, ES4: 4). Als typische Formulierung kann folgende 
gelten: „Formaliza[n]do así este contrato, [y] para que conste, lo firman los intervinien-
tes, por triplicado/duplicado, […] en el lugar y fecha indicados“. Typische Formeln mit 
mehreren Ableitungen eines Lexems sind in den Korpusverträgen nicht zu finden, je-
doch gibt es einige Beispiele für die Verknüpfung von Wörtern mit ähnlicher Bedeu-
tung, wie etwa „los usos y costumbres“ (Art. 1 ES1), „Será nula y se tendrá por no 
puesta“ (Art. 6 ES2), „condiciones o prestaciones“ (Art. 1 ES2), „de tal entidad y natu-
raleza“ (Art. 8 Abs. 2 ES4) oder auch „las obras, reparaciones y mejoras“ (Art. 7 ES1). 
Zudem sind Redundanzen typisch für spanische Rechtstexte, besonders anaphori-
scher Art mithilfe von dicho, mencionado etc. (Daum et al. 2004: 5) sowie mit dem sub-
stantivierten Adjektiv mismo in Verbindung mit dem bestimmten Artikel anstelle des 
entsprechenden Personalpronomens (Hernando Cuadrado 2003: 17f.). Hierzu ist an-
zumerken, dass die Real Academia Española diesen Gebrauch von mismo aus stilisti-
scher Sicht für unnötig hält und davon abrät: 
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A pesar de su extensión en el lenguaje administrativo y periodístico, es innecesario y 
desaconsejable el empleo de mismo como mero elemento anafórico, esto es, como ele-
mento vacío de sentido cuya única función es recuperar otro elemento del discurso ya 
mencionado (DPD 2005: s. v. „mismo“, Abs. 3). 
Zum Rückgriff auf genannte Sachverhalte dienen zudem häufig Demonstrativpronomi-
na wie éste und aquél und das Determinativ tal. Auch das mit bestimmtem Artikel vor-
gestellte Adjektiv presente ist ein häufiges redundantes Mittel zum Verweis auf das 
Dokument selbst (Hernando Cuadrado 2003: 16f.). 
In den Texten ist dicho als Rückgriff am Satzanfang sowie innerhalb eines längeren 
Satzgefüges zu finden, z. B. in „[…] sin el consentimiento expreso del arrendador. Di-
cho consentimiento no será necesario […]“ (Art. 11 ES2) bzw. „[…] el arrendador ten-
drá derecho a la revalorización de la renta proporcional a este incremento y, en su ca-
so, a la rescisión del contrato, cuando el arrendatario no estuviese conforme con dicha 
revalorización“ (Art. 8 Abs. 2 ES4). Das substantivierte mismo in anaphorischer Funkti-
on ist ebenso in den Texten zu finden: „Falta de pago de la renta o de las cantidades 
asimiladas a la misma“ (Art. 9a unten ES1), „Los arrendamientos de explotación, por la 
propia naturaleza de los mismos“ (Art. 5 ES2). Auch die übrigen genannten Mittel 
kommen in den Korpustexten vor. Dabei kann éste in der Schreibung mit oder ohne 
Akzent vorkommen, z. B. „[…] sin el consentimiento expreso del arrendador. Éste no 
será necesario […]“ (Art. 8 ES1), „[…] por las mejoras realizadas, siempre que éstas 
se hayan efectuado […]“ (Art. 2 ES2), aber „[…] por una renta que no podrá ser supe-
rior a la pactada entre el arrendador y el arrendatario. Este no podrá […].“ (Art. 12 
ES3), was auch für aquél gilt, z. B. „Todas las cantidades […] que sean repercutibles al 
arrendatario podrán ser exigidas por aquél desde el momento […]“ (Art. 5 ES1), aber 
„Incumplir gravemente a la obligación de mejora o transformación de la finca, a las que 
el arrendatario se hubiese comprometido en el contrato y a aquellas otras que […]“ 
(Art. 9b unten ES1). Eine Schreibung mit Akzent wäre in keinem der beobachteten Fäl-
le notwendig, da keine Gefahr der Verwechslung mit adjektivischem Gebrauch vorliegt 
(vgl. DPD 2005: s. v. „tilde“, Abs. 3.2.1). Das Determinativ tal kommt ebenfalls vor, bei-
spielsweise in „El impago de tales cantidades“ (Art. 5 ES1) und „En tal caso deberá 
comunicarse fehacientemente al arrendatario“ (Art. 8 Abs. 1 ES4), sowie das Adjektiv 
presente zur Bezugnahme auf den Vertrag selbst: „El presente contrato se rige por lo 
expresamente acordado por las partes“ (Art. 1 ES1), „Las dos partes firmantes del pre-
sente contrato“ (Art. 13 ES2). 
Insgesamt ist die Syntax in spanischen Rechtstexten durch teilweise hohe Komplexität 
gekennzeichnet, da zur Vermeidung von Mehrdeutigkeit Einschübe und Nebensätze 
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zur Präzisierung oder für Verweise möglich sind, durch die der Satzfluss unterbrochen 
wird (Bordonaba Zabalza 2010: 148). 
Zur Illustration des mitunter komplizierten Satzbaus soll das folgende Beispiel dienen, 
in dem mehrere der vorstehend erläuterten syntaktischen Mittel wie etwa Gerundium, 
Perfektivpartizip, reflexives Passiv und Nominalstil sowie die Strukturierung mithilfe von 
Einschüben zum Ausdruck kommen: 
Salvo estipulación de las partes, estableciendo una duración mayor, el arrendamiento de 
fincas y de explotaciones se entenderá concertado por un plazo de tres años, por los 
que, cumplido el tiempo, a no ser que las partes hayan dispuesto otra cosa, al celebrar el 
contrato o en otro momento posterior, el arrendatario de fincas pondrá a disposición del 
arrendador la posesión de las fincas arrendadas (Art. 6 ES2). 
Eine syntaktische Eigenheit der spanischen Rechtssprache, die dem Einfluss des 
Französischen seit dem Mittelalter und besonders durch die Gesetzgebung Napoleons 
zugeschrieben wird, sind einige Konstruktionen mit der Präposition a, z. B. efectos a 
cobrar oder a fondo perdido (Bordonaba Zabalza 2010: 149f.). In den untersuchten 
Korpustexten sind allerdings keine Beispiele für solche syntaktischen Gallizismen zu 
finden. 
Das vorherrschende Tempus der spanischen Rechtssprache ist das Präsens, jedoch 
findet auch das Futur Verwendung, u. a. in Verbindung mit Verbalperiphrasen mit obli-
gativer oder potestativer Funktion. Zum Ausdruck der Allgemeingültigkeit und Be-
stimmtheit ist der vorherrschende Modus der Indikativ (Bordonaba Zabalza 2010: 154), 
viele Verben zum Ausdruck von Verbot, Verpflichtung, Genehmigung, Beauftragung 
etc. regieren jedoch den Subjunktiv. Eine Eigenheit der Rechtssprache ist der Subjunk-
tiv Futur, der in der Gemeinsprache nicht mehr verwendet wird, im juristischen Kontext 
jedoch mit hypothetischem Charakter und mitunter auch fälschlicherweise für die Be-
schreibung von Ereignissen in der Vergangenheit gebraucht wird (Daum et al. 2004: 4). 
Wie aus den bisher genannten Beispielen ersichtlich, ist die in den Verträgen vorherr-
schende Zeitform für die Verpflichtungen der Parteien das Futur im Indikativ; daneben 
kommt auch das Präsens vor. Eine inhaltliche Logik, wann auf das Präsens zurückge-
griffen wird, lässt sich nicht immer erkennen, z. B. in „El presente contrato se rige por 
[…]. Supletoriamente, regirá el Código Civil […]“ (Art. 1 ES1) oder beim unterschiedli-
chen Tempusgebrauch der gleichen Verben in „Son nulas y se tendrán por no puestas“ 
(Art. 1 ES2) sowie „Será nula y se tendrá por no puesta“ (Art. 6 ES2) in ein und dem-
selben Vertrag. Für hypothetische Aussagen sowie in Verbindung mit entsprechenden 
Präpositionen werden Verben im Subjunktiv verwendet, jedoch nur an einer Stelle die 
erwähnte, der Gemeinsprache fremde Futurform: „Todas las cantidades que hubiere 
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de pagar el arrendador“ (Art. 8 ES2). Stattdessen kommen die entsprechenden For-
men im Präsens sowie bei Vorzeitigkeit im Präteritum sowie Perfekt zum Einsatz, z. B.: 
„la realización de las obras, reparaciones o mejoras que deba o pueda realizar la otra 
parte contratante“ (Art. 9 ES3), „Todas las cantidades que hubiese de pagar el arren-
dador y que […] sean repercutibles“ (Art. 5 ES1), „si se fijaran en especie o parte en 
dinero y parte en especie“ (Art. 9 ES2) oder „en defecto de que las partes hayan acor-
dado otra cosa“ (Art. 10 ES2). Verben des Befehlens etc., die den Subjunktiv verlan-
gen, spielen in den vorliegenden Verträgen dagegen keine Rolle. Als Vergangenheits-
zeiten im Indikativ treten vereinzelt auch das pretérito indefinido sowie imperfecto auf: 
„El arrendatario tiene derecho a determinar el tipo de cultivo, sin perjuicio de su obliga-
ción de devolver la finca […] en el estado en que la recibió“ (Art. 3 ES1) und „Los bie-
nes deberán ser devueltos en el mismo estado en el que se encontraban cuando co-
menzó el arrendamiento“ (Art. 10 ES4). 
Typische Verben sind deber + Infinitiv, haber de + Infinitiv sowie quedar + Partizip 
(Hernando Cuadrado 2003: 21). Diese kommen in den Korpustexten durchaus vor, 
z. B. „El arrendador deberá entregar al arrendatario recibo del pago“ (Art. 7 ES2), „las 
obras, mejoras o inversiones que […] hayan de realizarse sobre la finca arrendada“ 
(Art. 3 ES2) sowie „Quedarán incluidos en este contrato los siguientes derechos de 
producción agraria“ (Art. 1 ES4). Hierbei dominiert deber + Infinitiv insgesamt, jedoch 
ist auch die Formulierung von Aussagesätzen in obligativer Funktion üblich, z. B. „El 
pago de la renta se verificará en la forma y lugar pactados“ (Art. 7 ES2) oder „Este 
contrato se elevará a escritura pública a instancia de cualquiera de las partes“ (Art. 14 
ES4). Weitere Konstruktionen in verpflichtender Bedeutung sind etwa comprometerse 
a + Infinitiv, z. B. „El arrendador se compromete a entregar al arrendatario recibo del 
pago“ (Art. 5 ES1), estarse a + Infinitiv, z. B. „En cuanto a la actualización de la renta 
se estará a lo dispuesto en el artículo 13.2 de la Ley“ (Art. 10 ES3), oder estar obligado 
a + Infinitiv: „El arrendador y el arrendatario están obligados a permitir la realización de 
las obras, reparaciones y mejoras que […]“ (Art. 2 ES2). Daneben treten in den Ver-
tragsverpflichtungen auch Konstruktionen in der Bedeutung können/dürfen auf, beson-
ders poder + Infinitiv (z. B. „las partes podrán compelerse a formalizarlos en documen-
to público“, Art. 5 ES2) oder tener derecho a + Infinitiv (z. B. „El arrendatario tiene de-




Beim juristischen Fachwortschatz des Spanischen kann nach dem Grad der Fachlich-
keit zwischen tecnicismos einerseits sowie vocabulario semi-técnico oder subtécnico 
andererseits unterschieden werden. Bei Ersteren handelt es sich um Termini im enge-
ren Sinne, die der Rechtssprache eigen sind und eindeutig definiert und semantisch 
stabil sind. Letztere sind dagegen Elemente der Gemeinsprache, die im juristischen 
Kontext eine neue Bedeutung erhalten (Alcaraz Varó/Hughes 2009: 56–62). Daneben 
ist die größte Gruppe der lexikalischen Mittel der Wortschatz der Gemeinsprache, der 
in seiner gewohnten Bedeutung verwendet wird (Hernando Cuadrado 2003: 52f.). 
Einige Beispiele aus den Korpustexten für Termini mit fixierter, größtenteils dem 
Rechtswesen eigener Bedeutung sind etwa folgende: „subarrendar“ (Art. 8 ES1), „res-
cisión“ (Art. 9 ES1), „expropiación forzosa“ (Art. 9a oben ES1), „indemnización“ (Art. 9a 
oben ES1), „desistimiento“ (Art. 9d oben ES1), „dolo“ (Art. 9f unten ES1), „negligencia“ 
(Art. 9f unten ES1), „subrogante“ und „subrogado“ (Art. 11 ES2) sowie „adquisición 
preferente“ (Art. 12 ES4). Beispiele für in der Allgemeinsprache vorkommende Elemen-
te, die in der juristischen Fachsprache eine engere oder anderweitig abweichende Be-
deutung erhalten, sind u. a. „anualidad“ (Art. 3 ES4), „otorgar“ (Art. 8 ES1), „cesión“ 
(Art. 8 ES1), „parte“ (Art. 1 ES1), „plazo“ (Art. 2 ES1), „denuncia“ (Art. 6 ES2), „reper-
cutir“ (Art. 10 ES2), „resolución“ (Art. 9b unten ES1), „consentimiento“ (Art. 2 ES2) oder 
„vencimiento“ (Art. 3 ES4). 
Die Lexik der spanischen Rechtssprache ist aus historischen Gründen von fremd-
sprachlichen Einflüssen geprägt. Da das spanische Rechtssystem auf dem römischen 
basiert, ist ein Großteil der Terminologie lateinischen Ursprungs. Einerseits erfolgt dies 
durch Übernahme lateinischer Ausdrücke, die für die Rechtssprache spezifisch sind, 
z. B. de iure, exequátur, inter vivos, und andererseits mithilfe von Lehnwörtern, die 
auch in der Gemeinsprache bekannt sind. Teilweise sind solche Lehnwörter über das 
Französische oder Englische in das Spanische gelangt. Weitere wichtige Quellen für 
spanischen Rechtswortschatz sind das Griechische (z. B. amnistía, hipoteca, demo-
cracia), das Französische (z. B. gabinete, ultraje, cotizar) und vereinzelt das Arabische 
(z. B. albacea, alevosía, alquiler). Zudem spielen in Rechtstexten Termini aus anderen 
Fachbereichen wie Wirtschaft und Technik eine wichtige Rolle, für die v. a. Anglizismen 
und auch einige Gallizismen kennzeichnend sind (Bordonaba Zabalza 2010: 149f.; vgl. 




In den Korpustexten konnten weder lateinische Wendungen noch Lehnwörter aus dem 
Arabischen gefunden werden. Einziger Hellenismus ist „polígono“ (ES1: 1, ES3: 1f., 
ES4: 1) als Einheit aus dem Grundstücksregister, und als Beispiele für Lehnwörter aus 
dem Französischen sind nur „fuerza mayo[r]“ (Art. 8 Abs. 1 ES4) sowie „explotación“ 
(Art. 8 ES1) auffällig. Lateinische Lehnwörter sind jedoch erwartungsgemäß in großer 
Menge vorhanden, darunter etwa die zentralen Lexeme „contrato“ und „arrendamiento“ 
mit ihren Ableitungen und die oben als Beispiele für Terminologie genannten Elemente. 
Ein Beispiel für ein lateinisches Lehnwort, das über das Französische in die spanische 
Fachsprache gelangt ist, ist „parcela“ (ES1: 1). 
Zudem verfügt die spanische Rechtssprache über produktive Wortbildungsverfahren 
zur Schaffung von Fachlexik, insbesondere mithilfe von Präfigierung, Suffigierung, Pa-
rasynthese, Synapse, Disjunktion, Kontra- und Juxtaposition (Bordonaba Zabalza 
2010: 151f.). 
Bei der Präfigierung spielen lateinische Präfixe wie dis-, ex-, re- und sub- eine beson-
ders zentrale Rolle, wobei sie oft bereits als Teil des aus dem Lateinischen entlehnten 
Worts ins Spanische übernommen worden sind (Alcaraz Varó/Hughes 2009: 35f.). Bei-
spiele hierfür sind etwa „disposición“ (Art. 1 ES1), „expropiación“ (Art. 9a oben ES1), 
„revalorización“ (Art. 8 Abs. 2 ES4) sowie „subarriendo“ (Art. 8 ES1). Weitere typische 
Präfixe sind con- (z. B. „consentimiento“, Art. 11 ES2; „convenir“, ES1: 1), des- (z. B. 
„desahucio“, Art. 13 ES3; „descendientes“, Art. 11 ES2) oder in- (z. B. „indemnización“, 
Art. 9a oben ES1; „inventario“, ES4: 1). Auf gängige Suffixe wie -ión, -miento und -dad 
zur Substantivierung wurde bereits eingegangen, daneben sind als typische Suffixe für 
gegenüberstehende Parteien -or und -ario (z. B. „arrendador“ – „arrendatario“) oder 
auch -ante und -ado (z. B. „subrogante“ – „subrogado“, Art. 11 ES2) auf Grundlage der 
Partizipformen zu nennen. Bei den meisten genannten Lexemen handelt es sich 
gleichzeitig um Beispiele für Parasynthese, d. h. das gleichzeitige Auftreten von Prä- 
und Suffix. Beispiele für Synapsen sind etwa „índice anual de precios al consumo“ 
(Art. 5 ES1), „actualización de la renta“ (Art. 10 ES2), „tipo de cultivo“ (Art. 3 ES3) oder 
„derechos de producción agraria“ (Art. 1 ES4). Disjunktionen treten als Kombination 
von Substantiv und Adjektiv auf, z. B. „expropiación forzosa“ (Art. 9a oben ES1), „ad-
quisición preferente“ (Art. 12 ES4), „régimen jurídico“ (Art. 1 ES1) oder „plazo contrac-
tual“ (Art. 2 ES1). Kontrapositionen sind in den Vertragstexten nicht zu finden und als 
Beispiel für eine Juxtaposition ist „usufructuario“ (ES4: 1) zu nennen. 
Die spanische Lexik des Rechts ist außerdem von Archaismen geprägt, die in der All-
tagssprache nicht mehr üblich sind und von denen viele terminologischen Charakter 
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haben, z. B. otrosí, débito, proveído oder incoar (Daum et al. 2004: 5). Eine Häufung 
solcher nicht mehr gängigen Ausdrücke kann dazu führen, dass spanische Rechtstexte 
als übertrieben oder gar affektiv aufgefasst werden (Alcaraz Varó/Hughes 2009: 24f.). 
Beispiele für Archaismen aus den Korpustexten sind das Adverb „fehacientemente“, 
das in drei der vier Verträge vorkommt (Art. 2 ES1, Art. 6 ES2, Art. 3 ES4), sowie der 
übertragene Gebrauch des Verbs elevar in der Wendung „elevar a escritura pública“ 
(Art. 4 ES1; Art. 4 ES3; Art. 14 ES4). Insgesamt erweckt die Lexik der Korpustexte je-
doch keinen ausgeprägt archaischen Eindruck. 
Außerdem sind Abkürzungen und Akronyme in der Rechtssprache gängig, besonders 
für Institutionen, Gesetze und andere Rechtsinstitute (Daum et al. 2004: 5). Stilrichtli-
nien empfehlen zwar, bei der ersten Nennung von Abkürzungen die Langform anzuge-
ben, dies wird jedoch in der Praxis nicht immer umgesetzt (Bordonaba Zabalza 
2010: 152). 
In den Verträgen werden einige Abkürzungen der Verwaltungssprache für Personen-
kennziffern verwendet, die aus dem Alltag bekannt sind, nämlich „N.I.F.“ (ES1: 1, 
ES4: 1) oder auch ohne Punkte „NIF“ (ES3: 1), „C.I.F.“ (ES1: 1) sowie „D.N.I.“ (ES2: 1, 
ES4: 1) bzw. „DNI“ (ES3: 1). Weitere gängige Abkürzungen sind „no“ (ES1: 1), „Has.“ 
(ES1: 1) bzw. „ha“ (ES2: 1, ES3: 1) sowie die üblichen Abkürzungen für Anreden: „D.“ 
(ES3: 1, ES4: 1) bzw. „D/Dña.“ (ES4: 1). Abkürzungen für juristische Institutionen sind 
„LAR“ (Art. 16 ES4) und „BOE“ (ES1: 1) sowie „R(CE)“ (ES2: 4). Zudem sind Kurzfor-
men aus dem Bereich des Bank- und Steuerwesens zu finden, nämlich „IBAN“ und 
„DC“ (Art. 5 ES4) sowie „I.V.A.“ (Art. 15 ES3), sowie aus dem Grundstückswesen: 
„Subp.“ (ES1: 1) und „S/R“ (ES2: 1). Den Unterschriften kann zudem „Fdo.“ (ES1: 4) 
bzw. „Fdo“ (ES2: 4, ES4: 4) vorangestellt sein. Keine dieser Abkürzungen wird in den 
Texten mit ihrer Langform erläutert, sondern ihre Kenntnis oder die Möglichkeit der 
Erschließung aus dem Kontext wird offensichtlich vorausgesetzt. 
 
3.4.4 Englische Rechtssprache 
Analog wird in den folgenden beiden Unterkapiteln nun die englische Rechtssprache 
mit ihren wichtigsten morphosyntaktischen und lexikalischen Merkmalen dargestellt 
und anhand von Beispielen aus den betrachteten Korpustexten veranschaulicht, in 




Die Ausdrucksweise englischer Rechtstexte ist von Konservativismus geprägt, da ver-
alteten Sprachformen eine zentrale Rolle zukommt. Dies liegt sowohl am erwünschten 
zeremoniellen Charakter der Texte als auch am bewussten Rückgriff auf bewährte 
Muster, da diese sich im Laufe der Jahrhunderte als effektiv erwiesen und der Prüfung 
in Gerichtsverfahren etc. standgehalten haben. Der allgemeine Sprachwandel spiegelt 
sich daher kaum in den Rechtstexten wider und der Einführung innovativer Formulie-
rungen wird eher misstrauisch gegenübergestanden (Hülper 2004: 59). Mattila 
(2006: 10) nennt das Englische sogar als deutliches Beispiel dafür, dass Rechtsspra-
che manchmal „almost a language museum“ darstelle. Da Verträge zur Überlassung 
von Land zu den ältesten Arten von Rechtstexten im englischen Sprachraum gehören 
(Tiersma 2006a: 550), ist auch in den Korpustexten ein altmodisch anmutender Ein-
druck zu erwarten. 
Bei Archaismen, die in der Gemeinsprache oder anderen Fachsprachen kaum noch 
oder nur in anderer Verwendung gebraucht werden, handelt es sich größtenteils um 
Relikte des mittelalterlichen Sprachgebrauchs, der vom Französischen und Lateini-
schen geprägt ist (Hülper 2004: 60f.). Adverbien mit deiktischen Bestandteilen wie 
there und here spielen in diesem Kontext eine zentrale Rolle und beziehen sich oft auf 
das Dokument selbst (Alcaraz Varó/Hughes 2002: 9). 
Solche deiktischen Adverbien kommen in den Korpustexten mit unterschiedlicher Fre-
quenz vor. In EN1 treten sie nicht im Fließtext auf, sondern lediglich „hereto“ (EN1: 4) 
in den Definitionen zu Beginn des Vertrags und „hereunto“ (EN1: 15) in der Formel zur 
Anbringung des Siegels vor den Unterschriften. EN3 weist vereinzelt Adverbien nach 
diesem Muster auf, nämlich „thereby“ (Art. 2b EN3), „thereafter“ (Art. 6.3b EN3), 
„whereupon“ (Art. 7.2 EN3), „thereof“ (Anh. 2e EN3) und ebenfalls „hereunto“ 
(EN3: 38). EN2 und EN4 machen dagegen häufiger von ihnen Gebrauch und beson-
ders im kürzesten der betrachteten Verträge, EN4, ist die hohe Frequenz dieser 
sprachlichen Mittel auffällig, auch mehrmals im selben Satz. Die weiteren, bisher nicht 
genannten Adverbien aus diesen beiden Texten sind „hereafter“ (Art. 4.1 EN2), „her-
eby“ (Art. 10 EN2), „herein“ (Art. 10.3 EN2), „hereof“ (Art. 2.1 EN4), „thereon“ (Art. 7.2 
EN2), „thereto“ (Art. 10.4 EN2), „therefrom“ (Anh. 3 Abs. 6 EN2), „thereunder“ 
(Art. 1.2.5 EN4) sowie „thereupon“ (Art. 6.1.1 EN4). Weitere Beispiele für archaische 
Formulierung zum Verweis auf bereits Genanntes sind Konstruktionen mit aforesaid 
sowie foregoing, die vereinzelt in den Korpustexten auftreten: „except as aforesaid“ 
(Art. 6.1b EN2), „If notwithstanding the foregoing the Tenant receives a reward […]“ 
 
67 
(Art. 3.9d EN3). In der Alltagssprache gilt zudem das Verb shall als altmodisch, das in 
den Verträgen jedoch das dominierende Modalverb darstellt. Einige Beispiele für seine 
Verwendung sind etwa „VAT shall be payable upon the issue of a valid VAT invoice“ 
(Art. 1.4 EN1), „For the purposes of this Clause reasonable prior notice shall mean not 
less than 48 hours notice“ (Art. 7.3 EN2) oder „The Tenant shall comply in full with all 
Cross Compliance requirements affecting the Holding“ (Art. 6.3f EN3). 
Nominal- statt Verbalkonstruktionen erleichtern die Textorganisation, da sie eine kom-
paktere Formulierung ermöglichen, können jedoch durch ihren abstrakten Charakter im 
Vergleich zur entsprechenden Verbkonstruktion weniger verständlich sein. Zur Sub-
stantivierung von Verben wird auch das Gerundium verwendet (Hülper 2004: 122f.). 
In den Korpusverträgen sind einige Nominalausdrücke zu finden, an deren Stelle eine 
verbale Formulierung möglich – und in der Alltagssprache üblicher – wäre, z. B. „upon 
the issue of a valid VAT invoice“ (Art. 1.4 EN1), „To give written notice to the Landlord 
forthwith upon the discovery of any artefact“ (Art. 3.9 EN3) oder „entitled to the rever-
sion immediately expectant on the determination of the Tenancy“ (Art. 1.1 EN4). In den 
Texten können auch einige Beispiele für die Bildung solcher Nominalkonstruktionen 
mithilfe des Gerundiums beobachtet werden, etwa in „the growing of any genetically 
modified crop“ (Art. 4.10b EN1), „for the carrying out of such work“ (Art. 5.5b EN1) oder 
„upon the happening of any event“ (Art. 3.7b v EN3). 
Mit dem Nominalstil geht auch eine Tendenz zur unpersönlichen, passivischen Formu-
lierung einher, die der Gemeinsprache eher fremd ist (Hülper 2004: 123f.). Passivkon-
struktionen werden besonders verwendet, wenn eine Handlung im Zentrum steht und 
das Agens nicht genannt wird, weil es entweder nicht bestimmt ist oder aus dem Kon-
text zweifelsfrei erschlossen werden kann (Alcaraz Varó/Hughes 2002: 19f.). 
Auch in den untersuchten Texten sind Passivkonstruktionen zu finden, die diesem 
Zweck der Vermeidung einer expliziten Nennung eines Agens dienen, etwa in „any 
money […] shall be divided between the Landlord and the Tenant“ (Art. 5.11d EN1), 
oder „those buildings or fixtures are to be disregarded for all purposes of this agree-
ment save to the extent that they fail to be considered at rent review when they shall be 
treated as not existing“ (Art. 8.3a i b EN3). Allerdings werden passivische Formulierun-
gen auch mit Agens verwendet, z. B.: 
Where any dispute arises between the parties under this Agreement […] it is to be deter-
mined by the arbitration of a single arbitrator […] and they agree that the arbitrator […] 
shall be a person agreed upon by the parties or in default of such agreement to be a per-
son nominated […] by the President of the Central Association of Agricultural Valuers 
(Art. 11 EN2). 
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Bei den Verben sind solche mit performativer Funktion in Rechtstexten besonders häu-
fig, d. h. Verben, die einen Sprechakt ausdrücken. Sie treten besonders im Präsens 
auf, weil sie rechtliche Tatsachen schaffen bzw. Folgen nach sich ziehen (Alcaraz 
Varó/Hughes 2002: 10f.). 
In den untersuchten Verträgen kommt diesen Verben nur eine untergeordnete Rolle zu, 
am häufigsten in Form von „agree“ (z. B. Art. 5.1 EN1) sowie vereinzelt durch „declare“ 
(Art. 10 EN2) und „covenant“ (Art. 6.1 EN2). 
Zur Sicherstellung von eindeutigen Bezügen werden Pronomina im Allgemeinen ver-
mieden und stattdessen oft Wiederholungen verwendet. Der konsequente Gebrauch 
der dritten Person trägt zudem zum objektiven Charakter der Texte bei. In manchen 
Verträgen ist jedoch durchaus eine persönliche Formulierung mit we und you möglich 
und in einigen Textsorten mit eindeutig identifizierbarem Sender, wie etwa Testamen-
ten, ist die erste Person Konvention (Hülper 2004: 70, 76f.). 
Zur Vermeidung von Pronomina können formal bis archaisch anmutende Konstruktio-
nen mit same oder said dienen, z. B. in „All game including nests and eggs of the sa-
me“ (Anh. 3 Abs. 3 EN2), „to contact the Landlord to agree a written programme and 
scheme of cropping and to implement the same during the last year“ (Art. 3.8s EN3) 
sowie „The scheme in place on the Holding is the liability of the outgoing tenant and all 
responsibility for said scheme shall be borne by the ingoing tenant“ (Anh. 7 EN2). Noch 
üblicher ist eine Formulierung mit einer Wiederholung in Kombination mit such, bei-
spielsweise in „to replace all […] Tenant’s fixtures and fittings and crops on the Holding 
destroyed or damaged by any risk […] and to cause all money received in respect of 
such destruction or damage to be expended on such replacement“ (Art. 5.11c EN1) 
sowie „To avoid any act or omission by which any policy of insurance of the Landlord 
may be invalidated and to indemnify the Landlord against any losses charges costs or 
expenses incurred through any such invalidation“ (Art. 3.7c EN3). Daneben sind auch 
Formulierungen mit Wiederholungen ohne vorangestelltes Adjektiv oder Pronomen 
möglich, etwa in „There is no other form of access and the Tenant will not attempt to 
use or create any other form of access“ (Art. 7.1 EN1) oder in „To take all reasonable 
steps to prevent trespass on the Holding and to prevent any new public or private rights 
from being acquired over the Holding and to notify the Landlord in writing of any en-
croachment or trespass on the Holding“ (Art. 3.8i EN3). Folgender Satz, der fünf Mal 
das Wort breach enthält, illustriert die Verwendung von Wiederholung eines Lexems 
mit und ohne such: 
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No demand for acceptance of or receipt of rents by the Landlord or his agents after 
knowledge or notice received by the Landlord or his agent of any breach of any of the 
Tenant’s covenants herein shall be or operate as a waiver wholly or partially of any such 
breach but any such breach shall for all purposes of this Agreement be a continuing 
breach of covenant so long as such breach shall be subsisting (Art. 10.3 EN2). 
Es kann jedoch nicht von einer konsequenten Vermeidung von Personalpronomina 
gesprochen werden, da insbesondere für die Vertragsparteien Pronomina verwendet 
werden, aber auch für sächliche Objekte, etwa in „If the Tenant fails to do any work 
which this Agreement requires him to do and the Landlord gives him written notice to 
do it […]“ (Art. 5.2 EN1) oder „the Landlord has the right at any time at his own ex-
pense to enter and repair those buildings or fixtures or remove them“ (Art. 8.3a i c 
EN3). In den Korpustexten wird jedoch ausschließlich die dritte Person für die Parteien 
verwendet und keine persönliche Anrede gebraucht. 
Adjektive stehen in der Rechtssprache häufig hinter dem Substantiv, auf das sie sich 
beziehen, was auf den Einfluss des Law French zurückgeht, z. B. accounts payable, 
residue unexpired oder fee simple absolute (Hülper 2004: 70; Tiersma 2006b: 34). 
Anhand der untersuchten Korpustexte kann dieses Merkmal nur bedingt bestätigt wer-
den. Bei Partizipien in adjektivischer Verwendung ist tatsächlich eine Tendenz zur 
Nachstellung zu beobachten, etwa „rent received“ (Art. 3.3 EN1), „repairs works or re-
placements required“ (Art. 5.2 EN2) oder „Rights excepted and reserved“ (Art. 2.3 
EN4). Adjektive im engeren Sinn stehen in den Verträgen jedoch nur hinter dem zuge-
hörigen Substantiv, wenn sie mithilfe eines anschließenden Präpositionalausdrucks 
näher bestimmt werden, was auch in der Gemeinsprache üblich ist. Beispiele hierfür 
sind etwa „the rent payable under this Agreement“ (Art. 1.1b EN1), „any compensation 
due to the Tenant“ (Art. 8.2 EN3) oder „Payment Rights available on the holding“ 
(Art. 6.3b EN3). In manchen dieser Konstruktionen könnte das Adjektiv jedoch auch 
vorangestellt werden, beispielweise in „To take all steps necessary to preserve […]“ 
(Art. 4.2l EN2). 
Dopplungen von Elementen der gleichen Wortgruppe – auch binominale Wortfolgen 
genannt – sind ein typisches Merkmal der englischen Rechtssprache. Charakteristisch 
ist hierbei ihre syntaktische Gleichordnung, ähnliche Bedeutung und Verbindung durch 
and bzw. or. Diese Wortpaare gehen auf den jahrhundertelang geltenden Umstand 
zurück, dass englische Juristen zwischen zwei Sprachen wählen konnten: Keltisch und 
Angelsächsisch, Englisch und Latein bzw. Englisch und Französisch. Heute obliegt 
dem Juristen die Entscheidung, ob es sich bei den Elementen um Synonyme oder 
Komplemente handelt – da hierbei mitunter Unsicherheit besteht, werden zur Sicher-
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heit oft beide Lexeme beibehalten (Hülper 2004: 80–82). Laut Mattila (2006: 12) tragen 
sie auch zum ritualisierten Charakter der Texte bei und erschweren das Verständnis. In 
einigen Fällen können auch drei solcher Elemente kombiniert werden (Alcaraz 
Varó/Hughes 2002: 9f.). 
Für dieses Merkmal der englischen Rechtssprache lassen sich zahlreiche Beispiele in 
den Verträgen finden, die meist aus Substantiven oder Verben, seltener auch aus Ad-
jektiven bestehen. Binominale Ausdrücke sind etwa „covenants and obligations“ 
(Art. 1.4 EN2), „interference or disruption“ (Art. 9.1 EN1), „nuisance or annoyance“ 
(Art. 3.7j EN3), „damage or injure“ (Art. 4.2c EN2), „repair and make good“ (Art. 7.2 
EN1), „undertake and carry out“ (Art. 4.6 EN4), „observe and comply with“ (Art. 4.19 
EN4) oder „null and void“ (Anh. 9 Abs. 6 EN3). Beispiele für die Verbindung von drei 
Elementen mit ähnlicher Bedeutung sind „licenses, permits or consents“ (Art. 4.8 EN1), 
„loss damage or expense“ (Art. 5.5c EN1) oder „building, structure or erection“ 
(Art. 4.3.1 EN2). 
Die Syntax englischer Rechtstexte zeichnet sich durch oft lange Satzkonstruktionen mit 
Nebensätzen aus. Die erforderliche logische Abfolge der Inhalte lässt nur wenig Spiel-
raum für ihre Anordnung und führt mitunter zu einem monoton wirkenden Satzbau. 
Gleichgeordnete Elemente werden oft nebeneinandergestellt, etwa in Auflistungen, um 
ihre Beziehung zueinander zu verdeutlichen. Bei Satzkonstruktionen mit untergeordne-
ten Elementen sind besonders sogenannte „links stehende“ Nebensätze für juristische 
Texte typisch, d. h. solche, die vor dem übergeordneten Satzteil stehen (Hülper 
2004: 70f.). Aus inhaltlicher Sicht sind v. a. Konditionalsätze häufig, die nicht selten 
hypothetischen Charakter haben (Alcaraz Varó/Hughes 2002: 20). Neben der Satzlän-
ge ist auch das Fehlen von Interpunktion ein Merkmal englischer Verträge (Vlachopou-
los 1999: 140). 
Bei solchen gleichgeordneten Elementen handelt es sich typischerweise um Substanti-
ve, Verben oder Adjektive, die mithilfe einer nebenordnenden Konjunktion auf dieselbe 
Stufe gestellt werden, z. B. in „not to do or omit to do anything by which any insurance 
policy relating to the Property or any adjoining property becomes void or voidable“ 
(Art. 6.1 EN2). Im folgenden Beispiel wird anhand eines 145 Wörter langen Satzes 
deutlich, wie einander durch or gleichgeordnete konditionale Nebensätze dem Haupt-
satz typischerweise vorangestellt werden. Zudem weist der Satz keine Kommata oder 
Semikola auf und manche Nebensätze enthalten in sich weitere gleichgeordnete Ele-
mente, nämlich Substantive oder Adjektive: 
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If the Tenant fails to pay the Rent or any part of the Rent for twenty one days after it be-
comes payable (whether formally demanded or not) or if the Tenant commits any breach 
of his obligations or if a receiving order is made against him or if a meeting of his creditors 
is called or if he is adjudicated bankrupt or if the Tenant (being a company) enters into 
compulsory or voluntary liquidation otherwise than for the purposes of reconstruction or 
amalgamation or if any distress or execution is levied on the Holding then in any such 
case the Landlord shall be entitled (in addition to any other right and after first giving to 
the tenant one month’s prior notice in writing) to re-enter the Holding or any part of it in 
the name of the whole and bring this Agreement to an end (Art. 10.1 EN1). 
Für die Bildung von Konditionalsätzen stehen neben if noch weitere Mittel zur Verfü-
gung, z. B. „provided that“ (Art. 3.18 EN3), „[i]n the event of“ (Art. 4.5.3 EN2), „where“ 
(Art. 3.20 EN3), „when“ (Art. 3.8q iii EN3), „in case“ (Art. 5.11d EN1), „unless“ (Art. 3.8x 
EN3) oder Konstruktionen mit dem Modalverb should, wie etwa: „should the Tenant die 
during the Term his representatives will give written notice of that to the Landlord within 
one month“ (Art. 4.9 EN2). 
Zusätzlich zu Nebensätzen mit Konjunktionen tragen auch Einschübe mit Präpositio-
nalausdrücken zu dieser komplexen Satzstruktur bei (Alcaraz Varó/Hughes 2002: 19). 
Präpositionalkonstruktionen werden den inhaltlich entsprechenden „einfachen“ Präpo-
sitionen oft vorgezogen, da sie den würdevollen Charakter der Rechtstexte unterstrei-
chen und gewöhnliche Präpositionen aus der Alltagssprache vielen Juristen zu unge-
nau erscheinen (Hülper 2004: 127). Sie können zudem der Herstellung von Kausalität 
dienen, da sie hinsichtlich ihrer Stellung im Satz flexibel sind (ebd.: 86). 
Beispiele aus dem Textkorpus für typische Präpositionalausdrücke sind etwa „subject 
to“ (Art. 5.4 EN1), „in accordance with“ (Art. 5.11d EN1), „in addition to“ (Art. 10.1 
EN1), „pursuant to“ (Art. 2 EN2), „in consequence of“ (Art. 4.5.3 EN2), „in respect of“ 
(Art. 4.6.3 EN2), „without prejudice to“ (Art. 10.2 EN2) oder „in contemplation of“ 
(Art. 8.11c EN3). Da sie auch eine inhaltlich gleichwertige Konjunktion ersetzen kön-
nen, tragen Präpositionalausdrücke auch zum Nominalstil bei, z. B. „in the event of“ 
statt eines Nebensatzes mit if. 
Kausalität wird neben Präpositionalphrasen tendenziell eher implizit durch Verben aus-
gedrückt und nicht explizit, etwa mithilfe von Konjunktionen und Adverbien wie be-
cause, since, so oder hence (Hülper 2004: 86). 
In den Korpustexten kommen tatsächlich keine kausalen Nebensätze und auch keines 
der typischen kausalen Adverbien so, hence, thus und therefore vor. Während kausale 
Verhältnisse in erster Linie mithilfe von Präpositionen ausgedrückt werden, werden 
auch einige Verben zu diesem Zweck verwendet, nämlich „cause“ (Art. 4.2f EN1), „lead 
to“ (Art. 4.6.2 EN2), „result from“ (Art. 3.20 EN3) sowie „arise“ (Art. 5.10 EN1). 
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Statt einer allgemeinen Definition verwendet die englische Rechtssprache oft Wortlis-
ten, die beispielhaften Charakter haben. Sie können jedoch auch den falschen Ein-
druck der Vollständigkeit erwecken, weswegen ihnen oft eine Wendung wie including 
but not limited to vorangestellt wird (Hülper 2004: 72). Einschränkungen erfolgen etwa 
durch and no more, and no other purpose oder nothing contained herein shall und die-
nen ebenso der Präzision wie Ausdrücke wie all, never oder none (ebd.: 85). 
Wortlisten sind in allen untersuchten Texten zu finden. Um ihren beispielhaften Charak-
ter deutlich zu machen, kann other eingefügt werden, etwa in „rabbits, moles, rats and 
other vermin“ (Art. 4.2d EN1), „meadow and clover and hay fodder and straw and other 
crops“ (Art. 3.7a EN3) oder „every instrument, order, direction, regulation, bye-law, 
permission, licence, consent, condition, scheme or other such matter made thereunder 
or pursuant thereto“ (Art. 1.2.5 EN4). Dies kann auch explizit erfolgen, etwa durch „in-
cluding, but without limitation to the generality of the foregoing, […]“ (Art. 4.2.2 EN4). 
Daneben dienen all und any der möglichst allgemeinen Formulierung, z. B. in „all and 
any losses costs penalties claims proceedings and demands“ (Art. 4.8 EN2), „for the 
purpose of auctions, sales, fairs, festivals, contests, coursing, racing, rallies, competi-
tions or any form of public gathering“ (Art. 3.7o EN3) oder „without making any deduc-
tion of any kind“ (Art. 3.2 EN1), ebenso wie whatsoever: „free from all deductions what-
soever“ (Art. 3.1 EN4). Einschränkungen mithilfe von negativer Formulierung sind in 
folgenden Beispielen ersichtlich: „shall not be obliged to do no more than is necessary“ 
(Art. 3.5c EN3), „the Landlord owes no other obligation nor any special or general duty 
of care to the Tenant“ (Art. 9.1b EN3) sowie „Not to use the Property for any purpose 
other than the Permitted User [sic]“ (Art. 4.2a EN2). 
Verweise auf andere Textstellen gestalten den Text übersichtlicher und vereinfachen 
die Struktur der Texte (Hülper 2004: 87). 
Sprachliche Mittel zur Herstellung solcher Verweise sind in den folgenden Beispielen 
aus den Korpustexten zu erkennen: „under Clause 10.1“ (Art. 2.1 EN1), „as detailed in 
Section 12.11“ (Art. 3.5 EN1), „contained in Part II of Schedule 6“ (Art. 4.2a EN1), „as is 
provided for in Part 1 and Part 3 of Schedule 11“ (Art. 8.6 EN2), „listed in Schedule 4 
and as set out in Schedule 6 paragraph 5.1“ (Art. 8.3b ii EN3) oder „referred to in 
Clause 6.1.1“ (Art. 6.1.2 EN4). 
Neben dem bereits erwähnten Modalverb shall wird auch das gemeinsprachliche Futur 
mit will verwendet, z. B. „Holding over will not be permitted by the Landlord nor will it be 
attempted by the Tenant“ (Art. 2.3 EN1). Daneben wird auch das Präsens gebraucht, 
beispielsweise mit den Modalverben may oder must: „The Landlord may serve on the 
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Tenant a notice specifying any breaches of covenant“ (Art. 4.15 EN4), „Immediately on 
becoming aware of any such matter the Tenant must inform the Landlord in writing“ 
(Art. 7.2 EN1). Auch Vergangenheitszeiten können auftreten, etwa das Perfekt (z. B. „if 
any previous right of re-entry has been waived“, Art. 6.1.1 EN4) sowie für irreale Aus-
sagen das Plusquamperfekt („as if it had been so identified“, Art. 5.5d EN1). Hypotheti-
sche Sätze machen etwa vom Konditional mit would Gebrauch, z. B. in „the amount 
that would be payable by the Landlord“ (Art. 3.2 EN3), oder vom Modalverb might: „any 
work which might be required“ (Art. 5.9c EN1). Syntaktisch interessant ist in den Kor-
pustexten EN2 und EN3 die Struktur der meisten Bestimmungen, in denen der Haupt-
satz auf der übergeordneten Gliederungsebene vorangestellt ist und die darunter fol-
genden Ebenen zu großen Teilen als Infinitivkonstruktionen oder Nebensätze formuliert 
sind (vgl. z. B. Art. 3 EN2; Art. 3 EN3). 
 
3.4.4.2 Lexik 
Bezüglich der typischen Lexik englischer Rechtstexte nehmen Alcaraz Varó/Hughes 
(2002: 16–18) folgende Unterscheidung vor: Fachtermini, die lediglich eine Bedeutung 
im Rechtskontext haben und semantisch stabil sind (technical terms), gemeinsprachli-
che Elemente, die eine rechtliche Bedeutung erhalten und damit im Gegensatz zur 
ersten Gruppe durch Polysemie gekennzeichnet sind (semi-technical or mixed terms), 
sowie Lexik der Alltagssprache, die häufig in Rechtstexten vorkommt. 
Einige Beispiele für semantisch stabile Termini aus den Texten sind etwa „tenancy 
from year to year“ (Art. 1.1d EN1), „rent arrears“ (Art. 3.4 EN1), „easements“ (Art. 4.6 
EN1), „receiving order“ (Art. 10.1 EN1), „leasehold title“ (Art. 12.6 EN1), „forfeiture“ 
(Art. 4.10 EN2), „underwriters“ (Art. 6.1c EN2), „bailiff“ (Art. 10.2 EN2), „undertenant“ 
(Art. 1.2.7 EN4), „incumbrances“ (Art. 2.4 EN4) oder „executor“ (Art. 4.16 EN4). Dane-
ben kommen auch Fachwörter vor, die in der Gemeinsprache eine andere Bedeutung 
haben, wie etwa „equitable“ (Art. 3.2 EN1), „improvement“ (Art. 5.5.a EN1), „liability“ 
(Art. 5.10 EN1), „set-off“ (Art. 2 EN2), „demise“ (Art. 2 EN4) oder „determine“ (Art. 7 
EN4). Der Großteil der Lexik ist allgemeinsprachlicher Natur, wozu als typische Bei-
spiele für Rechtstexte im Allgemeinen etwa die Bezeichnungen für Bestandteile wie 
„section“ (Art. 3.5 EN1) oder „paragraph“ (Art. 8.3b ii EN3) zu nennen sind. 
Die für den Zweck des jeweiligen Vertrags definierten Lexeme werden durch Groß-
schreibung gekennzeichnet, wodurch deutlich wird, dass sie nicht in ihrer generischen, 
alltagssprachlichen Bedeutung verwendet werden, sondern in eingegrenzter und für 
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das spezifische Pachtverhältnis geltender Bedeutung, z. B. „Tenant“, „Landlord“ oder 
„Holding“. Bestandteile des Vertrags sowie die Bezeichnung des Vertrags selbst wer-
den zu diesem Zweck ebenfalls großgeschrieben, z. B. „Agreement“, „Clause“ oder 
„Schedule“. Der Kontrast von generischer und spezifischer Bedeutung wird etwa in 
folgender Definition am Beispiel von Tenancy bzw. tenancy deutlich: „Tenancy: the 
tenancy created by this Tenancy Agreement“ (Art. 1.1 EN4). Die Großschreibung wird 
jedoch in den Korpustexten nicht konsequent gehandhabt, d. h. definierte Lexeme 
kommen vereinzelt auch in Kleinschreibung vor, was als Defekt der Texte zu betrach-
ten ist (vgl. z. B. „tenant“, Art. 3.2 EN2; „holding“, Art. 3.8d EN3). 
Auch fremdsprachliche Lexeme gelten als zentrales Merkmal englischer Fachlexik. 
Latinismen sind in vielen Rechtstexten gegenwärtig und bestehen teilweise neben ihrer 
Lehnübersetzung ins Englische, z. B. onus probandi und burden of proof (Alcaraz 
Varó/Hughes 2002: 5f.). Allerdings merkt Tiersma (2006b: 32f.) an, dass die Bedeu-
tung des Lateinischen stark zurückgegangen ist und bis auf wenige gängige Wendun-
gen mittlerweile eher als Mythos zu betrachten ist. Das französisch-normannische Erbe 
zeigt sich in entlehnten Ausdrücken (z. B. lien, chose, parole) und in englischen Wör-
tern französischen Ursprungs, besonders Lexemen zur Bezeichnung bestimmter Rech-
te oder Pflichten mit der Endung -age (z. B. salvage, towage, demurrage) (Alcaraz 
Varó/Hughes 2002: 6f.). Ein weiteres typisches Derivationssuffix aus dem Law French 
ist -al (Hülper 2004: 122f.). Daneben haben auch zentrale Elemente des Rechts fran-
zösischen Ursprung, etwa court, claim oder bailiff (Tiersma 2006b: 34). 
In den untersuchten Texten sind einige Beispiele für den Einfluss des Lateinischen zu 
finden, etwa die Entlehnungen „per annum“ (EN2: 5) und „vice versa“ (Art. 1.2.1 EN4) 
sowie Lexik lateinischen Ursprungs wie z. B. „rent“ (Art. 1.1.b EN1), „obligation“ 
(Art. 1.2 EN1), „effluxion“ (Art. 1.5b EN2), „moratorium“ (Art. 7.2d EN3), „facsimile“ 
(Art. 8.7a EN3), „alienation“ (Art. 3.12 EN3), „legislation“ (Art. 1.1 EN4) und zahlreiche 
andere Wörter lateinischen Ursprungs, die zu großen Teilen auch der Gemeinsprache 
angehören. Relikte des Französischen aus dem Korpus sind etwa „lease“ (Art. 12.10 
EN1), „profits a prendre“ (Art. 4.13 EN4), „commencement“ (Art. 3.5 EN2), „appeal“ 
(Art. 4.4.1 EN2) sowie einige Substantive mit der erwähnten Endung -age, z. B. „dam-
age“ (Art. 4.3 EN1), „tillage“ (Art. 4.2b EN1), „usage“ (Art. 4.8 EN1), „silage“ (Art. 9.5 
EN2), „drainage“ (Art. 3.5a EN3) und „mortgage“ (Art. 4.12 EN4). Das Suffix -al zur 
Substantivierung kommt etwa in „approval“ (Art. 5.9a EN1) und „disposal“ (Anh. 6 
Abs. 2g EN1) vor. 
Einige wenige innovative Elemente der Rechtssprache entstehen zum Zweck der Ab-
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kürzung, etwa die Bildung von Substantiven mit dem Suffix -ee oder durch Substanti-
vierung von Partizipien (z. B. the deceased, the accused) statt der Formulierung mit 
einem Relativsatz (Hülper 2004: 65). Die Wortbildung mit dem Suffix -ee für das Objekt 
einer Handlung und dem Gegenstück -or bzw. -er stammt dabei ebenfalls aus dem 
Französischen (Tiersma 2006b: 34). 
Das Suffix -ee ist in „employees“ (Art. 7.6 EN1), „nominee“ (Art. 6.3e EN3) sowie „trus-
tees“ (Art. 1 EN4) zu beobachten, das Suffix -or bzw. -er zur Markierung des Agens 
kommt etwa in „guarantor“ (Art. 10.1 EN2), „creditor“ (Art. 10.1 EN1) und „insurer“ 
(Art. 6.1 EN2) vor. Substantivierung von Partizipien ist in den Korpustexten dagegen 
nicht zu finden. 
Mitunter ist bei Juristen bei der Wahl zwischen gleichbedeutenden Lexemen eine Vor-
liebe für die längere bzw. ältere Variante zu beobachten, womit ein formal-altmodischer 
oder sogar pedantischer Eindruck einhergehen kann (Alcaraz Varó/Hughes 2002: 8). 
Die Verwendung von Lexemen statt ihrer kürzeren, moderneren bzw. alltagssprachlich 
üblicheren Varianten ist etwa in folgenden Beispielen zu sehen: „forthwith“ (Art. 4.4.3 
EN2) statt „at once“, „notwithstanding“ (Art. 3.9d EN3) statt „despite“, „produce“ 
(Art. 5.11a EN1) statt „show“, „withheld“ (Art. 6.2 EN2) statt „denied“, „husbandry“ 
(Art. 4.2a EN1) statt „farming“ oder „commence“ (Art. 2.3 EN1) statt „begin“. 
Um ein gewisses Maß an Anpassungsfähigkeit und Flexibilität bei der Anwendung zu 
gewährleisten, enthält das juristische Englisch auch viele Ausdrücke mit unbestimmter 
Bedeutung. Die genaue Auslegung solcher Wörter wird damit oft den Gerichten über-
lassen (Hülper 2004: 74). 
Zu solchen semantisch ungenauen Ausdrücken zählen insbesondere Adjektive und 
Adverbien, z. B. „unreasonably“ (Art. 4.9 EN1) bzw. „reasonably“ (Art. 4.2m EN2), „dili-
gently“ (Art. 9.4b EN1), „reasonable and practicable“ (Art. 3.8c EN3), „suitable“ 
(Art. 5.6b EN1), „adequate“ (Art. 5.10 EN1), „from time to time“ (Art. 1.3 EN1) oder „in 
good heart and condition“ (Art. 4.8 EN4). 
 
3.4.5 Zusammenfassung 
Die in Kapitel 3.4.1 erläuterten allgemeinen Charakteristika der Rechtssprache spie-
geln sich in den individuellen juristischen Fachsprachen der drei untersuchten Kulturen 
wider und führen zu einigen Gemeinsamkeiten. Das Streben nach Präzision und mög-
lichst eindeutiger Formulierung zeigt sich etwa in definierter Terminologie, Wiederho-
lungen zur klaren Darstellung von Bezügen und teilweise komplexen und umfangrei-
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chen syntaktischen Strukturen mit Konditional- und Relativsätzen sowie anderen unter-
geordneten Satzteilen. Die gleichzeitig angestrebte Flexibilität in der Auslegung erfor-
dert unbestimmte Ausdrücke; die nötige Objektivität und Sachlichkeit wird durch den 
Nominalstil und unpersönliche, besonders passivische, Formulierungen erreicht. 
Natürlich finden auch sprachspezifische Mittel Anwendung und können daher als Un-
terschiede im Vergleich betrachtet werden. Hierzu zählen etwa das Gerundium im 
Spanischen und Englischen oder auch spanische Partizipien zur Formulierung ellipti-
scher Satzkonstruktionen, zu deren Zweck im Deutschen oft Nebensätze erforderlich 
sind, der spanische Subjunktiv zum Ausdruck von Hypothesen, die Möglichkeit der 
kompakten Formulierung durch erweiterte Partizipien im Deutschen oder die unter-
schiedlichen Wortbildungsmuster. Auch im Tempusgebrauch lässt sich ein Unterschied 
feststellen, da im Deutschen das Präsens dominiert, während Spanisch und Englisch 
stärker zukunftsgerichtet sind. Das Deutsche verfügt zudem über einige etablierte me-
taphorische Formulierungen, während die spanische und englische Rechtssprache 
mehr ritualhaft wirkende und – insbesondere im Fall des Englischen – archaische Ele-
mente enthält. Dem Deutschen und Spanischen ist dagegen der Gebrauch von Abkür-
zungen gemein, während englische Rechtstexte hierauf nicht zurückgreifen. 
Die deutsche, spanische und englische Rechtssprache verbindet eine historisch ver-
gleichbare Beeinflussung durch das römische und – in geringerem Maße – französi-
sche Recht und deren Sprachen (Mattila 2006: 8f.), die heute jedoch unterschiedlich 
stark sichtbar ist. Während das Spanische als romanische Sprache selbstverständlich 
auch in der Alltagssprache enorm vom Lateinischen beeinflusst ist und Gemeinsamkei-
ten mit dem Französischen aufweist, hat auch das Englische viele lexikalische Mittel 
aus diesen Sprachen durch Übernahme und Entlehnung integriert. Im Deutschen wer-
den dagegen in der juristischen Fachsprache fremdsprachliche Einflüsse weitestge-
hend vermieden und es sind im Lauf der Jahrhunderte eher Inhalte dieser Rechtssys-
teme übernommen und eigensprachliche Bezeichnungen dafür entwickelt worden. 
Als Gesamteindruck kann festgehalten werden, dass alle drei Rechtssprachen tief in 
der jeweiligen Gemeinsprache verwurzelt sind und sich besonders auf lexikalischer 
Ebene derer Mittel bedienen, während einige morphosyntaktische Eigenschaften als 
allgemeine Charakteristika von Fachsprachen bzw. der Schriftsprache anzusehen sein 
dürften. Dies gilt besonders für das Deutsche, in abgeschwächtem Maß für das Spani-
sche und im Vergleich am wenigsten für das Englische, dessen Rechtssprache am 
weitesten von der Alltagssprache entfernt scheint. 
Insgesamt besteht nach Erläuterung der rechtssprachlichen Kennzeichen kein Zweifel 
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daran, dass die Verträge des Textkorpus als Ausprägungen dieser Fachsprachen an-
zusehen sind. Es ist jedoch aufgefallen, dass keineswegs alle als typisch geltenden 
Merkmale in den Texten aufzufinden sind. Beispielsweise sind die deutschen Verträge 
nicht durch eine Dominanz von Hypotaxen und formelhaften Elementen geprägt, die 
spanischen machen nicht von imperativischen Infinitiven und so gut wie nicht vom cha-
rakteristischen Subjunktiv Futur Gebrauch, und in den englischen fehlt eine ausgepräg-
te Verwendung performativer Verben oder substantivierter Partizipien. Solche Unter-
schiede könnten darauf zurückzuführen sein, dass sich wissenschaftliche Untersu-
chungen zum Thema Rechtssprache schwerpunktmäßig an Textsorten orientieren, die 
sich formal und sprachlich extrem von Texten des Alltags unterscheiden, etwa Doku-
mente aus dem Gerichtsverfahren, Urkunden oder Gesetzestexte. 
Verträge entstehen, wie bereits erwähnt, im Kontakt zwischen Experten und Laien. 
Eine Anpassung der Sprache an den Laien kann insgesamt aber nicht beobachtet 
werden. Obwohl die Sender solcher Vertragstexte typischerweise größtenteils keine 
Juristen sind, greifen sie vermutlich in den meisten Fällen auf Vorlagen wie die Korpus-
texte zurück, um juristische Schlupflöcher und formale Fehler zu vermeiden. Diese 
Muster sind wohl von Experten verfasst und orientieren sich in der Formulierung teil-




Als Ergebnis aus juristischer Perspektive kann festgehalten werden, dass trotz der 
elementaren Unterschiede zwischen dem römisch-germanischen und dem angelsäch-
sischen Rechtssystem bezüglich Landpachtverhältnissen eine gesetzliche Regelung 
ähnlicher Sachverhalte beobachtet werden kann. Die rechtliche Grundlage befasst sich 
mit vergleichbaren Aspekten, und die betrachteten Vertragstypen Landpachtvertrag, 
contrato de arrendamiento rústico und farm business tenancy agreement erfüllen funk-
tional ähnliche Zwecke. Dennoch darf selbstverständlich nicht vernachlässigt werden, 
dass jede Rechtsordnung bei detaillierter Betrachtung Eigenheiten aufweist und die 
nationalen Rechtsinstitute niemals völlig gleichgesetzt werden können. 
Makrostrukturell weisen besonders die deutschen und spanischen Verträge durch ihre 
rechtshistorisch nähere Beziehung einige Gemeinsamkeiten auf und zeichnen sich im 
Vergleich zu den englischen Verträgen durch ihren geringeren Umfang aus. Die au-
genscheinlich strenger konventionalisierten englischen Verträge erfordern eine aus-
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führlichere Regelung diverser Aspekte, da alle für die Vertragsauslegung relevanten 
Informationen darin enthalten sein müssen, während in Deutschland und Spanien ein 
stärker ausgeprägtes Netz aus rechtlichen Regelungen zugrunde liegt, das in gewissen 
Punkten weniger Explizitheit erfordert. 
Bezüglich der sprachlichen Ausgestaltung ist den drei Kulturen ein formaler Charakter 
gemein. Besonders im Englischen hat sich die Rechtssprache weit von der Gemein-
sprache entfernt, da sie altbewährte Mittel bevorzugt und wenig Innovation zulässt, 
was erneut mit der traditionell ausgerichteten Natur des Rechtssystems zusammen-
hängt. Die spanische Rechtssprache bewahrt ebenfalls einige stilistische Besonderhei-
ten, die die Texte ritualhaft und archaisch erscheinen lassen können. Die deutschen 
Rechtstexte sind dagegen besonders durch Nüchternheit und ihren Drang zur 
Sprachökonomie sowie die Vermeidung fremdsprachlicher Mittel gekennzeichnet. 
Als Grundlage für ein Instrumentarium zur Übersetzungstätigkeit hat diese Arbeit Ein-
blicke in ähnliche Rechtsinstitute der drei Kulturen gewährt und vereinzelt bereits einige 
mögliche grobe lexikalische Entsprechungen aufgezeigt, die im Zuge der Terminologie-
recherche näher betrachtet werden müssten. Der makrostrukturelle Vergleich hat eini-
ge grundlegende Unterschiede dargelegt und kann einen Erwartungshorizont für Aus-
gangstexte aus den betreffenden Kulturen bereitstellen. Die makrostrukturelle Gestal-
tung des Zieltextes im Übersetzungsprozess hängt jedoch von der konkreten Situation 
der beteiligten Kommunikationspartner und v. a. von der Funktion des Translats ab, 
insbesondere davon, ob der Zieltext lediglich informativen Charakter hat oder auch in 
der Rechtsordnung der Ausgangs- oder Zielkultur angewendet und ausgelegt werden 
soll, wodurch bestimmt wird, ob eine deskriptive oder performative Übersetzungsstra-
tegie zu wählen ist (Sandrini 1999: 19–25, 37). Die mikrostrukturelle Analyse anhand 
der Beispieltexte hat zudem eine Übersicht gängiger sprachlicher Mittel zur Verfügung 
gestellt, die bei der Auswahl von idiomatischen und dem textsortenspezifischen Regis-
ter entsprechenden Formulierungen zum Ausdruck funktional ähnlicher Sachverhalte 
helfen können. In Kombination mit einer pragmatisch orientierten Terminologiearbeit 
kann eine vergleichende Gegenüberstellung, wie sie in der vorliegenden Arbeit erfolgt 
ist, also zahlreiche Hilfsmittel zur Verfügung stellen, die die Auswahl adäquater Mittel 
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Anhang 1: Korpustext DE1 





Vor- und Zuname, _________________________________________________________________________ 
Beruf 
 
wohnhaft in            ____________________________________________________________ als Verpächter 
und 
 
Vor- und Zuname, _________________________________________________________________________ 
Beruf 
 
wohnhaft in            ______________________________________________________________ als Pächter 
 
wird der nachstehende Pachtvertrag geschlossen: 
 
 
§ 1   Gegenstand der Pacht 
 










Nummer Lage Fläche Nutzungsart 
































        
 
(2) Nicht mitverpachtet ist das Recht auf Gewinnung von Bruchsteinen, Kalk, Gips, Ton, Lehm, Sand, Mergel, 
Kies, Torf und ähnlichen Bodenbestandteilen. Dagegen darf der Pächter Rechte, die mit dem Eigentum an den 






§ 2   Beschreibung der Pachtgrundstücke 
(1) Auf Verlangen eines Vertragsteils fertigen nachfolgend Verpächter und Pächter gemeinsam eine 
Beschreibung der Pachtgrundstücke an. Die Beschreibung soll Angaben über Bestandteile, aufstehende 
Kulturen, sowie über den Zustand enthalten (z. B. Obstbäume, Dauerkulturen, Feldbestellung, bauliche An-







(2) Auch bei Beendigung des Pachtverhältnisses ist auf Verlangen eines Vertragsteils eine  
Beschreibung anzufertigen; sie ist von beiden Vertragsteilen zu unterschreiben. 
 
§ 3   Obstbäume 
(1) Das Nutzungsrecht des Pächters an den Obstbäumen und -sträuchern beschränkt sich auch auf die 
Aberntung der Früchte. Jedoch darf er abgestorbene oder durch Naturereignisse abgängig gewordene 
Obstbäume und -sträucher entfernen und das Holz verwerten. 
 
(2) Dem Pächter obliegt die Pflege sowie der laufende Ersatz nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtschaft auf seine Kosten. 
 
(3) Die nach der Beschreibung übernommenen Obstbäume und -sträucher hat der Pächter in einem einer 
ordnungsmäßigen Wirtschaft entsprechenden Zustand nach Pachtende zurückzugeben. Den Mehr- oder 
Minderbestand haben die Parteien auszugleichen. Soweit der Minderbestand auf unabwendbaren Natur- 
ereignissen beruht, haftet der Pächter höchstens für 25 v. H. des Übernahmebestandes. 
 
(4) Pächter und Verpächter regeln eine eventuelle Rodung der Obstbäume in gegenseitigem Einvernehmen. 
 
§ 4   Gewährleistung 
(1) Die Gewährleistung für Mängel richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit nicht in Absatz 2 bis 
5 einschränkende Bestimmungen getroffen sind; die Einschränkungen gelten nicht, soweit der Verpächter 
Mängel arglistig verschwiegen hat. 
 
(2) Wenn eine vom Verpächter zugesicherte Eigenschaft fehlt oder nachträglich wegfällt, so kann der Pächter 
daraus Rechte nur herleiten, wenn die Eigenschaft schriftlich zugesichert war. 
 
(3) Weicht die wirkliche Größe des Grundstücks von der in § 1 angegebenen Fläche ab, so kann die 
benachteiligte Partei Rechte daraus herleiten, wenn die Abweichung mehr als 5 v. H. nach oben oder unten 
beträgt. Sie kann auch dann nur einen der Größe und dem Werte der Abweichung entsprechenden Ausgleich 
des Pachtzinses verlangen. 
 
(4) Grunddienstbarkeiten und beschränkt persönliche Dienstbarkeiten, mit denen das verpachtete Grundstück 
belastet ist, muss der Pächter dulden. Hat er sie nicht gekannt und waren sie auch weder im Grundbuch 
eingetragen noch aus § 1 dieses Vertrages ersichtlich, so kann der Pächter Änderung des Vertrags oder 
Minderung des Pachtpreises verlangen. 
 
(5) Zeigt sich im Laufe der Pachtzeit ein Mangel oder wird eine Vorkehrung gegen eine nicht vorhergesehene 
Gefahr erforderlich, so hat der Pächter dem Verpächter unverzüglich Anzeige zu machen. Das gleiche gilt, 
wenn sich ein Dritter Rechte anmaßt. Unterlässt der Pächter die Anzeige, so ist er zum Ersatz des daraus 
entstehenden Schadens verpflichtet.  
 
§ 5   Wildschaden 
(1) Der Ersatz des Wildschadens richtet sich nach den geltenden Gesetzen. 
 
(2) Ist das Grundstück Teil eines Eigenjagdbezirkes, in dem der Verpächter jagdberechtigt ist, so hat der 
Verpächter dem Pächter den Wildschaden zu ersetzen, wenn der Pächter nicht zugleich Jagdpächter ist. Hat 
der Verpächter die Jagd an einen anderen verpachtet und dieser den Ersatz des Wildschadens übernommen, 
so haftet der Verpächter dem Pächter nur insoweit, als der Pächter nicht vom Jagdpächter Ersatz des 





§ 6   Pachtdauer 
(1) Die Pacht läuft _____ Jahre für die Zeit vom _____________________ bis zum _____________________ 
 
(2) Das Pachtjahr läuft vom __________________________ bis zum ________________________________ 
 
§ 7   Pachtpreis 
(1) Der Pachtzins wird in Geld1), in landwirtschaftlichen Erzeugnissen1) vereinbart. 
 
(2) Der Geldpachtzins beträgt jährlich ___________________ Euro, 
in Buchstaben _______________________________________________________________________ Euro 
(für 1 Hektar ____________ Euro) und ist spätestens am _______________________________ zu entrichten. 
Der Pachtpreis ist dem Verpächter an seinem Wohnsitz oder nach seiner Anweisung zu zahlen. 
 
(3) Der Pächter kann gegen die Pachtzinsforderung nur mit solchen Forderungen aufrechnen, 
      a) die der Verpächter anerkannt hat, oder 
      b) für die der Pächter einen mindestens vorläufig vollstreckbaren Titel hat. 
 





Er ist jährlich am _____________________ auf dem Betrieb des Pächters für den Verpächter bereitzustellen 
oder nach Anweisung des Verpächters für dessen Rechnung zu verwerten. Der Pächter kann nur in den 
Fällen, in denen bei Geldpacht Aufrechnung zugelassen ist (Abs. 3), das Zurückbehaltungsrecht ausüben. 
 
§ 8   Bewirtschaftung  
(1) Der Pächter hat die Pachtgrundstücke nach den Grundsätzen einer ordnungsmäßigen Wirtschaftsführung 
zu bewirtschaften. 
 
(2) Der Pächter darf ohne vorherige schriftliche Genehmigung des Verpächters keine Änderung in der 
wirtschaftlichen Bestimmung der Pachtgrundstücke vornehmen; § 590 Abs. 2 BGB gilt. 
 
§ 9   Abgaben 
(1) Die auf dem Pachtgrundstück ruhenden öffentlichen Abgaben und Lasten trägt der Verpächter, soweit 
durch Gesetz oder nachfolgende Vereinbarung nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Den Beitrag zur Berufsgenossenschaft trägt der Pächter – Verpächter1).  
 
§ 10   Unterhaltung 
Dem Pächter obliegen die laufende Unterhaltung und die gewöhnlichen Ausbesserungen, insbesondere der 
Wege, Gräben und Einfriedungen auf seine Kosten. 
 
§ 11   Verbesserungen 
(1) Der Pächter darf Einrichtungen und Verbesserungen vornehmen, die nach den Regeln einer ordnungs-
mäßigen Wirtschaft zweckmäßig sind3). Voraussetzung ist, dass der Pächter dem Verpächter die Vornahme 
vorher schriftlich anzeigt und der Verpächter der Vornahme schriftlich zugestimmt hat. 
 
(2) Der Verpächter hat dem Pächter bei Pachtende die Aufwendungen zu ersetzen, soweit die Maßnahmen 
den wirtschaftlichen Wert des Grundstücks bei Pachtende erhöhen oder der Eintritt einer Werterhöhung noch 
nach Pachtende zu erwarten ist. 
 
(3) Der Pächter kann von Beginn des vorletzten Pachtjahres ab wegen seines Ersatzanspruches vom 
Verpächter Sicherheit verlangen. Stellt der Verpächter die Sicherheit nicht binnen 3 Monaten, so kann der 
Pächter den Pachtzins bis zur voraussichtlichen Höhe seines Ersatzanspruches hinterlegen. 
 
(4) Die §§ 588, 591 BGB sind entsprechend anzuwenden. 
 
________________________________________________________________________________________ 
1)  Nichtzutreffendes ist zu streichen. 
2)  Angabe der zu liefernden landwirtschaftlichen Erzeugnisse: es dürfen nur Erzeugnisse sein, die aus dem verpachteten   
 Grundstück nach Art und Menge gewonnen werden können. 





§ 12   Unterverpachtung 
Der Pächter darf nur mit schriftlicher Erlaubnis des Verpächters die Nutzung des Pachtgrundstücks einem 
anderen überlassen, insbesondere das Grundstück unterverpachten. Unberührt bleibt die Übergabe des 
Pachtgrundstücks bei Betriebsübergabe des Pächters im Wege der vorweggenommenen Erbfolge (§ 593 a 
BGB). 
 
§ 13   Vorzeitiger Kündigung 
(1) Pächter und Verpächter können den Vertrag aus den gesetzlich festgelegten Gründen fristlos kündigen. 
Der Verpächter außerdem aber auch: 
 
1. wenn der Pächter schlecht wirtschaftet und die gerügten Mängel innerhalb einer angemessenen, schriftlich 
gesetzten Frist nicht abstellt. 
2. wenn für ihn die Fortsetzung des Pachtverhältnisses aus einem in der Person des Pächters liegenden 
Grund eine unbillige Härte bedeuten würde. 
 
(2) Die Kündigung muss durch eingeschriebenen Brief ausgesprochen werden. 
 
§ 14   Zusätzliche Vereinbarungen 
(1) Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. 
 








§ 15   Anwendung gesetzlicher Vorschriften 
Soweit in diesem Vertrag keine Regelungen vorgesehen sind, gelten die gesetzlichen Vorschriften für die 
Landpacht. 
 
§ 16   Vertragsausfertigungen, Anzeige nach dem Agrarstrukturverbesserungsgesetz 
(1) Jede Partei erhält eine Ausfertigung dieses Vertrages. 
 
(2) Ist der Vertrag nach den Vorschriften des Agrarstrukturverbesserungsgesetz anzeigepflichtig4), ist eine 






(Ort und Datum) 
 





Der vorstehende Pachtvertrag wurde am ____________ beim Amt für Landwirtschaft __________________ 








4) Landpachtverträge sind nach § 11 des Agrarstrukturverbesserungsgesetzes (ASVG) vom 10. November 2009          
(GBI. S. 645) innerhalb eines Monats nach Abschluss des Vertrages beim örtlich zuständigen Amt für Landwirtschaft 
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L a n d p a c h t v e r t r a g  
 






der Ortsgemeinde   M i c h e l b a c h   , vertreten durch 
Herrn Ortsbürgermeister Hans Jürgen Härter, Südhang 6, 56288 Michelbach 





- als Pächter/in - 
 




Gegenstand der Pacht 
 





Wirtschaftsart Fl. Nr. 
Größe 




       
       
       
       
       
       
       
       
  Insgesamt:     
 
 
(G)   =   Grünland 











(1) Die Pachtdauer wird auf 3 Jahre festgesetzt; somit vom 01.10.2012 bis zum 
30.09.2015 und verlängert sich um jeweils 1 Jahr, wenn keiner der Vertragspartner 
den Pachtvertrag mindestens 12 Monate vor Ablauf kündigt.  
 
(2) Das Pachtjahr beginnt jeweils am 01.10. und endet am 30.09. des darauf folgenden 
Jahres. 
 
(3) Eine vorzeitige Kündigung ist nur mit Zustimmung beider Vertragspartner zum Ende 
eines Pachtjahres möglich. Die Kündigung muss spätestens bis zum  3. Werktag des 
Pachtjahres schriftlich erfolgen, mit dessen Ablauf das Pachtverhältnis enden soll. 
 
(4) Sollten Pachtflächen nach Abschluss dieses Vertrages der Verpächterin im Nachhinein 
nicht mehr zur Verfügung stehen (aufgrund evtl. nachträglicher Flächenveränderungen 
aus dem Flurbereinigungsverfahren), hat der Pächter hierauf keinen Anspruch auf wei-






(1) Der Pachtzins beträgt für die umseitig benannten Grundstücke jährlich insgesamt  
________ €uro, 
(i.W.:________________ €uro) und wird mit dem Abgabenbescheid der Verbands-





Abgaben und Lasten 
 




Bewirtschaftung der Pachtflächen 
 
(1) Der Pächter ist verpflichtet, das Pachtland nach den Regeln der ordnungsgemäßen 
landwirtschaftlichen Bewirtschaftung zu nutzen.  
 
(2) Bei eventueller Düngung mit Klärschlamm ist zu beachten, dass der Klärschlamm 
ausschließlich aus den Kläranlagen der heimischen Region stammen soll und für bio-
logisch unbedenklich erklärt wurde. 
 
(3) Auf den Pachtflächen darf grundsätzlich kein Mais (Futter- als auch Industriemais) 
angebaut werden. 
 
(4) Von § 5 Abs. 3 kann auf Antrag, bei der Ortsgemeinde Michelbach, abgewichen wer-




Seite   - 3 -   zum Landpachtvertrag 
bach, gemeinsam mit dem Jagdgenossenschaftsvorstand, einen Ausschluss der Wild-
schadensregulierung  gemäß § 11  für die beantragte Fläche vor.  
 
 
§ 6  
Nutzung 
 
(1) Die Pachtflächen dürfen nicht ohne ausdrückliche schriftliche Zustimmung der Ver-
pächterin einer anderen Nutzung zugeführt werden. 
 
(2) Die Verpächterin garantiert weder für Flächeninhalt noch Ertrag der Grundstücke und 
nimmt von dem Pächter an, dass er das Pachtobjekt seiner Qualität und Lage, seinen 






(1) Einrichtungen und Verbesserungen, die über den § 590 b BGB hinausgehen und denen 
die Verpächterin zugestimmt hat, hat sie dem Pächter bei Beendigung des Pachtver-
hältnisses zu ersetzen; soweit diese den Wert der Pachtsache über die Pachtzeit hinaus 
erhöhen (Mehrwert). 
 
(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 591 Abs. 2 und Abs. 3 BGB. 
 






(1) Unterverpachtung ist nicht erlaubt. Das Gleiche gilt auch für eine Nutzungsüberlas-
sung Dritten gegenüber. 
 
(2) Die kurzfristige Überlassung von Flächen aus betrieblichen Gründen stellt keine Un-




Außerordentliches Kündigungsrecht der Verpächterin 
 
(1) Die Verpächterin kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist das Pachtverhältnis 
kündigen, wenn der Pächter, ungeachtet einer Abmahnung der Verpächterin, das 
Grundstück anhaltend nicht oder nur mangelhaft bewirtschaftet. Die erforderlichen 
Feststellungen über die Nichtbewirtschaftung oder die mangelhafte Bewirtschaftung 
trifft ein öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger. 
 
(2) Ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kann die Verpächterin das Pachtverhältnis 
kündigen, wenn der Pächter, ungeachtet einer Abmahnung, mit der Entrichtung des 
Pachtzinses oder eines nicht unerheblichen Teiles des Pachtzinses länger als drei Mo-




Seite   - 4 -   zum Landpachtvertrag 
 
(3) Ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kann die Verpächterin das Pachtverhältnis 
auch kündigen, soweit gegen die § 5 Abs. 2 u. 3, § 6 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 dieses Ver-
trages verstoßen wird. 
 
(4) Abmahnung und Kündigung bedürfen der schriftlichen Form. 
 




Regelung nach Vertragsende 
 
(1) Nach Ende des Pachtverhältnisses hat der Pächter die Pachtfläche in einem ordnungs-
gemäßen Zustand zurückzugeben, die der Beschreibung der Pachtfläche bzw. den ver-
einbarten Änderungen entspricht. § 596 BGB gilt entsprechend. 
 
(2) Bei Nichterfüllung irgendeiner der im vorstehenden Pachtvertrag vorgesehenen Be-
dingungen seitens des Pächters ist die Verpächterin berechtigt, die betreffenden 
Grundstücksparzellen ohne Weiteres und ohne Entschädigungsanspruch des Pächters 
anderweitig zu verpachten. Der bisherige Pächter haftet in diesem Falle für die Kosten 






     (1) Der Ersatz des Wildschadens richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
 




Hinzuziehung eines Sachverständigen 
 
(1) Einigen sich die Vertragspartner nach Abschluss des Pachtvertrages über Fragen tat-
sächlicher Art nicht, so kann jeder Teil verlangen, dass die Entscheidung durch einen 
öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen getroffen wird. 
 
(2) Können sich die Vertragspartner über die Person des Sachverständigen nicht einigen, 
so können sie bei der Landwirtschaftskammer die Benennung eines Sachverständigen 
beantragen. 
 
(3) Die Entscheidung des Sachverständigen ist für beide Parteien bindend. Die Kosten des 
Sachverständigen tragen die Vertragsparteien je zur Hälfte, im Falle des  § 10 Abs. 1 













(1) Die Parteien verpflichten sich, vor Beschreitung des Rechtsweges vor dem Landwirt-
schaftsgericht, eine einvernehmliche Regelung vor der zuständigen berufsständischen 
Pachtschlichtungsstelle anzustreben, soweit eine solche vorhanden ist. 
 
(2) Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. Alle Änderungen dieses Vertrages 
müssen schriftlich erfolgen.  
 
(3) Soweit die Parteien keine andere ausdrückliche Regelung in diesem Vertrag getroffen 
haben, gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) für die Land-
pacht. 
 
(4) Zusätzlich vereinbaren die Parteien Folgendes: 
Die Verpachtung erfolgt jedoch längstens bis zur Inanspruchnahme der Grundstücke 
(auch für eine Teilfläche derselben) durch die Verpächterin für eine öffentliche Nut-
zung (Baugebiet, Parkplatz, Ausgleichsflächen, Aufforstungs- oder Bepflanzungsflä-
chen oder dergleichen). Eine gesetzliche Kündigungsfrist wird ausdrücklich ausge-
schlossen. 
Die Kündigung des Pachtverhältnisses kann somit in diesen Fällen auch einseitig nur 
durch die Verpächterin erfolgen. (§ 2 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 tritt damit außer Kraft; 






(1) Jede Partei (Verpächter und Pächter) erhält eine Vertragsausfertigung. 
 
(2) Sollte eine Klausel dieses Vertrages unwirksam sein, so berührt dies nicht die Gültig-




Michelbach, den  
 










Anhang 3: Korpustext DE3 
 
 












wird der nachstehende Pachtvertrag geschlossen: 
 
Gegenstand der Pacht 
§ 1 
 



























          
          
          
          
          
          
          
          
          
          
          
          
          
          
          
          
Summe:          
 
 
(2) Mitverpachtet sind die auf den verpachteten Grundstücken befindlichen Anlagen und 
 Einrichtungen sowie die aufstehenden Bäume und Sträucher und die mit dem Eigentum an 
 den verpachteten Grundstücken verbundenen Rechte (z.B. Wegerechte, 
 Realgemeindeberechtigungen usw.), auch wenn sie im Grundbuch und in Absatz 1 nicht 
 vermerkt sind. 
(3) Ausgenommen von der Verpachtung ist das Recht auf Gewinnung von Bruchsteinen, Kalk, 







(1) Die Pacht läuft  _______  Jahre  
 
 für die Zeit vom  _________________________  bis zum  ____________________ 
 
(2) Das Pachtjahr läuft vom  __________________  bis zum  ____________________ 
 
(3) Das Pachtverhältnis verlängert sich gem § 594 BGB bei Pachtverträgen, die auf mindestens 
 drei Jahre geschlossen worden sind, auf unbestimmte Zeit, wenn nicht ein Vertragsteil 
 spätestens 6 Monate vor dem vor dem vereinbarten Pachtende schriftlich erklärt, daß das 






(1) Der Pachtpreis beträgt jährlich  ____________________________  EURO,  
 
 in Buchstaben  _________________________________________  EURO 
 
 und ist am  ________________  zu entrichten. 
 
(2) Ändern sich die wirtschaftlichen oder geldlichen Verhältnisse allgemein in dem Maße, dass der 
vereinbarte Pachtpreis für den Verpächter oder Pächter nicht mehr angemessen ist, so kann 
jede Partei verlangen, dass der dann angemessene Pachtpreis neu festgesetzt wird. 
(3) Der Pachtpreis ist dem Verpächter an seinem Wohnsitz oder nach seiner Anweisung zu zahlen. 
(4) Der Pächter kann gegen die Pachtpreisforderung nur aufrechnen 
 a)  mit Forderungen, die der Verpächter anerkannt hat, 







(1) Der Verpächter überlässt dem Pächter die bei Pachtbeginn vorhandene Feldbestellung. 
 
B. Grundverbesserung 
(2) Umfang und Zustand der Grundverbesserung wie Drainagen, Straßen, Brücken, Gräben und 
 Einfriedungen, die der Pächter weiter nutzt, werden bei Pachtbeginn festgestellt. Die bei der 
 Übergabe der Pachtgrundstücke festgestellten Mängel und Schäden, soweit sie durch 
 laufende Unterhaltung behoben werden können, hat der Pächter auf seine Kosten zu 
 beseitigen. Im Streitfall entscheidet der Schätzer. 
 



















(1) Der Pächter hat die Pachtgrundstücke nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen 
 Wirtschaftsführung zu bewirtschaften. 
(2) Der Pächter darf ohne vorherige schriftliche Genehmigung des Verpächters keine Änderung 
 in der wirtschaftlichen Bestimmung der Pachtgrundstücke vornehmen, mit Ausnahme einer 
 Flächenstilllegung. 
 (3) Der Pächter hat die auf den Pachtgrundstücken befindlichen Anlagen und Einrichtungen, 
 insbesondere die Gräben, Einfriedungen und Drainagen auf seine Kosten in 
 ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten, solange sie nach wirtschaftlichen Grundsätzen 
 durch laufende Ausbesserungen erhalten werden können. Bei Meinungsverschiedenheiten 
 bestimmt der Schätzer, ob die Anlagen noch durch laufende Ausbesserungen zu erhalten 
 sind. 
(4) Dem Pächter obliegt die Hege und Pflege des Baum- und Strauchbestandes; er hat 
 mindestens die bei Pachtbeginn übernommenen Gewächse laufend zu ersetzen, Obstbäume 
 und Sträucher unter Beachtung der etwa vom Amt für Landwirtschaft o.a. hierfür gegebenen 
 Richtlinien. Einzeln abgängige Bäume und Sträucher hat der Pächter zu entfernen; das Holz 
 darf er behalten. Im übrigen darf er Bäume nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung des 
 Verpächters entfernen. 
(5) Das Aufbringen von Sekundärrohstoffdüngern wie Klärschlamm, Klärschlammkompost, 
 Kompost, Fäkalien sowie andere Rückstände und Rohstoffe industrieller oder gewerblicher 
 Herkunft bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Verpächters. 
 Dies gilt auch für organisch- mineralische Mischdünger, die unter Verwendung von Sekundär-
 rohstoffen (insbesondere Klärschlamm) hergestellt werden. 
(6) Werden auf der Pachtsache Stoffe im Sinne des Absatzes 5 aufgebracht, ohne dass die 
 vorherige schriftliche Zustimmung des Verpächters erteilt worden ist, wird eine Vertragsstrafe 
 in Höhe von 1.000 EURO/ha die mit diesen Stoffen behandelten Stellen sofort fällig. Diese 
 Vertragsstrafe lässt weitergehende Schadensersatzansprüche unberührt. Darüber hinaus ist  






(1) Die auf den Pachtgrundstücken ruhenden öffentlichen Abgaben und Lasten (z.B. 
 Grundsteuer) trägt der Pächter. Die Beiträge zur landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft 
 sowie zu Wasser- und Bodenverbänden trägt der Pächter. Erhöht sich während der Pachtzeit 
 der Gesamtbetrag der bei Pachtbeginn auf den Pachtgrundstücken ruhenden und vom 
 Verpächter zu tragenden öffentlichen Abgaben und Lasten um mehr als 10 v. H., so tragen 
 Verpächter und Pächter den gesamten Mehrbetrag je zur Hälfte. 
(2) Alle Privatlasten (Hypotheken-, Grundschuld- und Altenteilsverpflichtungen, Reallasten usw.) 
 sowie die nicht auf den Pachtgrundstücken ruhenden öffentlichen Abgaben und Lasten trägt 






A. des Pächters 
 
(1) Der Pächter darf die vorhandenen Anlagen und Einrichtungen der Pachtgrundstücke 
 verbessern und neue Anlagen und Einrichtungen schaffen, soweit dies nach den anerkannten 
 Grundsätzen einer ordnungsmäßigen Wirtschaft erforderlich ist. Solche Verbesserungen 
 können z.B. sein: die Kultivierung von Öd- und Moorland, die Anlage von Drainagen. 
 Voraussetzung ist, dass der Pächter dem Verpächter vorher schriftliche Anzeige macht und 
 a) der Verpächter schriftlich zugestimmt hat oder 
 b) der Schätzer festgestellt hat, dass die beabsichtigte Maßnahme erforderlich ist und dem 
 Verpächter der etwaige spätere Ersatz der Aufwendungen (Absatz 2) zugemutet werden kann. 
 Sollten derartige Maßnahmen während der letzten drei Pachtjahre durchgeführt werden, so 





(2) Der Verpächter hat dem Pächter bei Pachtende die Aufwendungen insoweit zu ersetzen, als 
 die Maßnahmen den wirtschaftlichen Wert der Pachtgrundstücke bei Pachtende noch 
 erhöhen oder eine Werterhöhung noch nach dem Pachtende zu erwarten ist. 
 Werterhöhungen sind nicht zu ersetzen, wenn sie insgesamt nicht 25 v.H. des für das letzte 
 Pachtjahr vereinbarten Pachtpreises übersteigen. Den Beweis muss der Pächter führen. Bei 
 Meinungsverschiedenheiten entscheidet der Schätzer. 
(3) Der Pächter kann von Beginn des vorletzten Pachtjahres ab wegen seines Ersatzanspruchs 
 vom Verpächter Sicherheit verlangen. Stellt der Verpächter die Sicherheit nicht binnen drei 
 Monaten, so kann der Pächter den Pachtpreis bis zur voraussichtlichen Höhe seines 
 Ersatzanspruchs hinterlegen. 
(4) Wenn der Pächter ohne vorherige schriftliche Genehmigung des Verpächters oder ohne 
 Zustimmung des Schätzers Anlagen oder Einrichtungen ändert oder solche neu schafft, steht 
 ihm kein Anspruch auf Erstattung der gemachten Aufwendungen zu. 
 
B. des Verpächters 
 
(5) Der Verpächter ist während der Pachtzeit nur dann berechtigt, die verpachteten Anlagen und 
 Einrichtungen auf den Pachtgrundstücken zu verbessern oder solche neu zu schaffen, wenn 
 er dem Pächter vorher schriftlich Anzeige macht und 
 a) der Pächter schriftlich zugestimmt hat oder 
 b) der Schätzer festgestellt hat, dass die beabsichtigte Maßnahme erforderlich ist und dem 
 Pächter die laufende Verzinsung und Tilgung (Absatz 6) zugemutet werden kann. 
(6) Der Pächter hat die Aufwendungen des Verpächters bis zum Ablauf der Pachtzeit 
 angemessen zu verzinsen und entsprechend der gewöhnlichen Lebensdauer der Einrichtung 
 zu tilgen, soweit die Ertragsfähigkeit der Pachtgrundstücke erhöht wird. Bei 
 Meinungsverschiedenheiten bestimmt der Schätzer nach billigem Ermessen, mit welchem 






(1) Die Gewährleistung für Mängel richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit nicht in 
 Absatz 2 bis 4 einschränkende Bestimmungen getroffen sind; die Einschränkungen gelten 
 nicht, soweit der Verpächter Mängel arglistig verschwiegen hat. 
(2) Weicht die wirkliche Größe der Pachtgrundstücke von der im § 1 dieses Vertrages 
 angegebenen Fläche ab, so kann die benachteiligte Partei Rechte daraus nur herleiten, wenn 
 die Abweichung mehr als 5 v.H. nach oben oder unten beträgt. Sie kann auch dann nur einen 
 der Größe und dem Werte der Abweichung entsprechenden Ausgleich des Pachtpreises 
 verlangen. 
(3) Grunddienstbarkeiten (wie Überfahrtrecht, Rechte Dritter, Erd- oder Energiefortleitungen) und 
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten (wie Hypotheken oder andere Lasten), mit denen  die 
Pachtgrundstücke belastet sind, muss der Pächter dulden. Hat er sie nicht gekannt, und waren 
sie auch weder im Grundbuch eingetragen noch aus § 1 dieses Vertrages ersichtlich, so kann 
der Pächter Minderung des Pachtpreises verlangen. 
(4) Der Pächter verzichtet im übrigen auf die Haftung des Verpächters wegen Mängel, die durch 
 gewöhnliche Ausbesserungen (§ 5 Absatz 3) beseitigt werden können. 
(5) Zeigt sich im Laufe der Pachtzeit ein Mangel oder wird eine Vorkehrung gegen eine nicht 
 vorhergesehene Gefahr erforderlich, so hat der Pächter dem Verpächter unverzüglich 
 Anzeige zu machen. Das gleiche gilt, wenn sich ein Dritter Rechte anmaßt. Unterlässt der 










(1) Der Ersatz des Wildschadens richtet sich nach den jagdrechtlichen Vorschriften. 
(2) Sind die Pachtgrundstücke Teil eines Eigenjagdbezirks, in dem der Verpächter jagdberechtigt 
ist, so hat der Verpächter dem Pächter den Wildschaden zu ersetzen, wenn der Pächter nicht 
zugleich Jagdpächter ist. Hat der Verpächter die Jagd an einen anderen verpachtet und  dieser 
den Ersatz des Wildschadens übernommen, so haftet der Verpächter dem Pächter nur 






(1) Der Pächter darf nur mit schriftlicher Erlaubnis des Verpächters die Nutzung der 
 Pachtgrundstücke einem anderen überlassen, insbesondere die Grundstücke 
 unterverpachten. Der Erlaubnis bedarf es nicht, wenn der Pächter Flächen aus Anlass eines 
 zeitweiligen Flächenaustausches (Pflugtausch) oder aus einem ähnlichen Grunde im üblichen 
 Rahmen einem anderen überlässt. 
(2) Bei einer formwechselnden Umwandlung bzw. Änderung der Rechtsform übernehmen die 
 Rechtsnachfolger das Pachtverhältnis und treten anstelle des bisherigen Pächters in den 
 Pachtvertrag ein. Sie sind verpflichtet die Betriebsübernahme unverzüglich anzuzeigen. 






(1) Der Verpächter kann außer aus den gesetzlich festgelegten Gründen das Pachtverhältnis 
 fristlos kündigen, wenn der Pächter so schlecht wirtschaftet, dass dem Verpächter die 
 Fortsetzung des Pachtverhältnisses nicht mehr zugemutet werden kann 
(2) Jede Vertragspartei kann außer aus den gesetzlich festgelegten Gründen das Pachtverhältnis 
 fristlos kündigen,  
 a) wenn durch das Verhalten der einen Partei das Vertrauensverhältnis der Vertragsparteien 
so nachhaltig zerrüttet ist, dass der anderen Partei die Fortsetzung des 
Pachtverhältnisses nicht mehr zugemutet werden kann, 
 b) wenn die andere Vertragspartei ihre Vertragspflichten erheblich verletzt. 
 c) wenn gegen den Pächter Antrag auf Eröffnung eines Konkurs-, Vergleichs- oder  
   Gesamtvollstreckungsverfahren oder eines Einzelzwangsvollstreckungsverfahrens 
   gestellt ist und wenn gegen den Pächter im Verwaltungswege vollstreckt wird. 
(3) In allen Fällen, in denen eine fristlose Kündigung berechtigt ist, muss sie bis zum 30.06. des 
 laufenden Pachtjahres ausgesprochen werden. 
(4) Die Kündigung muss durch eingeschriebenen Brief ausgesprochen werden. 
 
 
Tod des Pächters 
§ 12 
 
(1) Stirbt der Pächter oder verliert er die Liquidität, so sind seine Erben oder Nachfolger und der 
 Verpächter berechtigt, das Pachtverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs 
 Monaten zum Schluss des Pachtjahres zu kündigen.  
(2) Der Verpächter ist jedoch zur Kündigung nicht berechtigt, wenn die ordnungsgemäße 
 Bewirtschaftung der Pachtgrundstücke gewährleistet ist und 
 a) als Alleinerbe entweder der überlebende Ehegatte oder eine in gerader Linie mit dem 
   Erblasser verwandte Person vorhanden ist oder 
 b) mehrere der unter a) genannten Erben vorhanden sind, und diese spätestens drei  
   Monate vor Ablauf der Kündigungsfrist, unter unverzüglicher Benachrichtigung des  









(1) Die Rückgabe erfolgt zu den gleichen Grundsätzen wie die Übergabe (§ 4). 
(2) Ein Mehr oder Weniger an Feldbestellung sowie der Grundverbesserungen wird nach den  
 im § 4 vereinbarten Wertmaßstäben zu den am Rückgabetage gültigen Preisen zwischen 
 Pächter und Verpächter in Geld ausgeglichen. 
 
 
Verjährung bei Pachtende 
§ 14 
 
(1) Die Ersatzansprüche des Verpächters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen sowie 
 die Ansprüche des Pächters auf Ersatz von Aufwendungen oder auf Gestattung der 
 Wegnahme einer Einrichtung verjähren in sechs Monaten. 
(2) Die Verjährung des Ersatzanspruchs des Verpächters beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem er 
 die Pachtgrundstücke zurückerhält. Die Verjährung der Ansprüche des Pächters beginnt mit 






(1) Der in diesem Vertrag vorgesehene Schätzer wird von Fall zu Fall auf Antrag einer Partei 
 vom Amt für Landwirtschaft bestimmt, es sei denn, daß sich die Parteien über die Person des 
 Schätzers geeignet haben. Der Schätzer soll von beiden Parteien als landwirtschaftlicher 
 Sachverständiger anerkannt und vereidigt sein oder für diesen Fall anerkannt werden. 
(2) Die Schätzung hat nach billigem Ermessen zu erfolgen. 
(3) Besteht eine amtliche oder allgemein anerkannte Schätzungs- und Gebührenordnung, so soll 
 der Schätzer diese seiner Tätigkeit zugrunde legen. 
(4) Der Mitwirkung des Schätzers bedarf es nicht, wenn über die von ihm zu begutachtenden 
 Fragen zwischen den Parteien Einigkeit besteht. 


























Teilweise Unwirksamkeit des Vertrages 
§ 17 
Sollte irgendeine der vorhergehenden Vertragsbestimmungen mit den gesetzlichen Bestimmungen in 
grobem Widerspruch stehen und deswegen rechtsunwirksam sein, so wird die Wirksamkeit der 
übrigen Vertragsbestimmungen dadurch nicht berührt, es sei denn, dass die Parteien bei Kenntnis der 
Rechtsunwirksamkeit den Vertrag nicht abgeschlossen haben würden. 
 
 
Vertragsausfertigung, Kosten usw. 
§ 18 
 
Jede Partei erhält ein Stück dieses Vertrages. Die mit dem Abschluss des Vertrages und einer 
Durchführung verbundenen Unkosten tragen die Parteien je zur Hälfte. 
 
 
  § 19 
 
Mit seiner Unterschrift sichert der Verpächter dem Pächter die Befugnis zum Abschluss dieses 
Vertrages zu. Rechts- und Geldansprüche anderer natürlicher oder juristischer Personen eben diesem 
Verpächter, werden allein durch den hier genannten Verpächter geregelt. 
 
 

















Anhang 4: Korpustext DE4 
P A C H T V E R T R A G 
 




der Stadt Göttingen, vertreten durch den Oberbürgermeister 
 
 







- als Pächter - 
 
 





(Gegenstand der Pacht) 
 
(1) Verpachtet werden folgende Grundstücke 
 
Lfd. Nr. Gemarkung Wirtschafts-
art 
Kataster 
Fl.     Flst. 
Größe Pachtpreis/ha Pachtzins 
insgesamt 
1 Grone Ackerland 16     4 3,9167 ha   
2 Grone Ackerland 16     5/1 0,0966 ha   
3 Grone Ackerland 16    5/2 0,1229 ha   
4 Grone Ackerland 16    6 0,2815 ha   
 
(2) Für die Verpachtung gelten die nachfolgenden Bestimmungen und ergänzend 
die eine Landpacht betreffenden gesetzlichen Bestimmungen (Bürgerliches Ge-
setzbuch, Landpachtverkehrsgesetz und Gesetz über das gerichtliche Verfahren 
in Landwirtschaftssachen) in ihren jeweils geltenden Fassungen. 
 
(3) Das Pachtrecht erstreckt sich nur auf eine landwirtschaftliche Nutzung der ver-
pachteten Grundstücke, nicht dagegen auf die Gewinnung der Substanz als sol-
cher. Ausgeschlossen ist also das Recht auf Gewinnung von Mutterboden, Ton, 
Lehm, Sand, Kalk, Mergel, Kies oder ähnlichen Bestandteilen. Das Recht der 











1. Mitverpachtet sind auch etwa auf den verpachteten Grundstücken stehende 
Bäume, Sträucher, Hecken und Windschutzstreifen. Pflegemaßnahmen dürfen 
nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung vorgenommen werden. 
2. Vertragswidrig gefällte Bäume oder gerodete Hecken und Sträucher hat der 
Pächter auf seine Kosten neu anzupflanzen. Mitverpachtete Bäume, Sträucher, 
Hecken und Windschutzstreifen sind schonend zu behandeln und durch Pflege-
maßnahmen zu erhalten. 
3. Der Pächter erklärt sich mit der Neuanlage von Hecken, Windschutzstreifen und 
der Bepflanzung von Gräben und Böschungen durch die Verpächterin einver-
standen. 
Der vereinbarte Pachtzins senkt sich alsdann anteilig um den Flächeninhalt der 






1. Der Pächter ist verpflichtet, die Pachtgrundstücke ordnungsgemäß und pfleglich 
zu bewirtschaften. Dabei hat er dem Umweltschutz in angemessener Weise 
Rechnung zu tragen, insbesondere auf Bodengesundheit, Gewässer- und Arten-
schutz zu achten. 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel dürfen nur unter strikter Beachtung der jeweils 
geltenden Rechtsvorschriften und in einem Maße angewandt werden, daß der 
Boden des Pachtlandes und Gewässer aller Art nicht dauerhaft belastet und ge-
schädigt werden. Jede Überdüngung, die zur Erzielung eines den bestehenden 
Bodenverhältnissen nicht anemessenen erhöhten Ertrages dienen soll, ist unter-
sagt. Das Aufbringen von Klärschlamm ist nicht gestattet. 
2. Der Pächter verpflichtet sich, entlang von Bäumen, Sträuchern, Hecken und 
Windschutzstreifen auf einem 2 m breiten Streifen keine Pflanzenschutz- und 
Düngemittel einzusetzen und keine den Bewuchs schädigende Bodenbearbei-
tung durchzuführen. 
3. Der Pächter verpflichtet sich ferner, entlang von Gewässern und ständig wasser-
führenden Gräben auf einem 2 m breiten Streifen weder mineralische noch orga-
nische Düngung (ausgenommen Weidetiere und zur Ansaat) und keine Pflanzen-
schutzmittel aufzubringen (ausgenommen zur Ansaat). Sind bei dem Einsatz von 
Pflanzenschutz- und Düngemittel lt. Rechtsvorschriften größere Abstände einzu-
halten, so ist gemäß dieser Vorschriften zu verfahren. Bestehen Rechtsvorschrif-
ten, die ohne Rücksicht auf einzuhaltende Abstände den Einsatz von Pflanzen-
schutz- und Düngemitteln ausschließen, so sind auch diese Vorschriften einzu-
halten. 
4. Auf die Einhaltung der Rechtsvorschriften der Wasserschutzgebietsverordnungen 
wird besonders hingewiesen. 
5. Die extensive Nutzung der in den vorstehenden Absätzen (2) und (3) genannten 
Flächen und Randstreifen sowie die Einhaltung der geforderten Mindestabstände 







6. Von den in § 1 aufgeführten Flurstücken sind die zu schützenden Grundstücks-
flächen bereits abgezogen. Der 2 m breite Randstreifen südlich des Grabens wird 
vom Pächter mit genutzt, aber nicht mit Bäumen oder Sträuchern bepflanzt. 
7. Die Fruchtfolge ist so zu gestalten, dass Rüben nur höchstens alle drei Jahre und 
die übrigen Hauptfrüchte nicht öfter als zweimal hintereinander auf derselben 
Fläche angebaut werden. Damit dem stark beanspruchten Ackerboden frische 
organische Substanz zugeführt wird, verpflichtet sich der Pächter, entsprechend 
der Fruchtfolge für Gründüngung geeignete Zwischenfrüchte anzubauen. 
8. Der Pächter verpflichtet sich ferner, seine Grünlandfläche zum Schutz der wildle-
benden Tiere nur von innen nach außen und nicht vor dem 15. Juni eines Jahres 
zu mähen. Geeignete Maßnahmen zum Wildschutz sollen getroffen werden. 
9. Die Verpächterin behält sich vor, in zeitlichen Abständen Bodenproben zu ent-
nehmen um feststellen zu können, ob während der Pachtzeit eine zu starke, eine 
gegen geltende Rechtsvorschriften verstoßende oder eine gegen die in den vor-
stehenden Absätzen getroffenen Vereinbarung verstoßende Düngung oder 
Pflanzenschutzbehandlung vorgenommen worden ist. 
10. Eine Nutzung der verpachteten Grundstücke zu anderen als landwirtschaftlichen 
Zwecken ist nur nach vorher eingeholter schriftlicher Zustimmung der Verpächte-
rin erlaubt. Dies gilt auch für jede Änderung in der bisherigen Art der landwirt-
schaftlichen Nutzung der verpachteten Flächen, wie z.B. Änderung von Grünland-







A des Pächters: 
 
(1) Der Pächter darf die vorhandenen Anlagen und Einrichtungen der  Pacht-
grundstücke verbessern und neue Anlagen und Einrichtungen schaffen,  so-
weit dies nach den anerkannten Grundsätzen einer ordnungsgemäßen  Be-
wirtschaftung erforderlich ist. Solche Verbesserungen können z.B. sein: 
 die Anlage von Drainagen, Voraussetzung ist, daß der Pächter der Verpächterin 
vorher schriftliche Anzeige macht und die Verpächterin schriftlich zugestimmt hat. 
 
B der Verpächterin: 
 
(2) Die Verpächterin ist während der Pachtzeit nur dann berechtigt, die verpachteten 
Anlagen und Einrichtungen auf den Pachtgrundstücken zu verbessern oder sol-
che neu zu schaffen, wenn sie dem Pächter vorher schriftliche Anzeige macht 
und 
a) der Pächter schriftlich zugestimmt hat oder 
b) der Schätzer festgestellt hat, daß die beabsichtigte Maßnahme erforderlich ist 
und dem Pächter die laufende Verzinsung und Tilgung zugemutet werden 
kann. 
 
(3) Der Pächter hat die Aufwendungen der Verpächterin bis zum Ablauf der Pacht-







der Einrichtung zu tilgen, soweit die Ertragsfähigkeit der Pachtgrundstücke er-
höht ist. Bei Meinungsverschiedenheiten bestimmt der Schätzer nach billigem 
Ermessen, mit welchem Betrag die Aufwendungen des  Verpächters jährlich zu 






1. Das Pachtverhältnis beginnt am 01.11.2011 und läuft bis zum 30.09.2018.  
 






1. Der Pachtpreis beträgt jährlich  
i.W.:                                 EURO 
und ist zum 01.04. eines jeden Jahres auf das Konto Nr. 42 bei der Sparkasse 
Göttingen zur Adress-Nr.      zu entrichten. 
2. Ändern sich die wirtschaftlichen oder geldlichen Verhältnisse allgemein in dem 
Maße, daß der vereinbarte Pachtpreis für die Verpächterin oder Pächter nicht 
mehr angemessen ist, so kann jede Partei verlangen, dass der dann angemes-
sene Pachtpreis neu festgesetzt wird. 
3. Der Pächter kann gegen die Pachtpreisforderung nur aufrechnen, wenn seine 






Die auf den Pachtgrundstücken ruhenden öffentlichen Abgaben und Lasten (z.B. 
Grundsteuer und Bodenverbandsbeiträge usw.) einschließlich der Beiträge zur 
Landwirtschaftskammer trägt die Verpächterin. Die Beiträge zur landwirtschaftlichen 






1. Die Übergabe erfolgt nach Aberntung der Pachtflächen durch den vorhergehen-
den Bewirtschafter. 
2. Umfang und Zustand der Grundverbesserung, wie Drainagen, Wege, Brücken, 
Gräben, die die Verpächterin dem Pächter eisern übergibt, werden bei Pachtbe-
ginn festgestellt. Die bei der Übergabe der Pachtgrundstücke festgestellten Män-
gel und Schäden, soweit sie durch laufende Unterhaltung behoben werden kön-










(Produktions- und Lieferbedingungen) 
 
1. Der Pächter darf nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Verpächterin 
Erklärungen abgeben und Anträge stellen, die zu Produktionsbeschränkungen 
auf den Pachtgrundstücken führen können. 
 
2. Der Pächter ist nicht berechtigt, ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Ver-
pächterin Produktions- oder Lieferberechtigungen im Sinne des Abs. 1 auf einen 






1. Die Gewährleistung für Mängel richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften, 
soweit nicht in Abs. 2-4 einschränkende Bestimmungen getroffen sind; die Ein-
schränkungen gelten nicht, soweit die Verpächterin Mängel arglistig verschwie-
gen hat. 
 
2. Weicht die wirkliche Größe der Pachtgrundstücke von der in § 1 dieses Vertrages 
angegebenen Flächen ab, so kann die benachteiligte Partei Rechte daraus nur 
herleiten, wenn die Abweichung mehr als 5 v. H. nach oben oder unten beträgt. 
Sie kann auch dann nur einem der Größe und dem Wert der Abweichung ent-
sprechenden Ausgleich des Pachtpreises verlangen. 
 
3. Grunddienstbarkeiten und beschränkte persönliche Dienstbarkeiten, mit denen 
die Pachtgrundstücke belastet sind, muß der Pächter dulden. Hat er sie nicht ge-
kannt, und waren sie auch weder im Grundbuch eingetragen noch aus § 1 dieses 
Vertrages ersichtlich, so kann der Pächter nur Minderung des Pachtpreises ver-
langen. 
 
4. Der Pächter verzichtet im übrigen auf die Haftung der Verpächterin wegen Män-
gel, die durch gewöhnliche Ausbesserungen beseitigt werden können. 
 
5. Zeigt sich im Laufe der Pachtzeit ein Mangel oder wird eine Vorkehrung gegen 
eine nicht vorhergesehene Gefahr erforderlich, so hat der Pächter der Verpächte-
rin unverzüglich Anzeige zu machen. Das gleiche gilt, wenn sich ein Dritter Rech-
te anmaßt. Unterläßt der Pächter die Anzeige, so ist er zum Ersatz des daraus 





















Der Pächter darf nur mit schriftlicher Erlaubnis der Verpächterin die Nutzung des 
Pachtgrundstückes einem Dritten oder einem landwirtschaftlichen Zusammenschluss 
zum Zwecke gemeinsamer Nutzung überlassen, insbesondere das Grundstück un-
terverpachten. Er bleibt in jedem Fall für die Erfüllung der Pachtbedingungen und ein 
Verschulden des Dritten bei der Nutzung haftbar. Das Auftreiben von Vieh, das nicht 






1. Der Pächter kann jeweils zum 30.09. mit halbjähriger Frist den Vertrag kündigen. 






1. Die Verpächterin kann den Vertrag unbeschadet der Kündigung aus den gesetzli-
chen Gründen fristlos kündigen: 
a) wenn der Pächter das Pachtland nach dem Gutachten eines von der zustän-
digen Landwirtschaftskammer benannten Sachverständigen nicht ordnungs-
gemäß bewirtschaftet und die gerügten Mängel innerhalb einer angemesse-
nen, schriftlich festgesetzten Frist nicht abstellt; 
b) wenn für ihn die Fortsetzung des Pachtverhältnisses aus einem in der Person 
des Pächters liegenden Grund eine unbillige Härte bedeuten würde; 
c) wenn der Pächter in Vermögensfall gerät, 
d) der Pächter mit der Zahlung des Pachtzinzes über drei Monate in Verzug ist. 
 
2. Das Grundstück ist im Falle der Beendigung der Pachtzeit bei Ackerland mit Ab-
erntung der Früchte, bei Weideland spätestens am 10.11. zurückzugeben. Nach 
Beendigung der Ernte im letzten Pachtjahr hat der Pächter zu dulden, daß der 
neue Pächter das Grundstück zur nächsten Aussaat herrichtet, ohne dass ihm 
deshalb Entschädigungsansprüche zustehen. 
 
3. Die Verpächterin kann den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum 
Ende des Pachtjahres kündigen, wenn 
a) der Pächter eigene Grundstücke verpachtet, 
b) der Pächter ohne schriftliche Erlaubnis der Verpächterin eine Unterverpach-
tung vornimmt, 
c) der Pächter ohne vorherige schriftliche Erlaubnis der Verpächterin die Nut-
zungsart ändert oder Drainmaßnahmen vornimmt, 
d) der Pächter trotz vorausgegangener einmaliger schriftlicher Abmahnung die 
zum Schutz der Natur und der umweltgerechten Nutzung des Pachtlandes in 
den §§ 2, 3 dieses Vertrages getroffenen Vereinbarungen nicht einhält. Be-
streitet der Pächter einen solchen Verstoß, entscheidet darüber auf Antrag der 
Verpächterin ein von der zuständigen Landwirtschaftskammer zu benennen-








In den vorgenannten Fällen hat der Pächter keinen Anspruch auf Entschädigung. 
Der Pächter hat im Falle es Unterliegens sämmtliche in diesem Zusammenhang 





(Tod des Pächters) 
 
1. Stirbt der Pächter, so sind seine Erben und die Verpächterin berechtigt, das 
Pachtverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Monaten zum Ende 
eines Kalendervierteljahres zu kündigen. 
2. Das Recht der Erben, der Kündigung der Verpächterin zu widersprechen und das 
Recht der Verpächterin, die Fortsetzung des Pachtverhältnisses abzulehnen (§ 






Der Pächter hat die Pachtgrundstücke zum Ende des Pachtverhältnisses in ord-






1. Der in diesem Vertrag vorgesehene Schätzer wird von Fall zu Fall auf Antrag ei-
ner Partei von dem Präsidenten der Landwirtschaftskammer bestimmt, es sei 
denn, daß sich die Parteien über die Person des Schätzers geeinigt haben. Der 
Schätzer soll tunlichst von der Landwirtschaftskammer als landwirtschaftlicher 
Sachverständiger allgemein anerkannt sein oder für diesen Fall anerkannt wer-
den. 
2. Die Schätzung hat nach billigem Ermessen zu erfolgen. 
3. Besteht eine amtliche oder allgemein anerkannte Schätzungs- und Gebühren-
ordnung, so soll der Schätzer diese seiner Tätigkeit zugrundelegen. 
4. Der Mitwirkung des Schätzers bedarf es nicht, wenn über die von ihm zu begut-
achtenden Fragen zwischen den Parteien Einigkeit besteht. 




(Betreten des Grundstücks) 
 
Der Verpächterin und seiner Bevollmächtigten ist das Betreten und Besichtigen der 












Die zu den Pachtgrundstücken gehörenden Gräben, Wege, Brücken, Überfahrten, 







Der Pächter verpflichtet sich, bei Pachtübergabe die ihm aufgrund EU-Regelungen 
(u. a.   Verordnung EG Nr. 1782/2003) oder nationaler Vorschriften hinsichtlich der 
verpachteten Flächen entstandenen  bzw. bestehenden Zahlungsansprüche auf die 





(Teilweise Unwirksamkeit des Vertrages) 
 
Sollte irgendeine der vorhergehenden Vertragsbestimmungen mit den gesetzlichen 
Bestimmungen nicht in Einklang stehen und deswegen rechtsunwirksam sein, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen dadurch nicht berührt, es 
sei denn, daß die Parteien bei Kenntnis der Rechtsunwirksamkeit den Vertrag nicht 
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MODELO DE CONTRATO DE ARRENDAMIENTO RÚSTICO 
 
Este modelo ha sido elaborado a título informativo por la Dirección General de 
Regadíos y Desarrollo Rural (Consejería de Agricultura y Agua de la Comunidad Autónoma de 
la Región de Murcia), ajustándose a las disposiciones de la Ley 49/2003, de 26 de noviembre, 
de Arrendamientos Rústicos (BOE 27/11/2003), con las modificaciones efectuadas por la Ley 
26/2005, de 30 de noviembre (BOE 01 de diciembre de 2005). 
 
En................................................., a...... de........................ de........... 
 
 
REUNIDOS    
 
 
DE UNA PARTE, en concepto de ARRENDADOR, .................................................... 
....................................,  de estado civil....................., con domicilio en................................, 
calle................................................., nº......., piso......., con N.I.F./C.I.F......................... y su 
cónyuge............................................................................., con N.I.F. ......................, 
representado/s por.................................................................................................................., con 
N.I.F./C.I.F. .......................  
 
DE OTRA PARTE, en concepto de ARRENDATARIO, ................................................     
............................................, de estado civil..................., con domicilio en...................................., 
calle.............................................., nº......., piso........, con N.I.F./C.I.F.................., representado 
por........................................................................................., con N.I.F./C.I.F........................  
 
Ambas partes convienen el ARRENDAMIENTO de las parcelas catastrales que a 
continuación se indican, con  una superficie total aproximada de .................Has., y de acuerdo 
con los pactos y condiciones generales y particulares que también se expresan. 
 
PARCELAS ARRENDADAS  
 
Polígono Parcela Subp. Superficie Cultivo Paraje Municipio 
       
       





1ª. Régimen jurídico. 
 
 El presente contrato se rige por lo expresamente acordado por las partes, siempre que 
no se oponga a la Ley. Supletoriamente, regirá el Código Civil y, en su defecto, los usos y 
costumbres que sean aplicables. 
   
2ª. Duración. 
 
El presente contrato tendrá una duración de........... años.(1)   
 
Cumplido el tiempo, el arrendatario pondrá a disposición del arrendador la posesión de 
las fincas arrendadas.(2)  
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El arrendador, para recuperar la posesión de la finca al término del plazo contractual, 
deberá comunicárselo fehacientemente al arrendatario con un año de antelación. De lo contrario, 
si el arrendatario no pone la posesión de las fincas arrendadas a disposición del arrendador al 
término del plazo, el contrato se entenderá prorrogado por un período de cinco años. Tales 
prórrogas se sucederán indefinidamente en tanto no se produzca la denuncia del contrato. 
 
3ª. Desenvolvimiento del contrato. 
 
El arrendatario tiene derecho a determinar el tipo de cultivo, sin perjuicio de su 
obligación de devolver la finca, al terminar el arriendo, en el estado en que la recibió y de lo 
dispuesto sobre las mejoras en la Ley.(3) 
  
4ª. Criterios y requisitos formales. 
 
Este contrato podrá elevarse a escritura pública a instancia de cualquiera de las partes, 




El arrendatario abonará al arrendador una renta de................. € anuales.(4) 
 
La renta se actualizará para cada anualidad por referencia al índice anual de precios al 
consumo.(5)  
 
La renta se pagará por años vencidos, dentro de los ........... primeros días del mes 
de......................., fijándose como domicilio para el pago........................................................... 
....................................................... (6) 
 
El arrendador se compromete a entregar al arrendatario recibo del pago. 
 
Todas las cantidades que hubiese de pagar el arrendador y que por disposición legal 
sean repercutibles al arrendatario podrán ser exigidas por aquél desde el momento en que las 
haya satisfecho, expresando el concepto, importe y disposición que autorice la repercusión. El 
impago de tales cantidades equivaldrá al impago de la renta. El derecho a repercutir prescribirá 
al año de haberse efectuado el pago por el arrendador.  
 
6ª. Contrato de seguro. 
 
El arrendatario podrá asegurar la producción normal de la finca contra los riesgos 
normalmente asegurables, pudiendo repercutir contra el arrendador, a partir del momento en que 
le comunique el seguro concertado, una parte de la prima que guarde, en relación con su importe 
total, la misma proporción que exista entre la renta y la suma total asegurada.(7) 
 
7ª. Gastos y mejoras. 
 
El arrendador y el arrendatario están obligados a permitir la realización de las obras, 
reparaciones y mejoras que deba o pueda realizar la otra parte contratante. Tales reparaciones se 
efectuarán en la época del año y en la forma que menos perturben, salvo que no puedan 
diferirse. 
 
8ª. Cesión y subarriendo. 
 
El arrendatario no podrá ceder o subarrendar la finca o explotación sin el 
consentimiento expreso del arrendador. Éste no será necesario cuando la cesión o subarriendo se 








subarriendo deberán ser comunicados por cualquiera de las partes al arrendador en el plazo de 
sesenta días hábiles a partir de su celebración. 
 
La cesión y el subarriendo se referirán a la totalidad de la finca o explotación, y se 
otorgarán por todo el tiempo que reste del plazo del arrendamiento por una renta que no podrá 
ser superior a la pactada entre arrendador y arrendatario. 
 
9ª. Terminación, resolución y rescisión del arrendamiento. 
 
El arrendamiento terminará por cualquiera de las siguientes causas: 
 
 a) Por pérdida total de la cosa arrendada y por expropiación forzosa cuando sea 
también total. Si la pérdida o la expropiación fuesen parciales, el arrendatario podrá continuar 
con el arriendo, reduciéndose proporcionalmente la renta. Además, en  caso de expropiación, 
tendrá derecho a la indemnización que haya sido fijada. 
 
 b) Por expiración del plazo legal y convencional y de la prórroga, en su caso. 
 
 c) Por mutuo acuerdo de las partes. 
 
 d) Por desistimiento unilateral del arrendatario, al término del año agrícola, 
debiendo notificárselo al arrendador con un año de antelación. 
 
 e) Por muerte del arrendatario, quedando a salvo el derecho de sus sucesores 
legítimos en los términos establecidos en la Ley. 
 
 f) En los arrendamientos efectuados a favor de personas jurídicas o de 
comunidades de bienes, desde el momento de su extinción. 
 
 g)   Por resolución del derecho del arrendador. 
 
Además, podrá resolverse a instancia del arrendador por alguna de las causas siguientes: 
 
a) Falta de pago de la renta o de las cantidades asimiladas a la misma. 
 
                        b)  Incumplir gravemente la obligación de mejora o transformación de la finca, a 
las que el arrendatario se hubiese comprometido en el contrato y a aquellas otras que vengan 
impuestas por norma legal o por resolución judicial o administrativa. 
 
c) No explotar la finca, aun parcialmente, o destinarla, en todo o en parte, a 
fines o aprovechamientos distintos a los previstos contractualmente, salvo en los casos 
impuestos por programas y planes, cuyo cumplimiento sea necesario para la percepción de 
ayudas o compensaciones en aplicación de la normativa estatal, autonómica o comunitaria 
aplicable. 
 
 d) Subarrendar o ceder el arriendo sin ajustarse a las condiciones señaladas en la 
condición 8ª. 
 
             e) La aparición sobrevenida de alguna de las circunstancias previstas en el 
artículo 7.1 de la Ley.  
f) Causar graves daños en la finca, con dolo o negligencia manifiesta. 
 
Tanto el arrendador como el arrendatario podrán rescindir el contrato por el 
incumplimiento de la otra parte de la obligación de satisfacer gastos de conservación y mejoras 


















Formalizado así este contrato, para que conste, lo firman los intervinientes, por 
triplicado, en el lugar y la fecha indicados. 
 





Fdo.:                                                               Fdo.:  
 



















(1) La duración mínima del contrato será de cinco años, por disponerlo así el artículo 12 
de la Ley de Arrendamientos Rústicos. 
(2) Las partes podrán acordar otra cosa en el presente contrato o en otro momento 
posterior. 
(3) Serán nulos los pactos que impongan al arrendatario cualquier restricción sobre los 
cultivos o sobre el destino de los productos, salvo los que tengan por fin evitar que la tierra sea 
esquilmada o sean consecuencia de disposiciones legales o reglamentarias. 
(4) La renta se fijará en dinero No obstante, las partes podrán fijarla en dinero o parte en 
dinero y parte en especie, en cuyo caso llevarán a cabo su conversión a dinero. 
(5) Podrá pactarse otra forma de actualización distinta a la referencia al índice de 
precios al consumo.  
(6) Podrá acordarse otra forma y lugar de pago. 
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CONTRATO DE ARRENDAMIENTO RÚSTICO 
(Ley 49/2003, de 26 de noviembre, de Arrendamientos Rústicos, modificada por 










 De una parte, en concepto de arrendador, _____________________________________, 
mayor de edad, con D.N.I. _____________, vecino de ____________________________, calle 
______________________________ , interviniendo en su propio nombre y derecho. 
 
 De otra parte, en concepto de arrendatario____________________________________, 
mayor de edad, con D.N.I. _____________, vecino de ____________________________, calle 
______________________________. 
 
 Ambas partes convienen el arrendamiento de una superficie total de _____ Hectáreas, 
sitas en los términos municipales de________________________, de la provincia de 
___________, por tiempo de _____________, y renta de _____________________Euros (              
) anuales, integrada por las fincas, o en su caso por las explotaciones ganaderas, que se indican a 









* Referencias identificativas SIG_PAC 




Provincia Municipio Agregado Zona Polígono Parcela Recinto Paraje Superficie 
(ha)** 
S/R 
          
          
          
          




Código de Explotación Ganadera: ______ - ____ - ____________ ,  Finca: ______________________ 
 
Código de Explotación Ganadera: ______ - ____ - ____________ ,  Finca: ______________________ 
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 1ª.- Son nulas y se tendrán por no puestas las cláusulas que modifiquen en perjuicio del 
arrendamiento, las normas de la Ley, salvo que ésta expresamente lo autorice. No pueden 
imponerse al arrendatario condiciones o prestaciones diferentes de las que le son propias, 
conforme a lo establecido en la Ley, ni gastos por reparaciones u otros conceptos que por Ley 
no le corresponden. 
 
 2ª.- El arrendador y el arrendatario están obligados a permitir la realización de las obras, 
reparaciones y mejoras que deba o pueda realizar la otra parte contratante. Tales reparaciones y 
mejoras se realizarán en la época del año y en la forma que menos perturben, salvo que no 
puedan diferirse. 
 Finalizado el contrato de arrendamiento, el arrendatario tendrá derecho a pedir una 
indemnización al arrendador por el aumento de valor de la finca arrendada por las mejoras 
realizadas, siempre que éstas se hayan efectuado con el consentimiento del arrendador. 
 
 3ª.- Incumben también al arrendador las obras, mejoras o inversiones que, por 
disposición legal o por resolución judicial o administrativa firmes o por acuerdo firme de la 
comunidad de regantes sobre la modernización de regadíos para el cambio de sistema de riego, 
hayan de realizarse sobre la finca arrendada. 
         Cuando las obras, mejoras o inversiones a que alude el apartado anterior sean de tal 
entidad y naturaleza que, excediendo de la natural conservación de la finca, supongan una 
transformación que redunde en el incremento de la producción, el arrendador tendrá derecho a 
la revalorización proporcional de la renta y, en su caso, a la rescisión del contrato, cuando el 
arrendatario no estuviese conforme con dicha revalorización. 
 
 4ª.- El arrendatario tiene derecho a determinar el tipo de cultivo, sin perjuicio de su 
obligación de devolver la finca al terminar el arriendo en el estado en que la recibió y de lo 
dispuesto sobre mejoras en la Ley. (Art. 8 de la Ley 49/2003).  
 
 5ª.- Los contratos de arrendamiento deberán constar por escrito. En cualquier momento, 
las partes podrán compelerse a formalizarlos en documento público, cuyos gastos serán de 
cuenta del solicitante. También podrán compelerse a la Constitución del inventario de los bienes 
arrendados. 
       Los arrendamientos de explotación, por la propia naturaleza de los mismos, deberán 
ir acompañados de un inventario circunstanciado de los diversos elementos que integran la 
explotación, el estado de conservación en que los recibe el arrendatario y de cuantas 
circunstancias sean necesarias para el adecuado desenvolvimiento del contrato. 
 
 6ª.- Los arrendamientos tendrán una duración mínima de cinco años. Será nula y se 
tendrá por no puesta toda cláusula del contrato por la que las partes estipulen una duración 
menor. 
       Salvo estipulación de las partes, estableciendo una duración mayor, el 
arrendamiento de fincas y de explotaciones se entenderá concertado por un plazo de tres años, 
por los que, cumplido el tiempo, a no ser que las partes hayan dispuesto otra cosa, al celebrar el 
contrato o en otro momento posterior, el arrendatario de fincas pondrá a disposición del 
arrendador la posesión de las fincas arrendadas. 
        El arrendador, para recuperar la posesión de las fincas el término del plazo 
contractual, deberá notificárselo fehacientemente al arrendatario con un año de antelación. De lo 
contrario si el arrendatario no pone la posesión de las fincas arrendadas a disposición del 
arrendador al término del plazo, el contrato se entenderá prorrogado por un período de cinco 
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 7ª.- El pago de la renta se verificará en la forma y lugar pactados y, en defecto de pacto 
o costumbre aplicable, se abonará en metálico por años vencidos en el domicilio del 
arrendatario. El arrendador deberá entregar al arrendatario recibo del pago. 
 
 8ª.- Todas las cantidades que hubiere de pagar el arrendador y que por disposición legal 
sean repercutibles al arrendatario, podrán ser exigidas por aquél desde el momento en que las 
haya satisfecho. El impago de tales cantidades equivaldrá al impago de la renta. El derecho a 
repercutir prescribirá al año de haberse efectuado el pago por el arrendador. 
 
 9ª.- La renta se fijará en dinero y será la que libremente estipulen las partes. No 
obstante, si se fijaran en especie o parte en dinero y parte en especie, llevarán a cabo su 
conversión a dinero. 
 
 10ª.- El arrendatario, en defecto de que las partes hayan acordado otra cosa, podrá 
asegurar la producción normal de la finca o explotación contra los riesgos normalmente 
asegurables, pudiendo repercutir contra el arrendador, a partir del momento en que le 
comunique el seguro concertado, una parte de la prima que guarde, en relación con su importe 
total, la misma proporción que exista entre la renta y la suma total asegurada. 
 
 10ª.- En cuanto a la actualización de la renta se estará a lo dispuesto en el artículo 13 de 
la Ley .      
  Las partes podrán establecer el sistema de actualización de renta que consideren 
oportuno. Pactada la actualización, a falta de estipulación en contrario, la renta se actualizará 
para cada anualidad por referencia al índice anual de precios al consumo. 
         Cuando el precio se fije en una cantidad alzada para todo el tiempo del 
arrendamiento a falta de pacto entre las partes, se dividirá por la duración anual pactada para 
determinar la cantidad que habrá de ser pagada cada año. 
  
11ª.- Para la cesión y subarriendo, se estará a lo pactado por las partes y, en todo caso, 
deberá referirse a la totalidad de la finca o explotación, y deberá otorgarse por todo el tiempo 
que reste del plazo del arrendamiento por una renta que no podrá ser superior a la pactada entre 
arrendador y arrendatario. 
         El arrendatario no podrá ceder o subarrendar la finca o explotación sin el 
consentimiento expreso del arrendador. Dicho consentimiento no será necesario cuando la 
cesión o subarriendo se efectúe a favor del cónyuge o de uno de los descendientes del 
arrendatario. No obstante, el subrogante y el subrogado notificarán fehacientemente al 
arrendador la cesión o el subarriendo, en el plazo de 60 días hábiles a partir de su celebración. 
 
12ª.- Este contrato podrá resolverse a instancia del arrendador por alguna de las causas 
establecidas en el Art. 25 de la Ley. Tanto el arrendador, como el arrendatario, podrán rescindir 
el contrato por el incumplimiento de la otra parte de la obligación de satisfacer gastos de 
conservación y mejoras, en los términos de los artículos 18,19 y 20 de esta Ley. 
         El arrendatario saliente debe permitir al entrante el uso del local y demás medios 
necesarios para las labores preparatorias del año siguiente y, recíprocamente, el entrante tiene 
obligación de permitir al saliente lo necesario para la recolección y aprovechamiento de los 
frutos, en la forma prevista en el artículo 1578 del Código Civil. 
 
13ª.- Las dos partes firmantes del presente contrato, se reconocen suficiente capacidad 
legal para contratar. 
 
 14ª.- Este contrato queda sometido expresamente a la Ley 49/2003, de 26 de noviembre, 
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PACTOS Y CONDICIONES PARTICULARES 
 
 
1.- A efectos de las ayudas establecidas en el Régimen de Pago Único, R(CE) 1782/2003, el 
presente contrato incluye la cesión, por el tiempo establecido en el mismo, de los derechos de 















      
      






(1) La firma de ambos cónyuges es necesaria cuando la propiedad se ganancial. 






 Formalizado así este Contrato y para que conste, lo firman los intervinientes, por 
triplicado, en el lugar y fecha indicados. 
 












Anhang 7: Korpustext ES3 
 
CONTRATO DE ARRENDAMIENTO DE SUELO RÚSTICO 
 







De una parte, en concepto de ARRENDADOR, D. Nerea Rodríguez Herrera  C/Gerona  
5º B  08860 (Castelldefels) Barcelona  con D.N.I. 45.734.988-T  actuando como 
autorizada de D. José Ramón Rodríguez González con DNI 13.096.288-L. 
 
De otra parte, en concepto de ARRENDATARIO, 
Juan Carlos MARTÍN CALVO, vecino de BURGOS en C/ Federico Olmeda, 11 2º  
con D.N.I. 13.104.629-B  en nombre y representación de Sociedad Cooperativa 
NOGALBURGOS, con NIF F-09546334 ubicada en C/ Laín Calvo, 5  3º 09003 
Burgos con poder suficiente para celebrar este acto. 
 
 
Ambas partes convienen el arrendamiento de una superficie total de    
**********************************         0,8490  Hectáreas.    ***************************** 
Ubicadas en el término municipal de Panizares de Valdivielso                                            
por el tiempo de 15 años prorrogables, y renta según consta en el apartado de 
pactos y condiciones particulares, integrada por las fincas que se indican a 
continuación y de acuerdo con los pactos y condiciones generales y particulares 
que también se expresan en aplicación a las disposiciones vigentes de la Ley de 
Arrendamientos Rústicos en la Ley de 26/2005 de 30 de noviembre y demás 





Provincia Término municipal Polígono Parcela Superficie Nº Nogales 
Burgos Merindad de Valdivielso.  
(Panizares de Valdivielso) 
516 136 0,8490 ha 170 
   Total … 0,8490 ha 170 
 
Puesto que el pago se realiza en dos partes, en la segunda parte se regularizará la 

















De acuerdo con lo dispuesto en el artículo 27 del reglamento (CE ) 795/2004 de la 
Comisión de 21 de Abril de 2004, se arriendan junto con la superficie anterior los 
derechos de “Pago Único “. 
El arrendamiento de derechos se hace por el mismo periodo que el de las tierras. 
El arrendatario adquiere la obligación de solicitar la ayuda por los mismos, en 
todos y cada uno de los años que dure el arrendamiento y, se responsabiliza del 
perjuicio causado al arrendador de ser de aplicación el art. 12-1 del Real Decreto 
1617/2005 de 30 de diciembre (derechos de ayuda no utilizados) 
Los derechos objeto de este arrendamiento son los siguientes: 
 
Término municipal Polígono Parcela 
Merindad de Valdivielso. 





1º Son nulas y se tendrán por no puestas las cláusulas que modifiquen en perjuicio 
del arrendatario, las normas de la ley, salvo los casos en que ésta expresamente lo 
autorice. 
No pueden imponerse al arrendatario condiciones o prestaciones diferentes de las 
que le son propias conforme a lo establecido en la Ley, ni gastos por reparaciones 
u otros conceptos que por ley no le corresponden. 
2º El arrendatario manifiesta que tiene capacidad para contratar de acuerdo con el 
art. 9 de la Ley 
3º El arrendatario tiene derecho a determinar el tipo de cultivo, sin perjuicio de su 
obligación de devolver la finca al terminar el arriendo en el estado que la percibió y 
de lo dispuesto sobre mejoras en la Ley, considerando una mejora inherente a la 
firma de este contrato la plantación de las especies definidas más adelante. 
4º Este contrato podrá elevarse a escritura pública a instancias de cualquiera de 
las partes, siendo de cuenta de quien lo solicite todos los gastos que se deriven de 
ello. 
5º Terminado el plazo contractual el arrendador podrá recuperar la posesión de 
acuerdo con lo dispuesto en el artículo 12 de la Ley. 
6º Para poder realizar este contrato, es imprescindible ser socio de la Sociedad 
Cooperativa NOGALBURGOS. 
7º La renta derivada de la explotación de las fincas será la resultante del valor de 
la cosecha distribuido de la siguiente manera: 
- 70% de los resultados de la explotación  serán del arrendador. 
- 30% de los resultados de la explotación serán del arrendatario. 
En todo caso, como mínimo se asignara al arrendador el coste de mantenimiento 
anual, si se diera el caso de no cubrirse los gastos, se prorratearan en siguientes 
ejercicios con beneficios. 
8º Para los gastos y mejoras que se efectúen en la finca se estará a lo dispuesto 





9º El arrendatario, salvo acuerdo en contra de ambas partes, podrá asegurar la 
producción normal contra riesgos ordinariamente asegurables y le será posible 
repercutir contra el arrendador, a partir del momento en que le notifique el seguro 
concertado, una parte de la prima que guarde, en relación con su importe total, la 
misma proporción que entre la renta y la suma total asegurada. 
 
10º En cuanto a la actualización de la renta se estará a lo dispuesto en el artículo 
13.2 de la Ley 
11º Arrendador y arrendatario están obligados a permitir la realización de las 
obras, reparaciones o mejoras que deba o pueda realizar la otra parte contratante. 
Estas se realizarán en la época del año y circunstancias que menos perturben, 
salvo las que no puedan diferirse. 
12º Para la cesión y el subarriendo se estará a lo pactado por las partes, y en todo 
caso deberá referirse a la totalidad de la finca o explotación y deberá otorgarse por 
todo el tiempo que reste del plazo del arrendamiento por una renta que no podrá 
ser superior a la pactada entre el arrendador y el arrendatario. Este no podrá ceder 
o subarrendar la finca o explotación sin el consentimiento expreso del arrendador. 
13º Este contrato podrá resolverse por alguna de las causas establecidas, en los 
artículos 24,25 y 26 de la Ley. En caso de fallecimiento del arrendatario tendrá 
derecho a sucederle las personas a que se refiere el artículo 24.e) de la Ley. Este 
arrendamiento se extingue y el arrendador podrá instar el desahucio por las 
causas previstas en el artículo 25 de la Ley 
14º Para lo no previsto en el presente contrato las partes se someten 
expresamente a las disposiciones vigentes de la Ley de Arrendamientos Rústicos 
en la Ley de 26/2005 de 30 de noviembre y demás disposiciones aplicables al 
respecto. 
15º El importe desglosado es: 
 
 
Este importe (Sin impuestos aplicados) se desembolsará de la siguiente manera y 
plazos: 
 
Nº Concepto Importe Fecha Pago 
1 Aportación inicial obligatoria           1.000,0 € A la firma del contrato 
2 Preparación Fincas  1.009,8 € A la firma del contrato 
3 Planta y Plantación Nogales    673,2 € 16 de Marzo de 2015 
 Total 2.683,0 €  
 
 
Dos pagos diferentes: 
 
1º de 1.000 € (exento de impuesto) con concepto “Aportación inicial obligatoria”  
2º de 1.009,8 € (10 %  I.V.A incluido) con concepto “Nogaledas”. 
 
Caja Rural y la cuenta es: 
Titular “Sociedad Cooperativa NOGALBURGOS” 








PACTOS Y CONDICIONES PARTICULARES 
 
Esta finca, se empleará exclusivamente para la plantación de nuevos ejemplares 
hasta rellenar a marco de plantación. 
Para aumentar la calidad de las fincas y rentabilizar el mantenimiento de los 
nogales, se realizarán plantaciones intercalares, se realizarán ensayos realizados 
por  
Dpto de Biología Vegetal, Ecología y Ciencias de la Tierra 
I.T. FORESTAL (Forestry School) 
Universidad de Extremadura 
Dentro del marco de trabajo de un programa Europeo con financiación comunitaria 
llamado  
SEVENTH FRAMEWORK PROGRAME 
THEME [KBBE.2013.1.2-01] 
[Agro-forestry systems for Europe] 
 
Los derechos de PAC se acogerán a la legislación vigente. 
Todos los trabajos o subproductos que generen beneficios económicos, se regirán 
de igual manera que el resto (Art. 7 de este contrato) 
La planta, una vez finalizado este contrato pasará a ser propiedad del arrendador. 
Formalizado así este contrato, para que conste, lo firman los intervinientes, por 
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De una parte, en concepto de arrendador, D. 
Primer apellido 
 




 D.N.I. y N.I.F.  
 
 Y su esposa (2)    
Primer apellido 
 








Representados por D.  
Primer apellido 
 









De otra parte, en concepto de arrendatario (3), D/Dña. 
Primer apellido 
 










representado por D.  
Primer apellido 
 














(﴾propietario,  usufructuario…)﴿  (﴾4)﴿ 
de las finca/s rústica/s que se detallan a continuación, así como los demás bienes y enseres que se especifican en el inventa rio que se 
acompaña a este contrato: 
Identificación de las fincas: 
Concejo 
 
Polígono  Parcela  
Concejo 
 
Polígono  Parcela  
Concejo 
 
Polígono  Parcela  
Concejo 
 
Polígono  Parcela  
 
II. Que ambas partes se reconocen mutuamente la capacidad suficiente para otorgar libremente y de común acuerdo el presente contrato de 
arrendamiento rústico sobre las fincas descritas, que efectivamente otorgan en este acto con arreglo a las siguientes . 
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1ª- Bienes arrendados.- 
 
El arrendador cede en arrendamiento al arrendatario la/s finca/s rústicas descritas en el expositivo I de este documento, así  como todos los 
demás bienes y enseres que se relacionan en el inventario que se acompaña a es te contrato.  
 




El arrendatario destinará la/s finca/s a la obtención de los aprovechamientos que libremente decida.  
 
3ª.- Duración.-  
 
El presente contrato de arrendamiento tendrá una duración de 
 
Años (6) 
Llegado el día del vencimiento, si el arrendador no ha comunicado al arrendatario con un año de antelación su  voluntad de que le sea restituida 
la posesión de la finca/s y demás bienes dados en arrendamiento, el contrato se entenderá prorrogado por cinco años. Al contr ato así prorrogado 
le seguirá siendo de aplicación el régimen convencional pactado en este docum ento.  
 
El arrendatario podrá desistir del contrato al finalizar cada anualidad, siempre que lo notifique fehacientemente al arrendad or al concluir la 
anualidad anterior.  
 
 Cualquiera de las partes otorgantes del presente contrato podrán compelerse a form alizarlo en documento público, cuyos gastos serán de 




El arrendatario abonará anualmente en concepto 





Actualización de la renta (7) 
 
Queda prohibido el abono anticipado de rentas. 
 
5ª.- Pago de la renta.- 
 
El pago de la renta se efectuará dentro de los quince primeros días de cada anualidad, mediante transferencia bancaria a la cuenta de la que 
es titular el arrendador. 
Entidad bancaria  Cuenta (20 dígitos) 
 
 
    
  Banco Sucursal DC N.º Cuenta 
Código IBAN 
 
     
 
El arrendador acreditará el pago de la renta a través de la expedición de un recibo, el cual deberá  especificar la renta en vigor y, 
separadamente el resto de conceptos de los que se componga la totalidad del pago.  
 
6ª.-  Otras cantidades que debe pagar el arrendatario.- 
 
Todas las cantidades que hubiese de pagar el arrendador y que por disposición lega l sean repercutibles al arrendatario podrán ser exigidas 
por aquél desde el momento en que las haya satisfecho, expresando el concepto, importe y disposición que autorice la repercus ión. El 
impago de tales cantidades equivaldrá al impago de la renta. El derecho a repercutir prescribirá al año de haberse efectuado el pago por el 
arrendador. 
 
7ª.- Estado de los bienes arrendados.-  
 
El arrendatario declara que recibe la finca/s y los demás bienes y enseres que se ceden en arrendamiento en el estado que se indica en el 
inventario que se acompaña a este documento elaborado por los servicios técnicos de la Comisión Regional del Banco de Tierras  y en 
condiciones idóneas para servir al aprovechamiento a que serán destinadas de acuerdo con este contrato.  
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8ª.- Obras y gastos a cargo del arrendador.- 
 
Serán de cuenta del arrendador las siguientes obras sobre la finca/s arrendada/s:  
 
1º El arrendador, sin derecho a elevar por ello la renta, realizará todas las obras y reparaciones ne cesarias con el fin de conservar la finca 
en estado de servir para el aprovechamiento a que fue destinada al concertar el contrato.  Si el arrendador no las realizase,  podrá optar el 
arrendatario por resolver el contrato o bien por realizarlas él mismo, re integrándose los gastos que de ellas se deriven mediante 
compensación con las rentas pendientes a medida que vayan venciendo.  
 
No tendrá esta obligación el arrendador cuando por causa de fuerza mayo la/s finca/s arrendada/s  sufra/n daños cuya reparaci ón tenga un 
coste superior a una anualidad de renta. En tal caso deberá comunicarse fehacientemente al arrendatario, el cual podrá rescin dir el 
contrato, comunicándoselo igualmente al arrendador, o continuar con el arrendamiento con derecho a una disminución d e la renta 
proporcional a la pérdida de utilidad o rendimiento padecida por la finca/s. 
 
2º El arrendador deberá efectuar todas las obras, mejoras e inversiones que, por disposición legal o por resolución judicial o administrativa 
firme, hayan de realizarse sobre la finca/s arrendada/s. Cuando estas obras, mejoras o inversiones sean de tal entidad y naturaleza que, 
excediendo de la natural conservación de la/s finca/s supongan una transformación que redunde en el incremento de la producci ón, el 
arrendador tendrá derecho a la revalorización de la renta proporcional a este incremento y, en su caso, a la rescisión del contrato, cuan do el 
arrendatario no estuviese conforme con dicha revalorización.  
 
9ª.- Obras y gastos a cargo del arrendatario.- 
 
Serán de cuenta del arrendatario las siguientes obras sobre la/s finca/s arrendada/s: 
 
Corresponde al arrendatario efectuar las reparaciones, mejoras e inversiones que sean propias del empresario agrario en el de sempeño 
normal de su actividad y las que le vengan impuestas por disposición legal o por resolución judicial o administrativa firme. La realización de 
estas obras no dará al arrendatario derecho a disminuir la renta, ni a prorrogar el contrato, salvo que así resulte de las di sposiciones legales 
o resoluciones judiciales o administrativas firmes.  
 
El arrendatario podrá realizar cualquier obra de mejora útil y voluntaria en la finca arrendada; sin perjuicio de que al fina lizar el arriendo, el 
arrendador en ejecución de la cláusula 10 º de este contrato le exija devolver la finca y los demás bienes cedidos en la misma situación en 
la que los recibió. Aunque el arrendador no le exija esta devolución de los bienes al estado inicial, no tendrá el arrendatar io por ello derecho 
a ningún tipo de indemnización o amortización por la realización de las obras. 
 
10ª.- Devolución de bienes.- 
 
Una vez haya trascurrido el período de duración acordado y, en su caso, el de las prórrogas, el arrendatario deberá restituir  la posesión de 
los bienes arrendados al arrendador, sin necesidad de requerimiento expreso. 
 
Los bienes deberán ser devueltos en el mismo estado en el que se encontraban cuando comenzó el arrendamiento, sin más deterio ros que 
los derivados del paso del tiempo y del uso habitual de las cosas.  
 
11ª.- Cesión y subarriendo.-  
 
El arrendatario no podrá ceder o subarrendar total o parcialmente la finca/s, ni ninguno de los bienes y derechos que se cede n en virtud de 
este contrato. 
 
12ª.-Derechos de adquisición preferente.- 
 
El arrendatario no tiene ningún derecho de adquisición preferente sobre la finca/s ni sobre ninguno de los bienes que se ceden en virtud de 
este contrato. 
 
13ª.- Seguro sobre la producción de la/s finca/s.- 
 
Los gasto y primas que deba pagar el arrendatario como consecuencia de los contratos que pudiese con certar  para asegurar la producción 
de la/s finca/s no podrán ser repercutidos en ningún caso al arrendador.  
 
14ª.- Elevación a escritura pública.- 
 
Este contrato se elevará a escritura pública a instancia de cualquiera de las partes, siendo de cuenta de q uien lo solicite todos los gastos 
que se deriven de ello. 
 
15ª.- Resolución del contrato 
 
Este contrato podrá resolverse a instancia del arrendador por alguna de las causas establecidas en el artículo 25 de la LAR ( Ley 49/2003, 
de 26 de noviembre, modificada por la Ley 26/2005, de 30 de noviembre). 
 
16ª.- Régimen jurídico del arrendamiento.- 
 
En defecto de las estipulaciones de este contrato, el arrendamiento se regirá por lo establecido en la LAR en cuanto no se ap onga a su 
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17ª.- Sumisión a arbitraje.- 
 
Toda controversia derivada de este contrato o que guarde relación con él, incluida cualquier cuestión relativa a su existenci a, validez o 
terminación, será resuelta definitivamente mediante arbitraje privado por la Junta Arbitral de Arrendamientos Rústicos del Principado de 




















Formalizado así este contrato para que conste, lo firman los intervinientes, por triplicado ejemplar, una para cada parte y otra para ser 































(1) El modelo normalizado podrá ser modificado por las partes para adaptarlo a los pactos que libremente acuerden, respetando , en todo 
caso, las normas imperativas de la vigente Ley de Arrendamientos Rústicos 49/2003, de 26 de noviembre, y l o establecido por el Decreto 
del Principado de Asturias 12/2013, de 27 de diciembre, por el que se regula la Bolsa de Fincas Rústicas del Principado de As turias. 
(2) La firma de ambos cónyuges es necesaria cuando la finca sea ganancial.  
(3) Téngase en cuenta el nuevo art. 9.3 LAR, que exige, a las personas jurídicas arrendatarias, la inclusión en su objeto social del ejercicio 
de la actividad agraria 
(4) Título que permite ceder la finca en arrendamiento.  
(5) El artículo 3 de la LAR exige la integración de estos derechos en el contenido del contrato. 
(6) La duración debe ser, al menos, de cinco años, de acuerdo con el nuevo artículo 12 LAR. Si se establece una duración meno r la cláusula 
se tendrá por no puesta y se entenderá que el arrendamiento ha sido concertado por cinco años.  
(7) Las partes podrán establecer el sistema de actualización de rentas que consideren oportuno o la no actualización. La actu alización se 
podrá  llevar  a  cabo  con  arreglo  a  ….  (﴾la  var iación experimentada por el IPC en los doce meses anteriores); (la variación experimentada en 
los doce meses anteriores por los índices de precios de los productos agrícolas y pecuarios publicados por el Ministerio de A gricultura para 





















































      
The RICS Guidance Note on the 1995 Agricultural Tenancies Act (1995) and the 1995 Agricultural 
Tenancies Act: RICS Supplementary Guidance Note (1998) should be read in their entirety before any 

























































for a  


























Before signing this Agreement the Landlord and the Tenant should give each other a written 
notice identifying the Holding mentioned above and confirming that they intend that the tenancy 
created by this Agreement is to be, and to remain until its termination, a Farm Business Tenancy 
as defined by Section 1 of the Agricultural Tenancies Act 1995. A copy of the notices should be 
kept with this Agreement 
 
The form of this Agreement is based on the RICS Farm Business Tenancy Agreement (3rd Edition 2004) the 







      
PARTICULARS 
 
Column 1 Column 2 
The Landlord East Riding of Yorkshire Council of County Hall, 
Cross Street, Beverley in the East Riding of 
Yorkshire  HU17 9BA 
The Tenant NAME[S] 
ADDRESS 
The Holding All that property known as field OS pt 7426 
extending to approximately 4.60 hectares (11.36 
acres) situated at Skipsea in the County of the East 
Riding of Yorkshire full particulars of which are 
contained in Schedule 1 and shown edged red on 
plan attached hereto 
The Term 15 February 2012 to 30 September 2012 (inclusive) 
The First Day of the Term 15 February 2012  
The Last Day of the Term 30 September 2012 
The Rent £…… for the Term  
The First Rent Day Rent is due in full in advance of completion of this 
Agreement or taking possession of the Land, 
whichever is the earlier  
The Prescribed Rate The base rate for the time being of National 








      
This Agreement is made on the ................. day of ................... Two thousand and Twelve  
BETWEEN the Landlord and the Tenant.  
 
1. PRELIMINARY 
1.1 In this Agreement: 
(a) expressions in Column 1 of the Table of Particulars have the meaning given to them 
in Column 2 of the Table; 
(b) the Landlord includes the person entitled to receive the rent payable under this 
Agreement; 
(c) the Tenant includes the person who has the right to occupy the Holding on the terms 
of this Agreement; and 
(d) the Term includes any period after the Last Day of the Term during which the 
Tenant is entitled to continue to occupy the Holding either by agreement or by 
statute, including any period during which this Agreement continues as a tenancy 
from year to year. 
1.2 At any time when the Landlord or the Tenant is more than one person their obligations 
and covenants can be enforced against all of them jointly and against each of them 
individually. 
1.3 Any reference to an Act of Parliament, statutory instrument or regulation includes a 
reference to that Act, instrument or regulation as amended or replaced from time to time 
and to any subordinate legislation or bye-law made under it. 
1.4 The amounts specified in this Agreement are exclusive of VAT and wherever in this 
Agreement there is a covenant by the Landlord or Tenant to pay any sum which is a 
taxable supply, VAT shall be payable upon the issue of a valid VAT invoice. 
2. LETTING 
2.1 The Landlord LETS the Holding to the Tenant from the First Day of the Term for the 
Term unless this Agreement is ended under Clause 10.1. 
2.2 The Landlord reserves the rights set out in Schedule 2. 
2.3 This Agreement is for a fixed term tenancy.  Holding over will not be permitted by the 
Landlord nor will it be attempted by the Tenant.  A periodic tenancy will not commence 








      
OBLIGATIONS OF THE TENANT 
3. PAYMENTS 
3.1 The Tenant will pay the Rent to the Landlord in full in advance of completion of this 
Agreement or taking possession of the Land, whichever is the earlier. 
3.2 The Tenant will pay the rent in full on the Rent Day without making any deduction of 
any kind (including any legal or equitable set-off). 
3.3 The Tenant will pay all rates taxes or other sums payable in respect of the Holding by the 
occupier (except any tax or other sum payable by the Landlord in respect of rent received 
or in respect of any dealing with the Landlord’s interest in the Holding). 
3.4 The Tenant will pay interest on any rent arrears or other money due under this 
Agreement at the Prescribed Rate from the date when payment should have been made 
until the date when payment is actually made. 
3.5 The Tenant will pay to the Landlord the full amount for the Single Payment Scheme 
entitlements as detailed in Section 12.11, such payments to be made at commencement of 
this Tenancy. 
4. USE AND MANAGEMENT OF THE HOLDING 
4.1 (a) The Tenant will use the Holding for agricultural purposes only unless the Landlord 
gives written consent in advance to an alternative use. 
(b) If a particular use for any part of the Holding has been specified in Column 4 of 
Schedule 1 the Tenant will use that part of the Holding for that purpose only 
throughout the Term. 
(c) The Tenant will not allow any part of the Holding to be used for the display of 
advertisements or for camping or the parking of vehicles or caravans or for the 
purpose of fairs, festivals, sporting events, rallies or other public events. 
4.2 (a) For as long as he occupies the Holding the Tenant will comply with the provisions 
relating to good husbandry set out in Part I of Schedule 6, and any additional terms 
relating to conservation and to the cultivation and management of the Holding 
contained in Part II of Schedule 6. 
(b) The Tenant will not break up or convert into tillage any part of the Holding described 
as permanent pasture in Schedule 1 or burn any heather or moorland on the Holding. 
(c) The Tenant will not remove any turf, topsoil, stone or gravel from the Holding. 
(d) The Tenant will use his best endeavours to keep the Holding free from disease or 
infestation by pests and will destroy rabbits, moles, rats and other vermin and will 





      
(e) The Tenant will destroy all thistles, nettles and other injurious weeds to which the 
Weeds Act 1959 applies. 
(f) The Tenant will not allow any livestock on the Holding to be treated in a manner 
likely to cause unnecessary pain or distress, and will comply with any relevant code of 
practice relating to animal welfare. 
4.3 (a) The Tenant will not allow anything to be done or to remain on the Holding which 
might cause nuisance disturbance or damage to the Landlord or the occupier of any 
adjoining land or to users of any road on or adjoining the Holding. 
(b) The Tenant will not plough up or obstruct any public road or footpath or any right of 
way lawfully enjoyed by the Landlord or any other person. 
(c) The Tenant will not allow anything to be done on the Holding which might cause the 
pollution of any watercourse or any supply of water. 
4.4 The Tenant will comply with all Acts of Parliament, regulations, by-laws and applicable 
codes of practice relating to the Holding or to the conduct of the Tenant’s business on 
the Holding. 
4.5 The Tenant will personally farm the Holding. 
4.6 The Tenant will take all reasonable steps to prevent acts of trespass on the Holding and 
to prevent any new footpaths or other easements or rights of way from being acquired 
over the Holding and will notify the Landlord in writing of any encroachments or 
repeated acts of trespass on the Holding. 
4.7 (a) The Tenant will do nothing to harm any game, deer and fish or any wildfowl and wild 
birds listed in Part I of the Second Schedule to the Wildlife and Countryside Act 1981 
(including their nests and eggs). 
(b) The Tenant will control rabbits, mink, wood pigeons and other pests on the Holding 
and compensate the Landlord for any claims made by the owners or occupiers of 
adjoining land because of damage done by such animals or birds. 
4.8 The Tenant will take all steps necessary to preserve and continue any licences, permits or 
consents in existence at the start of this Agreement which are of benefit to the Holding 
(including the usage of water and making all necessary applications and payments to 
preserve any licence granted under statutory powers ) and will permit the Landlord or the 
Landlord’s agent to inspect and take copies of all such documents. 
4.9 The Tenant will not enter into any grant scheme or management agreement without the 





      
4.10  (a) The Tenant will not grow any genetically modified crop or apply any sewage sludge to 
the Holding without the prior written consent of the Landlord; 
 (b)  If the Landlord gives consent to the growing of any genetically modified crop the 
Tenant will provide all such information as to the crop as the landlord may 
reasonably request. 
4.11 The Tenant will not keep livestock of any description nor spread any animal manure on 
the land  
5. REPAIRS, ALTERATIONS AND INSURANCE 
5.1 For all those parts of the Holding identified in Schedule 3 as being the responsibility of 
the Tenant to repair the Tenant agrees to keep them in the sane state of repair as at the 
commencement of the Term. 
5.2 If the Tenant fails to do any work which this Agreement requires him to do and the 
Landlord gives him written notice to do it the Tenant agrees: 
(a) to start the work within two months or immediately in the case of an emergency; 
and  
(b) to proceed diligently with the work until it is completed; or  
(c) if the Tenant fails to comply with the notice, to permit the Landlord to do the work 
and recover the reasonable cost from the Tenant. 
5.3 For all those parts of the Holding identified in Schedule 3 as being the responsibility of 
the Landlord to repair the Tenant agrees: 
(a) to take reasonable care to avoid those parts of the Holding becoming damaged by 
any deliberate, reckless or negligent act or behaviour by the Tenant or any person 
permitted to be on the Holding by the Tenant and to put right any damage so 
caused as soon as reasonably possible; and 
(b) to report in writing to the Landlord any damage caused to those parts of the 
Holding or any need for repair to them as soon as the Tenant becomes aware of 
such matters. 
5.4 Where Schedule 3 indicates that the repair of a particular part of the Holding is to be 
carried out by the Landlord subject to a contribution from the Tenant, the Tenant agrees 
to pay to the Landlord the specified percentage of the reasonable cost incurred by the 
Landlord in carrying out the work, such payment to be made on demand following 
completion of the work. 
5.5 (a) The Tenant will not remove or make structural alterations or additions to any existing  





      
improvement to the Holding other than those agreed and with prior written consent 
from the Landlord. 
(b) Before making any alteration or addition to the Holding the Tenant will first obtain 
all statutory or other consents required for the carrying out of such work and provide 
copies to the Landlord. 
(c) The Tenant will comply with the terms of all consents required for the carrying out of 
such work and will compensate the Landlord for any loss damage or expense incurred 
by the Landlord as a result of any breach by the Tenant of his obligations under this 
clause.  
(d) Unless the parties otherwise agree, the repair and insurance of any new building 
erected on the Holding by the Tenant will be the responsibility of the Tenant as if it 
had been so identified in Schedule 3. 
5.6 (a) The Tenant will not remove or damage any fence, hedge, field wall or boundary on 
the Holding unless the Landlord gives written consent in advance. 
(b) The Tenant will prevent trees, saplings and hedges on the Holding from being injured 
by livestock and will not attach any wire to them or damage or injure them in any 
way. If any tree, sapling or hedge is damaged or injured the Tenant will replace it with 
equivalent stock on the first suitable occasion. 
(c) The Tenant will give notice in writing to the Landlord of any dead or dangerous tree 
on the Holding of which he becomes aware. 
5.7 The Tenant will be responsible for trimming and keeping neat the eastern and western 
boundary hedges during the Term as indicated on the Plan by the inverted ‘T’ marks 
5.8 The Tenant agrees to insure for their full replacement value his own livestock crops 
fixtures plant and equipment. 
5.9 The Tenant agrees to insure the items identified in Schedule 3 as being the responsibility 
of the Tenant to insure. Such insurance: 
(a) will be with a reputable Insurance Company approved by the Landlord (such 
approval not to be unreasonably withheld); 
 (b) will be against loss or damage by fire and such other risks as the Landlord may from 
time to time reasonably prescribe; 
(c) where it relates to buildings on the Holding and unless otherwise specified in 
Schedule 3 shall be for an amount equal to their full reinstatement cost (including all 
professional fees and the cost of any work which might be required by or by virtue of 





      
(d) where it relates to livestock, plant, machinery, fixtures or fittings shall be to their full 
replacement value. 
5.10 The Tenant agrees to insure to an adequate level of cover (to be not less than five million 
pounds) against liability to third parties for loss or damage arising in relation to the 
Holding and against product liability in relation to the produce of the Holding with an 
Insurance Company approved by the Landlord (such approval not to be unreasonably 
withheld) in the joint names of the Landlord and the Tenant. 
5.11 Where the Tenant is responsible for insurance the Tenant agrees: 
(a) to produce to the Landlord on demand the policy of insurance maintained by the 
Tenant and the receipt for the last premium payable for it; 
(b) to reinstate any building on the Holding destroyed or damaged by any risk against 
which the Tenant was required to insure and to cause all money received in respect of 
such damage or destruction to be expended in carrying out the required 
reinstatement; 
(c) to replace all livestock plant and machinery Tenant’s fixtures and fittings and crops 
on the Holding destroyed or damaged by any risk against which the Tenant was 
required to insure and to cause all money received in respect of such destruction or 
damage to be expended on such replacement, or in the case of crops grown for 
consumption on the Holding to return to the Holding the full equivalent manurial 
value in artificial manures or feeding stuffs; and 
(d) in case it shall be impossible or impracticable to reinstate any building on the Holding 
in accordance with sub-clause (b) above any money received under the policy of 
insurance shall be divided between the Landlord and the Tenant in proportion to the 
value at the date of the damage or destruction of their respective interests in that 
building. 
6. ASSIGNMENT AND SUBLETTING 
6.1 (a) The Tenant may not assign sublet part with possession or share occupation of the 
Holding or any part of it unless permitted to do so under sub-clauses (b) and (c) 
below. 
(b) The Tenant may not enter into any partnership, share-farming, management or 
cropping agreement or any other joint venture entitling any person to share 





      
(c) Tenant may not let or sell any grass keep or growing crops on the Holding or take in 
livestock belonging to any other person unless the Landlord has given written 
consent in advance. 
7. ACCESS AND INFORMATION 
7.1 The Tenant will only access the Land directly off Bridlington Road.  There is no other 
form of access and the Tenant will not attempt to use or create any other form of access.  
7.2 Subject to any restrictions imposed in the interests of public or animal health, the Tenant 
will allow the Landlord and any person authorised by the Landlord to have access to the 
Holding at all reasonable times after giving reasonable notice (except in an emergency) 
for the purpose of: 
(a) inspecting the condition of the Holding; 
(b) carrying out any works which the Landlord is obliged or entitled to carry out under 
this Agreement; 
(c) carrying out any works to any property belonging to the Landlord which adjoins the 
Holding; 
(d) taking soil or water samples; and 
(e) exercising any of the rights reserved to the Landlord in Schedule 2 of this Agreement. 
In all cases the Landlord shall repair and make good any damage caused to the Holding 
or loss incurred by the Tenant by the exercise of the Landlord’s rights of access. 
7.2 Immediately on becoming aware of any such matter the Tenant must inform the 
Landlord in writing of any notice order direction or other formal document relating to 
the Holding or to the management of the Holding or which is likely to affect the 
Landlord’s interest in the Holding (including any charge made under the authority of the 
Agricultural Credits Act 1928) and must allow the Landlord or the Landlord’s agent to 
make copies of all relevant documents. 
7.3 The Tenant will keep proper livestock and cropping records and records of all hay, straw, 
silage or other produce burnt on or sold off the Holding and records of all Quota 
allocated to the Holding (whether alone or with other land occupied by the Tenant) and 
any other records which the Landlord or any statutory or regulatory body may reasonably 
require and will permit the Landlord or the Landlord’s agent to inspect and take copies of 
such records. 
7.4 If the Tenant dies during the Term his executors or administrators must give written 





      
7.5 The Tenant will permit the Landlord to hold not more than twenty viewing days during 
the last six months of the Term when any person invited by the Landlord may view any 
part of the Holding. 
7.6 The Tenant will indemnify the Landlord and any incoming tenant against any liability to 
employees of the Tenant arising out of the Transfer of Undertakings (Protection of 
Employment) Regulations 1981 and costs incurred in connection with such liability.   
8. QUITTING THE HOLDING 
8.1 On quitting the Holding at the end of the Term if so required by the Landlord the Tenant 
must leave properly protected on the Holding the whole of the unconsumed hay, straw 
and silage and all farmyard manure made on the Holding in the last year of the Term.  
8.2 At the end of the Term the Tenant must give up possession of the Holding to the 
Landlord leaving it in a condition consistent with the Tenant having complied with all of 
his obligations under this Agreement. 
8.3 In the last year of the Term after the Tenant has removed from any part of the Holding 
the last crop which he intends to grow and harvest there the Tenant will permit the 
Landlord and any person authorised by him to enter and cultivate that part of the 
Holding. 
8.4 At the end of the Term when the Tenant quits the Holding the Tenant will pay 
compensation to the Landlord for any breach by the Tenant of any of his obligations 
contained in this Agreement the amount of such compensation being determined in 
accordance with the common law relating to damages for breach of covenant. 
8.5 There will be no additional sums for RMVs and UMVs, nor will any dilapidations claims 
be permitted against the outgoing tenant. 
9. LANDLORD’S OBLIGATIONS 
9.1 For so long as the Tenant pays the Rent and complies with his obligations under this 
Agreement the Landlord will permit the Tenant to occupy and enjoy the Holding without 
any interference or disruption by the Landlord or any person acting on the Landlord’s 
behalf or deriving title under the Landlord. 
9.2 For all those parts of the Holding identified in Schedule 3 as being the responsibility of 
the Landlord to repair the Landlord agrees first to put those parts into a good state of 
repair, and then to keep them in a good state of repair for as long as the Tenant is entitled 
to occupy the Holding under this Agreement. 
9.3 Where Schedule 3 indicates that the repair of a particular part of the Holding is to be 





      
agrees to pay to the Tenant the specified percentage of the reasonable cost incurred by 
the Tenant in carrying out the work, such payment to be made on demand following 
completion of the work. 
9.4 If the Landlord fails to do any work which this Agreement requires him to do and the 
Tenant gives him written notice to do it the Landlord agrees:  
(a) to start the work within two months or immediately in the case of an emergency; 
and 
(b) to proceed diligently with the work until it is completed; or 
(c) if the Landlord fails to comply with the notice, to permit the Tenant to do the work 
and recover the reasonable cost from the Landlord. 
9.5 At the end of the Term when the Tenant quits the Holding there will be no 
compensation payable by the Landlord to the Tenant. 
10. TERMINATION OF THIS AGREEMENT 
10.1 If the Tenant fails to pay the Rent or any part of the Rent for twenty one days after it 
becomes payable (whether formally demanded or not) or if the Tenant commits any 
breach of his obligations or if a receiving order is made against him or if a meeting of his 
creditors is called or if he is adjudicated bankrupt or if the Tenant (being a company) 
enters into compulsory or voluntary liquidation otherwise than for the purposes of 
reconstruction or amalgamation or if any distress or execution is levied on the Holding 
then in any such case the Landlord shall be entitled (in addition to any other right and 
after first giving to the tenant one month’s prior notice in writing) to re-enter the Holding 
or any part of it in the name of the whole and bring this Agreement to an end. 
11. RESOLUTION OF DISPUTES 
11.1 Subject to Clause 11.7 below any dispute between the Landlord and the Tenant 
concerning their rights or obligations under this Agreement or in relation to the Holding 
shall be determined either by an independent expert appointed under Clause 11.2 below 
or, if no independent expert is appointed, by an arbitrator appointed under Clauses 11.3 
or 11.4 below. 
11.2 After a dispute has arisen the Landlord and the Tenant may agree in writing to refer the 
dispute to an independent expert whose decision shall be final and binding on them. The 
procedure to be adopted by the independent expert (including liability for costs) shall be 
determined by him or her but shall include an opportunity for the parties to state their 





      
11.3 If the Landlord and the Tenant do not agree to refer the dispute to an independent expert 
either party may give to the other a notice in writing specifying the dispute and requesting 
that agreement be reached on the identity of an arbitrator to be appointed to determine 
the dispute. 
11.4 If no arbitrator has been appointed by agreement within two months of a notice under 
Clause 11.3 above then either the Landlord or the Tenant may apply to the President of 
The Royal Institution of Chartered Surveyors for the appointment of an arbitrator by 
him. 
11.5 If an arbitrator has been appointed but subsequently dies or becomes incapable of acting 
for any reason the parties may appoint another in his place by agreement or alternatively 
either party may apply to the President of The Royal Institution of Chartered Surveyors 
for the appointment of a new arbitrator. 
11.6 Any arbitration under this Agreement shall be conducted in accordance with the 
Arbitration Act 1996. 
11.7 Clause 11.1 above will apply to all disputes between the Landlord and the Tenant except 
where written consent for improvements is provided by the Landlord. 
12. ADDITIONAL MATTERS 
12.2 The rules relating to the service of notices contained in Section 36 of the Agricultural 
Tenancies Act 1995 apply to any notice given under this Agreement so that any notice 
can be given to a person by delivering it to him or leaving it at his proper address or 
sending it to him at his proper address by any recorded delivery service. No notice given 
by fax or by other electronic means will be valid unless a copy of the notice is also sent by 
post or delivered to the proper address of the recipient within seven days. 
12.2 Either party may serve any notice (including any notice in proceedings) on the other at 
the address given in the Particulars or such other address as has previously been notified 
in writing. 
12.3 The provisions of Schedule 4 of this Agreement shall apply in relation to entitlements, 
quotas and contracts as there defined.  
12.4 The buildings and other items mentioned in Schedule 5 are agreed to be unnecessary for 
the proper farming of the Holding and neither party is required to repair maintain or 
insure them.  If the Landlord wishes to repair or remove them he may do so at his own 
expense. 
12.5 The Tenant shall be responsible for submitting the Stamp Duty Land Tax return and for 





      
12.6 If this Agreement is for a term of more than seven years the Tenant shall register it under 
the Land Registration Act 2003, and the Landlord shall provide such information as the 
Tenant reasonably requires but shall not be obliged to do more than is necessary to 
enable the Tenant to register the Agreement with good leasehold title.  
12.7 No person shall be entitled to rights under this Agreement by virtue of Section 1 of the 
Contracts (Rights of Third Parties) Act 1999. 
12.8 If either party suffers loss or is put to expense as a result of a breach of any obligation 
imposed by this Agreement on the other, he shall be entitled to be compensated by the 
other for that loss or expense. 
12.9 This Agreement contains the whole agreement between the Landlord and the Tenant 
concerning the Holding and no custom of the country is to give or affect any rights of 
either party. 
12.10 The parties confirm that there is no Agreement for Lease to which this Agreement gives 
effect 
12.11 The Single Payment Scheme entitlements listed below held by the outgoing tenant will be 
transferred to the incoming tenant in consideration of a payment of £1250.00 (plus VAT 
where applicable) made by the Tenant to the Landlord to allow the Tenant to make a 
claim in 2012. 
 
THE COMMON SEAL of the EAST RIDING 
OF YORKSHIRE COUNCIL was hereunto 






SIGNED AS A DEED by/on behalf of THE 






















NOTE: If it is agreed that the Tenant should be entitled to use any part of the Holding for 
one purpose only (e.g. as permanent pasture) then Column 4 should be completed. If it is 
agreed that the Tenant can use part of the Holding for any agricultural purpose Column 4 




2. HECTARES 3. ACRES 4. RESTRICTED USE 
UNDER CLAUSE 4.1(b) 
OS pt 7426 4.60 11.36 Arable cropping only  






      
SCHEDULE 2 
RIGHTS RESERVED BY THE LANDLORD 
 
The Landlord reserves the rights listed below. In all cases the Landlord may exercise the right 
personally or may authorise any other person to exercise them. In all cases the Landlord will 
repair and make good any damage caused by the exercise of his rights and will pay reasonable 
compensation for any loss or damage caused by the exercise of these rights. 
1. The exclusive right to all timber and other trees (except fruit trees) underwood, pollards 
and saplings on the Holding, together with the right to mark, fell, cut, process, extract 
and remove such timber and trees. 
2. The exclusive right to all mines, minerals, quarries, stones, sand, brickearth, clay, gravel, 
turf, petroleum and its relative hydrocarbons and all other gases and minerals on or under 
the Holding. 
3. The exclusive right to all treasures or archaeological artefacts discovered on the Holding. 
4. The right to use any existing and to create any new roads, tracks or paths on the Holding 
to gain access to other property belonging to the Landlord (subject to making a 
reasonable contribution towards the cost of maintaining such roads tracks or paths). 
5. The right to lay or maintain across the Holding such pipes, drains, conduits, cables, wires 
or other conducting media as are reasonably required for the benefit of any other land 
belonging to the Landlord or for the exercise of any of the rights reserved. 
6. The exclusive right to grant any wayleave, contract, easement or licence to any person and 
the benefit of all existing and future agreements entered into by the Landlord and all rents 
and other money payable under them. 
7. The exclusive right to all game, deer, wild fowl, woodcock, snipe and other wild birds 
listed in Part I of the Second Schedule to the Wildlife and Countryside Act 1981 
(including their nests and eggs), and fish together with the right to go on to the Holding 
to rear preserve shoot or kill all such creatures and to hunt, shoot, hawk, sport or fish on 
or over the Holding. 
8. The right to go onto the Holding to kill and take away any rabbits, hares, mink, wood 
pigeons and other pests subject to the Ground Game Act 1880 and the Ground Game 
(Amendment) Act 1906. 
9. The right (subject to the provisions of the Water Resources Act 1991) to take water from 
any stream spring or other source of supply on or beneath the Holding provided 





      
SCHEDULE 3 
ALLOCATION OF REPAIRING AND INSURING RESPONSIBILITIES 
 
NOTE: The Schedule should be completed to identify those parts of the Holding which it 
is intended the Landlord should repair or insure and those parts the Tenant should repair 
or insure.  Alternatively the Schedule may be completed in such a way as to indicate that 
one party is to carry out the repairs required to a particular item with the other party 
agreeing to pay a specified proportion of the cost. If any part of the Holding is not 
identified or written in to this Schedule or where this Schedule does not allocate 
responsibility to either party for completing the work it will be the responsibility of the 
Tenant to repair and insure it. 
 
(a) Repair and maintenance of fixed equipment. 
Item Tenant Landlord 
Water supplies and fittings Above ground Below ground 
Fixtures and fittings Tenant’s fixtures and fittings Landlord’s fixtures and 
fittings 
 
(b) Repair and maintenance of external works and services. 
Item Tenant Landlord 
Rainwater drainage systems - 
above ground 
Keep clean Repair 
Rainwater drainage systems - 
below ground 
Keep clean Repair 
Slurry systems Y  
Water supply systems - above 
ground 
Y  
Water supply systems - below 
ground 
 Y 
Yards Tenant’s installations Landlord’s Installations 
Roads Y  
Cattle grids Y  
Field gates and posts Y  
Bridges and culverts Y  
Field drains ditches and 
associated works 
Y  
Field boundaries Y  
Watercourses reservoirs ponds 
and associated systems 
Y  
Signs and notices Y  
 
(c) Insurance   
Item Tenant Landlord 







      
SCHEDULE 4 
ENTITLEMENTS, CONTRACTS AND QUOTAS  
OTHER ENTITLEMENTS, CONTRACTS AND QUOTAS 
 
5.1  In this Schedule: 
“Entitlement Scheme” means any statutory scheme of entitlements, contracts, allocations 
or quotas (including the Single Payment Scheme but excluding milk Quota) which affects 
the right of a producer to produce or deal in any agricultural commodity (including 
livestock or livestock products, sugar beet, cereals or other arable crops) or which entitles 
a producer to receive any payment, subsidy or guaranteed price in respect of the produce 
of the Holding or occupation of the Holding including payment . 
           “Entitlement” refers to any entitlement, contract, allocation or quota under an 
Entitlement Scheme. 
5.2 This Part of this Schedule will apply to any Entitlement existing at the start of this 
Agreement and to any Entitlement introduced during the Term. 
5.3 In this Part of this Schedule the expression ‘Tenant’s Entitlement’ means any Entitlement 
acquired by the Tenant at his own expense and which is registered or held in the name of 
the Tenant or in the name of a partnership of which the Tenant is a partner or a company 
of which the Tenant is a member or  to which such partnership or company is entitled. 
5.4 In this Schedule the expression ‘Initial Entitlement’ means any Entitlement allocated to, 
or in respect of, the Holding under any Entitlement Scheme or made available to the 
Tenant by the Landlord or a previous tenant other than a Tenant’s Entitlement.  
5.5  At the commencement of this Agreement the Initial Entitlements comprise the following: 
SPS Entitlements 
Type Value (2010 Scheme 
Year before 
modulation) 
Amount Purchase Price 
Normal 319.73 4.58  
Price to be paid by 
Tenant  
  £1250.00 
6.1 For the purposes of Section 17(1) of the Agricultural Tenancies Act 1995 the Landlord 
consents to the acquisition of Tenant’s Entitlements by the Tenant during the Term.  
6.2 The Tenant agrees with the Landlord as follows:  
(a) To use his best endeavours at the commencement of any Entitlement Scheme to 
secure the allocation of the maximum possible Initial Entitlements for the occupier of 





      
(b) To comply with the requirements of any Entitlement Scheme necessary to retain the 
Initial Entitlements for the benefit of the occupier of the Holding. 
(c) To comply with any statutory or regulatory requirements regarding Entitlements 
(including cross-compliance, environmental and production requirements) and not to 
allow any Initial Entitlements to lapse or be reduced or confiscated through any 
failure of his to comply with such requirements. 
(d) Not to set aside more of the Holding than the minimum required (treating the 
Holding as a separate holding) under any applicable Entitlement Scheme. 
6.3 If after the commencement of any Entitlement Scheme it becomes possible to obtain a 
further allocation of Entitlements under that Scheme (or any modification of that 
Scheme) the obligations in this Part of this Schedule shall apply in relation to such 
Entitlements. 
6.4 The Tenant agrees to notify the Landlord in writing within fourteen days of acquiring any 
Tenant’s Entitlements providing full details of the nature amount and cost of the 
Tenant’s Entitlements acquired. 
6.5 From the date on which any Tenant’s Entitlements  are transferred to the Holding the 
amount of the Tenant’s Entitlements referred to in Clause 5.5 of this Schedule shall be 
increased by the amount of the Entitlements transferred. 
6.6 At the expiry of this Agreement the Tenant shall own all Initial Entitlements referred to 






      
SCHEDULE 5 
REDUNDANT BUILDINGS AND FIXED EQUIPMENT 
 
The following buildings or other items of fixed equipment are agreed to be redundant in 






      
SCHEDULE 6 
PART I - GOOD HUSBANDRY 
 
The provisions relating to good husbandry referred to in Clause 4.2(a) are as follows. 
1. Taking into account the terms of this Agreement, the character and situation of the 
Holding and all relevant circumstances, the Tenant will maintain a reasonable standard of 
husbandry both in terms of the system of farming and the quantity and quality of 
produce, and at the same time will keep the Holding in  good agricultural and 
environmental condition to enable such a standard to be maintained in the future. 
2. In considering whether the standard of husbandry achieved by the Tenant is reasonable, 
regard will be had to the extent to which: 
(a) the Tenant’s farming practices keep the soil, sub-soil and natural and other drainage 
systems in good condition having regard to the DEFRA Codes of Good Agricultural 
Practice; 
(b) grassland is being kept properly mown or grazed, free from pernicious weeds and 
maintained at an appropriate level of fertility; 
(c) arable land is being cropped in such a way as to maintain the land clean and in an 
appropriate state of cultivation and fertility; 
(d) the Holding is properly stocked (where the system of farming practised requires the 
keeping of livestock) and an efficient standard of management of livestock is 
maintained including compliance with current farm animal welfare standards; 
(e) the necessary steps are being taken for the protection and preservation of crops 
which have been harvested or lifted or which are in the process of being harvested or 
lifted; 
(f) the necessary work of maintenance and repairs is being carried out; and 
(g) the storage, use and disposal of fuel oil, effluents, manures, slurries, inorganic 
fertilisers and pesticides complies with the DEFRA Codes of Good Agricultural 
Practice for the Protection of Water, Soil and Air; 
(h) any chemicals used on the farm minimise damage to wildlife and are handled and 
applied in accordance with the COSSH Regulations and the Food and Environment 
Act Pesticide Codes. 
(i) watercourses, ponds, marshy areas and other wetland features are conserved and any 





      
only and all watercourses specified in Part II of this Schedule are protected by 
maintaining an uncultivated strip alongside; 
(j) hedgerows are maintained in good heart and condition and trimmed as late in the year 
as possible in accordance with any specific provision as to height, width, frequency of 
cutting or other details specified in Part II of this Schedule; 
(k) care is taken to keep pesticides, fertiliser, slurry and farmyard manure away from field 
boundaries; 
(l) any additional terms relating to conservation, cultivation or management included in 
Part II of this Schedule are being complied with; 
(m) the Tenant ensures that farm staff and contractors are aware of the husbandry 
standards required and adopt recommended practices. 
 
PART II - ADDITIONAL TERMS RELATING TO CONSERVATION, 
CULTIVATION AND MANAGEMENT 
 
The following additional terms relating to the cultivation and management of the Holding, or to 
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AGREEMENT FOR A FARM BUSINESS TENANCY  
Under the Agricultural Tenancies Act 1995 











(1) Gascoyne Holdings Limited (Syros and Mysia) (Landlord) 
of 

















Relating to  
 
 
Elton Head Hall Farm 
Elton Head Road 
St  Helen’s   








LAND REGISTRY PARTICULARS 
 
PRESCRIBED INFORMATION CLAUSES 
PURSUANT TO SCHEDULE 1, LAND REGISTRATION (AMENDMENT) ACT 
(NO.2) RULES 2005 SI 1982 
(as amended by the Land Registration (Amendment) Rules 2008 SI 1919 and the Land 
Registration (Amendment) Rules 2009 SI 1996) 
 
 
LR1 Date of lease                                                                 
 
LR2 Title number(s)  LR2.1 Landlord’s  title  number(s) 
 
LR2.2 Other title numbers 
 
LR3 Parties to this lease 
 
Give full names and addresses of each of 
the parties.  For UK incorporated 
companies and limited liability 
partnerships also give the registered 
number including any prefix.  For 
overseas companies also give the territory 
of incorporation and, if appropriate the 
registered number in the United Kingdom 
including any prefix 
 
 Landlord:   Gascoyne Holdings Limited (Syros and Mysia) 
of 22 Chancery Lane London WC2A 1LS 
 
Tenant: 
       …………………..                                                  
    










 Elton Head Hall Farm as defined and more particularly 
described in  Schedule 1 
 
In the case of a conflict between this clause and the 
remainder of this lease, then for the purposes of 
registration, this clause shall prevail. 
 
LR5 Prescribed statements etc. 
 
 
 LR5.1  
Statements prescribed under rules 179 (dispositions in 
favour of a charity), 180 (dispositions by a charity) or 196 
(leases under the Leasehold Reform, Housing and Urban 






This Lease is made under or by reference to, provisions of: 
 
Agricultural Tenancies Act 1995 
 




 From and including:  29 September 2013                                  
 





LR8 Prohibitions or restrictions on 
disposing of this lease 
 









LR9 Rights of acquisition etc. 
 
 LR9.1 
Tenant’s   contractual   rights   to   renew   this   lease,   to  acquire  
the reversion or another lease of the Property, or to acquire 














LR10 Restrictive covenants given in 
this lease by the Landlord in respect of 








Easements granted by this lease for the benefit of the 
Property in Schedule 2  
 
To be completed 
 
LR11.2 
Easements granted or reserved by this lease over the 
Property for the benefit of other property in Schedule 3  
 
To be completed 
 
LR12 Estate rentcharge burdening 










 Prescribed Information (Land Registry Particulars) 
 Specific and Additional Particulars 





2. Letting and Rents 
3. Taking on the Lease 
4. Tenant’s  Covenants 
5. Repairs 
6. Insurance 
7. Access and Information 
8. Landlord’s  Covenants 
9. Expiry of the term 




1. The Property 
2. Rights Granted to the Tenant 
3. Rights Reserved by the Landlord 
4. Rent Variation and Review 
5. Allocation of Repairing Responsibilities 
6. Fixed Equipment 
7. Requirements  of  Landlord’s  Agri-Environment Schemes 
8. Additional Terms Relating to Cultivation, Management and 
Conservation 
9. Compensation on Termination 
10. Payments and Assets Created by the Common Agricultural Policy 









SPECIFIC AND ADDITIONAL PARTICULARS 
 
 
Landlord: Gascoyne Holdings Limited (Syros and Mysia) of 22 
Chancery Lane London WC2A 1LS for whom the address 
for the service of notices is Gascoyne Cecil Estates 
Cranborne Estate Office 4 High Street Cranborne 
Wimborne Dorset BH21 5PS  
 
Tenant:  ……………………………………………….. 
 of 
 for whom the address for the service of notices is  
 
Guarantor (if any):  ……………………………………………….. 
 of 
 for whom the address for the service of notices is  
  
agrees   to   guarantee   the   performance   of   the   tenant’s  
covenants under this Agreement including the Rent. 
 
The Property:  As defined in Schedule 1. 
 
Permitted User: The use of the Property for agricultural purposes only 
except as otherwise stated in Clause 4.2. 
 
Term: This tenancy commences on and includes 29 September 
2013 for the period until and including 28 September 2023 
and for the purposes of interpreting this Agreement the 
Term includes any subsequent statutory continuation 
under the Act but is subject to the Break Dates.  
 
Early Entry: The tenant is allowed such early entry to the Property as is 
provided for in Part 1 of Schedule 11. 
 
Holdover Dates: This tenancy is subject at its commencement to such 
holdover for the previous farmer as is provided for in Part 
2 of Schedule 11 and offers the Tenant such holdover after 
the expiry of this tenancy as is provided for in Part 3 of 
Schedule 11. 
 
Break Dates: None   save   for   expiry   of   notice   served   on   the   tenant’s  
death, insolvency or for the non- agricultural use of part of 
the Property under clauses 10.6 and 10.7. 
 
Partial Resumption of  To be available within the provisions of Clause 10.7. 
Possession:  
 
Rent: The  Rent  shall  commence  at  the  rate  of  £    ……..  (in words                                           
) per annum together with any Valued Added Tax that 
may be payable in addition. 
 
Rent Payment Dates: The Rent shall be payable in equal half-yearly instalments 







Rent Review:  In accordance with Part 2 and particularly sections 10 and 
13 of the Agricultural Tenancies Act 1995 unless and to 
the extent that provision for variation or review of the rent 
is made in Schedule 4.    
 
Prescribed Rate: An interest rate set at 4 per cent per annum above the base 











THIS LEASE is made the                      day of                                                2013 
 
BETWEEN the Landlord and the Tenant 
  
1. Interpretation 
In this Agreement: 
 
1.1 Words will have where applicable the meaning given to them in the Agricultural 
Tenancies Act 1995 (‘the Act’).  
 
1.2 The expressions contained in the Land Registry Particulars and the Specific and 
Additional Particulars to this Agreement have the meanings specified in them. 
 
1.3 The expressions ‘Landlord’ and ‘Tenant’ where the context so admits shall include 
their successors in title as the persons entitled respectively to the immediate reversion 
and to this tenancy. 
 
1.4 Where a party comprises more than one person covenants and obligations of that 
party take effect as joint and several covenants and obligations. 
 
1.5 References in this Agreement to: 
(a) ‘the Property’ shall be construed as extending to any part of the Property. 
(b) ‘the expiry of the Term’ shall include such other determination other than by 
effluxion of time. 
(c) rent or other sums are references to such sums exclusive of any Value Added 
Tax which may be due upon them. 
(d) any reference to a directive regulation statute or statutory instrument shall 
include any amending or replacement legislation. 
 
2. Letting and Rents 
The Landlord LETS the Property to the Tenant for the Term (with such rights of Early Entry 
and Holdover as are recorded in Parts 1 and 3 of Schedule 11) TOGETHER WITH the 
rights specified in Schedule 2 RESERVING to the Landlord and all other persons authorised 
by the Landlord the rights specified in Schedule 3 (including any holdover rights recorded in 
Part 2 of Schedule 11) the Tenant PAYING: 
 
FIRST the Rent due on the Rent Payment Dates in full without set-off or other deductions 
 
SECOND as additional rent on demand interest at the Prescribed Rate on any sum and any 
VAT owed by the Tenant to the Landlord which is not received by the Landlord on the due 
date calculated for the period from the due date until payment 
 
THIRD as additional rent on demand any premium payable by the Tenant pursuant to Clause 
6 
 
Such  payments  and  all  the  tenant’s  covenants  under  this  Agreement being guaranteed by the 
Guarantor 
 
Together with all liabilities that may arise to notify the Stamp Office of this Lease and to pay 







3. Taking on the Lease 
The Tenant agrees with the Landlord: 
 
Ingoings 
3.1 There shall be no ingoing payment. 
 
Official Schemes 
3.2 That the rights of either party in any assets now existing under the agricultural and 
rural polices of the European Union including the Common Agricultural Policy such 
as Single Payment Entitlements or milk quota shall from the beginning of the tenancy 
be as quantified and recorded in Part 1 of Schedule 10 and in the absence of express 
provision shall be deemed to belong to the tenant.   
 
3.3 Where any such assets exist are created established or re-allocated after the grant of 
this Tenancy in respect of any part of the Property the Tenant is to make all 
reasonable efforts to maximise the number and value of those assets established and 
maintain them during the Tenancy all in accordance with the more particular 
provisions of Part 2 of Schedule 10 which shall also govern their treatment on the 
termination of this Tenancy. 
 
Costs of This Agreement 
3.4 The Tenant shall contribute £200.00 (plus VAT) towards the cost of the preparation 
of the Agreement. 
 
Status as Farm Business Tenancy 
3.5 That it is intended that this Lease shall be and remain a Farm Business Tenancy and 
to that end notices were served in respect of the Property between them under section 
1(4) of the Act prior to the commencement of this Lease when its character was 
primarily or wholly agricultural.  
 
4. Use and Management of the Property 
THE Tenant covenants with the Landlord: 
 
Outgoings 
4.1 To  pay  all   occupiers’   rates   taxes  charges   and  any  other  outgoings  now  or  hereafter  
assessed   charged   or   imposed   upon   the   Property   or   the   Tenant’s use of it as an 
occupier including all charges for water electricity gas sewerage arising from use of 
the Property by the Tenant.  
 
Use 
4.2 As to his use of the Property:  
(a) Not to use the Property for any purpose other than the Permitted User. 
(b) To occupy the farmhouse as his usual place of residence and to conduct the 
day to day farming of the Property from it. 
(c) Not to damage or injure the Property. 
(d) Not to do or suffer to be done on the Property anything which may be or 
become a nuisance or annoyance to the Landlord or to the owners or 
occupiers of any adjoining land and to indemnify the Landlord against any 
claims by third parties in respect of any breach of this clause. 
(e) To maintain the Property so that it is in a condition such that an occupier of 
the Property can manage it to a reasonable standard of husbandry having 
regard to:   
  -     the character and situation of the Property 
 - the terms of this Agreement including Clause 5 






 - any environmental agreements or restrictions binding the Property or 
its use  
 - existing or proposed Sites of Special Scientific Interest  ancient 
monuments and other officially protected sites 
 - any other relevant circumstances 
 and to comply with any requirements of Schedule 7 and any additional terms 
relating to conservation and to the cultivation and management of the 
Property contained in Schedule 8.   
(f) To maintain necessary records of cropping and those required by the Nitrates 
Pollution Prevention Regulations 2008. 
(g) To use his reasonable endeavours to keep the Property free from disease or 
infestation by pests and to destroy rabbits moles rats and other vermin and to 
spread any molehills and anthills on the Property. 
(h) To destroy all thistles nettles and injurious weeds to which the Weeds Act 
1959 applies and invasive weeds listed in Part II of Schedule 9 of the Wildlife 
and Countryside Act 1981 including Japanese Knotweed. 
(i) Not to plough out any area recorded as permanent pasture in Schedule 1 or 
required to be such under Schedules 7 8 or 9 without the prior written consent 
of the Landlord. 
(j) Not to plough up or obstruct any public road or footpath or any right of way 
lawfully enjoyed by the Landlord or any other person save that if a footpath 
across a field is ploughed up it must be reinstated within 28 days. 
(k) Not to allow anything to be done on the Property which might cause the 
pollution of any watercourse or any supply of water. 
(l) To take all steps necessary to preserve and continue any licences permits 
consents and contracts in existence at the start of this Lease which are of 
benefit to the Property (including making all necessary applications and 
payments to preserve any licence granted under the Water Resources Acts 
1963 or 1991) and will  permit  the  Landlord  or  the  Landlord’s  agent  to  inspect  
and take copies of all such documents. 
(m) To assist the Landlord by promptly providing such information as to the use 
or occupation of the Property as the Landlord may reasonably require for the 
purpose of any matter concerning the establishment of rights affecting the 
Property or the protection of his interest in the Property or his liability to 
taxation in respect of the Property. 
(n) Subject to the Ground Game Acts not to do anything prejudicial to the 
preservation of any game (including nests and eggs) wildfowl woodcock and 
snipe hares or fish.  
(o) To propose the plan for cropping the arable areas of the Property in the last 
year of the Term or its continuation to the Landlord for his written approval 
such approval not to be unreasonably refused or delayed.  
 
4.3 Additions Alterations and Signs 
4.3.1 Not to make any structural or external alteration or addition to the Property nor to 
build or place on it any building, structure or erection including walls permanent 
fences hedges ditches and boundaries without the previous consent in writing of the 
Landlord (such consent not to be unreasonably withheld or delayed for any such work 
consistent with the permitted user) and then only in accordance with plans previously 
approved in writing by the Landlord.  
 
4.3.2 Not to erect any notices signs or advertisements on the Property except such signs 
and advertisements as may be appropriate to the business carried out upon the 
Property all such signs to be first approved by the Landlord in writing which approval 







4.4 Compliance with Enactments, Planning Applications and Notices 
4.4.1 To comply with the requirements of all enactments and of every public authority 
(subject to the Tenant’s   rights   to   appeal   against   or  make   other   challenge   to   those  
requirements) relating to the Tenant’s  business  and  use  and  occupation  in  respect  of  
the Property and not to do or omit anything by which the Landlord may become liable 
for any such matter. 
 
4.4.2 Not to apply for planning permission in respect of the Property without the 
Landlord’s  prior consent in writing such consent not to be unreasonably withheld or 
delayed for any application consistent with the permitted user. 
 
4.4.3 Forthwith to give to the Landlord a copy of any notice in respect of the Property or 
the  Tenant’s  use  of   it  made  by  any  public   authority  or body acting under statutory 
authority and without delay to comply at the Tenant's cost with the provisions thereof 
in so far as they apply to the Tenant save that the Tenant shall if so required by and at 
the cost of the Landlord make or join in making such objections or representations in 
respect of those provisions as the Landlord may require. 
 
4.4.4 Where tests and inspections of fixed equipment on the holding, including electrical 
and gas systems and fittings so far as they are fixed equipment, are required by statute 
or regulation:  
(a) to be responsible for arranging all such tests and inspections in respect of 
tenant’s   improvements   tenant’s   fixed   equipment   and for any other fixed 
equipment for which the Tenant is responsible under Clause 6.1 for insuring 
against fire and  
(b) to undertake such works of repair and replacement that are as a result these  
tests or inspections or any reports received from the Landlord pursuant to 
Clause 8.2 deemed necessary for compliance with statute or other regulation 
which  are  the  Tenant’s  responsibility  under  the  tenancy  agreement. 
 
4.5 Agri-Environment Agreements of the Landlord 
4.5.1 To comply with the requirements of any agri-environment agreement under the 
Common Agricultural Policy of the European Union made by the Landlord as at the 
date of this Agreement so far as it relates to the Property and in particular with those 
requirements recorded at Schedule 7 and thereby advised to the Tenant.   
 
4.5.2 To comply with the requirements recorded in Schedule 7 and as they may be varied 
under Clause 4.5.3.    
 
4.5.3 To agree to the variation of Schedule 7 to include the requirements of such 
agreements as they may be renewed varied or replaced during the Term and any 
continuation thereof to meet the rules of the schemes for such agreements as they 
may change provided that such variation shall be reasonably required by the Landlord 
in the circumstances and discussed beforehand with the Tenant.  In the event of 
dispute between the parties over the variation proposed the Tenant may refer the 
question to arbitration under this agreement and if as part of his award the arbitrator 
approves a variation then he may amend any other term of this agreement including 








4.6.1 To preserve all easements on the Property or affected by or depending on it and not to 
do or omit anything which might subject the Property to the creation of any new 
easement or right of way from being made over the Property.  
 
4.6.2 Not to permit any occupation of any part of the Property that might lead to a claim to 
title of that part through adverse possession.  
 
4.6.3 To prevent any new footpaths easements or other rights of way from being made over 
the Property and to inform the Landlord in respect of approaches being made in 
respect of the creation of any of the above mentioned. 
 
Alienation 
4.7 Not to assign underlet or otherwise part with possession or share occupation of the 
whole or any part of the Property save that any cottages to be occupied by agricultural 
employees shall be let with the due prior notice on Assured Shorthold Agreements in 
a form first approved by the Landlord and the sub-tenant duly notified of the address 
for service of notices under section 48 of the Landlord and Tenant Act 1987. 
 
Indemnity 
4.8 To indemnify the Landlord in respect of all and any losses costs penalties claims 
proceedings and demands (including legal and other professional costs and expenses) 
arising from breaches of this agreement. 
 
Notice of Death 
4.9 That should the Tenant die during the Term his representatives will give written 
notice of that to the Landlord within one month.   
 
Payment of cost of notices, consents, etc. 
4.10 To pay on demand all reasonable expenses incurred by the Landlord in and incidental 
to (or in contemplation of) the preparation and service of any reasonable notice of a 
breach of the Tenant's obligations notwithstanding that forfeiture is avoided otherwise 
than by relief granted by the court. 
 
5. Repairs 
THE Landlord and the Tenant covenant with each other that save where the building or other 
item of fixed equipment is identified as redundant in Part 4 of Schedule 6 or by subsequent 
agreement 
 
5.1 Each will undertake the maintenance and repairing obligations identified as their 
liability in Schedule 5 and where the liability for an item of work has not been 
allocated to one or other party in that Schedule it shall be the liability of the party 
who would be due to do the work under Parts I and II of the Schedule to the 
Agriculture (Maintenance Repair and Insurance of Fixed Equipment) Regulations 
1973 as it may be amended or replaced from time to time. 
 
5.2 The Landlord may serve written notice on the Tenant specifying works for which the 
Tenant is liable whereupon the Tenant is to execute all repairs works or replacements 
required and if the Tenant does not within two months of that service commence and 
thereafter proceed diligently with the execution of such repairs works or replacements 
the Landlord or any person authorised by them may enter upon the Property and 
execute such repairs and the cost thereof with interest at the Prescribed Rate from the 
date of expenditure by the Landlord to the date of payment by the Tenant shall be a 







5.3 The Tenant may serve written notice on the Landlord specifying works for which the 
Landlord is liable whereupon the Landlord is to execute all repairs works or 
replacements required and if the Landlord does not within two months of that service 
commence and thereafter proceed diligently with the execution of such repairs works 
or replacements the Tenant or any person authorised by them may execute such 
repairs and the cost thereof with interest at the Prescribed Rate from the date of 
expenditure by the Tenant to the date of payment by the Landlord shall be a debt due 
from the Landlord to the Tenant and be forthwith recoverable by action. 
 
6. Insurance 
6.1 Insurance of Buildings 
Save where the building or other item of fixed equipment is identified as redundant in Part 4 
of Schedule 6 or by subsequent agreement 
 
(i) Landlord Insuring Buildings  
The Landlord covenants with the Tenant: 
(a) To keep the buildings which form part of the Property (except all  Tenant’s  
plant and equipment tenant’s    improvements and tenant’s   fixtures and those 
agreed in writing to be redundant) insured against the risks stated in Part 1 of 
Schedule 6 and to the extent stated in that Part so far as such cover is 
reasonably available 
(b) If and whenever during the Term the Property (except as aforesaid) is 
damaged or destroyed by an insured risk and to the extent the payment of the 
insurance monies is not refused because of any act or omission of the Tenant 
or of anybody else for whom he is responsible the Landlord will lay out the 
insurance money (except sums in respect of public liability and loss of rent) 
towards replacing the damaged or destroyed parts (except as aforesaid) as 
soon as reasonably practicable, taking all necessary steps to obtain any 
requisite planning permissions and consents 
(c) At all times during the Term to effect and keep in force a policy of insurance 
against liability for loss or injury by members of the public and third parties 
in a sufficient sum to cover reasonably anticipated liabilities in an insurance 
office or with underwriters  
AND the Tenant covenants with the Landlord that he will comply with all 
requirements of the Landlord's insurers in relation to the Property of which he is 
notified and not to do or omit to do anything by which any insurance policy relating 
to the Property or any adjoining property becomes void or voidable.  
 
Tenant’s  Public  Liability  Insurance 
6.2 At all times during the Term to effect and keep in force a policy of insurance against 
liability for loss or injury by members of the public and third parties in a sufficient 
sum to cover reasonably anticipated possible liabilities (and not less than £5,000,000) 
in an insurance office or with underwriters approved by the Landlord (such approval 
not to be unreasonably withheld).  
 
7. Access and Information 
THE Tenant covenants with the Landlord: 
 
7.1 To permit the Landlord or any person authorised by him to enter the Property at any 
reasonable time upon giving reasonable prior notice (except in an emergency) with or 
without equipment to: 
(i) view the Property with or without others and to market the Property 
(ii) enter examine and record the state of condition use or occupation thereof 
(iii) fulfil his management responsibilities including the provision or 






bear under Clause 5 and his powers under Clause 5.2 and as regards statutory 
tests under Clause 8.2.  
  
7.2 To permit the Landlord or any person authorised by him to enter and remain on the 
Property at any reasonable time upon giving reasonable prior notice (except in an 
emergency) with or without equipment for all purposes in connection with any 
adjoining property and to carry out works thereon which are necessary or in all the 
circumstances reasonable. 
 
7.3 For the purposes of this Clause reasonable prior notice shall mean not less than 48 
hours notice. 
 
8. Landlord's Covenants 
THE Landlord covenants with the Tenant: 
 
Quiet Enjoyment 
8.1 That if the Tenant observes and performs his covenants contained in this Agreement 
the Tenant may peaceably hold and enjoy the Property without any lawful 
interruption by the Landlord or any person rightfully claiming through under or in 
trust for him. 
 
8.2 Where tests and inspections of fixed equipment on the holding, including electrical 
and gas systems and fittings so far as they are fixed equipment, are required by statute 
or regulation and if the Landlord is responsible for insuring buildings against fire 
under Clause 6.1:  
(a) to be responsible for arranging all such tests and inspections except for those 
of  tenant’s  improvements  or  tenant’s  fixed  equipment 
(b) to send a copy of all written reports on such tests and inspections to the 
tenant. 
(c) to undertake such resulting works of repair and replacement as are necessary 
for   compliance   with   statute   or   other   regulation   which   are   the   Landlord’s  
responsibility under the tenancy agreement.  
 
8.3 That when the Landlord or those authorised by him exercise the rights under or 
reserved by this agreement including those in Schedule 3 they shall cause as little 
damage as is reasonably possible and where they cause loss or damage to the Tenant 
the Landlord will compensate the Tenant for that. 
 
Consent  for  Tenant’s  Improvements 
8.4 That the items listed in Part 2 of  Schedule  6  as  Tenant’s  Improvements  and  Part  3 of 
Schedule  6  as  Tenant’s  Fixtures  shall  be  treated  as  such for the purposes of the Act. 
 
8.5 That he consents to the Tenant making Routine Improvements as defined by section 
19 of the Act in so far as they are necessarily associated with the efficient use of the 
Property within the Permitted User. 
 
Early Entry and Holdover 
8.6 To allow the Tenant such early entry and holdover as is provided for in Part 1 and 







9. Expiry of the Tenancy 
THE Tenant covenants with the Landlord as to the end of the Term: 
 
9.1 In the last six months of the Tenancy to co-operate with the Landlord as to his 
reasonable arrangements for the erection of signs to advertise the re-letting or sale of 
the Property and consequent viewings.  
 
9.2 To yield up the Property reinstated to the extent required under Clause 9.3 and in the 
state of repair and condition required by this Agreement and so far as may be 
reasonably possible to expeditiously assist with the transfer or renewal of any 
licences consents and contracts specifically benefiting the Property to a person 
nominated by the Landlord  and to make such records as are reasonably required 
(whether in connection with cropping, applications under Common Agricultural 
Policy schemes, Nitrates Pollution Prevention Regulations or otherwise) available to 
the next occupier of the Property. 
 
9.3 Save  where  they  are  tenant’s  improvements  under  Part  III  of  the  Act  or  are  subject  to  
section 8 of the Act but only to the extent required by the Landlord to remove any and 
all alterations additions and signs that may have been made to or installed on the 
Property by the Tenant in breach of clauses 4.3.1 and 4.3.2 of this Agreement and to 
restore the Property to the condition which existed before the alterations additions or 
signs were made or installed. 
 
9.4 Save as required under clause 9.5 to remove all his chattels.  
 
9.5 On quitting the Property to leave properly protected on the Property all such 
unconsumed hay straw silage and farmyard manure as shall have been made on the 
Property in the last year of the Term in accordance with a notice served by the 
Landlord on the tenant not less than six months before the termination date and 
subject to compensation payable by the Landlord in accordance with paragraph 1 of 
Schedule 9. 
 
9.6 On quitting the Property to pay compensation to the Landlord as provided for in 
paragraph 2 of Schedule 9. 
 
10. Provided always and it is hereby agreed and declared that: 
 
The Guarantor 
10.1 That should the Tenant be in default as regards the rent or other obligations of this 
agreement the Landlord may rely on the Guarantor to indemnify him in these 
respects. 
 
Forfeiture and Re-entry 
10.2 The Landlord may forfeit this Lease by re-entering the Property if: 
(a) the whole or part of the rents are overdue for twenty-one days or more after 
the same shall have become due (whether the same shall have been legally 
demanded or not); or 
(b) any of the Tenant's covenants in this Lease are not performed or observed; or 
(c) the Tenant shall become bankrupt or insolvent or enter into liquidation or any 
arrangement with its creditors 
and on re-entry this Lease shall determine but without prejudice to any Landlord's 
right of action in respect of any breach of the Tenant's covenants.  The Tenant shall 
indemnify the Landlord for his reasonable costs (including those of his solicitors 








Waiver of Breach 
10.3 No demand for acceptance of or receipt of rents by the Landlord or his agents after 
knowledge or notice received by the Landlord or his agent of any breach of any of the 
Tenant’s  covenants  herein  shall  be  or  operate  as  a  waiver  wholly  or  partially  of  any  
such breach but any such breach shall for all purposes of this Agreement be a 
continuing breach of covenant so long as such breach shall be subsisting. 
  
Rent Cesser 
10.4 If the Property or the access thereto is damaged or destroyed so that the Property is 
incapable of occupation and use (other than as a result of any act or omission of the 
Tenant) the Rent or a fair proportion of it according to the nature and extent of the 
damage shall be suspended from the date of destruction or damage until the date on 
which the Property is made fit for occupation and use. 
 
Rights of Third Parties 
10.5 The provisions of the Contracts (Rights of Third Parties) Act 1999 shall not apply to 
this Agreement. 
 
Determination of the Tenancy during its Term  
10.6 (a) The Landlord or the Tenant may (subject to the provisions of this clause) 
determine this Agreement by service of at least twelve months written notice on the 
other: 
(i) following the death of the Tenant 
(ii) following the insolvency of the Tenant 
the date any such notice takes effect shall be a Break Date for this Agreement.  
 
(b) If either party duly serves notice under this clause the Tenant shall be obliged 
to yield up the Property in accordance with Clause 9 with the benefit of vacant 
possession. 
 
(c) If a notice is duly served this Agreement shall determine without prejudice to 
any rights or remedies which may have accrued to either party in respect of any 
breach of any of the covenants or obligations under this clause which shall continue 
to bind the parties. 
 
Determination of Part of the Tenancy during the Term 
10.7 The Landlord may determine this Agreement of the Property in respect of part of the 
Property by serving on the Tenant at least twelve months written notice under the Act 
on or after the grant of a planning permission which requires that part for a use 
inconsistent with the permitted user that part to be no more than ten per cent of the 
area of the Property as at the date the notice is served in which case the rent is to be 
reduced   as   from   the   landlord’s   repossession   of   that   land   by   the   consequent  
depreciation in the total rental value of the Property.  
 
Service of Notices under this Agreement 
10.8 Any notices that may be served by one party on the other under this Agreement are to 
be served in writing on that party at the address given in the Specific and Additional 
Particulars save where either party has notified the other in writing of the name and 
address of an agent  duly  authorised  to  receive  notices  on  that  party’s  behalf. 
 
Certificate 








Where any dispute arises between the parties under this Agreement which they do not settle 
between them it is to be determined by the arbitration of a single arbitrator (or if specified in 
this Agreement by an independent expert) and they agree that the arbitrator (or independent 
expert) shall be a person agreed upon by the parties or in default of such agreement to be a 
person nominated (on the application of either party) by the President of the Central 
Association of Agricultural Valuers.  The determination of that arbitrator (or independent 
expert) shall be final and binding on the parties and the costs of his appointment and 
determination as well as those of the parties in the matter shall be met by the parties according 














The Property comprises the parcels listed below illustrated by the area shaded pink on the 





Description Hectares Acres 
    
    
8208 Barn Field 11.62 28.71 
6626 Elton Head Road Field 9.98 24.66 
9852 St Anne's Field 8.97 22.16 
8880 Railway Field 8.78 21.70 
3174 Wood Field 7.41 18.31 
9042 Top Field 5.89 14.55 
1495 Tip Field 4.66 11.51 
Pt 0740 Bottom Pasture 4.34 10.72 
0419 Driveway/parking 0.25 0.62 
8535 Track 0.25 0.62 
0817  0.13 0.32 
0218 Farm Buildings 0.10 0.25 
3867 Pond 0.07 0.17 
0716  0.07 0.17 
3667  0.05 0.12 
5806 Pond 0.04 0.10 
0515  0.04 0.10 
6796 Pond 0.03 0.07 
1114 Track 0.03 0.07 
0616 Verge 0.03 0.07 
0523 Farm Buildings 0.02 0.05 
0322 Farm Buildings 0.02 0.05 
0719 Farmhouse 0.02 0.05 
0421 Verge 0.02 0.05 
0621 Farm Buildings 0.01 0.02 
6698 Pond 0.01 0.02 
0225 Verge 0.01 0.02 
0424 Verge 0.01 0.02 












RIGHTS GRANTED TO THE TENANT 



















































RIGHTS RESERVED BY THE LANDLORD  
Under Clause 2 and subject to Clause 8.3 
 
1. All fruit trees and timber trees with full right to stack load and transport timber 
(including thinnings cordwood and underwood) felled on the Property the 
Landlord doing as little damage as possible  
 
2. All mines and minerals and mineral substances with the right of access to search 
for (including the right to sink boreholes) work and carry away minerals and 
mineral substances won on the Property the Landlord doing as little damage as 
possible  
 
3. All game including nests and eggs of the same and (subject to the provisions of 
the Ground Game Act 1880 and the Ground Game (Amendment) Act 1906) all 
wildfowl and hares with the exclusive right subject as aforesaid for the Landlord 
and all persons authorised by him to preserve the same and to hunt shoot and 
sport on the Property 
 
4. The benefit of all existing and the right to grant future wayleaves easements and 
rights affecting the Property and all rents and monies payable in respect thereof, 
except payments specifically to the occupier in respect of disturbance to 
agricultural occupation 
 
5. The right to use all existing roads and paths on the Property subject to a 
reasonable contribution towards the cost of maintaining them 
 
6. All springs wells ponds streams and watercourses with all fish therein with power 
for the Landlord and all persons authorised by him (subject to sufficient water 
being left for the Tenant for domestic and all agricultural purposes within the 
permitted user) to take and carry away water therefrom by means of pipes or 
otherwise and the exclusive right to fish in the said waters 
 
7. The right to use all pipes wires cables drains and other things now situate within 
over or upon the Property and the right to enter on any part of the Property not 
built upon to lay any such things during the Term for the benefit of any adjoining 
property and use the same and the right to enter on the Property to inspect 
maintain repair and renew and to authorise any use to do likewise and to retain all 
payment of the use thereof save for any compensation for interference with 
agricultural use which shall be due to the tenant 
 
8. The holdover rights reserved in Part 2 of Schedule 11 
 
9. Management control of the Property solely for the purposes of the agri-
environment agreements recorded in Schedule 7 
 









RENT VARIATION AND REVIEW 
Under the Specific and Additional Particulars 
 
This is to record any agreed arrangements for the variation or review of the rent that is to 
operate instead of or in addition to the default procedures of Part 2 of the Agricultural 
Tenancies Act 1995 

















ALLOCATION OF MAINTENANCE AND REPAIRING RESPONSIBILITIES  
Under Clause 5.1 Option (b) 
 
Item Responsibility 
 Landlord Tenant 
Farmhouse cottages and farm buildings   
Roofs including chimney stacks  X 
Chimney pots  X 
Main walls exterior walls and garden walls  X 
Interior repair or decoration resulting from structural defect to 
roof or walls 
 X 
Ceiling joists and timbers  X 
Exterior staircases  X 
Floors and floor joists  X 
   
Floorboards  X 
Interior staircases  X 
Fixed ladders (including banisters or handrails)  X 
Doors windows and skylights (including frames but excluding 
glass or a substitute sashcords locks and fastenings) 
 X 
Eaves guttering and downpipes  X 
Is Landlord to recover half the reasonable cost of these items 
from the Tenant? 
 N/A 
   
Equipment   
Electricity supply systems and fitting  X 
Boilers ranges and grates  X 
Drains sewers gulleys grease-traps man-holes and inspection 
chambers 
 X 
Sewage disposal systems including septic tank filtering media 
and cesspools (excluding covers and tops) 
 X 
Underground water supply pipes wells bore holes reservoirs 
(and all connected underground installations) 
 X 
Water supply systems and fittings situated above ground 
including pipes tanks cisterns sanitary fittings drinking troughs 
and pumping equipment 
 X 
Hydraulic rams  X 
Fences hedges field walls stiles gates and posts cattle grids 
bridges culverts ponds watercourses sluices ditches roads and 
yards in and upon the Property 
 X 
Removable covers to manholes, inspection chambers and  
sewage disposal systems 
 X 
   
Broken or cracked tiles or slates  X 
If Landlord is to do this, is the Tenant to be responsible for the 












PART 1 – LIABILITY FOR INSURANCE OF FIXED EQUIPMENT 
Under Clause 6.1 
 
1. Risks to be Covered by Insurance 
 
The fixed equipment to insured under Clause 6.1 is to be insured by the party responsible for 





Earthquake and subterranean fire 
Riot civil commotion and malicious persons 
Impact 
Storm or flood 
Escape of water fuel or liquid fertiliser 
Theft or any attempted theft 
Subsidence heave or landslip 
 
2. Extent of Cover 
 
That insurance is to be for an amount equal to the full re-instatement value of the fixed 
equipment being covered including all professional fees, demolition and site clearance costs, 
the cost of any work which might be required by or by virtue of any legislation and any VAT 
that is irrecoverable on such items. 
 
 
PART 2 - TENANT’S  IMPROVEMENTS 






PART 3 – TENANT’S  FIXTURES 






PART 4 – REDUNDANT BUILDINGS AND FIXED EQUIPMENT 
Under Clauses 5.1 and 6.1 
 








REQUIREMENTS  OF  LANDLORD’S  AGRI-ENVIRONMENT SCHEMES 
Under Clause 4.5 
 
 
The following are the requirements imposed on the management of the Property at the 
commencement of this Agreement by agri-environment agreements entered into by the 
Landlord under the Common Agricultural Policy of the European Union with which the 
Tenant is to comply under Clause 4.5 in respect of which he has reserved management control 
under Item 9 of Schedule 3 of this Agreement.   
 
 
The Landlord is not party to any agri-environmental scheme on the Holding. The scheme in 
place on the Holding is the liability of the outgoing tenant and all responsibility for said 
scheme shall be borne by the ingoing tenant. 
 
 
Note – These requirements may be subsequently varied under Clause 4.5.3 for the 










ADDITIONAL TERMS RELATING TO CULTIVATION, MANAGEMENT AND 
CONSERVATION 
Under Clause 4.2(e) 
 
The following additional terms relating to the cultivation, management and conservation of 





1. No areas recorded as permanent pasture in Schedule 1 are to be converted from that 
state without the prior written consent of the Landlord. 
 
2. No manure or slurry is to be removed from the Property  
 
 





Ancient Monuments and Archaeology 
 
x St  Anne’s  Well  (list  entry  1019449) 
 
 
3. Not to permit any person onto the Property to search for or remove any objects of 








COMPENSATION BETWEEN THE PARTIES ON TERMINATION 
Under Clause 9.6 
 
1. The Tenant will be entitled to compensation equal to: 
- the market value of hay straw and bagged silage  
- the value of silage in the clamp as calculated in accordance with CAAV 
Numbered Publication 183 (or subsequent CAAV guidance on the valuation 
of silage in the clamp in place of that document)  
- value for farmyard manure 
- the increase in the value of any sheep due to their being hefted acclimatised 
or settled on the Property  
where any such item is left on the Property after the termination of this Agreement if 
he has been required by the Agreement or by Notice served under Clause 9.5 of this 
Agreement to leave them on the Property  
 
2. Following the termination of this Agreement the Landlord will be entitled to receive 
compensation for any breach by the Tenant of any of his obligations contained in this 
Agreement the amount of such compensation being determined in accordance with 
the common law relating to damages for breach of covenant save that compensation 
for breaches of covenants to repair shall be in accordance with section 18(1) of the 
Landlord and Tenant Act 1927  
 
3. The timetable for either party to serve written notice on the other of his intention to 
make a claim and of the nature of the claim under this Schedule and for the reference 
of any resulting dispute or unresolved claim to arbitration shall be the same as that for 
the   equivalent   proceedings   for   tenant’s   improvements   under   section 22 of the Act 
such that: 
(i) no claim shall be enforceable unless before the end of the period of two 
months beginning with the date of the termination of the tenancy the party 
making the claim has given written notice to the other of his intention to 
make the claim and of the nature of the claim  
(ii) where the landlord and the tenant have not settled the claim by agreement in 
writing and no arbitrator has been appointed under an agreement made since 
the notice under (i) above was given either party may, after the end of the 
period of four months beginning with the date of the termination of the 
tenancy, apply to the President of the Central Association of Agricultural 











PAYMENTS AND ASSETS CREATED BY THE  
COMMON AGRICULTURAL POLICY 











Future Rights to Subsidy under the  
Agricultural or Rural Policies of the European Union 
 
 









EARLY ENTRY AND HOLDOVER 
 
PART 1 – EARLY ENTRY FOR THE TENANT 
Under Clause 8.6 
 
The Tenant may have early entry to the following parcels on the Property from the dates 
given to commence cultivations. 
 
Parcel Number   Early Entry Date 
 
OS 8208, 6626, 9852, 8880, 3174, To be confirmed with the outgoing tenant 
9042, 1495 and Part 0740. 
          
 
 
PART 2 – HOLDOVER BY THE PRECEDING OCCUPIER 
Under Clause 2 and Item 8 of Schedule 3 
 
1. Crops in Store - Where at the commencement of this agreement, crops produced on 
the Property by its immediately previous occupier are in store in the buildings clamps or pads 
identified below the Tenant shall permit that person to continue to have access to and use 
those buildings for drying storing and removing that produce until the Produce Holdover Date 
specified below or the date when all such crops have been removed from the Property 
whichever is the earlier. 
 
Building/Clamp/Pad Crop Produce Holdover Date 
 
To be confirmed with outgoing tenant 
 
 
3. The person exercising such holdover is to reimburse the Tenant any costs that arise 
for the Tenant from such exercise whether for electricity or any other cause. 
 
4. The Tenant shall have no responsibility for these buildings during the period of 










HOLDOVER BY THE TENANT AFTER THE EXPIRY OF THIS AGREEMENT 
Under Clause 8.6 
 
1. Crops in Store - Where on the expiry of this agreement, crops produced on the 
Property by the Tenant are in store in the buildings clamps or pads identified below the 
Landlord shall permit the Tenant to continue to have access to and use those buildings for 
drying storing and removing that produce until the Produce Holdover Date specified below or 
the date when all such crops have been removed from the Property whichever is the earlier. 
 
Building/Clamp/Pad Crop Produce Holdover Date 
 
To be confirmed between the parties and the ingoing tenant. 
 
 
2. Unharvested Crops - Where at the expiry of this agreement, arable crops established 
on the Property by the Tenant are still to be harvested from the fields identified below the 
Landlord shall permit the Tenant to continue to have access to those fields for the husbandry 
and harvest of those crops until the Produce Holdover Date specified below or the date when 
all such crops have been removed from the Property whichever is the earlier.  Where 
reasonably necessary those crops when harvested may be stored in the buildings clamps or 
pads under the provision of paragraph 5 for crops in store.   
 
Parcel    Crop  Crop Holdover Date 
 
To be confirmed between the parties and the ingoing tenant. 
 
3. The Tenant shall be liable for any repairs to the buildings or equipment in them 
caused by his use under this holdover and shall reimburse the Landlord for any costs that arise 
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SIGNED  …………………………………………………………………. 
For and on behalf of Gascoyne Holdings Limited (Syros and Mysia) (Landlord) 
 
In the presence of 
 
Signature  …………………………………………………………………. 
 
Address  …………………………………………………………………. 
 
      …………………………………………………………………. 
 





SIGNED  …………………………………………………………………. 
By  the  said  …………………………. (Tenant) 
 
In the presence of 
 
Signature  …………………………………………………………………. 
 
Address  …………………………………………………………………. 
 
      …………………………………………………………………. 
 









FARM BUSINESS TENANCY 
 







TERM:   
 
INITIAL RENT:  
 
AREA: 





























*FBT more than 7 years this to be included 
SCHEDULE OF PRESCRIBED CLAUSES SUITABLE FOR USE WITH RICS 




• The fields in the right-hand column should be completed as appropriate to the 
lease or tenancy being granted. 
• Before using this table, reference should be made to the Guidance Note on 
Prescribed Clauses for Fixed Term Farm Business Tenancies of More Than 
Seven Years. 
• Words in italicised text and inapplicable alternative wording may be omitted or 
deleted. 
• Clause LR13 may be omitted or deleted. 
• Clause LR14 may be omitted or deleted where the Tenant is one person. 
• Otherwise, do not omit or delete any words in bold text unless italicised. 
 
LR1. Date of lease             
LR2. Title number(s) 
 
LR2.1 Landlord’s title number(s) 
 
                         
 
LR2.2 Other title numbers 
 
                            
 
The table below may be used as the front sheet for a 










Cambridgeshire County Council of Shire 




Where there is a letting of part of a 
registered title, a plan must be attached 
to this lease. 
 
 
In the case of a conflict between this 
clause and the remainder of this lease 
then, for the purposes of registration, this 
clause shall prevail.  
 
All that property known as Farm situated at 
Parish in the County of Cambridgeshire full 
particulars of which are contained in 
Schedule 1 
LR5. Prescribed statements etc. 
 
  
LR6. Term for which the Property is 
leased 
 
NOTE: The information you provide, or 
refer to, here will be used as part of the 
particulars to identify the lease under 




From and including   
 












LR8. Prohibitions or restrictions on 
disposing of this lease 
 
 
[This lease contains a provision that 
prohibits or restricts dispositions.] 
LR9. Rights of acquisition etc. 
 
LR9.1 Tenant’s contractual rights to 
renew this lease, to acquire the 
reversion or another lease of the 
Property, or to acquire an interest in 
other land 
N/A 
LR9.2 Tenant’s covenant to (or offer to) 
surrender this lease 
N/A 
LR9.3 Landlord’s contractual rights to 
acquire this lease 
N/A 
LR10. Restrictive covenants given in 
this lease by the Landlord in respect 




LR11. Easements LR11.1 Easements granted by this lease 
for the benefit of the Property 
None 
LR11.2 Easements granted or reserved 
by this lease over the Property for the 
benefit of other property 
N/A 














LR14. Declaration of trust where 
there is more than one person 
comprising the Tenant 
 
 
If the Tenant is one person, omit or 
delete all the alternative statements. 
 
If the Tenant is more than one person, 
complete this clause by omitting or 
deleting all inapplicable alternative 
statements. 
The Tenant is more than one person. They 
are to hold the Property on trust for 






The Tenant is more than one person. They 
are to hold the Property on trust for 





The Tenant is more than one person. They 








Date   
1 DEFINITIONS 
1.1 The Landlord CAMBRIDGESHIRE COUNTY COUNCIL of 
Shire Hall, Castle Hill, Cambridge. CB3 OAP 
 
1.2 The Tenant  NAME of ADDRESS 
 
1.3 The Holding The property known as ! at !  extending to 
approximately !  hectares (!  acres) shown 
edged in red on the attached plan and detailed in 
Schedule 1 
 
1.4 Term A term starting on the Start Date and expiring on 
!  and then from year to year until determined by 
either party in accordance with this Agreement 
 
1.5 Start Date  ! 
 
1.6 Rent £! per annum or such other amount as is from 
time to time agreed or decided under this 
Agreement payable half yearly in arrears each 
year by Bankers’ Standing Order (or by Direct 
Debit or by other direct electronic means as the 
Landlord may reasonably request) 
 
1.7 Rent Days On the sixth day of April and eleventh day of 
October in each year but in the final year of the 
tenancy the last payment of rent shall be made in 
advance on the 6th April   
 
1.8 Rent Review Date The 11th October 20XX and every anniversary of 
that Date but subject always to the condition that 
the rent shall not be reviewed more than once in 






1.9     Interest Rate  9% above the base rate of Barclays Bank Plc 
 
1.10     Use   [Arable] [Livestock] farming 
 
1.11 Entitlements Area, Type  
 
1.12 Sugar Beet Contract To include !  sugar beet contract, subject to 
British Sugar’s Approval 
 
1.13    Break Right Holder The Tenant 
 
1.14    Break Dates  11 October 20XX 
 
1.15 Notice Not less than twelve months prior written notice 
expiring at the end of a year of the Tenancy 
 
1.16 In this agreement except where specially defined in this clause or in 
Schedule 2 the words and phrases used have the meaning given to them 
by the Act 
 
2 LETTING 
The Landlord lets the Holding to the Tenant, including all Landlord’s fixtures and 
fittings (except for any specified in Schedule 5 which are to be regarded as 
Tenant’s Fixtures) for the Term SUBJECT to such title matters and third party 
rights as affect the Holding and SUBJECT ALWAYS to early termination and the 
rights excepted and reserved to the Landlord as provided for below and the rights 
for the Tenant set out in Schedule 7 
EXCEPTING AND RESERVING from the Tenancy to the Landlord 
(a) The right for the Landlord and all persons authorised by him with or 
without vehicles animals machinery and plant to enter on any part of the 
Holding at all reasonable times for the purposes set out below and for all 





(b) All mines minerals including all substances in or under the Holding of a 
kind ordinarily worked or removed by underground or surface working 
with power to search for win dress and make merchantable and carry 
them away from the Holding and from neighbouring land over the Holding 
and to execute all incidental works including the right to let down the 
surface of the land the Tenant being paid reasonable compensation for all 
damage thereby caused by the exercise of such rights 
(c) The right to take water from any source of water supply on the Holding 
provided sufficient water is left for the Tenant to farm in accordance with 
this agreement 
(d) The right to grant rights to third parties over the Holding subject to the 
payment of reasonable compensation for damage but retaining for the 
Landlord the full benefit of any payments made for those rights or any 
existing rights 
(e) All timber and other trees (except fruit trees), saplings, pollards and 
underwood with the right to inspect mark fell cut replant and carry them 
away from the Holding and from neighbouring land over the Holding 
without making any payment to the Tenant for the use but making 
reasonable compensation to the Tenant for any damage done in the 
exercise of the rights reserved provided a written claim is made by the 
Tenant to the Landlord within a reasonable time 
(f) The right to use lay repair connect to and renew existing or new pipes 
drains conduits cables wires or other works the Tenant being paid 
reasonable compensation for all damage caused to him by the exercise 
of such rights 
(g) All existing rights of way coloured yellow on the plan (if any) enjoyed 
across the Holding whether by the Landlord, all persons authorised by 
them, or the Landlord's tenants for the benefit of other property of the 
Landlord 
(h) The right to create or to allow the creation of public or permissive rights of 
way over the Holding 
(i)  The exclusive right to all treasures archaeological artefacts or specimens 





3 TENANT’S AGREEMENTS 
 The Tenant agrees with the Landlord as follows 
 
3.1 Rent 
 To pay the Rent or an apportioned part of it (and any new rent fixed under 
the statutory rent review provisions contained in part II of the Act) whether 
formally demanded or not without set-off or deductions on the Rent Days 
and in the manner required by this agreement  
 
3.2 Valuation on Entry 
 To pay on entry or on demand to the Landlord or (if so directed by the 
Landlord) to the outgoing Tenant the amount that would be payable by 
the Landlord in respect of compensation for improvements or tenant right 
matters whether under the Eighth Schedule to the Agricultural Holdings 
Act 1986 or otherwise or if applicable the Act (but not including 
compensation under the Act for planning permission) to an outgoing 
tenant if he had been holding under the terms of an agreement containing 
the same terms as in this Agreement each party to pay their own Valuer’s 
fees and any dispute as to such amount to be submitted to arbitration by 
a single arbitrator. 
 
3.3 Schedule of Condition on Entry 
 If a schedule is required by either party to be responsible for half of the 
cost of a Schedule of Condition of the Holding to show the condition of 
the Holding as at the Start Date 
 
3.4 Interest 
 To pay interest at the Interest Rate on all sums due by the Tenant to the 
Landlord under this agreement from the date of demand until the date 
when payment is actually made, plus an administration charge of £100 
3.5 Outgoings 
(a) To pay rates taxes and land drainage charges and other outgoings 
relating to the Holding by the occupier 
(b) To be responsible for submitting any Stamp Duty Land Tax return and 
pay the full cost (if applicable) of Stamp Duty Land Tax in respect of this 





(c) If this Agreement is for a term of more than seven years the Tenant shall 
register it under the Land Registration Act 2002 and the Landlord shall 
provide such information as the Tenant reasonably requires but shall not 
be obliged to do no more than is necessary to enable the Tenant to 
register the Agreement with good leasehold title 
3.6 Maintenance and repair 
(a) To carry out the repairing obligations imposed on the Tenant under 
Schedule 6 
(b) In addition to the obligations on the Tenant contained in Schedule 6:- 
i. To protect against frost and in the event of damage by frost to repair 
or replace as necessary all water supply systems and fittings 
ii. To maintain the drainage on all parts of the Holding requiring draining 
in the most approved manner practised on lands of a similar nature in 
the district and in the case of field drains and outfalls to open up the 
land as necessary and to clean the drains and tiles as required.  To 
allow the Landlord to enter upon the Holding to carry out land 
drainage and to pay such contribution towards the cost of the works 
as may be agreed or failing agreement as determined by an arbitrator 
3.7 Insurance 
(a) Live and Dead Stock 
 To insure and keep insured at all times during the tenancy to the full 
market value against loss or damage by fire with an insurance company 
of a category approved in writing by the Landlord the live and dead stock 
and the whole of the meadow and clover and hay fodder and straw and 
other crops stored on the Holding or in the buildings and to produce the 
policy of insurance and the receipt for the current premium to the 
Landlord or his agent whenever called upon to do so. If such produce is 
destroyed or to purchase its full manurial and mechanical equivalent in 
good farmyard manure or approved artificial fertilisers or feeding stuffs to 
be expended or used on the Holding 
Immediately to notify the Landlord of a claim under a policy taken out in 





(b)  Buildings and Fixed Equipment 
(i)  To insure the buildings and fixed equipment on the Holding against 
the Insured Risks listed in Part B of Schedule 6 except any Insured 
Risk expressly identified in Part B of Schedule 6 to be the 
responsibility of the Landlord 
(ii)  To effect such insurance with a substantial and reputable Insurance 
Company for the full cost of re-building or re-instatement (including 
architects'  surveyors' and other professional fees and also including 
the cost of debris removal  demolition  site clearance and any works 
that may be required by statute and incidental expenses) 
(iii) To ensure that the insurance policy shall be in the joint names of the 
Landlord and the Tenant and when requested by the Landlord to 
produce the original insurance policy or a certified copy for inspection 
and also to produce to the Landlord from time to time when requested 
by the Landlord written evidence that any premium is fully paid and up 
to date 
(iv) If and whenever the buildings or fixed equipment or any part of them 
are damaged or destroyed by any of the relevant Insured Risks as 
soon as reasonably practicable to apply all monies received in respect 
of such insurance in re-building or re-instating the buildings or fixed 
equipment so destroyed or damaged to the reasonable satisfaction 
and under the supervision of any surveyor appointed by the Landlord 
and to make up any difference between the cost of re-building and re-
instating and the insurance money received out of the Tenant's own 
money unless such insurance policy or the payment of monies under 
such insurance policy shall have been vitiated in any way by the 
default or omission of the Landlord 
(v) Immediately to inform the Landlord in writing upon the happening of 
any event or the occurrence of any Insured Risk which might affect 
any insurance policy on or relating to the Holding and upon the 
happening of any Insured Risk against which the Landlord may have 





(c) To avoid any act or omission by which any policy of insurance of the 
Landlord may be invalidated and to indemnify the Landlord against any 
losses charges costs or expenses incurred through any such invalidation 
(d) To keep in the buildings an adequate number of suitable fire 
extinguishers in good working order and to take all other reasonable 
precautions to safeguard the Landlord's property against fire and other 
risks  
3.8 Use and management 
 
(a) Throughout the Term personally to farm the Holding as a trade or         
business for the Use only 
(b) To farm the Holding in accordance with the rules of good husbandry  as 
defined in the Agriculture Act 1947 and not merely to keep the Holding in 
good agricultural and environmental condition 
(c) To take all reasonable and practicable steps to keep the Holding free 
from infestation by insects and other pests and to destroy rabbits  moles  
rats and other vermin and to spread mole-hills and ant-hills on the 
Holding 
(d) To maintain the soil structure and fertility  and to keep the holding free 
from weeds and pests as may be evidenced in any Schedule of Condition 
(e) Before the end of the Term to spread all manure slurry and compost on 
the Holding 
(f) Not to break up or convert into arable any part of the Holding shown in 
Schedule 1 as permanent pasture and not to remove from the Holding 
any turf top soil stone or gravel  
(g) To maintain all public rights of way 
(h) Not to deposit any refuse waste redundant material or redundant 
machinery of any kind on the Holding 
(i) To take all reasonable steps to prevent trespass on the Holding and to 





Holding and to notify the Landlord in writing of any encroachment or  
trespass on the Holding 
(j) Not to do or suffer to be done on the Holding anything which may be or 
become a nuisance or annoyance to the Landlord or other occupiers of 
neighbouring land and to indemnify the Landlord against any claim by 
third parties in respect of any breach of this clause 
(k) Not to commit any wilful or voluntary waste on all or any part of the 
Holding or to remove or alter any fence hedge ditch or other boundary 
feature 
(l) Not to cut down top or lop or drive nails into or injure any trees growing 
on the Holding and to protect all trees from damage by animals 
(m) To inspect the trees on the Holding regularly and to give written notice to 
the Landlord of any dead or potentially dangerous trees on the Holding 
(n) At all times personally to reside in the farmhouse on the Holding (if any) 
as his main residence 
(o) Not to use or permit the Holding to be used for the display of 
advertisements camping or parking of vehicles or caravans or for the 
purpose of auctions, sales, fairs, festivals, contests, coursing, racing, 
rallies, competitions or any form of public gathering or for commercial 
photography or film   
(p) To take all reasonable steps to preserve and prevent the destruction of all 
game, deer wildfowl, woodcock, snipe and other wild birds listed in the 
Wildlife and Countryside Act 1981 Schedule 2 (including their nests and 
eggs and all fish)   
(q)  
(i) Not to hunt live animals using dogs on the Holding 
(ii) Not to permit or allow any person or persons to enter on the 





(iii) To inform the Landlord forthwith of all occasions when any person 
shall enter the Holding for the purposes of hunting live animals 
with dogs and to give all such details as the Landlord shall require  
(iv) To take all reasonable actions so far as the Tenant is able to 
prevent any persons or persons entering on the land for the 
purposes of hunting live animals with dogs. 
(r) Not to put the Holding down to crops of more than 2 years duration, 
including grass and to take all reasonable precautions to prevent the 
introduction of eelworm  rhyzomania  violet root rot and white rot on the 
Holding; in particular not to grow on the same land during any period 
more than one crop as specified below namely:-  
Period   Crop 
10 years  Daffodils 
3 years  Sugar Beet 
5 years  Potatoes 
5 years  Carrots 
5 years  Onions 
 
(s) Prior to the last year of the Term and by the 1 August in the penultimate 
year to contact the Landlord to agree a written programme and scheme of 
cropping and to implement the same during the last year and in the event 
of failure to contact the Landlord and agree a written programme to 
cultivate the Holding during the last year in accordance with the 
reasonable written requirements of the Landlord 
(t) Not to sell any grass keeping grazing or growing crops on the Holding nor 
to take in livestock of any third party or in which a third party has an 
interest  
(u) In the last year of the tenancy to return to the Holding the full equivalent 
manurial value of any grasses clover or forage plants whether green or 
conserved or any fodder straw roots or other produce of the Holding sold 
or removed from it  
(v) To keep and on the request of the Landlord to produce at any reasonable 





necessary vouchers of all hay straw and other produce sold off the 
Holding and of the provision made for the return to the Holding of all 
manures fertilizers feeding stuffs chemicals and seeds purchased and 
applied to the Holding and of all home-grown produce consumed on the 
Holding 
(w) Upon the reasonable request of the Landlord to supply to the Landlord a 
copy of the farm business accounts of the Tenant relating to the Holding 
 
(x) Not to grow any genetically modified crop or apply waste or treated waste 
from public or private sewage works upon the Holding unless prior written 
consent has been given 
(y) To keep all orchards and gardens in a proper state of cultivation well 
manured and in good heart 
3.9 Metal Detectors, Antiquities, etc. 
 In this clause "artefact" includes any object of historical or archaeological 
significance or which is or might be Treasure Trove  
 To give written notice to the Landlord forthwith upon the discovery of any 
artefact, giving to the Landlord all such details as are known to the Tenant 
including the precise place of discovery the precise nature of the artefact 
and the identity of the person making such discovery and to preserve such 
artefact for the benefit of the Landlord 
(a) Not without the written consent of the Landlord to enter into any 
arrangement with any person to explore the Holding for artefact 
(b) Not to use or permit or suffer to be used upon the Holding any metal 
detector or any other means whether electronic mechanical or 
manual which shall be constructed for the purpose of identifying the 
present position or nature of any artefact in on or under land water 
or buildings 
(c)  Forthwith to deliver to the Landlord any artefact discovered which 
artefact shall in any event be the property of the Landlord (but 





(d) If notwithstanding the foregoing the Tenant receives a reward or a 
share of a reward in respect of any artefact discovered on the 
Holding to hold the same upon trust for the Landlord and to pay the 
same over to the Landlord forthwith 
3.10 Information 
(a) If requested to supply free of charge to the Landlord a copy of all 
documents submitted during the Term in respect of the Holding which the 
Tenant completes pursuant to any Enactment or in respect of Entitlements 
or Milk Quota or as part of an application for any type of Payment Rights at 
the time the document is completed 
(b) To supply free of charge to the Landlord a copy of any charge over the 
Tenant's business assets at the time the charge is completed 
(c)    To supply immediately on receipt to the Landlord a copy of any notice or 
proceedings served upon the Tenant concerning the Holding  
3.11 Legislation 
 To comply with any Legal Obligations 
3.12 Alienation 
 Not to assign, sublet, charge, part with or share possession or occupation 
of the  whole or any part of the Holding (but if the Tenant shares 
occupation of the Holding with his spouse (and in this clause the 
expression "spouse" shall include a person with whom the Tenant shares 
a domestic relationship as though they were married) or with his child or 
children that shall not operate as a breach of the terms of this clause) nor 
to enter into any contract farming management or cropping agreement in 
relation to the Holding nor have on the Holding third party livestock unless 
the Council has given consent in advance 
3.13 Alterations and improvements 
 Not to alter, remove or make additions to any building or other item of fixed 
equipment or erect any new buildings or other item of fixed equipment or 
apply for planning permission or make any other improvements (with the 
exception of routine improvements) to the Holding without the prior written 






 Not without the prior written consent of the Landlord to enter into any 
grant scheme management agreement or other arrangement under which 
the use and/or management of the Holding is restricted 
3.15 Licenses and Authorisations  
 During the Tenancy to preserve any existing licence or authorisation or 
any new licence or authorisation granted for the Holding relating to water 
supply or any other matter under any Enactment and on termination of the 
Term to transfer any such licence and/ or authorisation to the Landlord or 
at his direction 
3.16 Death of Tenant 
 If the Tenant or any of them dies during the Tenancy his executors or 
administrators or other person or persons in whom any interest in the 
Tenancy is vested immediately after his death shall within one month of his 
death give notice in writing to the Landlord of such death and its date  
3.17 Yield up 
 On termination of this agreement to hand back the Holding to the Landlord 
with vacant possession in a clean and tidy condition consistent with the 
proper performance of the Tenant’s covenants in this Agreement 
3.18 Compensation payable by the Tenant 
 On the termination of the tenancy (or earlier if the Landlord shall exercise 
its right to enter under Schedule 8 or otherwise determine this Tenancy 
under any other clause of this Agreement) to pay compensation for any 
breach by the Tenant of any of his obligations contained in this 
agreement the amount of such compensation being determined in 
accordance with the common law relating to damages for breach of 
covenant but taking into account also the requirement of the Tenant to 
farm the holding to a high standard provided that in the case of damages 
or compensation payable on termination of this Tenancy the amount of 





3.19 Early entry 
 In the last year of the Term after the Tenant has removed from any part of 
the Holding the last crop which he intends to grow and harvest there the 
Tenant will permit the Landlord and any person authorised by him to 
enter and cultivate that part of the Holding  
3.20 Damage by Public Utilities 
 Where damage results from the laying of pipelines sewers and other 
apparatus underground or from the erection of poles pylons and other 
apparatus above the ground to use the monetary compensation to 
remedy such damage and fully to restore the Holding or obtain a suitable 
indemnity from the statutory or acquiring authority 
3.21 Burning of straw or other substances 
 Except where specifically authorised by law not to cause or permit the 
burning of straw or stubble on the Holding and to ensure that no part of 
the Holding or any adjacent land or buildings of the Landlord are 
damaged or destroyed by any fire  In the event of damage occurring to 
any part of such property to pay the cost of reinstating the same together 
with full compensation for the loss of any timber and any other loss 
suffered by the Landlord and to indemnify the Landlord from and against 
all claims that may be made by reason of damage to the property of a 
third party 
3.22 Pollution and Contamination 
 To take all reasonable steps to avoid polluting or contaminating the 
Holding To observe all legislation and regulations relating to pollution and 
contamination and to indemnify the Landlord against all liability in respect 
of pollution and contamination which the Tenant could reasonably have 
taken steps to avoid or mitigate 
4 LANDLORD'S AGREEMENTS 
The Landlord agrees with the Tenant as follows: 
4.1 Quiet enjoyment 
 If the Tenant observes and performs the Tenant's agreements and 
obligations in this agreement the Tenant may peaceably hold and enjoy 





disturbance from or by the Landlord or any person claiming through under 
or in trust for the Landlord 
4.2 Maintenance repair and insurance 
(a) In respect of the parts of the Holding shown in Schedule 6 to be the 
liability of the Landlord 
(i)  To keep them in a good state of repair and 
(ii)  Where the relevant item relates to the decoration or treatment 
of any part of the Holding to re-decorate paint or treat the 
relevant part in respect of external items at intervals of not 
more than five years and in carrying out such work to do the 
same to a proper standard with good quality materials 
(b) No liability shall fall upon the Landlord under this clause or under 
Schedule 6 unless and until the Tenant shall have given written 
notice to the Landlord of any repair maintenance renewal or 
replacement which in the reasonable opinion of the Tenant should 
be carried out by the Landlord under clause 4 and Schedule 6 
(c)  To insure the buildings and fixed equipment on the Holding against 
the Insured Risks which are expressly shown in Part B of Schedule 
6 to be the responsibility of the Landlord 
(d) To effect such insurance with a substantial and reputable Insurance 
Company for the full cost of re-building or reinstatement (including 
architects’  surveyors’ and other professional fees and also including 
the cost of debris removal demolition site clearance and any works 
that may be required by statute and incidental expenses) 
(e) If requested in writing by the Tenant to ensure that the interest of the 
Tenant is noted with the relevant insurance company 
(f)  When the Tenant quits the Holding at the end of this tenancy the 






5 RENT REVIEW 
The Landlord and the Tenant mutually agree that the Rent shall be subject to the 
statutory rent review provisions contained in Part II of the Act and shall be 
reviewable on the Rent Review Dates 
6 ENTITLEMENTS, QUOTAS AND PAYMENT RIGHTS 
 The Landlord and the Tenant agree: 
6.1 Entitlements 
(a) Immediately following the grant of the Tenancy both parties shall 
take all necessary steps to transfer the Entitlements to the Tenant 
for the Tenant's use during the Term 
(b) The Tenant shall maintain the Entitlements and not transfer lease or 
charge them or do or omit to do anything which results in the loss 
confiscation or reduction of any of the Entitlements or renders them 
unavailable or untransferable on termination of the Tenancy 
(c)  Before the termination of the Tenancy the Tenant shall transfer the 
Entitlements (or where only part of the Tenancy is terminated a fair 
number and type of the Entitlements reflecting the use and extent of 
that part) to the Landlord or his nominee without payment so that 
those Entitlements are registered in the name of and usable by the 
Landlord or his nominee on the day after the last day of the Tenancy 
(or the relevant part of it) 
6.2 Sugar Beet Contract 
  The Tenant agrees: 
(a) not to do or omit to do anything which might prejudice the allocation 
of Sugar Beet Contract to the Landlord or any previous or future 
occupier of the Holding or any part of it 
(b) to take all necessary steps to maximise the allocation of any Sugar 
Beet Contract to the Tenant during the Term which relates to or 





(c)  on termination of the Tenancy to take all necessary steps to transfer 
such Sugar Beet Contract to the Landlord or as the Landlord shall 
direct 
(d) not to make a claim in respect of Sugar Beet Contract allocated or 
transferred to the Landlord or any previous or future occupier of the 
Holding or any part of it 
6.3 Payment Rights 
 The Tenant agrees: 
(a) not to do or omit to do anything which might prejudice the allocation 
of Payment Rights to the Landlord or any previous or future occupier 
of the Holding or any part of it 
(b) subject to clause 6.3(a) and (c) to secure by allocation or transfer 
and to hold and thereafter use the maximum number of Payment 
Rights available on the holding as equates to the number of eligible 
hectares on the holding (those Payment Rights being referred to as 
the Holding Payment Rights) 
(c) not to make a claim in respect of Payment Rights allocated or 
transferred to the Landlord or any previous or future occupier of the 
Holding or any part of it 
(d) The Tenant shall maintain the Holding Payment Rights and not 
transfer lease or charge them or do or omit to do anything which 
results in the loss confiscation or reduction of any of the Holding 
Payment Rights or renders them unavailable or untransferable on 
termination of the Tenancy 
(e) Before the termination of the Tenancy the Tenant shall transfer the 
Holding Payment Rights (or where only part of the Tenancy is 
terminated a fair number and type of the Holding Payment Rights 
reflecting the use and extent of that part) to the Landlord or his 
nominee without payment so that those Holding Payment Rights are 
registered in the name of and usable by the Landlord or his nominee 






(f) The Tenant shall comply in full with all Cross Compliance 
requirements affecting the Holding 
(g) The Landlord shall for the remainder of the calendar year during 
which the Tenancy ends procure that all Cross Compliance 
requirements affecting the Holding are (save to the extent that the 
Tenant has himself failed to observe them) observed in full 
(h) The Tenant must not apply to the National Reserve set up under any 
scheme governing Payment Rights 
(i) The Tenant's obligations concerning Holding Payment Rights shall 
not apply insofar as the Holding Payment Rights have been subject 
to reduction imposed by any Authority unless such reduction is due 
wholly or partly to any act or omission by the Tenant (any 
compensation for that reduction being due to the Landlord) 
(j) The Tenant must take all necessary steps to ensure that the number 
of eligible hectares on the Holding does not fall below the number of 
the Holding Payment Rights 
(k) The Tenant must supply to the Landlord free of charge a copy of all 
documents submitted or and materials received in respect of 
Payment Rights at the time that document is submitted or received" 
 
7 TERMINATION OF TENANCY 
 The Landlord and the Tenant agree: 
7.1 Break Right – Whole Tenancy 
(a) The Break Right Holder shall have the right to terminate this 
agreement by serving Notice on the other party to expire on a Break 
Date 
(b) On the expiry of the Notice this agreement shall end but without 
prejudice to any right of action of the Landlord in respect of any 
previous breach by the Tenant of this agreement 





(a) If the whole or any part of the Rent (or any other sum reserved as 
rent) remains unpaid twenty-one days after becoming due (whether 
demanded or not); or 
(b) if any of the Tenant's agreements in this agreement are not 
performed or observed; or 
(c) If the Tenant (or any of those comprising the Tenant who is an 
individual) proposes or enters into any composition or arrangement 
with his creditors generally or any class of his creditors; or is the 
subject of any judgment or order which is not complied with within 
seven days or is the subject of any execution or distress levied on 
the Holding; or is the subject of an application or order or 
appointment under sections 253, 273 or 286 of the Insolvency Act 
1986; or  is unable to pay or has no reasonable prospect of being 
able to pay his debts within the meaning of section 268 of the 
Insolvency Act 1986; or 
(d) If the Tenant (being a company) is the subject of a petition 
presented or an order made or a resolution passed for appointing an 
administrator or winding up such company; or a receiver or 
administrative receiver is appointed of the whole or any part of the 
undertaking, property, assets or revenue of the company; or  agrees 
to declare a moratorium or is unable to pay its debts within the 
meaning of section 123 of the Insolvency Act 1986; or  ceases or 
threatens to cease to carry on its business 
The Landlord may without prejudice to any other rights he may have at any time 
(and notwithstanding the waiver of any previous rights of re-entry) re-enter the 
Holding or any part of it whereupon the Tenancy shall end.  
It is further agreed between the parties that demand for or acceptance of rent or 
other payment due to the Landlord from the Tenant shall not operate as a waiver 
of any breach committed by the Tenant irrespective of when the rent or other 
payment became due to the Landlord  
8 FURTHER MUTUAL AGREEMENTS 






 The Landlord shall be entitled to resume possession of the holding or any 
part in accordance with Schedule 8 
8.2 Set–off 
 That the Landlord may deduct from any compensation due to the Tenant all 
sums due from the Tenant to the Landlord 
8.3 Buildings/Fixtures and Fittings   
(a) Redundant Buildings  
(i) the buildings or other fixtures included or deemed to be included 
in Schedule 3 are to be treated as redundant which means that 
(save as provided in this clause) 
(a) neither the Landlord nor the Tenant are required to 
maintain repair or insure (except against employer’s or 
public liability risks) such buildings or fixtures and the 
parties shall be relieved from any antecedent breach of 
any such obligations relating to such buildings or fixtures 
(b) those buildings or fixtures are to be disregarded for all 
purposes of this agreement save to the extent that they 
fail to be considered at rent review when they shall be 
treated as not existing 
(c) the Landlord has the right at any time at his own expense 
to enter and repair those buildings or fixtures or remove 
them 
(d) the Tenant may use buildings included in Schedule 3 at 
his own risk and without any obligation to carry out any 
repairs to them but he must keep them in a clean tidy and 
safe condition to the satisfaction of the Landlord 
PROVIDED that the Landlord has the right at any time at 
his own expense to enter and repair them or remove 
them 
(ii) In default of agreement either party shall be entitled on giving 





to whether any other building or fixture is redundant to the proper 
requirements of the Holding to an expert appointed in 
accordance with this agreement and if it is agreed or if the expert 
awards that such building or other fixture is to be treated as 
redundant then as from the date of such agreement or award (as 
the case may be) the building shall be deemed to be included in 
Schedule 3 
(b) Landlord’s buildings 
(i) the buildings or other fixtures included or deemed to be included 
in Schedule 4 are to be treated as Landlord’s fixtures and fittings. 
 
(ii) Not without the Landlord’s written consent to lay any grain pulses 
onions potatoes wood or other weighty or prejudicial matter in 
any buildings other than those listed in Schedule 4 and as set out 
in Schedule 6 paragraph 5.1.  
 
(c) Tenant’s Fixtures 
(i) The fixtures and fittings specified in Schedule 5 are fixtures 
belonging to the Tenant in respect of which the Act applies.  
 
(ii) The Landlord acting reasonably reserves the right to request the 
Tenant to remove any fixture on the holding prior to the 
termination of this tenancy and to make good to Landlords’ 
satisfaction.  
 
8.4 Dispute Resolution 
(a) In the event of any dispute arising under this agreement between the 
parties other than a dispute in respect of Rent or consent for 
improvements or compensation it shall be determined by an 
independent expert who shall be appointed on the joint written 
application of both parties or in default of agreement on the application 
of either party by the President of the Royal Institution of Chartered 
Surveyors 
(b) The appointment of such expert shall specify that his decision shall be 





the expert shall be borne as directed by the expert and his decision 
shall be final and binding on all parties 
8.5 Whole Agreement 
This agreement contains the whole agreement between the Landlord and 
the Tenant relating to the transaction contemplated by the grant of this 
Tenancy 
8.6 Landlord’s Address 
For the purposes of the Landlord and Tenant Act 1987 the Landlord’s 
address at which notices and proceedings should be served is as specified 
in clause 1 or at such other address as the Landlord may notify to the 
Tenant in writing 
8.7 Contracts (Rights of Third Parties) Act 1999 
The parties do not intend that any term of this agreement should be 
enforceable by any third party as provided by the Contracts (Rights of Third 
Parties) Act 1999 but any third party right which exists or is available 
independently of that Act is preserved 
(a) Notices 
 All notices authorised or required to be given under this Agreement 
including notices to quit may be served in accordance with Section 
36 of the Act and notices may also be served by facsimile or other 
electronic means provided a written copy of any such notice shall be 
posted to confirm within seven days 
 
8.8 Landlord’s Agents 
 Any right or power under this Agreement granted to the Landlord shall be 
exercisable by the Landlord or the Landlord’s duly authorised agents or 
servants and any notice requiring to be given to or by the Landlord shall be 




 Where under the terms of this Agreement the Tenant is obliged to make 
any payment to the Landlord which attracts VAT (or any tax replacing it) the 







8.10  Farm Business Tenancy Notice 
 The Landlord and the Tenant acknowledge that each has received from the 
other a Notice under Section 1 of the Act that this tenancy is intended to be 
and remain a farm business tenancy a copy of these Notices are attached 
to this Agreement 
 
8.11 Tenant’s Indemnity 
 The Tenant agrees to repay to the Landlord on a full indemnity basis all 
costs  fees  charges and expenses incurred by the Landlord in connection 
with (a) all Notices served and procedures taken under S146 and S147 of 
the Law of Property Act 1925 and the Leasehold Property (Repairs) Act 
1938 notwithstanding that forfeiture is avoided otherwise than by relief 
granted by the Court (b) the recovery or attempted recovery of arrears of 
rent or other sums due from the Tenant and (c) any steps taken in 
contemplation of or in connection with the preparation and service of a 
schedule of dilapidations during or after termination or expiry of this 
tenancy 
 
8.12 The Tenant will indemnify the Landlord and any incoming Tenant against 
any liability to employees of the Tenant arising out of the Transfer of 
Undertakings (Protection of Employment) Regulations 2006 and costs 
incurred in connection with such liability 
 
9. INDEPENDENT ADVICE 
9.1 The Tenant acknowledges that 
(a)  Prior to signing this Agreement he took qualified independent advice 
and 
 (b) Apart from the express obligations of the Landlord contained in this 
Agreement the Landlord owes no other obligation nor any special or 
general duty of care to the Tenant either in respect of the Holding  
the farming or management of the Holding or in connection with this 
Agreement or any matter arising under or in connection with this 
Agreement 
   
10. COMPENSATORY PAYMENTS 
 
10.1   Any compensatory payment in respect of the last year of this tenancy or 





this tenancy shall if received by the Tenant is held upon trust by the 
Tenant for the Landlord and Tenant respectively 
 
10.2   The eventual destination of such compensatory payment whether all to 
the Landlord or all to the Tenant or whether it is to be divided between 
them shall be negotiated between the parties and in default of agreement 
shall be decided by arbitration and the arbitrator shall take into account all 
the relevant factors and in particular the date on which this tenancy 
terminates 
 
11. SPECIAL PROVISIONS RELATING TO ENVIRONMENTAL AND OTHER 
MATTERS 
 
The provisions (if any) of Schedule 9 shall apply to this Agreement. 
 
12 Guarantor’s Obligations (IF REQUIRED) 
 
12.1 If a Guarantor is named in the Particulars and has signed this Agreement 
then the Guarantor agrees to pay any sum which the Tenant fails to pay 
to the Landlord and to compensate the Landlord for any loss suffered by 
the Landlord as a result of any failure by the Tenant to comply with his 
obligations under his Agreement   The Guarantor’s obligation will remain 
in force even if the Landlord allows the Tenant extra time to comply with 
his obligations or does not insist on strict compliance by the Tenant with 
his obligations under this Agreement 
  
   
SIGNED by the parties on the date of this agreement    
 
OR for tenancies of 3 years or more 
 
This agreement is executed as a Deed by the parties and is delivered and takes 









Located within TL or TF 
O.S. Parcel No. Description Hectarage Acreage 
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    







Definitions and Interpretations 
Act” means the Agricultural Tenancies Act 1995 as amended by The Regulatory 
Reform (Agricultural Tenancies) England & Wales) Order 2006  
“Authority” means any statutory public local or other authority or any court of law or 
any government department or any of their duly authorised offices 
“Cross Compliance” means the requirements for statutory management and to keep 
land in good agricultural and environmental condition originally contained in Council 
Regulation (EC) 1782/2003 
“Enactment” means any Act of Parliament or subordinate legislation or any European 
Community legislation or decree having effect of law in the United Kingdom 
“Legal Obligations” means any obligation created by any Enactment which relates to 
the Holding or its use 
"Payment Rights" means all right to payment or subsidy whether under any scheme 
for the production or marketing of agricultural produce or otherwise or any quota or 
right of or restriction on production or the use of the Holding for farming or any licence 
or consent required for such production or use or any other similar benefit which is now 
or at any time in the future may be allocated transferred or made available to the 
Tenant (and whether as a matter of law attached to the Holding or not) other than 
Entitlements and Milk Quota 
“Schedule of Condition” means the schedule attached to this agreement if required 
“Tenancy” means the tenancy granted by this agreement 
In this agreement unless the context otherwise requires: 
a.  words importing one gender only include every gender, words importing the 
singular include the plural and vice versa, and words importing persons 
include firms and companies and vice versa; 
b.  the term ”the Landlord” includes the person for the time being entitled to the 





c.  the term the “Tenant” includes the person for the time being entitled to the 
Tenancy; 
d.  where there are two or more persons included in the expression’s “the 
Landlord” and “the Tenant” the obligations of such persons under this 
agreement shall be joint and several; 
e.  any reference to “the Holding” includes any part or parts thereof; 
f.  any sum payable by one party to the other shall be exclusive of Value Added 
Tax which shall where it is chargeable be paid in addition to and at the same 
times as the sum in question; 
g.  any provision not to do an act or thing imports an obligation not to cause to 
permit such act or thing to be done; 
h.  any reference to legislation includes reference to that legislation as amended 
or replaced from time to time and to any subordinate legislation made under 
it  
i.  if at any time a period of notice referred to in this Tenancy is in breach of any 
Enactment for any purpose there shall be deemed to be substituted for such 
purpose the minimum period of notice required by such Enactment 
SCHEDULE 3 
Redundant Buildings  













(edged blue on the attached building plan(s)) 
(Insert details of fixtures and fittings) 
The Tenant AGREES to maintain the fixtures and carry out external redecorations at 
intervals not exceeding five years 
 
SCHEDULE 6 
 [See also Clauses 3.6, 3.7, 3.8 and 4.2] 
Repairs and Insurance 
Part A 
 Landlord’s and Tenant’s Liability for Repairs 
 
1 The Tenant agrees to put into a good state of repair and then well and 
substantially repair maintain (and where necessary renew or replace) those 
items (being parts of the Holding) marked in the list below with an ‘x ‘as being 
the liability of the Tenant 
2 Any part of the Holding not shown in the list below shall be the liability of the 
Tenant under this Schedule 
2.1 If any item in the list below is not shown to be the liability of either the Landlord 
or the Tenant then it shall nonetheless be the liability of the Tenant under this 
Schedule 
3. In respect of items and parts of the Holding requiring decoration or treatment 
the Tenant agrees to treat re-decorate or paint the relevant part of the Holding 
whenever necessary and in any case at intervals of not more than seven years 
in respect of internal items and at intervals of not more than five years in 
respect of external items for which the next painting date is 
«Schedule_5_paint_date» and all such treatment redecoration or painting shall 
be carried out using materials of high quality and with workmanship to a high 
standard 
4. The Landlord may give written notice to the Tenant if the Tenant fails to observe 
the provisions of clauses 1, 2 and 3 of this Schedule and such notice by the 
Landlord may require the Tenant:- 
4.1 To commence the necessary works within three months or in the case of 
emergency immediately and 





5 Upon the Tenant failing to comply with such notice the Landlord shall be 
permitted to enter and do the work and recover the reasonable costs from the 
Tenant 
5.1 The Tenant agrees with the Landlord in respect of all items and parts of the 
Holding the responsibility of the Landlord under this Schedule to take all proper 
precautions to avoid those items or parts of the Holding becoming damaged by 
negligent deliberate reckless acts of the Tenant or of any person on the Holding 
with the express or implied permission of the Tenant and further in respect of 
those items or parts of the Holding forthwith to make a written report to the 
Landlord in respect of any damage 
5.2 For the avoidance of doubt and notwithstanding the terms of clauses 3.7, 4.2 
and paragraphs 2.1 to 5.1 inclusive of Schedule 6 the party who insures or 
who should insure against loss or damage by an Insured Risk shall be 
responsible for repairing maintaining renewing or replacing in respect of any loss 
or damage by an Insured Risk unless such insurance money shall be 
irrecoverable because of some act default or omission of the other party 
(a) Dwellings Repair, Maintenance and Replacement 
 
Item Tenant Landlord 
Boilers and heating systems x  
Doors x  
Electrical installations including Landlord’s fittings  X 
Exterior walls (including render) and foundations  X 
External decorations and treatments x  
Floor joists and ceilings  X 
Floors (but not coverings)  X 
Foul drainage systems (down to first external manhole) x  
Gutters and downpipes x  
Internal plastering and ceiling covering x  
Interior walls  X 
Internal decorations and treatments x  
Roofs including chimneys  X 
Fire detection  X 
Staircases  X 
Toilets, baths, sinks and fittings x  
Windows and skylights x  
b) Other Buildings and Fixed Equipment - Repair, Maintenance and 
Replacement 
 
Item Tenant Landlord 
Cladding and doors  X 
Gates X  
Downpipes and gutters X  





External treatments and decorations X  
Fixtures and fittings X  
Floors  X 
Foul drainage facilities X  
Internal decorations and treatments X  
Roofs  X 
Staircases and fixed ladders  X 
Structural frames and walls (including render and 
foundations) 
 X 
Timber treatment of infestations  X 
Water supplies and fittings X  
Windows X  
c) External Works and Services - Repair, Maintenance and Replacement 
 
Item Tenant Landlord 
Culverts up to 1.0m internal diameter X  
Culverts over 1.0m diameter and bridges  X 
Electrical supply systems  X 
Field boundaries X  
Field drains, ditches and associated works X  
Field gates and posts X  
Foul drainage systems – below ground  excluding emptying 
and rodding 
 X 
Foul drainage systems – below ground - emptying and 
rodding and (if applicable) maintenance of biodisc 
X  
Foul drainage systems – above ground X  
Garden walls and fences X  
Gas supply systems X  
Rainwater drainage systems – above ground X  
Rainwater drainage systems – below ground – including 
rodding 
X  
Roadways – hardcore X  








Roadways – concrete/tarmac  X 
Signs and notices erected by the Landlord  X 
Slurry systems X  
Watercourses, reservoirs, ponds and associated systems  X 
Water supply systems - above ground X  
Water supply systems – below ground X  
Yard walls fences and gates X  
Yards – hardcore X  











“Insured Risks” Tenant Landlord 
Fire  X 
Lightning  X 
Storm  X 
Tempest  X 
Flooding  X 
Bursting or overflowing of pipes, cisterns and other apparatus  X 
Impact (whether by vehicles or otherwise) x  
Aircraft (including articles dropped from aircraft)  X 
Malicious persons x  
Riot and civil commotion  X 
Explosion  X 
Earthquake  X 
Damage to any of the property caused by theft, burglary or 
breaking and entering 
x  
Damage caused by trespassers x  




RIGHTS GRANTED TO THE TENANT 
(a) A right of way over the roads and tracks (if any) coloured brown on the 
plan 
SCHEDULE 8 
TERMINATION OF THIS AGREEMENT 
1. In addition to and without affecting the Landlord's rights of forfeiture under 
clause 7.2 the Landlord may also give a Notice to Quit and resume possession 
of all or part or parts of the Holding from time to time by giving notice to the 
Tenant in accordance with Section 7 of the Act in the following circumstances:- 
 






1.2 If the Landlord or a third party shall obtain planning permission or shall have 
deemed planning permission or deemed consent for non-agricultural use of the 
Holding or any part  
 
1.3 Upon the Tenant attaining the age of Sixty-five years 
 
1.4 If the Tenant shall become owner or tenant of another holding of farmland of a 
size equal to or larger than the Holding 
 
1.5 If acting reasonably (and in case of dispute to be settled by an arbitrator) the 
Landlord considers a Notice to Quit desirable in the interests of good husbandry 
as respects the land to which the Notice relates, treated as a separate unit or 
that the carrying out of the purpose is desirable in the interests of sound 
management of the estate of which the land to which the Notice relates forms 
part or which that land constitutes or that the carrying out of the purpose is 
desirable for the purposes of agricultural research  education  experiment or 
demonstration or for the purposes of the enactments relating to smallholdings or 
that the carrying out of the purpose is desirable for the purposes of the 
enactments relating to allotments or for the purposes of the re-structuring or 
amalgamations of holdings owned or occupied by the Landlord and the Landlord 
agrees to pay compensation of two times the rent on the land to which the 
Notice relates 
 
1.6 If acting reasonably (and in the case of dispute such dispute as shall be settled 
by an arbitrator) the Landlord considers a Notice to Quit desirable or essential to 
carry out a scheme or schemes to plant trees or woodland subject to a 
maximum of 10% of the Holding at the time the Notice is served 
 
1.7 For the purpose of winning or working or extracting any minerals referred to in 
Clause 2 (b) whether by underground or surface workings or otherwise 
 
2. If the Landlord exercises its rights under clause 1.2 in this Schedule the 
Landlord shall pay to the Tenant compensation of five times the current rental 
applicable to the relevant part of the Holding but the Landlord shall not be 
obliged to pay compensation if the Landlord shall offer in writing to the Tenant a 
suitable equivalent area of land or suitable equivalent building (if applicable) in 
place of that part of the Holding re-possessed or intended to be re-possessed in 






3. In any case of re-possession under this Schedule the Tenant shall be entitled to 
a pro rata reduction in his rent for the area taken 
 
SCHEDULE 9 
 [See also Clause 11] 
 Special Provisions Relating to Environmental and Other Matters 
 
1. The Tenant AGREES to surrender all of his existing holding of xxxxxxx hectares 
known as xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx with effect from 10 October 200x and 
pay all outstanding rent on this date. 
2. The Tenant AGREES that up to 0.1 hectares of land should be set aside for the 
planting of trees and hedges by the Landlord if required with no alteration to rent. 
[3. For use where Tenant farms other land in addition to CCC’s holding] 
For the record, at the commencement of this tenancy and the purposes of 
Schedule 8, Clause 1.4, the Tenant confirms that he currently farms further xxx 
hectares (xxx acres). 
[4. Notwithstanding Clause 3.2 there will be a nil ingoing valuation on entry.] 
[5. The Landlord reserves the right to investigate and create a permissive bridleway 
as shown on the plan with no alteration in rent.] 







THE COMMON SEAL of )   
CAMBRIDGESHIRE COUNTY COUNCIL ) 
was hereunto affixed ) 
 in the presence of:- )      
       
       







SIGNED as a deed by   ) 
  ) 




Witness' Signature  ............................................................................. 
 
Name (capital letters)  ............................................................................. 
 
Address    ............................................................................. 
     ............................................................................. 
     ............................................................................. 
 






Anhang 12: Korpustext EN4 
1-02-08/TW/3466012.1 
 






















FARM BUSINESS TENANCY 
 
- relating to - 
 








10 Norwich Street 
London EC4A 1BD 
 
TW/602362/3466012.1 











1 THE TRUSTEES OF THE J M RUDD 1988 TRUST of Rothschild Trust 
(Bermuda) Limited, PO Box HM 1565, Ground Floor, 20 Victoria Street, Hamilton 
HM FX, Bermuda and whose address for service in the United Kingdom is c/o 
Macfarlanes, 10 Norwich Street, London EC4A 1BD (Ref: TW/HMD/602362) 
(“the Landlord”). 
 







In this Tenancy and the Schedules, where the context so admits, the following 
expressions shall have the following meanings:- 
 
1995 Act: Agricultural Tenancies Act 1995; 
 
Agriculture: the meaning assigned thereto by the 1995 Act; 
 
Fixed Equipment: the meaning assigned thereto by Section 19(10) of the 1995 
Act; 
 
Holding: the Property described in Schedule 1; 
 
Landlord: the party so described at the head of this Tenancy and, where the 
context so admits, the person or persons for the time being entitled to the 
reversion immediately expectant on the determination of the Tenancy; 
 
Plan: the plan annexed to this Tenancy; 
 
Planning Legislation: the Town and Country Planning Act 1990, the Planning 
(Listed Buildings and Conservation Areas) Act 1990, the Planning (Hazardous 
Substances) Act 1990, the Planning (Consequential Provisions) Act 1990 and the 
Planning and Compensation Act 1991; 
 
Prescribed Bank: Royal Bank of Scotland Plc;  
 
Prescribed Rate: the rate of 4 per cent per annum above the base rate of the 
Prescribed Bank or such other clearing bank as the Landlord my stipulate from 
time to time; 
 
Rents: the rents reserved by Clause 3; 
 
Tenancy: the tenancy created by this Tenancy Agreement; 
 





The Term: the term demised by clause 2.1 and any continuation or extension of 
it and any holding over, whether by statute, at common law or otherwise; 
 
VAT: value added tax; 
 




1.2.1 Words importing persons include firms, bodies of trustees, companies and 
corporations and vice versa. 
 
1.2.2 Where the context so admits, references:- 
 
1.2.2.1 to a Clause or Schedule are references respectively to a Clause of 
or a Schedule to this Tenancy; 
 
1.2.2.2 in a Schedule to paragraphs are references to paragraphs of that 
Schedule. 
 
1.2.3 The list of contents and headings in this Tenancy are included for convenience 
only and shall not affect its interpretation. 
 
1.2.4 Where any party to this Tenancy comprises two or more persons, any obligations 
on the part of that party contained or implied herein shall be deemed to be joint 
and several obligations on the part of such persons. 
 
1.2.5 A reference to any statute or statutory section shall be taken to include a reference 
to any statutory amendment, modification or re-enactment thereof for the time 
being in force and shall be taken to include every instrument, order, direction, 
regulation, bye-law, permission, licence, consent, condition, scheme or other such 
matter made thereunder or pursuant thereto. 
 
1.2.6 Any covenant by the Tenant not to do any act or thing shall include an obligation 
not to permit or suffer such act or thing to be done. 
 
1.2.7 “any default of the Tenant” shall be construed as including any act, default or 
omission of the Tenant or of any undertenant or of any person on the Holding 






The Landlord demises to the Tenant the Holding to hold the same unto the Tenant 
for the term from and including the date hereof being the date on which the 
Tenant is entitled to possession under this Tenancy until and including 10 
October 2008 and thereafter from year to year until determined by Notice under 
this Tenancy or the 1995 Act in accordance with clause 7 hereof.  
 
2.2 Rights granted 
 
The Landlord grants to the Tenant the rights set out in Schedule 2, which are 





2.3 Rights excepted and reserved 
 
The rights set out in Schedule 3 are excepted and reserved in favour of the 




The Tenancy is subject to the matters referred to in the documents of title relating 
to the Holding, copies of which having been supplied to the Tenant, he shall be 




The following rents are reserved and payable by the Tenant to the Landlord:- 
 
3.1 Yearly Rent - subject to review 
 
The yearly rent of SIX HUNDRED AND SIXTY-FIVE POUNDS (£665.00) 
payable free from all deductions whatsoever by equal half-yearly instalments in 
arrears on 6 April and 10 October in every year the first payment or a 
proportionate part thereof in respect of the period from the date hereof until the 
next rent payment date being due on 6 April 2008 provided that prior to the 
termination of the Tenancy the last half-year’s instalment of the Yearly Rent 
shall, if so demanded, be payable in advance on the day for the payment of the 
Yearly Rent immediately preceding the termination of the Tenancy. 
 
4 Tenant’s covenants 
 
The Tenant covenants with the Landlord to comply with the obligations set out in 
this Clause 4 throughout the Tenancy. 
 
4.1 Payment of Rents 
 
The Tenant shall pay the Rents in accordance with Clause 3.1 without any setoff 
or other deduction whatsoever. 
 
4.2 Interest on default 
 
Without prejudice to any other remedies of the Landlord, if any payment of the 
Rents or any other sums payable by the Tenant to the Landlord under the 
provisions of this Tenancy is or are made more than seven days after the due date 
for payment, the Tenant shall pay to the Landlord on demand interest on such 
unpaid Rents or other sums at the Prescribed Rate per annum above the 
Prescribed Bank’s base rate in respect of the period from the due date until the 
date when the same are paid.  Such interest shall be calculated on a daily basis 




The Tenant shall pay all rates, taxes and outgoings now or hereafter charged or 
imposed upon the Holding whether or not payable by the owner or occupier, 
except only those which the owner alone is by law bound to pay notwithstanding 







The Tenant shall, in addition to the Rents or other payments payable to the 
Landlord pursuant to the provisions of this Tenancy, pay to the Landlord any 
VAT chargeable on this Tenancy and on any payment by the Landlord which the 
Tenant is required to reimburse to the Landlord, the Tenant hereby 
acknowledging that all such Rents and other payments have been computed on a 




The Tenant shall not use the Holding for anything other than agricultural 
purposes, and shall farm the Holding for the purposes of a trade or business 




The Tenant shall undertake and carry out the repairing obligations and liabilities 
as to maintenance, repair, replacement and decoration of both landlord and tenant 
specified by the Agriculture (Maintenance Repair and Insurance of Fixed 
Equipment) Regulations 1973/1473 (as amended by SI 1988/281 and the 
Agriculture (Time Limit) Regulations 1988/282) and the provisions of paragraph 




The Tenant shall not:- 
 
4.7.1 commit waste of any kind on the Holding; 
 
4.7.2 make any alterations, improvements or additions to the Fixed Equipment on the 
Holding or any part of the Fixed Equipment; 
 
4.7.3 plant any trees, coppice, saplings, pollards or underwood. 
 
4.8 To manage and cultivate 
 
The Tenant shall manage and cultivate the Holding in accordance with the rules 
of good husbandry and so as not to injure the Holding or cause the same to 
deteriorate, and shall keep and leave the Holding in good heart and condition. 
 
4.9 To keep free of disease 
 
To the best of his ability the Tenant shall keep the Holding free from disease, 
from infestation by insects and other pests and from weeds, mole-heaps, moles, 
rats and other vermin. 
 
4.10 Straw burning 
 





4.11 Control of sprays 
 
The Tenant shall use any sprays with all reasonable care to ensure that timber, 




The Tenant shall not assign, mortgage, charge, underlet or grant licences or 
franchises to use or occupy, or part with or share the occupation or possession of 
the Holding or any part thereof. 
 
4.13 To prevent easements and trespass 
 
The Tenant shall prevent any rights or privileges (whether rights of way or other 
easements of any nature whatsoever or profits a prendre or rights for the benefit 
of the general public) being created or acquired by third parties over any part of 
the Holding whether by express or implied grant or by prescription or otherwise 
and the Tenant shall use his best endeavours to prevent trespass over any part of 
the Holding. 
 
4.14 Landlord’s rights of entry 
 
The Tenant shall permit the Landlord at all reasonable times to enter upon the 
Holding with or without vehicles, animals and machinery for all reasonable 
purposes. 
 
4.15 Landlord’s right to remedy breaches of covenant 
 
The Landlord may serve on the Tenant a notice specifying any breaches of 
covenant or repairs for which the Tenant is responsible under the terms of this 
Lease and requiring the Tenant forthwith to remedy the breaches and execute 
repairs. 
 
4.16 Notice of Death 
 
If the Tenant shall die during the continuance of the Tenancy, his executors or 
administrators or some member of his household or employee shall forthwith and 
in any case within one calendar month after such death give notice in writing to 
the Landlord of such death and the date thereof. 
 
4.17 Details of Notices 
 
In the event that any notice, order or proposal affecting the interests of the 
Landlord or of the Tenant is served on the Tenant or on the Holding under the 
provisions of any statute or order then:- 
 
4.17.1 the Tenant shall forthwith supply the Landlord with details of such notice, order 
or proposal; 
 
4.17.2 the Tenant shall comply with the requirements of such notice, order or proposal; 
and 
 
4.17.3 the Tenant shall, if required to do so by the Landlord, make or join with the 
Landlord in making such objections or representations in respect of the notice, 







4.18.1 The Tenant shall not commit any breach of planning control (such term to be 
construed as it is used in the Planning Legislation) in respect of the Holding and 
the Tenant shall comply with the provisions of the Planning Legislation in 
relation to the Holding. 
 
4.18.2 In respect of the Holding the Tenant shall not apply for any planning permission 




The Tenant shall observe and comply with all requirements relating to the 
Holding and the use thereof or the employment or residence thereon of any 
person imposed by any legislation whether public or local, any government 
department, local authority or other public or competent authority or any court of 





The Tenant covenants with the Landlord not to commit or suffer or allow to be 
committed any breach on or from the Holding or from the activities carried out on 
the Holding of the Environmental Protection Act 1990 and other statutes orders 




The Tenant shall indemnify the Landlord in respect of all loss arising out of this 
Tenancy as a result of - 
 
4.21.1 any default of the Tenant; 
 




The Tenant shall pay to the Landlord and indemnify the Landlord against all 
costs, charges and expenses (including, but without limitation to the generality of 
the foregoing, professional advisers’ and bailiffs’ costs and fees) properly 
incurred by the Landlord:- 
 
4.22.1 in connection with any proceedings under Sections 146 or 147 of the Law of 
Property Act 1925 including the preparation and service of notice under those 
Sections (notwithstanding forfeiture is avoided otherwise than by relief granted 
by the Court); 
 
4.22.2 in the preparation and service of a schedule of dilapidations at any time during or 
after the Term; 
 
4.22.3 in connection with any breach of covenant by the Tenant under this Tenancy; 
 
4.22.4 in connection with the recovery of arrears of Yearly Rent and other rents due 





4.22.5 in respect of any application by the Tenant for the Landlord’s consent required by 
this Tenancy whether the consent is granted or refused or given subject to any 
qualification or condition or whether the application is withdrawn. 
 
4.23 To yield up 
 
At the termination of the Tenancy the Tenant shall quietly yield up the Holding 
with the Fixed Equipment, excepting only tenant’s fixtures, and in a condition 
consistent with the performance of the Tenant’s obligations contained in this 
Tenancy. 
 
5 Landlord’s covenant for quiet enjoyment 
 
The Landlord hereby covenants with the Tenant that, subject to the Tenant paying 
the Rents and complying with the provisions of this Tenancy, the Tenant may 
peaceably and quietly possess and enjoy the Holding during the Term of the 
Tenancy without any interruption from or by the Landlord or any person or 
persons lawfully claiming under or in trust for the Landlord. 
 
6 General Provisions 
 




6.1.1 Without prejudice to any other remedies of the Landlord and any rights it may 
have against the Tenant in respect of any breach of the provisions of this 
Tenancy, if any one or more of the events listed in Clause 6.1.2 occurs the 
Landlord may re-enter the Holding or any part thereof in the name of the whole 
even if any previous right of re-entry has been waived and thereupon this 
Tenancy will cease. 
 
6.1.2 The events referred to in Clause 6.1.1 are as follows:- 
 
6.1.2.1 the Rents or any part thereof being in arrear for fourteen days 
after becoming due (whether legally demanded or not); or 
 
6.1.2.2 the Tenant (or either of them) at any time being in breach of any 
of the provisions of this Tenancy:- 
 
(i) becoming bankrupt; 
 
(ii) becoming subject to an interim order under Section 252 
of the Insolvency Act 1986; 
 
(iii) becoming subject to a voluntary arrangement as defined 
in Section 253 of the Insolvency Act 1986; 
 
(iv) having an interim receiver appointed under Section 86 of 
the Insolvency Act 1986; 
 
(v) suffering any distress or process of execution to be levied 





6.2 Deductions for dilapidations 
 
Any sums due to the Landlord from the Tenant in respect of the Rents or of any 
breach by the Tenant of any of the provisions of this Tenancy or for any injury, 
dilapidation, deterioration of or damage to the Holding or otherwise shall be 
deducted from any sums payable to the Tenant at the termination of the Tenancy 
by the Landlord or shall be recoverable by action or otherwise as the Landlord 




The rights of the parties under this Tenancy or otherwise in respect of the 
Tenancy shall not depend on or be affected by any custom of the Country. 
 
7 Break Option 
 
If the Landlord shall desire to determine the Term he may give to the Tenant  not 
less than 12 months’ notice to that effect expiring on 6 April, 6 July, 11 October 
or 6 January in any year and upon the date so specified in such notice the present 
demise and everything herein contained shall cease and be determined but 
without prejudice to the rights and remedies of either party against the other in 
respect of any previous claim or breach of covenant. 
 
8 Contracts (Rights of Third Parties) Act 1999 
 
No term of this tenancy shall be enforceable solely by virtue of section 1 of the 





ALL THOSE pieces or parcels of land known as land at Herne Farm, Ashton Road, Oundle, 
Northamptonshire as is more particularly identified coloured pink on the Plan.  
 
SIGNED on behalf of the Landlord  ) 






SIGNED by the Tenant    ) 










Ich erkläre hiermit, dass ich zur Anfertigung der vorliegenden Arbeit keine anderen als 
die angegebenen Quellen und Hilfsmittel und keine nicht genannte fremde Hilfe in An-
spruch genommen habe. Mir ist bekannt, dass eine unwahrheitsgemäße Erklärung als 
Täuschung im Sinne von § 13 (3) in Verbindung mit § 21 (1) der Prüfungsordnung für 
den Masterstudiengang Translatologie an der Universität Leipzig vom 28.01.2008 gilt. 
 
 
Leipzig, 10. November 2015   
 
 
